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Editorial

»Ein Krieg neuen Typs, noch kaum analysiert«, schrieben wirim letzten Heft an
dieser Stelle, während auf den Irak und das annektierte Kuwait der beispiellose
Bomben- und Raketenhagel des ersten hochtechnologischen Krieges der
Geschichte niederging. Die Empörung wider den Krieg artikulierte sich zumeist
moralisch und verfing sich in den Widersprüchen einer komplex überdetermi
nierten Konfliktlage. Anklagende Vereindeutigungen helfen nicht weiter. Für
eine Gesamteinschätzung isteszufrüh. Wir können nicht wissen, obesdererste
einer neuen Serie solcher Kriege war, nachdem sein für die USA triumphaler
Ausgang die Form Krieg wieder rehabilitiert zu haben scheint, und ob alsodie
UNO zum Instrument einer Welthegemonie der USA herabgesunken ist. Oderob
dieser Krieg nach dem Ende des Ost-West-Patts eine Abschreckung neuen Typs
installiert hat und zur Aufwertung der UNO führt und somit vielleicht gar der
letzte große Krieg war. Vorrangig scheint es uns darum zu gehen, die Fragen
offenzuhalten und zu einer möglichst vielseitigen Durchleuchtung des wider
sprüchlichen Determinantengefüges beizutragen. WFH

Zum vorliegenden Heft

Mary Kaldor untersucht den Golfkrieg als einen Versuch, die postfordistische
Epoche, die durch die allgemeine Anwendung der Informationstechnologien
gekennzeichnet ist, nach fordistischem Muster zu regulieren: in einem dualen
Weltsystem unter Vorherrschaft der USA, die sich aufmilitärische Überlegenheit
und Aufrüstung stützen, sowie aufeinen massenhaften Konsens, derdurch priva
ten Konsum und die Gegnerschaft zu einem bedrohlichen Gegensystem herge
stellt wird. Nach dem Zerfall des Ostblocks könnte es nun von dämonisierten
Militärdiktaturen der Dritten Welt repräsentiert werden.

Andre Gunder Frank diskutiert die ökonomischen und geopolitischen Interes
sender Vereinigten Staaten undihreDurchsetzungsmöglichkeiten. Diedrei fol
genden Beiträge fragen nach ideologischen Prozessen, diederKrieg aufnationa
ler wie internationaler Ebene auslöst oder manifest macht. Esgeht umdieTen
denz zu einem Weltstaat, die sich in der pervertierten Form des Staatsterrors
namens einer »Gemeinschaft der Nationen« ankündigen könnte (Jacques Bidet),
um dieöffentliche Wirksamkeit eines »kulturellen Rassismus«, derdieKriegsur
sachen indieVölkerpsychologie verschiebt (Georg Auernheimer) und um mögli
cheMutationen inder politischen Kultur (Wolfgang Fritz Haug). Wirwerden die
Fragen weiterverfolgen. Das nächste Heft wird den Zusammenhang von
Geschlechterverhältnissen und Krieg in den Mittelpunkt stellen.

Der zweite Schwerpunkt behandelt den blutigen Prozeß der Nationbildung
zunächst unter globalem Aspekt. Bendedict Anderson führt vor, wie der Kolo
nialstaat, indem er »seine« Bevölkerung kategorisierte, Grenzen zog und Ge
schichtssymbole der kolonisierten Völker nutzte, umseine eigene Legitimität zu
sichern, jene Nationen erst schuf, die ihn später im Namen nationaler Selbst-
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bestimmung bekämpfen und besiegen sollten. Der gleiche Zusammenhang wird
inder Fallstudie von Ronald Suny zumsowjetischen Nationalitätenkonflikt deut
lich. Erst die offizielle Nationalitätenpolitik erzeugte in der transkaukasischen
Region jenes Nationalbewußtsein, das siedurch Vorenthaltung politischer Auto
nomie zugleich verletzt hat.

In Deutschland hat aufwallendes Nationalgefühl die regierende Rechte in
standgesetzt, dieHoffnungsfunken einerdemokratischen Revolution auszutreten
und das politische Kräfteverhältnis nachhaltig zu verschieben. Aber im Unter
schiedzum Nationalismus istdie Nation keinGegner. Und selbstbeim Nationa
lismus haben wir es, wie sich von Marx lernen läßt, mit Mächten zu tun, die das
Verlangen nach einem solidarischen Gemeinwesen ineiner zerrissenen Gesell
schaft repräsentieren; in der Symbolik des Nationalen wirkt die entfremdete
Macht der nicht auslebbaren Gefühle. Der neokonservative Diskurs weiß sie
instinktsicher anzusprechen, gestützt aufeinelange Erfahrung, sie manipulativ
einzuspannen. Dagegen gilt es, einen politisch bewußten Umgang mit diesen
Kräften zu lernen, der sie nicht unkontrolliert freisetzt, sondern perspektivisch
befreit. Georg Auernheimer betrachtet dieSchwierigkeiten der Linken und dis
kutiert die Frage eines demokratischen Nationalbewußtsein »von unten«. Tho
mas Gehrmann hat den Nationalismus dort erforscht, wo er am handgreiflich
sten auftritt, beim Fußball. MichaelSchneider schildert die »Kolonisierung« der
ehemaligen DDRdurchdas bundesdeutsche Kapital, die sich als großangelegte
Zerstörung von Solidarbeziehungen im Namen der nationalen Solidarität dar
stellt. Zugleich treibendie freigelassenen Marktkräfte eine erneuteSpaltung der
Nation voran, die im Namen ihrer Einheit daherkommt. Wolfgang Bialas fragt
vom Standpunkt des ehemaligen DDR-Bürgers nachMöglichkeiten einer neuen
Identität, die diesen Prozessen standhält. Aus Halle erreichte uns schließlich ein
Beitrag der von bundesdeutscher »Abwicklung« betroffenen Mitarbeiter der
Marx-Engels-Gesamtausgabe (MEGA), den wir in letzter Minute ins Heft
genommen haben. Die Rettung dieses Projekts, das keineSacheder Deutschen
allein ist, wird nur bei internationaler Solidarität möglich sein.

Anja Weberling besichtigt nocheinmaldie Rationalisierungsdebatten der Wei
marer Republik, um nützliche Lehren für eine gewerkschaftliche Technologie
politikzu gewinnen. Sie stößtaufeine Blockierung, die aufgrundder unbearbei
teten Entgegensetzung von Natur und Technik das Verhälmis zur Frauenarbeit
bis heute belastet. NR/TL
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Volker Braun

Denkmal für einen Piloten

Eine Million erwachsener Männer, eingekleidete Exemplare dermensch
lichen Rasse, erwarten im Sand der arabischen Wüsten die tägliche
Weisung. Sie liegen auf beiden Seiten einer sog. Front, einberufen,
abkommandiert und eingegraben. Gleichermaßen gewohnt, Befehlen zu
folgen, Gehorsam zu üben, ungefragt zu funktionieren und scheinbar
automatisch zu töten. Dergleichlautende Auftrag, ehrlich gesagt: zu zer
schlagen,unschädlich zumachen, wasjenseitsder Frontliniehockt, den
sog. Feind. Wir Übrigen, Ungezählten, beinahe dieMenschheit, stehn in
den Fabriken, in den Labors, glücklich beschäftigt, und spuren für den
Lohn, fähig zu jeder Arbeit, die angeboten wird, an immer rasenderen
Maschinen, in abgefeimteren Industrien. Mit immergierigerem Griff in
das Erdreich und in den Himmel, die sog. Ressourcen, Ölfelder und
Regenwälder. Bedenkenloser, jedenfallsgewaltsamer Zugriff; ohne uns,
ohne die Völkerzu schonenan ihrenangestammten Rastplätzen, die wir
aufstören mit unseren Panzern. Der Krieg nur die letzte Konsequenz
unserer ungeheuren Tätigkeit, die ihre Logik hat, ihr verrücktes Recht,
ihrzwangsläufiges Finish. Die Spur wird nicht inÄonen untergehn. Aber
einer, ein namenloser Soldat, russischer Pilot der Road Air, beauftragt,
Raketenrampen in das Krisengebiet zu fliegen, verweigert den Dienst,
auf der eisstarrendenPisteeinesdeutschen Flughafens verriegelter seine
Antonow; einer von uns und nicht von uns, und gibt einer menschlichen
Regung nach, mitten im Krieg, mitten in der Arbeit, die uns bleibt, den
Arbeitern aller Länder.
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Mary Kaldor

Der imaginäre Krieg*

Wie sind wir indiesen Krieg hineingeraten? Der Kalte Krieg istgerade ein Jahr
zu Ende. Letztes Jahr um diese Zeit schien es, als stünden wir an der Schwelle
einer neuen Ära des Friedens und der internationalen Kooperation. Wie konnten
dieser Optimismus und diese Euphorie so schnell zerstört werden? Wie ist es
möglich, daß dieamerikanische (und die britische) Kriegsmaschinerie - es sind
mehr amerikanische Truppen und Waffen im Einsatz als in Europa auf dem
Höhepunkt des Kalten Krieges stationiert waren - Tag für Tag einen Feind aus
der Dritten Welt, dessen Ausrüstung auf einem niedrigen technologischen
Niveau ist, mit einem Bombenhagel eindeckt?

Natürlich ist es eine große Errungenschaft, daß die Vereinten Nationen so
umgehend aufdie Invasion Kuwaits durch einen Diktator reagierten, derzu bei
nahejeder Gemeinheit fähig ist. Angesichts all der anderen Invasionen: Tibets
durch China, Ost-Timors durch Indonesien, des Libanon durch Israel etc. - war
es wirklich herzerwärmend zu sehen, wie die Weltgemeinschaft diesmal einen
festen Standpunkt gegenüber einem Akt groben Unrechts einnahm und histo
risch beispiellose ökonomische Sanktionen verhängte. Was istalso schiefgelau
fen? Wie konnte diese globale Kooperation zu einem von der USA und Großbri
tannien geführten Krieg entarten? Wie konnten dieVereinten Nationen gekapert
und zu einerkriegsproduzierenden Institution gemacht werden? Wie ist es mög
lich, daß eine Aktion, die sich als technologischer Genozid herausstellen wird,
im Namen des Völkerrechts durchgeführt wird?

Manche sagen, dieAntwortseiimInteresse desWestens amÖlzu suchen, und
die Vereinigten Staaten undGroßbritannien hätten aufzynischeWeisedie mora
lische Abscheu vor Saddam Husseins Verhalten ausgebeutet. Immerhin haben
westliche Länder den Irak zuvor im Krieg gegen den Iran unterstützt, obgleich
dieser durch einen ungesetzlichen Agressionsakt Iraks begonnen wurde. Im
Guardian vom24. Januar 1991 bekennt sich Douglas Hurd heiter zu denÖlinte-
ressen. Nachder BesetzungKuwaits, so seineBegründung, kontrolliere der Irak
18 %derOlreserven der Welt. Und würde er Saudi Arabien besetzen, kontrol
lierte er 44 % der Weltölreserven. Wäre es in diesem Falle aber nicht ausreichend

gewesen, Saudi Arabien zu verteidigen und den Druck auf Saddam Hussein
durch Sanktionen aufrechtzuerhalten? Schadet dieser Krieg den Olreserven nicht
viel mehr als es ein an akutem Devisenmangel leidender Irak hätte tun können?

Das Ende des Kalten Krieges bietet eine plausiblereErklärung. Dieser Krieg
muß mit dem Zusammenbruch der alten Ordnung erklärt werden: Nicht einfach
in dem Sinne, daß die USA als einzigeWeltmachtübrig gebliebensind, sondern
in einem umfassenderen Sinne mit den weitreichendenKonsequenzen, die dieser
Zusammenbruch für die amerikanische Gesellschaft und Politik hat. Er ist eine

Abwehrreaktion gegen eine tiefgreifende Störung, hervorgerufen durch das Ende

* Erschien unter dem Titel »Warof Imagination« in Marxism Today, March 1991. Wir danken
demVerlag für die Überlassung der deutschen Rechte.
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des Kalten Krieges. Um diesen Gedanken auszuführen und die Konsequenzen
des Krieges zu beurteilen, ist es nötig, sich anzusehen, wie die Weltordnung bis
1989 geregelt war.

DerKalte Krieg alsOrganisationsform der internationalen Beziehungen

Der Kalte Krieg war eine Form, die internationalen Beziehungen zuorganisie
ren. Traditionellerweise wird er, von Linken wie Rechten, als tiefwurzelnder
Konflikt zwischen Ost und West dargestellt. Die Drohung durch militärische
Gewalt (Abschreckung) - so dieallgemeine Auffassung - verhinderte den Aus
bruch eines Krieges. Linke und Rechte unterschieden sich lediglich in ihrem
Urteil über das Wesendieses Konfliktes. Für die Rechtewar es ein Konflikt zwi
schen Freiheit und Totalitarismus, für die Linke zwischen Kapitalismus und
Sozialismus. In beiden politischen Strömungen gabes darüberhinaus die alter
nativeSichtweise, es handlesich um eine Rivalität zwischenGroßmächten. Der
Kalte Krieg läßt sich aberauch anders verstehen: nicht alsKonflikt, sondern als
eine Art von stillschweigender Übereinkunft. Im Osten und imWesten gab es
zwei unterschiedliche Systeme, die fordistische Variante des Kapitalismus und
die stalinistische oder poststalinistische Variante des Sozialismus. Aber beide
standennichtimWiderspruch zueinander. Siebrauchten einander,sie verhielten
sichkomplementär. In einergemeinsamen Weltordnung, dieden Zeitraum zwi
schen 1948 und 1989 kennzeichnete, waren sie aneinander gebunden.

Die militärische Konfrontation, die diese Weltordnung charakterisierte, muß
als imaginärer Krieg begriffen werden, nicht alsAbschreckung. Inmilitärischen
Übungen, Szenarios, Spionagespielen und inihrerfeindseligen Rhetorik verhiel
ten sich beide Seiten Tag für Tag so, als ob der Zweite Weltkrieg nie zu Ende
gegangen wäre, und das hatte tiefgreifende Folgen für das Funktionieren der
jeweiligen Systeme. DerZweite Weltkrieg hatte einige hartnäckige ökonomische
und soziale Probleme gelöst. Der imaginäre Krieg reproduzierte, mindestens
während der ersten zwanzig Jahre, diese Lösungen. Er schuf eine Kriegsatmo
sphäre, die genutzt werden konnte, um die Ökonomie zu regeln und sozialen
Zusammenhalt zu erzeugen.

Der imaginäre Krieg - die fordistische Methode
zur Regelung der internationalen Beziehungen

Was den Westen angeht, sokann man sagen, daß der imaginäre Krieg die Ära des
fordistischen Kapitalismus bestimmt hat. Er kann als die fordistische Methode
zur Regelung der internationalen Politikbetrachtetwerden. Das heißt nicht, daß
er die Folge des Fordismus war (bzw. der Veränderungen, die sich in der ersten
Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts in der kapitalistischen Produktionsweise
ereigneten). Vielmehr war der imaginäre Krieg eine Form, mit den Widersprü
chen fertig zu werden, die durch den Fordismus aufgeworfen worden waren. Er
entstand nicht aus ökonomischen Gründen, sondern als Folge einer ganzen Reihe
komplexerpolitischerProzesse.VieleMerkmaleder Nachkriegsperiode, die wir
mit dem Fordismus assoziieren, wie zum Beispiel die hohen Militärausgaben
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oderdieprivate Konsumtion, können ebensogut durch diepolitischen Institutio
nen erklärt werden, die die fordistische Ära formten.

Der Zweite Weltkrieg löstedie Probleme der Depression der dreißiger Jahre.
Er führte zu einer massiven Erhöhung der Staatsausgaben, in den USA wie in
Europa,under schufeinenparteiübergreifenden Konsens, ein Gefühlpolitischer
Solidarität, sowohl innenpolitischals auch zwischenden Alliierten, bei der Ver
folgung der gemeinsamen Kriegsziele. Unmittelbar nach dem Krieg entwickel
ten sich die USA nach rechts, während Europa sich dramatisch nach links ent
wickelte.Die Institutionender Vorkriegszeit hattensichdurch die Appeasement-
Politikund durch Kollaboration diskreditiert. Die Nachkriegswahlen führten in
allen europäischen Ländern zu linksstehenden Regierungen oder vonder Linken
geführten Koalitionen. Die USA verringertendie Staatsausgaben und die finan
zielle Unterstützung ihrer vormaligen Alliierten, obwohl diese ökonomisch am
Boden lagen und wegen des fiskalischen Konservatismus und der linken Politik
der neuen Regierungen dringend Dollars benötigten.

Der Kalte Krieg war eine Form, um ein neues Gefühl von Solidarität zwischen
den Alliierten entstehen zu lassen, zumindest zwischen den USA und Großbri
tannien. Den Verfechtern des New Deal in den Vereinigten Staaten gelang es,
Unterstützung für eine starke Regierung zu mobilisieren, indem sie die sowjeti
sche Bedrohung hervorhoben. Die Sozialdemokraten und die Labour Party
konnten Respektabilität gewinnen, indem sie ihren Abstand zu den Kommuni
sten betonten. Diese neubegründete Kohäsion zwischen den Regierungen der
Vereinigten Staaten und Westeuropas gab einen politischen Rahmen ab für die
Regulierung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen (einschließlich ihrer
finanziellen und technologischen Aspekte und der Handelsbeziehungen) sowie
für die Ausbreitung des Fordismus. Unter diesen Bedingungen konnten die USA
zudem überzeugt werden, ihre überzähligen Dollars auszugeben.

Ich will hier nicht behaupten, Stalin hätte nichts mit den Ursachen des Kalten
Krieges zu tun. Im Gegenteil, die Besetzung Osteuropas und das brutale Verhal
ten der Roten Armee waren unerläßliche Bestandteile. Es ist sehr unwahrschein

lich, daß der Westen in den späten vierziger Jahren irgendetwas hätte tun kön
nen, um die damaligen kommunistischen Machtübernahmen zu verhindern.
Möglicherweise hätten ein Abkommen über Deutschland und eine Marshall-
Hilfe ohne Bedingungen zu einem anderen Ergebnis geführt. Wie auch immer,
die Teilung Deutschlands, die Entscheidung, einen westdeutschen Staat zu grün
den und der Aufbau der NATO schufen eine Rechtfertigung für die sowjetische
Rolle in Osteuropa und umgekehrt.

Der Höhepunkt des Kalten Krieges ist zugleich die Periode, die als das goldene
Zeitalter des Kapitalismusbekannt geworden ist. Die Entspannung und der neue
Kalte Krieg in den siebziger und achtziger Jahren können als verschiedene For
men interpretiert werden, auf das Ende des goldenenZeitalters zu reagieren: Die
nach der fordistischen Formel funktionierendekapitalistischeExpansion war ins
Stocken geraten, und in Westdeutschland undJapanwareine neuePolitikkapita
listischer Akkumulation entstanden, die auf postfordistischen Technologien
basierte.

Vietnamwar der Wendepunkt. Es ist kein Zufall, daß 1971 das erste Jahr des
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US-amerikanischen Handelsdefizits war, das Jahr, in dem die USA den Dollar
abwerteten und das System fester Wechselkurse von Bretton Woods aufgeben
wurde. Es ist auch das Jahr, in dem Nixon und Kissinger nach Moskau reisten
unddie Entspannungspolitik inGang setzten. Vietnam wareinwirklicher Krieg,
undwirkliche Kriege sindsehrvielunvorhersehbarer als imaginäre Kriege. Viet
nampolarisiertedie öffentliche Meinung, statteinenneuensozialenZusammen
halt zu stiften. Vietnam war teuer. Während es zur Zeit des Koreakriegs an Dol
lars mangelte und die zusätzlichen Ausgaben der Vereinigten Staaten die ameri
kanische Wirtschaft stimulierten, führten die vermehrten Ausgaben zur Zeit des
Vietnamkrieges zu Inflation und Handelsdefizit.

Seitden siebzigerJahren wurdeder KalteKriegmehr und mehr zu einem Hin
dernis für die ökonomische und politischeStabilität. Der atlantische Kompromiß
wurde von der Linken und den neuen sozialen Bewegungen, die nach dem Viet
namkrieg entstanden waren, in Frage gestellt. Innerhalb der Rechten wurde er
von den Neoliberalen kritisiert, die eine liberale Form des Kapitalismus bevor
zugten. Die amerikanischen Militärausgabenförderten die Expansion der Welt
wirtschaft nicht mehr, sie verhinderten vielmehr finanzielle Regulierungsmaß
nahmen. Weil die Militärausgaben die wissenschaftlichen und technologischen
Ressourcen absorbierten, wirkten sie sich negativ auf die Konkurrenzfähigkeit
der amerikanischen Produkte aus und trugen daher zum Nachlassen der US-
amerikanischen Fähigkeit bei, die Weltwirtschaft zu regeln. Vor allem konser
vierte der Kalte Krieg die amerikanischen Machtstrukturen und verhinderte so
das Entstehen neuer politischer Institutionen, die die postfordistische Weltwirt
schaft hätten regulieren können und es ermöglicht hätten, auf die dramatischen
Veränderungen im Gleichgewicht der Weltwirtschaft zu antworten. Letztere
resultierten aus der Einführung neuer, auf der intensiven Nutzung der Informa-
tionstechnologie beruhender Produktionsmethoden, insbesondere durch Japan
und Westeuropa.

Die militärischen Denkschulen im imaginären Krieg

Der imaginäre Krieg bestand aus wirklichen militärischen Konfrontationen mit
wirklichen Soldaten und wirklichen Waffen, bei denen wirkliche Ressourcen
verbraucht wurden. Die Strategien und die Waffen, die dafür entworfen, gebaut
undindennorddeutschen Ebenen ausprobiert wurden, hatten große Ähnlichkeit
mit denen des Zweiten Weltkrieges. Die zivile Technologie verändert sich fort
während je nach Marktbedürfnissen. Die militärische Technologie verändert
sich in Kriegszeiten entsprechend den Bedürfnissen des Schlachtfeldes. Im
Frieden folgt sie dem Trägheitsgesetz. Neue Erfindungen werden nur insoweit
umgesetzt, als sie den Einsätzenund Strategienentsprechen, die die vorangegan
genen Kriege bestimmt haben.

Der Zweite Weltkrieg war ein fordistischer Krieg. Eine Kombination von Mas
senproduktion und Verbrennungsmotor war der Grund für den Sieg der Alliier
ten. Entscheidend war die Fähigkeit der Sowjetunion und der USA, die deutsche
Produktion zu übertreffen. Die monatliche Flugzeugproduktion von Fords
Wtllow Run Factory entsprach der Hälfte des monatlichen Spitzenoutputs der
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gesamten deutschen Luftfahrtindustrie. Mobile Angriffsoperationen waren das
Merkmal des Krieges, und dieErfindung des Panzers und des Flugzeugs löste die
Schützengräben des Stellungskrieges auf, dieden Ersten Weltkrieg charakteri
siert hatten.

Der Koreakrieg war sehrähnlich. Der imaginäre Krieg in Europa war prak
tisch die Wiederaufführungder Einsätze und Methoden des Zweiten Weltkrie
ges. Wenn es auf beidenSeiten Asymmetrien gab, dann lassen sie sich aus den
Unterschiedenan der westlichenund der östlichenFront erklären. Es war, als ob
diebeiden Mächte nicht gegeneinander Krieg führten, sondern gegen irgendeine
deutsche Phantomarmee. Besonders deutlich ist dies bei den Atomwaffen. Für
dieUSA undGroßbritannien waren Atomwaffen Terrorwaffen, eineAusweitung
der strategischen Bombeneinsätze. Interkontinentalraketen wurden als Bomben
flugzeuge ohne Piloten gedacht. Die Russen hatten während des Krieges wenig
bombardiert. (Sie hielten strategisches Bombardieren nämlich für barbarisch.)
Ihre Atomwaffen wareneine Erweiterungder Artillerie, die für sie während des
Zweiten Weltkrieges so entscheidendgewesenwar.

Die Kriege in Vietnam und im Nahen Osten führten eine neue Dimension in
diese strategischen Kalkulationen ein. Dank der Einführung der Informations
technologienwaren Genauigkeitund Zerstörungskraftder gesamten Waffensy
steme außerordentlich erhöht worden. An der enorm gestiegenenRategetroffe
ner Panzer und Flugzeugeentzündetesich eine Diskussion über die Implikatio
nen der neuen Technologie. Eine Denkschule argumentierte, mobile, offensive
Operationen seien nicht länger möglich und zukünftige Kriege würden mehr
dem Ersten als dem Zweiten Weltkrieg gleichen. In Westeuropa könne man
bestenfallseine Raumverteidigungsstrategie anwenden, die im Falle eines Krie
ges einen Angriff zum Stehen bringen und so Zeit für Verhandlungen geben
würde. In den frühen achtziger Jahren wurden diese Ideen von der Friedensbe
wegungaufgegriffen als eine Alternative zur Abhängigkeitvon Atomwaffen. Sie
bildeten auch die Grundlage für GorbatschowsKonzeptder »ausreichenden Ver
teidigungsfähigkeit« (reasonable sufficiency) und für die Verhandlungen über die
Reduktion konventioneller Streitkräfte in Europa.

Die andere Denkschule war der Meinung, Angriffsoperationen würden nach
wie vor notwendig sein und die militärische Technologie müsse daher so kon
struiert werden, daß sie Angriffe decken und die Verteidigungslinien mit Flä
chenwaffenzerstören kann. Im Zusammenhang mit der AirLandBattle Doktrin
wurden Konzepte wie Emerging Technology und Deep Strike entwickelt, die
komplexe Flugzeuge mit allen möglichen Arten elektronischer Gegenmaßnah
men für den Schutz und die Nutzung verschiedener Arten von Boden-Boden-
und Boden-Luft-Raketen beinhalteten, sowie eine Mischung aus nuklearen, che
mischen und konventionellen Waffen. Einigen der konventionellen Waffen wird
dieselbe Vernichtungskraft zugeschrieben wie Nuklearwaffen.

Die Entscheidung zwischen diesen beiden Denkschulen konnte nicht auf ratio
nalen Berechnungen beruhen, da die unterschiedlichen Herangehensweisen in
keinem Krieg erprobt werden konnten. Die getroffene Wahl war subjektiv und
reflektierte die durch die Institutionen geformten Vorlieben der Militärstrategen.
Daher war es die »Angriffsschule«, die den Beschaffungskampf gewann, und es
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sinddieseneuen Angriffswaffen, die imGolfkrieg benutzt wurden. Diese neuen
Technologien könnte man postfordistisch nennen - das heißt, sienutzen Infor
mationstechnologien, aber sie tun dies innerhalb eines Rahmens, der von der
fordistischen Ära bestimmt wird.

Wenn wirdenKalten Krieg als imaginären Krieg begreifen, alseineSituation,
in der die fordistische Variante des Kapitalismus die stalinistische Variante des
Sozialismusbrauchte, eine Periode, in der die beiden Systeme sich durch eine
niemals endende Konfrontation gegenseitig stützten, dann mußte der Zusam
menbruch des Kommunismus zu einer dramatischen Reaktion im Westen führen.
Der Golfkrieg kann alsein Kampf umdie Kontrolle der Weltordnung nach dem
Kalten Krieg dargestellt werden - alsein Versuch, die amerikanische Führungs
rollezuerhaltenundeinepolitische Regulierungsform der postfordistischen Welt
zu etablieren, die die politischen Institutionen des Fordismus beibehält.

Lange vor der Golfkrise haben die amerikanischen, französischen und briti
schenVerteidigungsministerien vorder Gefahr aus dem Südengewarnt - vor der
zunehmenden Zahl von Raketen, chemischen Waffen, vor Fanatikern, Fundamen
talisten, Drogenhändlern usw. ImJuni 1990 sprach der konservative Abgeordnete
George Waiden in Chatham House. Indieserbemerkenswerten, miteinemganzen
SortimentvonMetaphern gespickten Rede zeichnete er ein klares Bildder revolu
tionierenden Folgen, dieder Zusammenbruch desKommunismus aufunsereInsti
tutionen haben würde. Er beschrieb, wie die Rolle Großbritanniens durch den Kal
tenKrieg künstlich aufgeblasen worden war:»Was könnte bessergeeignet sein,die
nationale Stimmung zu heben, als eine Regierung,die die Fahne hochhält gegen
die Übel des Kommunismus, den mörderischen Wahnsinn der dummdreisten
argentinischen Generäle und die Intrigender perfiden Franzosen?«
»Undnun ist das alles vorbei und vergangen... die Kommunisten habendas Handtuchgewor
fen unduns im Ring stehenlassen, unddaspringen wir nunherumund haltennacheinem neuen
Gegner Ausschau. Mit Ausnahmedes NahenOstens ... kühlen die heißen Plätzeder Dritten
Welt schnell aus.« - »Natürlicherhebt sich die Frage, was nützt die ganze britische Verteidi
gung und Diplomatie jetzt noch?Wenn in irgendeinemanderem Bereich die Nachfrage nach
einem Produkt aus Gründen, die vollständig außerhalb der eigenen Kontrolle liegen, zusam
menbricht, versucht man nicht, irgendwelche neuen Kunden aufzutreiben, sondern man
schließt seinen Laden und eröffnet einen gewinnträchtigeren.« - »Aber man hat das beunruhi
gendeGefühl, daßwomöglichetwasauf derWelt passiert, dasnicht umkehrbarund fürGroß
britannien nicht von Vorteil ist. Um es einfach auszudrücken ... es gibt die Befürchtung ... daß
Großbritanniens langer Tag in der internationalen Sonne sich seinem Abend zuneigt, und daß
wir uns gezwungen sehen werden, weniger Zeit damit zu verbringen, uns auf Gipfeltreffen zu
aalen und mehr Zeit damit, im nationalen Schrebergarten zu graben. Mit dem Ende des Kalten
Krieges und dem Aufstieg eines neuen Europa verbindet sich im Falle Großbritanniens ein
Gefühl der Hoffnung mit einem deutlichen Gefühl des Verlustes.«

Wenn die Briten so empfanden, wieviel deutlicher muß das Gefühl des Vcrlusts
in den Vereinigten Staaten gewesen sein, wieviel mehr beunruhigende Gefühle,
daß etwas Unumkehrbares geschah. So viele Karrieren, Leben und Weltan
schauungen sind in den Kalten Krieg investiert worden. Die Gewissensprüfun
gen, die im Clan der Sicherheitsexperten und überall in den Denkfabriken und
Universitäten der Vereinigten Staaten im Jahre 1990stattfanden, geben uns einen
Hinweis auf dieses »Gefühl des Verlustes«.
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Der Golfkrieg kann als Versuch gewertet werden, das Unumkehrbare umzu
kehren. Gerade in dem Augenblick, in demdie Gestalten des Establishment auf
beiden Seiten desAtlantik von einersubstantiellen Senkung derMilitärausgaben
sprachen, als dieBedeutung der Falken unterdenpolitischen Führernverblaßte,
alsdieVereinigten Staaten ausihrerinternationalen Rolle herauszugleiten began
nen und das neue selbstbewußte Europa kurz vor seiner Erschaffung zu stehen
schien, marschierte der Irak in Kuwaitein. Und die Verfahren, die Routine und
dieSprache desKalten Krieges traten erneut inAktion. Amerikanische Truppen
wurden im wesentlichen nach einem Plan, Operation 90-1002, in Stellung
gebracht, der in den frühen achtziger Jahren entwickelt worden war, um einen
sowjetischen Vorstoß nachSüdenaufzuhalten. Bushschwafelte gebetsmühlenar-
tig über Gut und Böse, Richtig und Falsch,Hitler, München, Appeasement und
benutzte all die Sätze, die wir nach den Revolutionen 1989 in Europa glaubten
zum letzten Mal gehört zu haben. Die europäische Einheit zerfiel, die besonde
ren britisch-amerikanischen Beziehung wurden wiederbelebt, die Vereinten
Nationen schlössen sich den US-Aktionen an, und es sah aus, als sollte der Golf
krieg der entscheidende Faktor der neuen, dem KaltenKrieg folgenden Ordnung
werden.

Untergehende Imperien sind oft gefährlich. Die innenpolitischen Herrschafts
strukturen werden durch die imperiale Rolle aufrechterhalten. Paul Kennedys
Buch TheRise andFallofEmpires berührte eine empfindliche Seite des amerika
nischen Staatswesens. Kann der Golfkrieg einen neuen internationalen Rahmen
herstellen, in dem die USA dominieren und in dem sich ein Mechanismus zur
Regulierung der internationalen Politik in einer postfordistischen Ära ent
wickelt? Man kann sich sicherlich ein solches Ergebnis vorstellen. Dieser Krieg
hat etwas Unheimliches. Er ist als ein weit entfernt vor sich gehender chirurgi
scher Eingriffvorgeführt worden - ein technologischer Krieg von solcher Präzi
sion, daß nur militärische Ziele getroffen werden. Alles, was wir erleben, ist ein
Fernsehschirm, der uns demonstriert, wie spektakulär diese Ausrüstung und wie
hilflos dieser Dritte-Welt-Feind ist.

Wenn Saddam Hussein leicht besiegt wird, wenn die Show ein Erfolg wird und
wenn der Krieg seine gegenwärtige Popularität nicht verliert, dann werden die
Vereinigten Staaten, Großbritannien, Israel und Saudi-Arabien möglicherweise
eine ständige Militärpräsenz am Golf etablieren. Das Pentagon entwickelt schon
Pläne für eine langfristige Kontrolle, einschließlich des Baus von Trainings- und
Freizeiteinrichtungen für Tausende von Truppen. Douglas Hurd hat die Grün
dung eines Golf-Kooperationsrates mit westlicher Unterstützung vorgeschlagen,
um den arabischen Nationalismus und den islamischen Fundamentalismus in

Schach zu halten.

Die Kosten einer ständigen Militärpräsenz könnten von Deutschland, Japan
und den ölreichen arabischen Alliierten bezahlt werden. Auf diese Weise könn

ten riesige Geldreserven abgeschöpft werden, mit denen die langfristigen Außen-
bilanzdefizite zu finanzieren wären, unter denen die USA und Großbritannien
wahrscheinlich leiden werden. Es wird eine postfordistische Welt entstehen, in
der die Prioritätender fordistischen Ära bestimmenwerden, wie die neuen Infor
mationstechnologien genutzt werden - eine Welt, in der Militärausgaben und
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privater Verbrauch Vorrang haben unddieenergie- undtransportintensiv ist. Es
wird eine stagnierende Weltsein, in der die Kosten für militärische Abenteuer
und private Konsumtion hauptsächlich von den Menschen in der Dritten Welt
getragen werden, und zwar durch hohe Zinssätze, hohe Ölpreise und den Ver
zicht aufdie Friedensdividende. Und es wird eine exklusive Welt sein, in der die
reichen Ländern sich abschotten vor dem Einwanderungsdruck und der Bedro
hung durch den Terrorismus.

Die reichen Länder werden sich unter dem Banner der Demokratie zusam

menschließen gegen Saddam Hussein-artige Feinde aus dem NahenOsten, der
Dritten Welt und vielleicht sogar aus Osteuropa und der Sowjetunion. Saddam
Hussein mag besiegt, vielleichtsogar getötet werden, aber das Saddam-Phäno
men wird bestehen bleiben und aus dem Krieg womöglich gestärkt hervorgehen.
Es ist das Phänomen des Fanatismus, des Fundamentalismus, der Brutalität und
der Barbarei - ein Phänomen, das die Folge von Armut, Frustration und Impo
tenz ist, angesichtszur NeigegehenderRessourcen und der Zerstörung traditio
neller Kulturen,bei gleichzeitiger Bereitschaft des Westens, entwederaus Profit
gründen oder aus Gründen kurzfristiger geopolitischer Interessen Waffen und
Technologie zu verkaufen. Ein neuer imaginärer Krieg zwischen Nord und Süd
ist vorstellbar, Neo-Fordismus versus Fundamentalismus, Modernität versus
Monstrosität. Diese beiden verschiedenen Systeme werden sich durch perma
nente Konfrontationen, die im Nahen Osten ausagiert werden, gegenseitig hoch
schaukeln.

Zukunftsperspektiven

Es kann aber auch sein, daß der Golfkrieg eher ein Vietnam wird als ein Korea,
daß er das letzte Aufbäumen eines untergehenden US-Imperialismus ist. Er mar
kiert vielleicht den Beginn einer Art westlicher Perestrojka. Erstens ist es sehr
schwer vorstellbar, wie eine erneute amerikanische Hegemonie wirtschaftlich
aufrechterhalten werden könnte. Dieser Krieg ist sehr teuer. Die militärischen
Kosten der USA werden bislang auf 60 Milliarden Dollar geschätzt und diejeni
gen Großbritanniens auf ungefähr 90 Millionen Pfund. Sie sind damit ungefähr
so hoch wie der gesamte Militärhaushalt für 1990/91. Es ist das teuerste Spekta
kel der Welt, und es kann in diesem Jahrhundert nicht wiederholt werden. Gut
die Hälfte der Kosten werden von Deutschland, Japan und den Golfstaaten getra
gen. Wie lange werden diese Länder das amerikanische Defizit tolerieren, das
eine sich intensivierende weltweite Rezession und eine erhöhte Belastung für die
Länder Osteuropas und der Dritten Welt mit sich bringt?

Zweitens kann es schwierig werden, die amerikanische Hegemonie politisch
aufrechtzuerhalten - sowohl aus innenpolitischen wie aus außenpolitischen
Gründen. Westeuropa und Japan könnten in der Zukunft politische Probleme
damit haben, den anglo-amerikanischen Interventionismus zu finanzieren. Bis
jetzt hat man in Europa gezögert, die anglo-amerikanische Position zum Golf zu
unterstützen. Dies hat bei der britischen und amerikanischen Presse zu Hohn

und Spott über die Unwilligkeit europäischer Länder geführt, ihren Teil der
Verantwortung zu übernehmen. In der Tat ist in Großbritannien die kurzlebige,
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post-thatcheristische pro-europäische Bewegung in einerWelle von Atlantizis-
musundHurrapatriotismus hinweggeschwemmt worden. Die politische Union
ist anscheinend von der Tagesordnung verschwunden. Aber in anderen euro
päischen Ländern werden andere Schlußfolgerungen gezogen, nämlich daßeine
europäische Union, vielleicht unter Ausschluß Großbritanniens, jetzt erst recht
wichtig ist, um das amerikanische Verhalten zu kontrollieren und um eine uni-
zentrischeWelt zu verhindern. Insbesondere inSpanien,Italienund Deutschland
wird viel über eine Mittelmeer-KSZE (nachdem Vorbildder KonferenzvonHel
sinki zur Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa) diskutiert. Man denkt an
einenlangfristigen institutionalisierten Prozeß des Dialogs unddes Verhandeins
überalleProbleme der Region. DieswirdalseineAlternative zumGolf-Koope
rationsrat von Hurd gesehen.

Das Verhaltenvon Staaten hängt von innenpolitischen Prozessen ab. Die For
mel des kalten Krieges war nur deshalb erfolgreich, weil sie zumindest im
Westen für einen breiten parteiübergreifenden politischen Konsens sorgte und
die führenden Parteien der Linken integrieren konnte. Eine Formel für einen
Kalten Krieg zwischen Norden und Süden wird wahrscheinlich nicht über die
gleiche breite innenpolitischeZustimmung verfügenkönnen, obwohldie großen
Parteien der Linken, zumindest in den Vereinigten Staaten und in Westeuropa,
vorläufig den Krieg unterstützen. Die neuen sozialen Bewegungender siebziger
und achtziger Jahre sind außerhalb der formalen Parteistrukturen entstanden,
weil die Parteien der Linken, die die neuen emanzipatorischen Bedürfnisse hät
ten ausdrücken sollen, in die Kompromisse der vierziger Jahre verwickelt
waren. Dennoch hatten diese Bewegungen zweifellos großen Einfluß auf die
westliche politische Kultur, besonders in Deutschland und in Südeuropa, wo die
Kalte-Kriegs-Haltung weniger tief verwurzelt ist und die politischen Prozesse
sehr viel dezentralisierter ablaufen.

Sobald und falls die wirklichen menschlichen, ökologischen und politischen
Kosten dieses Krieges öffentlich werden, kann es geschehen, daß die Fragen der
neuen Bewegungen, insbesondere Frieden, Umwelt, die Armut der Dritten
Welt, Geschlecht und Demokratie wieder die politische Tagesordnung bestim
men. Die Tatsache, daß wir den Irak, ein ziemlich kleines Land der Dritten Welt,
in das neunzehnte Jahrhundert oder vielleicht in noch frühere Zeiten zurückge
bombt haben, die Wahrscheinlichkeit fortdauernder Gewalt im Nahen Osten, die
mögliche Libanisierung des Irak und Kuwaits, die zunehmende Schwierigkeit,
eine Lösung für die Palästinafrage zu finden, die steigende Bedrohung durch
Terrorismus, die Erosion der Demokratie - all diese Probleme werden die
Opposition gegen eine langfristige Nord-Süd-Konfrontation stimulieren.

Politische Übergänge sindimmer chaotisch. EsgibtPerioden despolitischen
Experimentierens. Die alte Ordnung ist zusammengebrochen. Es werden neue
Wege ausprobiert, die globalen Verhältnisse zu organisieren. Das Ganze ähnelt
der Konkurrenz auf dem Warenmarkt, nur sind die Kosten eines Scheiterns sehr
viel höher, und sie beinhalten Anarchie und Gewalt. Die Sowjetunion zerfällt.
Die USA verfallen. Eine europäische politische Union ist vielleicht im Ent
stehen, aber es ist zweifelhaft, ob eine politische Einheit Europa als Supermacht
agieren würde - die Aufgabe, die militärischen Anstrengungenzu koordinieren,
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mit »einer Stimme zu sprechen«, ist es vielleicht gar nicht wert, überhaupt in
Angriff genommen zu werden. Aus vielen historischen und geopolitischen
Gründen ist es schwer, sich eine neue Pax Europea oder eine Pax Japanica vorzu
stellen.

Mag sein, daß in dieser Welt der gegenseitigen Abhängigkeiten schon das
bloße Konzept großer Mächte nicht mehr in der traditionellenWeise funktionie
ren kann. In der Nachkriegszeit haben internationale Institutionen, obgleich
dominiert von den USA und in geringerem Maße von der Sowjetunion, immer
hin eine sehr viel größere Rolle gespielt als zuvor. Es ist schwer abzusehen, wie
irgendeines der dramatischen Probleme der modernen Welt, das durch die
Erschöpfung des Fordismus aufgeworfen worden ist, gelöst werden kann, ohne
eine Art von Kooperation zwischen größeren und kleineren Mächten und ohne
daß die Gruppen und Bewegungen, die sich für diese Probleme engagieren, in
irgendeiner Form beteiligt werden. Falls das nicht geschieht, falls die tiefeUnzu
friedenheit marginal isiert und ausgeschlossen wird und keinen Zugang zu globa
len Machtstrukturen findet, sieht die Zukunft trostlos aus.

Aber es wird sehr kompliziert sein, eine neue postfordistische (im Gegensatz
zur einer neo-fordistischen) globale Ordnung aufzubauen, die einige Aussichten
aufStabilität hat. Sie wird eine Reformder politischen Strukturen erfordern, ins
besondere eine Reform internationaler Institutionen wie der Vereinten Nationen

oder des IWF. Und es ist unwahrscheinlich, daß dies geschieht, es sei denn, es
gibt eine politische Union Europa und Europa undJapan übernehmeneine selb
ständigere internationale Rolle. Eine neue Ordnung erfordert eine fundamentale
Selbstkritik und Veränderung der dominanten politischen Parteien der Linken
und ein neue Anordnung des innenpolitischen Spektrums.

Mindestens was die nächsten paar Jahre angeht, ist die reale schmutzige Welt
ziemlich unvorhersehbar. Das einzige, was man voraussagen kann, ist, daß die
neunziger Jahre eine Periode weiterer Erschütterungen und Wendungen,
Schwenkungen, 180-Grad-Drehungen und unerwarteter politischer Entwicklun
gen sein werden. Ob und wie wir aus diesen turbulenten Zeiten auftauchen kön
nen, hängt von den politischen Debatten, Handlungen, Entscheidungen und
Bündnissen ab, die in dieser Zeit in den Vereinigten Staaten, in Japan, dem
Nahen Osten und insbesondere hier in Europa entwickelt werden.

Aus dem Englischen von Nora Räthzel
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Andre Gunder Frank

Politische Ökonomie des Golfkriegs

Dieser Essay analysiert den ökonomischen Hintergrund und die möglichen öko
nomischen Folgen des Golfkriegs. Die weltwirtschaftlichen und geopolitischen
Zusammenhänge dieses Krieges sind, mitsamt ihren ironischen Aspekten, weit
gehend übersehen worden. Darüber hinaus hat die eher beiläufige Aufmerksam
keit, die den wirtschaftlichen Gesichtspunkten des Krieges gezollt wurde, seine
realen weltwirtschaftlichen Ursachen und Folgen zumeist auf den Kopf gestellt.
Andererseits sind bereits zahllose Tonnen Papier und Videofilm für die politische
und ideologische Diskussion und/oder Propagierung dieses geopolitischen
Schauspiels mit den Ausmaßen einer menschlichen Tragödie verbraucht worden.'

Beide Invasionen - diedes Irakwiedieder Verbündeten - besaßen einenwirt
schaftlichen Hintergrund wo nicht gar wirtschaftliche Motive. Maßgebend für
den Irak war seine riesige Schuldenlast und dernotwendige Wiederaufbau nach
dem Krieg mit Iran, Kuwaits Auspumpung des gemeinsamen Ölfeldes und
andere seit langem bestehende Querelen, sowie der Verfall der Ölpreise auf
Grund der Rezessionund der von Kuwaitund Saudi-Arabien erhöhten Ölförde-
rung, die möglicherweise dazu dienensollte, den Irak zu schwächen. Präsident
Saddam Hussein plädierte im Mai 1990 aufdem arabischen Gipfeltreffen inBag
dad für die Ölinteressen seines Landes und wiederholte seine Forderungen Ende
Juli gegenüber der amerikanischen Botschafterin in Bagdad. Das hatte keinen
Erfolg, undsomarschierte er imAugust inKuwait ein- nachdem dieamerikani
sche Botschafterin angedeutet hatte, daß-die Vereinigten Staaten kein Interesse
daran hätten, zu intervenieren.

Acht Monate zuvor hatte Präsident Bush - angesichts einerdrohenden Rezes
sion und Kürzungen imHaushalt des Pentagon - bereits dieInvasion von Panama
angeordnet. Nun machte er mit aller Entschlossenheit aus der von Saddam Hus
seins Einmarsch entzündeten Krise einen ausgewachsenen Krieg. Das war nicht
ungewöhnlich und hätte nicht überraschen dürfen. Seit dem Zweiten Weltkrieg
hatnoch jederamerikanische Präsident vor Bush angesichts einerRezession auf
das Mittel der militärischen Reaktion und/oder Eskalation zurückgegriffen.2
Der Ex-Präsident Nixon faßte das in der International Herald Tribüne vom 7.
Januar 1991 wiefolgt zusammen: »Als Senator Bob Dole sagte, wirseien wegen
des Öls am Golf, und als Außenminister James Baker sagte, wir seien dort wegen
derArbeitsplätze, wurden siekritisiert, weil sieunser Vorgehen mitrein egoisti
schen Beweggründen rechtfertigten. Wir sollten uns nicht dafür entschuldigen,
daß wir unsere lebenswichtigen Wirtschaftsinteressen verteidigen.«

Jedoch gehendie wirtschaftlichen undgeopolitischen Interessen der USA und
ihre Verteidigung über das Öl inder Golfregion und über die einheimischen Ar
beitsplätze weit hinaus. Essind globale Interessen, und siewerden hauptsächlich
durchdieKonkurrenz ausJapanundDeutschland bedroht, beziehungsweise von
einemjapanisch geführten Asien und einem Europa unter derFührung Deutsch
lands - und dies um so mehr, als die sowjetische »Bedrohung« mittlerweile
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praktisch ausgeschaltet ist. Der Kalte Krieg ist vorbei - und Japan und Deutsch
land haben gewonnen! Die »Reaganomics« der achtziger Jahre haben ihren Teil
dazu beigetragen, die Sowjetunion aus dem Rennen zu werfen. Die Kosten dafür
bildeten die Hypotheken, die nun die US-amerikanische Wirtschaft und sogar
den Regierungshaushalt belasten und deren Nutznießer die Japaner und Euro
päer sind. Wirtschaftlich hängen die Vereinigten Staaten jetzt vom dauerhaften
Kapitalzufluß seitens ihrer hauptsächlichen Konkurrenten ab, wobei die Japaner
1990 bereits damit begonnen haben, Kapital aus den Vereinigten Staaten abzuzie
hen. Als Reaktion auf eine noch tiefergehende Rezession und/oder auf Grund
größerer Interessenkonflikte drohen sie nun den Vereinigten Staaten und ihrem
Dollarden finanziellen Boden unterden Füßen endgültig wegzuziehen. Gleich
zeitig verschärften sich die Auseinandersetzungen um Handelsprobleme und
andere wirtschaftliche Fragen anverschiedenen Punkten, was sich auch anden
in Uruguay abgehaltenen GATT-Konferenzen zeigte. Japan war ausgesprochen
unkooperativ, und Europa weigerte sich, bei den landwirtschaftlichen Subventio
nen größere Abstriche zu machen. Zur gleichen Zeit wurde die Straße, die ins
»Europa von 1992« führen soll, durch die Ereignisse in Osteuropa wie auch
durch Großbritanniens unnachgiebige Verschleppungstaktik miteinigen Hinder
nissen versehen.

Nun kommt der2. August 1990. Präsident Bush und sein Außenminister Baker
starten eine überaus erfolgreiche diplomatische Kampagne, umihre widerspen
stigen Verbündeten und sogar ihre einstigen Feinde, wie etwa die Sowjetunion
und Syrien, inder amerikanischen Golf-Politik - und anderenorts - zum Schul
terschluß zu bringen. Die enthusiastischste Unterstützung für Präsident Bush
kam von der britischen Premierministerin Thatcher, die Anfang August in
Washington war. Dort konnte sie nicht nur mit Bush (wie schon mit seinem Vor
gänger Reagan) ihre ideologische Übereinstimmung demonstrieren, sondern sie
ergriff darüber hinaus dievorteilhafte Gelegenheit, ihn darin zu unterstützen -
oder gar dazu anzustacheln? -, dem Prozeß der europäischen Einigung einen
weiteren Knüppel zwischen dieBeine zuwerfen. Allerdings brauchte Präsident
Bush fürseinVorhaben nurwenig Ermutigung, obwohl - odervielleicht gerade
weil - Japan und Deutschland diejenigen waren, die am wenigsten Begeisterung
zeigten. Diese beiden sind nämlich die großen Konkurrenten, die wirtschaft
lichen Schaltstationen und Triebkräfte, die den Schlüssel für das wirtschaftliche
Überleben der Vereinigten Staaten während dieser neuen Rezession in Händen
halten. Doch haben sie im Sicherheitsrat weder Sitz noch Stimme, geschweige
denn ein Vetorecht! Und genau dort mußte die erste Schlacht des Golfkriegs
geschlagen werden: esging darum, Freund und Feind hinter deramerikanischen
Militärmacht zu versammeln. Denn nur das Militär ist noch übrig, um die geo-
politische Macht der Vereinigten Staatenzu stützen.

Hieraus ergeben sicheinige ironische Aspekte, die sich wechselseitig ergän
zen. Seit dem ZweitenWeltkrieg warendie Vereinigten Staatennicht in der Lage,
ihre Militärmacht gegen Japan und Deutschland einzusetzen, und nun, da die
militärische Bedrohung durch die Sowjetunion ins Wanken gerät, können die
USA auch nicht mehr sehr viel ßr Japan und Deutschland tun. Sie können
jedoch nach wie vor- und nunmehr von der Last derSowjetunion befreit - ihr
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militärisches Potential inLändern der Dritten Welt (und gegen diese) einsetzen.
Der andere ironische Aspekt dieser politischen Ökonomie wurde von der US-
amerikanischen Zeitschrift National Interest hervorgehoben: »Tatsache [ist], daß
einzig diemilitärische Macht derVereinigten Staaten inderLage war, einen wir
kungsvollen Gegenschlag zu landen- als nämlich die Wirtschaftsmacht vonLän
dernwie Japan oderDeutschland praktisch bedeutungslos war.« Der inLondon
erscheinende Sunday Telegraph vom 20. Januar 1991 kommentiert das wie folgt:
»Es wird keine multipolare Welt geben. Wenn eineneue Weltordnung entsteht,
dann nur auf der Grundlage US-amerikanischer Militärmacht, wobei Großbri
tannien eineSchlüsselrolle zufällt. Saddams Skalp wird dieerste Trophäe dieser
neuen Ordnung sein.«

Die grausame Ironie bestehtmit anderenWortendarin, daß Präsident Bushdie
günstige Gelegenheit beimöligen Schopfgepackt undversucht hat, dem Zerfall
der amerikanischen Hegemonie Einhalt zu gebieten. Dazu mußte er gegen die
hauptsächlichen wirtschaftlichen Konkurrenten - Deutschland undJapan - das
letzte, nämlich militärische, AsaufdenTisch legen, daser noch im Ärmel ver
steckt hielt. Dies geschahnatürlichauf Kosten Iraks undder Dritten Welt,wodie
Trumpfkarte des Krieges ausgespielt wird. Seit 1945 wurden ausnahmslos alle
Kriege zwischen westlicher und östlicher Welt auf dem Territorium der Dritten
Weltausgetragen. Nun muß - ebenfalls aufdem Boden des Südens - die Konkur
renz zwischenden Ländern des Westens ausgefischten werden.

Im Juni 1990 konnteJames Chace, der ehemalige Herausgeber von Foreign
Affairs (derZeitschrift desUS-amerikanischen außenpolitischen Establishments),
in International Management. Europe's Business Magazine noch schreiben:
Auf Wiedersehen USA. [I.O. dt., d.U.] Es wird eine europäische Herausforderung geben ...
Europa hat... Servan-Schreibers These auf den Kopf gestellt. Heute sind es die Vereinigten
Staaten,die Europas ökonomischeStärke fürchten und sich um ihreneigenenwirtschaftlichen
Niedergang Sorgen machen ... 1992 rückt näher... Wenn es tiefgreifende ökonomische Ver
schiebungenoder, nicht zu vergessen, eine weltweite Rezession geben sollte, kann niemand
voraussagen,wie das neue Europareagieren wird... DieserAussicht entwächst das zumindest
für Amerikanernoch furchterregendere Gespenst einervon großen industriellen Gruppierun
gen beherrschten Festung Europa, die alle Konkurrentenaus ihrem Markt herausekeln könn
ten. Sollte dies geschehen, so wärendie Risiken für die Vereinigten Staaten enorm ... Sehr
wahrscheinlich werdendie Europäer im Endeffektihreigenes europaweites Sicherheitssystem
entwickeln, so daß Macht und Einfluß der Vereinigten Staaten noch mehr zurückgehen [...]
Washington bemüht sich geradezu verzweifeltdarum, in Europa zu bleiben. 'Die Vereinigten
Staatensollten eine europäische Macht im weitesten Sinne bleiben: politisch, militärisch und
wirtschaftlich', sagte US-Präsident Bush letzten Monat in einer Ansprache.

Zwei Monate später bot Saddam Hussein Präsident Bush eine Gelegenheit, die
europäischeHerausforderunganzunehmen.Bushbluffteerfolgreich. Alle Euro
päer formierten sich unter seiner Führung zur Schlachtordnung - und fielen
übereinander her. Frau Thatcher verlor die Schlacht und ihren Job, aber ihren
Krieg hat sie bislang sowohl im Irak als auch in Europa gewonnen! Der Krieg
verschärft die innereuropäischen politischen und wirtschaftlichen Konflikte, auf
die sie ihren Einspruch gegen ein stärker vereinigtes Europa gründete.

Mit Margaret Thatchers Hilfe haben die VereinigtenStaaten sich nicht nur der
Unterstützung Europas für den Krieg selbst versichert, sondern darüber hinaus
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noch zumindest zwei erstrangige politische Coups gelandet. Zum einen istselbst
derAnschein einer eigenständigeren europäischen Politik gegenüber dem Nahen
Osten in Verbindung mit einer vernünftigeren Regelung desKonflikts zwischen
Israel und Palästina erschüttert worden. Israels Allzweckminister Yitzhak Rabin
hat vorkurzem erklärt, daß Israel aufEuropa oderdie Vereinten Nationen nicht
angewiesen sei. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wird die Verbindung zwischen
denUSA undIsraelnicht inFrage gestellt, außerdurchdienunmehr geschwäch
ten Araber selbst.

Der andere Coup istdie Umgestaltung der NATO und die Umlenkung ihrer
Orientierungen. DieEuropäer sind weit davon entfernt, indieser Zeitnach dem
Kalten Krieg einen stärkeren Stützpfeiler der NATO zubilden (ganz zuschwei
genvon einem alternativen europäischen Sicherheitssystem). Statt dessen haben
siedemseit längerem ausgeübten Druck seitens der USA nachgegeben undVor
stellungen zugestimmt, die sie bisher standhaft abgelehnt hatten, nämlich die
Stoßrichtung der NATO nach Südosten zu wenden, um insbesondere im Nahen
Osten undgenerell in Nord-Süd-Konflikten zu intervenieren. US-amerikanische
Truppen, Basen, Kriegsmaterialien und logistische Einrichtungen, aberauch die
NATO-Kontingente verschiedener europäischer Länder sind von der Verteidi
gung Westeuropas gegen die Sowjetunion auf den Angriff gegen den Irak im
Nahen Osten umdirigiert worden! Sie haben sogar ihre auf Mitteleuropazuge
schnittenen »AirLand Battle«-Pläne in die arabische Wüste mitgenommen. Dar
über hinaus zahlen die Europäer nicht nur ihre eigenen, sondern auch einen
Großteil der amerikanischen Kostenfür dieses Umstellungsmanöver. Sie zahlen
sogar für denTreibstoff, den dieamerikanischen B-52-Bomber benötigen, wenn
sie vonden europäischen Basen ausstartenoder dort aufgetankt werden. Ferner
dient die Benutzungtürkischer Militärbasen zur Bombardierung des Irak dazu,
die NATO, und damit auch die zurückhaltenden Deutschen, in diesen von den
USA angeführten Nord-Süd-Krieg zu integrieren.

Die Europäer unterstützen Präsident Bushs Krieg auf politische, militärische
und finanzielle Weise, wobei mittlerweile sogar Deutschland seinen bescheide
nen Beitrag leistet. Aber sie tun noch mehr: Eine Woche vor der Niederschrift
dieses Essays wurde bekanntgegeben, daß die Europäerschließlich auch in der
Frage der Agrarsubventionen, ihrer umfangreichsten protektionistischen Maß
nahme, nachgegebenhaben. Dies Problem hatte die letzte GATT-Konferenz fast
zum Scheitern gebracht. Symbolischerweisewar das Ultimatum für die Neufest
setzung der Subventionen eben jener 15. Januar 1991, der von den Vereinten
Nationen für den irakischen Rückzug aus Kuwaitvorgesehen war - und der für
die Amerikaner den Beginn des Krieges markierte! .

Die Entscheidungen und Tatbestände, die zum Kriegseintritt führten, wurden
im nationalen wie internationalen Bereich auf allerhöchster Ebene verhandelt.

Es war kein einfaches Versäumnis der Regierungsführer, daß sie ihre Bevölke
rungen und Wählerschaften nicht befragten. Mit voller Absicht brachte Präsident
Bush das Problem im Kongreß erst lange nach den Kongreßwahlen und der dar
auffolgenden Verdoppelungder amerikanischen Golftruppen im November 1990
zur Sprache. Damit zogen die Regierenden ironischerweise den sozialen Bewe
gungen in den Vereinigten Staaten und Westeuropa den Boden unter den Füßen
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weg, nachdem diese Bewegungen in Osteuropa bereits ausmanövriert worden
waren. Dieser Mobilisierung der zivilgesellschaftlich orientierten sozialen
Bewegungen, die sich in tausenden von lokalen, nationalen und internationalen
Initiativen mit der Problematik der Geschlechterverhältnisse und der Umwelt
auseinandersetzten, wurde einbrutaler Schlag versetzt. Nicht anders erging es-
ironischerweise genau seit Kriegsbeginn - der Friedensbewegung. Sogar der
DirektordesInternational Institutefor Strategie Studies (eineraltenDenkfabrik
des Kalten Krieges) bemerkte in der International Herald Tribüne vom 11.
Februar 1991: »Der gegenwärtige Zusammenbruch der pazifistischen Bewegun
gen in den westlichen Ländern, Deutschland nichtausgenommen, ist einer der
bemerkenswerten Charakterzüge dieses Krieges.«

Die Medienstelltendie Menschen in Europavordie Wahl zwischendem Ira
kerSaddam Hussein unddemAmerikaner George Bush. Beieinersolchen Wahl
entschied sich der »einfache Mann« auf der Straße und vor dem Fernseher für
denweißen Amerikaner. DieFrauenjedochverweigerten sich,glücklicher- oder
auch nur weise, in der Mehrzahl dieser falschen Wahl und setzten sich statt des
sen für den Frieden ein. Nichtsdestotrotz wurde die europäische Zivilgesell
schaft sehr schnell von einem wütenden Rassismus und Chauvinismus durch
setzt, der sich unterschiedslos gegen Araber und Türken richtete - in völliger
Verkennung der Tatsache, daß vieleRegierungen arabischerLänderund die Tür
kei (die auch aufeinige irakische Ölfelder ein Auge geworfen hat) treue und
aktive Mitglieder der amerikanisch-europäischen Kriegskoalition sind. Viel
leicht zeigen diese Westeuropäer damit zugleich, daß sie gewillt sind, billige
nicht-europäische Arbeitskräfte aus dem Süden durch billige europäische
Arbeitskräfte aus dem Osten, der neu erschlossenen Quelle, zu ersetzen. Sicher
lich aber zeigen die Menschen in Europa und natürlich auch in den Vereinigten
Staaten, daß sie sich nicht ganz und gar an der Nase herumführen lassen, wenn
ihre politischen Führer und die Medien sich in Mythen über die »Prinzipien«
ergehen, um deren Aufrechterhaltung dieser Krieg geführt werde. Statt dessen
zeigendie Bevölkerungendes Nordens durch ihre eigenen, auf den heimatlichen
Straßen ausgetragenen Feindseligkeiten gegen farbige Einwanderer oder Arbei
ter aus dem Süden, daß sie vom Gefühl und vom Verstand her den Golfkrieg als
Krieg zwischen ihrem Norden und Süden erkennen. Und ebendies gilt auch für
dieMenschen im Süden. Darum demonstrieren beiderseits des Äquators nicht
nur Araber und nicht nur Moslems, sondern viele andere Bevölkerungsgruppen
in Asien, Afrika und Lateinamerika gegendie Vereinigten Staaten, die den Krieg
gegen die Dritte Welt führen. Und sie unterstützen Saddam Hussein, dem, wie
zynisch auch immer, die Rolle als Verteidigerdes Südens zugefallen ist.

Es bleibt die vielleicht ebenfalls ironische Frage, ob dieser Nord-Süd-Krieg im
Golf auf lange Sicht die US-amerikanische Hegemonie wiederherstellen oder
zerstören wird. Präsident Bush ist sich dieser vordringlichen Frage wohl bewußt.
Ein Großteil seiner im Januar 1991 gehaltenen Rede zur Lage der Nation war
dem Golfkrieg gewidmet und enthielt eine direkte Antwort aufdiese Frage sowie
eine vielleicht indirekte Antwort darauf, warum er überhaupt den Krieg gegen
den Irak eröffnet habe: Amerikas Verantwortung für die »Verteidigung der Frei
heit« ist größer als je zuvor, und damit liegt sein Goldenes Zeitalter vor ihm,

DAS ARGUMENT 186/1991 ©



182 Andre Gunder Frank

nicht aber hinter ihm. Vielleicht steckt hinter diesen Wortenkein absichtlicher
Bluff, aber hat Präsident Bush die polit-ökonomischen'Karten inder Hand, um
seine Vorhersage wahr zu machen? Oder liegt diewirtschaftliche Ironie letzten
Endes darin, daß dies Pökerspiel umdieVerlängerung desamerikanischen Jahr
hunderts mittels eines weiteren Krieges die Vereinigten Staaten soviel kosten
wird, daß sie nur noch ihren spätsommerlichen Schwanengesang anstimmen
können?

Ursprünglich diente die Entsendung amerikanischer (und anderer) Truppen
und Kriegsgeräte dazu, Saudi-Arabien gegen einen möglichen, wenn auch nie
mals angedrohten Angriff seitens des Irak zu »verteidigen«. Jedoch gab es
zumindest einen weiteren Grund, Saudi-Arabien als Gebiet für den massiven
Aufmarsch zu wählen. Nach dem Iran-Debakel hatten die Vereinigten Staaten
mehr alseinJahrzehnt lang Saudi-Arabien neben Israel als ihre stellvertretende
regionale Militärmacht im Nahen Osten aufgebaut. Sie hatten den Saudis Waffen
imWert von -zig Milliarden Dollar verkauft (um ihre eigene Industrie und ihre
Handelsbilanz zustützen) undeinganzes Netzwerk vonLuft-undSeestützpunk
ten errichtet. Saudi-Arabien hatte den Vereinigten Staaten für den Fall einer
Krise im Nahen Osten die Benutzung dieser Stützpunkte zugesichert. Saddam
Husseins Einmarsch in Kuwaitwar dieser Krisenfall. Und so transportierten die
Vereinigten Staaten nahezu eine halbe Million Soldaten samt See- und Luftstreit
kräftennach Saudi-Arabien, dem einzigen Land, das in der Golfregion die ent
sprechenden territorialen Möglichkeiten besitzt, um die Kontingente aufzu
nehmen!

Hinzu kommt, daß die Verbündeten mehr als fünf MonateZeit hatten, um ihre
Offensivkräfte zu stationieren. So bemerkt der Stellvertretende Befehlshaber des
Transportkommandos der US-Streitkräfte: »Wir sollten im Auge behalten, daß
wir über einen luxuriösen Zeitraum verfügten - 161 Tage, um den ganzen Kram
in Stellung zu bringen, ohne daß irgendjemand einen Schuß abgegeben hätte.«
Zudem »wurden 47 Prozent davon mit ausländischen Schiffen transportiert, die
bei der nächsten Krise vielleicht nicht zur Verfügung stehen«. Diese Tatsachen,
heißtes in der Washington Post, »machen, Militärfachleuten zufolge, die Opera
tion Wüstensturmzu einem ungeeigneten Testhinsichtlichder Frage, ob die US-
Streitkräfte dazu imstande sind, eine von Präsident Bush so genannte 'Neue
Weltordnung' zu schmieden« (International Herald Tribüne vom 11. Februar
1991). Wir bemerken nur enpassant,wie diese Fachleuteund Publizistenunhin-
terfragt davon ausgehen, daßdiese »Neue Weltordnung« von US-amerikanischen
Militärinterventionen in einer »Krise« nach der anderen »geschmiedet« wird.
Doch wie hoch sind die politischenund wirtschaftlichen Kosten,und könnendie
Vereinigten Staaten sie aufbringen?

Das politischeMotivfür die rascheBeendigung des Kriegeslag in der Befürch
tung, das Bündnis würde dem politischenDruck eines langwährendenKrieges
und steigender Verlustziffern nicht standhalten. Von Marokko bis Bangladesh
gab es zahlreicheöffentliche Demonstrationen gegendie den Krieg unterstützen
den Regierungen. Dergestalt steigen auch die politischen Kosten des Krieges.
Der bereits erwähnte israelische Minister Rabin spricht sich dafür aus, daß nach
dem Krieg die ölproduzierenden Länder ihre Reichtümer vor allem für Ägypten
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undSyrien verwenden, »um diegemäßigten Regierungen in der internationalen
Koalition zu stabilisieren, damit sie sich angesichts der auf Null gefallenen
Sympathie ihrer Bürger am Ruder halten können« (Interview in El Patsvom 10.
Februar 1991).

Die irakischen Raketenangriffe gegen Israel haben die pro-israelischen Sym
pathien im Westen zunehmen lassen. Zudem hat Israelauf diese Angriffe nicht
militärisch reagiert (wohlaber gegenden Libanon!),unddadurch anderen arabi
schen Regierungen den Verbleib im Bündnis ermöglicht. In jedem Fall wird der
amerikanischeSchutz für Israel wie auch für die moslemischenBündnispartner
im Golfkriegin der Region selbstund vielleicht auch in Europahohe politische
Kosten verursachen. Welche politische Regelung nach dem Krieg sich auch
immer ergeben mag, so bleibt die Frage, ob die Vereinigten Staatenauch weiter
hin in der Lage sein werden, die politische und möglicherweise länger andau
ernde militärische Präsenz und die damit verbundenen wirtschaftlichen Kosten
auf sich zu nehmen.

Ist die geschwächte und mittlerweile rezessionsgeplagte amerikanische Wirt
schaft in der Lage, den Golfkrieg zu einem erfolgreichen Ende zu bringen?
Neben den unmittelbaren Kostender Kriegsführungkönnen auch die politischen
Kosten zu einer zusätzlichen wirtschaftlichen Belastung werden. Die Gründe
dafür liegen in der Notwendigkeit, einige arme Verbündete wie Israel, die Türkei
und Ägypten mit Subventionen zu stützen. Allein Ägypten wurden bereits sieben
Milliarden Dollar Schulden erlassen - und es droht die Gefahr, daß die fakti
schen Subventionen, welche die Vereinigten Staaten von den befreundeten rei
chen Regierungen inSaudi-Arabien, Kuwait und (Jen Arabischen Emiraten emp
fangen haben, verloren gehen. Immerhin haben diese Länder seit langem den
amerikanischen Dollar, die Handelsbilanz und die militärischen Wirtschafts
sektoren gestützt. Allein Saudi-Arabien und Kuwait haben bereits über 25 Mil
liarden Dollar an die Vereinigten Staaten gezahlt: das war ihr direkter »Beitrag«
zur Errichtung der »NeuenWeltordnung«, den sie in diesem Krieg an ihrem Golf
in Gestalt ihrer Söldnertruppen leisteten. Möglicherweise können die Amerika
ner moralischen Druck auf diese Regierungen und auf andere im Westen aus
üben, mit ihren Beiträgen den Hut zu füllen, den die VereinigtenStaaten jetzt, da
der Krieg noch andauert, herumgehen lassen. Aber was kommt danach? Was
wird, wenn die militärischen und politischen Folgen des Krieges die Reichtümer
zerstören und/oder diese elitären Regierungenim Nahen Osten zu Fall bringen,
die dann durch volksnähere, aber weniger freundlich gesonnene ersetzt werden?
Was wird, wenn die westlichen Verbündeten ihre kriegsbedingte politische
Kooperation wieder durch die friedliche wirtschaftliche Konkurrenz ersetzen?

In den VereinigtenStaaten selbst lenkt der Golfkrieg die Aufmerksamkeit von
der sich verschärfenden Rezession ab. Genau darin kann ein weiterer Grund für

ihn gesuchtwerden: die öffentliche Meinungsoll sich insbesonderenicht mit der
steigenden Zahl der Konkurse und der wachsenden Arbeitslosigkeit beschäfti
gen. Doch können sich auf der Ebene der politischen Entscheidungen diese
Ablenkungsmanöver als kurzsichtig, wo nicht gar als Vogel-Strauß-Politik her
ausstellen. Wenn die Rezession dadurch noch weiter aus dem Ruder läuft, wird
eine solche Politik auf mittlere Sicht ziemlich kostspielig, denn auch ohne die
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Ablenkung durchdenKrieg stehen der Regierung undder Federal Reserve Bank
kaum noch anti-zyklischewirtschaftspolitische Instrumentezur Verfügung, mit
tels derer die Rezession bekämpftwerden könnte. Die meistender Maßnahmen
zur Eindämmung der heimischen Rezession, wie etwa die von der Federal
Reserve Bank Anfang 1991 beschlossene Senkung des Zinssatzes, führen nur
dazu, daß der Dollar weiterhin an Wertverliert und reduzieren den Kapitalzufluß
aus dem Ausland oder bewirken gar, daß Kapital aus den Vereinigten Staaten
abfließt. Dabei benötigt die amerikanische Wirtschaft diesen Zufluß, um nicht
auf Grund zu laufen. Die augenblicklichen Diskussionen darüber, auf welche
Weiseein kürzerer oder längerer Krieg das Konsumentenverhalten in den Verei
nigten Staaten positiv oder negativ beeinflussen und damit die Rezession ver
schärfen oder dämpfen wird, verfehlen größtenteils den springenden Punkt.
Vielfach handelt es sich um Versuche, die Rezession dem Krieg anzulasten,
wobei doch, wenn man hier von Ursache und Wirkung reden will, es genau
umgekehrt ist: der Krieg ist die Folge der Rezession. Ihre hauptsächlichen Trieb
kräfte haben mit dem Krieg nichts zu tun, wirkten schon vor seinem Beginn und
könnten, wie bereits erwähnt, für Präsident Bush ein zusätzliches Kriegsmotiv
gewesen sein.

Wichtiger noch als das Vertrauen der US-Konsumenten dürfte wohl das Ver
trauen des internationalen Kapitals und der verbündeten Regierungen im übrigen
Westen sein. Die einschneidenderen Folgen von Krieg und Rezession werden
sich aus den Reaktionen des Privatkapitals und den Entscheidungen der Regie
rungen und Zentralbanken in Europa und Japan ergeben. Die Deutsche Bundes
bank hat auf die Senkung des Zinssatzes in den Vereinigten Staaten bereits mit
der Anhebung des eigenen Zinssatzes reagiert; ihr folgten gezwungenermaßen
die Zentralbanken der Niederlande und einiger anderer Staaten, was von den
Vereinigten Staaten, Großbritannien und Frankreich, die allesamt unter der
Rezession leiden, nicht gerade mit Beifall aufgenommen wurde. Die festen
Wechselkurse innerhalb des europäischen Währungssystems gerieten unter
Druck, der Kurs des amerikanischen Dollar fiel sofort ab und ausländisches
Kapital floß nach Deutschland. Wie üblich zeitigten die Maßnahmen der Zentral
banken zur Stützung des Dollars keinerlei Wirkung. Der Präsident der Deut
schen Bundesbank verteidigte seine Maßnahme mit der Bemerkung, er wolle zur
»Stabilität«beitragen, indem er die Inflation in Deutschland - Europas wichtig
ster und zugleich immer noch gesündester Wirtschaftsmacht - bekämpfe. Den
Letzten beißen die Hunde!

Wie lange noch werden die Japaner und die Europäer (mit Ausnahme der Bri
ten, die zu den USAein »besonderesVerhältnis« unterhalten, zugleich aber wirt
schaftlich in der Krise stecken) private und öffentliche Mittel für die Unterstüt
zung des amerikanischen Golfkriegs und der amerikanischen Wirtschaft zur Ver
fügung stellen? Das ist die Frage. Denn ohne politische und materielle Wirt
schaftshilfe aus dem Ausland geht für die USA nichts mehr. Ihre eigenen Mittel
reichennichteinmalmehr aus, umdiesenKriegzu finanzieren,geschweige denn
eine selbstentworfene »Neue Weltordnung« zu gestalten. Wie Walter Russell
Mead in der International Herald Tribüne vom 7. Februar 1991 ganz richtig
bemerkte:
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•In einerZeit, dadie nationalen Ressourcen dahinschmelzen und die nationale Machtzusam
menschrumpft, haben die Vereinigten Staaten den Horizont ihrer Außenpolitik nicht einge
schränkt, sondern ihnvielmehr global ausgeweitet. Das Wunder eines allumfassenden Bünd
nisses gegen dieInstabilität, das von den Amerikanern angeführt, aber nicht bezahlt wird, ist
potentiell die gefährlichste Idee, die der US-Außenpolitik während der letzten Generation
erwachsen ist. Hier werden Erwartungen geweckt, die nicht erfüllt werden können. (...) Hier
geraten die Amerikaner inVersuchung, sich Verantwortungen aufzubürden, die ihre eigenen
Ressourcen übersteigen. Siemöchten, daß das Ende des Kalten Krieges ineine (Neue Welt-)
Ordnung einmündet, diedieVorrangstellung Amerikas unangetastet läßt, während seine Ver
bündeten auf eine Schwächung dieser Position hinauswollen.«

Da liegt der Hase im Pfeffer! Die Sowjetunion hatte niemals die ökonomische
Stoßkraft, um ihren Anspruch, eine Supermacht zu sein, untermauern zu kön
nen. Nun wird sieaufdiePosition einer überbewaffneten Macht dritten Ranges
(wo nicht garderDritten Welt) zurückgestuft. Lange Zeit waren dieVereinigten
Staaten von dem Gedanken besessen, ihre politische und ideologische Sicherheit
durch die(erfolgreiche) Bekämpfung derSowjetunion imKalten Krieg zugaran
tieren. Dabei haben sie es verabsäumt, ihre tatsächliche wirtschaftliche Grund
lage imWettstreit mit ihren wirklichen Konkurrenten - Japan undDeutschland
- funktionsfähig zuerhalten. Und so besitzen auch dieVereinigten Staaten mitt
lerweile nichtmehr die für eine Supermacht erforderliche wirtschaftliche Stoß
kraft.

Doch mit dem fahnenschwenkenden Präsidenten Bush übernahmen die Verei
nigten Staaten die Rolle der AxtimWalde. ImGolfkrieg versuchen sie - mögli
cherweise vergeblich -, ihre schwindende Macht auf der Weltbühne ein letztes
Mal vor dem Exituszu bewahren. Dazu bedienen sie sichdes einzigen Mittels,
das ihnen verblieben ist und mit dessen Gebrauch sie sich auskennen: ihre militä
rischeMacht. Dochwenn die entsprechenden wirtschaftlichen Grundlagen feh
len, reichtmilitärische Macht allein nicht aus, um eine große Supermacht vor
dem Kentern zu schützen. Im Gegenteil: der unvernünftige Gebrauch dieser
MachtkanndasgesamteSchiffzumSinken bringen.Nichtumsonstist PaulKen
nedysBuch ein Bestseller geworden(wenn auch offensichtlich nicht im Weißen
Haus oder imPentagon), schrieb erdoch, daß die unsinnige Überdehnung mili
tärischer Macht über die zu ihrer Stützungnotwendigen wirtschaftlichen Mittel
hinaus die Grundlage für den Aufstieg undFALL der Großmächte darstellt.

Aus demEnglischen vonMichaelHaupt

Anmerkungen

1 Ich habe die für diesen Krieg betriebenen Propagandakampagnen bereits in den folgenden zwei
Aufsätzen mit ihren hoffentlich sprechenden Titeln analysiert: »Political Economy of Nortli-
South Conflict in Gulf«, Economic and Political »bekly, Bombay, 15. Sept. 1990, S. 2043-44.
»Hoher Than Thou in the Gulf: A Cursc on Both Your Houses. Read My Lips: Remember Ton-
kin Gulf and the Ten Commandments«, dt. unter dem Titel »Der Krieg der Scheinheiligen« in
Blätter für deutsche und internationale Politik 3, März 1991.

2 Detaillierte Hinweise dazu finden sich in den beiden o.a. Aufsätzen.
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Fragen zum Golfkrieg

Jacques Bidet

Auf dem Weg zu einer übernationalen Rechtsordnung?

ZumJahreswechsel 1990/91 isteine neue Tatsache entstanden. DieWelt, diebislang
zweigeteilt war, bringt ihre Einheitunterder Bezeichnung eines »Rechtszustandes«
zum Ausdruck. Diesjedoch in einersehreigentümlichen Weise. Tatsächlich nimmt
sich die UNO jenes äußerste Privilegheraus,durchdas der Staat sich definiert: das
Monopol legitimerGewaltausübung. Sie tut dies inden Formen modernerLegalität.
Erstmals in derGeschichte - dennzur Zeit des Koreakriegs waren dieseVorausset
zungen nicht gegeben - wird der Rückgriff auf die militärische Macht und ihren
offensiven Einsatz, in der Form ausdrücklicher Ermächtigung zur Kriegführung,
von der höchstenund allgemeinanerkannten politischen Instanzdekretiert. Indem er
das Ultimatum ausspricht, machtder Sicherheitsrat den Gegnerkenntlich und ent
scheidetimplizit, aber formellüberdie Kriegsziele sowieüberOrt und Zeit und über
den Verantwortlichen für die Auslösung der Feindseligkeiten und deren Durch
führung.

Man wird einwenden, daß dies rein »formal« ist, daß die USA einfach die Macht
hatten, ihre Klienten und Partner zu manipulieren und auf ihre Seite zu ziehen, und
daßdie von der UNO gewährteDeckung nurdas Recht des Stärkerenbemäntelt. Das
ist nur zu wahr. Aber man kann auch sagen,daßdie USA ohne diesen Rückhalt (ohne
den George Bush niemals die erforderliche Mehrheit im Senat bekommen hätte) die
sen Krieg nicht hätten führen können. Gewiß haben sie die stärkste Armee der Welt,
aber deshalb noch nicht die politische Möglichkeit zu jedem Krieg. Sie waren in der
internationalen politischen Arena mächtig genug, um in Grenada oder Panama zu
intervenieren, aber nicht, um den Irak anzugreifen. Die Macht einer weltweit aner
kannten Legalitätwar für sie zweifellos unabdingbar. Und sie haben sich als mächtig
genug erwiesen, um diese Unterstützung durch die Macht des »Rechts«zu gewinnen.

Aber um welches Recht handelt es sich? Indem sie sich auf eine Resolution des

Sicherheitsratesberufen, habendie USA implizit anerkennenmüssen, daßein derar
tiger Einsatz von Gewalt nur dann legitim ist, wenn er einer volontegenerale im uni
versellen Maßstab entspringt, die nur von der UNO repräsentiert werden kann.
Sobald es darum ging, einen aggressiven Staat unschädlich zu machen, war sie es,
der die Entscheidung über den Einsatz der bewaffneten Macht zukam. Die großen
Konflikte dieses Jahrhunderts wurden ganz anders begonnen: die Angreifer hatten
einfach ihr gutes Recht behauptet und den Krieg erklärt. Die UNO erklärt, genau
genommen, nicht den Krieg. Denn im eigentlichen Sinne ist es kein Krieg. Verstehen
wir uns richtig: es ist ein fürchterlicher Krieg. Aber er entspricht nicht, oder zumin
dest nicht völlig, dem Begriff des Krieges - dem des Konflikts zwischen Nationen
- denn er spielt sich unter der Ägide der Gemeinschaft der Nationen ab.

Bisher war die UNO nur eine »Gesellschaft der Nationen«. In ihrem Umkreis hat

ten sich einige entscheidende Merkmale des Staates herauszubilden begonnen, in
erster Linie eine Weltbank und ein Internationaler Gerichtshof. Doch blieb sie,
abhängig vom Kompromiß unter den mächtigsten, der Schiedsrichterder Nationen.
Sie konnte Recht sprechen und Sanktionen anordnen, sie aber nicht durch Zwangs
mittel im äußersten Falle durchsetzen. Die Weltordnung wurde scheinbar durch
ein internationales Recht beherrscht, das den Einsatz von Gewalt zwischen den
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Nationen regelte. Aberes legte keine übergeordnete Gewalt fest, um es nötigenfalls
durch militärische Gewalt zu sichern. Die UNO konnte zur Beendigung von Konflik
ten intervenieren, sich dazwischenstellen. Doch nun veranlaßt sie selbst den bewaff
netenAngriff, namens der volonte generale, alsderen Repräsentantin siebetrachtet
wird.

DasNeuartige liegtnichtin der Einführung einerOrdnung, die im internationalen
Recht begründet ist. Es besteht vielmehr darin, daß eine übernationale Ordnung
heute in der Lage scheint, sich durchzusetzen, weil - und sei es auch in einer sehr
entfremdeten Form - eine Macht entsteht, die den Nationen übergeordnet ist und
dieseOrdnung zu realisieren vermag. Derplanetarische Raumbeginntsich in einer
Form zu strukturieren, die sich der Form eines Staates, oder besser eines Über-Staa-.
tes angleicht,der exklusiv überdas Rechtverfügt, auf internationaler Ebenebewaff
nete Gewalt anzuwenden. Dieses Neuartige mündet keineswegs in die Herrschaft
einer »Ordnung des Rechts«. Die staatliche Gewalt hat hundertmal gezeigt, daß sie
schlimmer sein konnte als die Gewalt zwischen den Nationen. Doch innerhalb des

Staates präsentiert die Verbindung von Macht und Recht sich in anderer Form, als
dies in den Beziehungen der Nationenuntereinanderder Fall ist. Man erinnere sich
an die klassische Theorie: wenn eine Nation sich unter einem Sozialvertrag konsti
tuiert, verbleibt sie immer noch im »Naturzustand«, was ihr Verhältnis zu den ande
ren Nationen angeht. Tatsächlich spricht sich das Recht nur inder Übereinkunft zwi
schen Vertragspartnernaus, die sich einer demokratisch kontrollierten Instanz unter
stellen, welch letztere über die Macht verfugt, es anzuwenden. Die Nationen bleiben
daher jeweils Richter über ihre eigenen Angelegenheiten. Sie können wechselseitig
oder auch universell Konventionen erlassen, aber sie behalten sich das Recht vor, in
letzter Instanz darüber zu urteilen, ob der Einsatz ihrer bewaffneten Macht gerecht
fertigt ist. Weit ist natürlich der Weg von diesen großen theoretischen Mythen zur
Wirklichkeit. Aber diese doppelte Artikulation ist eine fundamentale Gegebenheit
der modernen Welt.

Das, wenn auch erst sich andeutende, Auftauchen eines Über-Staates verschiebt
die Termini des Problems. Der Tendenz nach reproduziert es auf planetarischer
Ebene dieselbe Form des Verhältnisses zwischen Macht und Recht, die innerhalb
eines modernen »Rechtsstaates« vorherrscht. Dieser beseitigt nicht die gegebenen
Kräfteverhältnisse, denn die Vertragspartner, die ihn konstituieren, sind hinsichtlich
ihres Vermögens, ihres Wissens, ihrer Beziehungen mit unterschiedlicher Macht
ausgestattet. Gewalt und Herrschaftergattern den Löwenanteil. Doch der Bezug auf
das Prinzip der Kontraktualität, der Herrschaft durch staatsbürgerliche Überein
kunft, konfrontiert die Mächtigen mit der Macht der Menge, die sich zusammen
schließen und ihren Standpunkt triumphieren lassen kann, und dies notfalls durch
den Rekurs auf eine unanfechtbare Gewalt.

Daß wir auf planetarischer Ebene soweit nicht sind, ist klar. In Frage steht insbe
sondere die Legitimität der UNO-Instanzen. Die fünf Ständigen Mitglieder des
Sicherheitsrates gleichenmehreinerVersammlung erblicherMonarchen als republi
kanischen Vertretern. Unter den übrigen sind die schwächsten leicht zu manipulie
ren. Der Über-Staat, als Rechtsstaat zweifelsohne noch primitiver als derjenige von
Louis Philippemit seinen240000 Wahlberechtigten, ist sehrwenig repräsentativ für
die menschliche Gattung; er entspricht sehr wenig den großen Identitäten, aus denen
sie sich zusammensetzt. Wasdie »alliierte« Streitmacht angeht, so ist es nichteinmal
formell diejenige der Vereinten Nationen, sondern die der Vereinigten Staaten, die
durch diese Operation nicht nur ihre regionale Hegemonie errichten, sondern sich
alsWeltpolizist bestätigen wollen. Die neue überstaatliche Ordnung wird also unter
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der Aufsicht eines Söldners verabschiedet, der um so schwieriger zu beeinflussen
ist, als er sich selbst bezahlt. Indem sie zuließ, daß er die Operationen leitet,
beraubte sich die UNO der Macht, die sie für sich beanspruchte. Und schließlich:
solltenwir, in dieserobskuren,ungewissen Zwischenzeit, tatsächlich ander zittern
den Schwelle zu einer neuen Epoche sein, dann wird sie mit einem abscheulichen
Gemetzel eingeleitet. EineUrsünde, die kein gutes Vorzeichen ist.

Und doch war nichts schicksalhaft und ist nichts schicksalhaft. Der Über-Staat
könnte anders über seine Macht verfügen. Er könnte sich an die Blockade halten,
gestützt auf die bewaffnete Macht als letztes Mittel für den Fall, daß Saddam Hus
sein dieBelagerung militärisch hätte durchbrechen wollen. DieRegierenden, diedas
Ultimatum haben verabschieden lassen, tragen eine schreckliche Verantwortung.
DerDruckderVölker undder Kampfdemokratischer Kräfte in den westlichenLän
dern waren zu schwach, umsiezubeeinflussen. DieUSAkonnten genügend Staaten
auf ihre Seite ziehen, um die Vollmacht des Sicherheitsrates zu erhalten. Doch allein
dieTatsache, daß sie dieseVollmacht benötigten, zeigt, daß selbstdie Großmächte,
zumindest bei KonfliktendieserGrößenordnung, in Zukunft wohl nicht mehr nach
eigenem Gutdünken intervenieren können, jedenfalls nicht mehr so leicht. Dieser
Gewaltstreich könnte sich,zumindest auflange Sicht, als das Mal einerSchwächung
lesen lassen.

DieUNOhatsichdiskreditiert, indem siezuließ, daß diegrößte Macht diePolizei-
gewalt an sich rißund so überneue Möglichkeiten verfügte, sich überjede Recht
sprechung hinwegzusetzen. Aber die Sache zeigt, nicht minder paradox, daß die
Idee einer gemeinsamen politischen Ordnung über das Negative in die Geschichte
eintritt, wie Hegel es ausdrückt. Die universelle Republik ist gewiß nichts, was in
nächster Zeit ansteht. In dem Maße jedoch, wie die Menschheit sich in einem mate
riellen wie geistigen Prozeß der zunehmend systemischen Reproduktion vereinheit
licht, tritt die »staatliche« Form - im präzisen Sinne des Ausschlusses jeglicher
Gewaltanwendung, die nicht der legitimen Instanzentspringt, die den allgemeinen
Willen repräsentiert - in den Horizont des Möglichen und des Notwendigen.

Eine Rechtsordnung, die diesenNamen verdient, wirdes erst nach Bildung einer
weltweiten demokratischen Macht geben, die für die Vielzahl menschlicher Wesen
repräsentativ und alleinin der Lageist, die Achtungvorder Souveränität eines jeden
Volkes zu gewährleisten. Man sollte dabei nicht der juristischen Illusion erliegen,
daß die Macht künftig dem Recht unterstünde. Ebensowenigaberder instrumcntel-
len Illusion, die in den Formen des »Rechtszustands« immer nur die Maske für das
Recht des Stärkeren sieht. Denn diese Formen können auch die Formen für die
Rechtskraftder großenZahl werden. Die Geschichtehat uns allerdings gelehrt, daß
dergleichen erkämpft werden muß. Und der erste Kampf muß sicher diesem Krieg
gelten, der in seinem Verlauf entsetzlich und in seinen langfristigen Auswirkungen
ungewiß ist. Die internationale Gemeinschaft, hundertmal mächtiger als der Aggres
sor,hatdie Mittel (Blockadeetc.), diesenalsVorbedingung künftigerVerhandlungen
zum Rückzug zu zwingen und ihn daran zu hindern, weiteren Schaden anzurichten.
Aber Frieden entsteht nicht über ein Massaker.

Aus dem Französischen von Thomas Laugstien
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Georg Auernheimer

Die unausweichliche welthistorische Konfrontation

Scholl-Latours Islam-Bild

DerGolfkrieg warunvermeidlich wie alles, was anKonflikten mitderarabisch-isla
mischen Welt nochfolgen wird.DieseSchlußfolgerung wirdZuschauern undLesern
von dem»Nahost-Experten« Peter Scholl-Latour nahegelegt. Seine vierteilige Fern
sehsendung »Das Schwert desIslam. Revolution imNamen Allahs«, imJanuargera
de rechtzeitig zum Beginn des Golfkriegs ausgestrahlt, hattehoheEinschaltquoten.
Das Buch dazu* war innerhalb einer Woche vergriffen und hält auf der Bestseller
listedesSpiegel denersten Platz. »Warum es amGolfkeinen Frieden geben kann!«
(Titelseite der Quick v. 17.1.91), erklärteder »Star-Journalist« auchdenQuick-Lesern
in einer Artikelserie. Scholl-Latour liefert aber vor allem für das Publikum aus dem
Mittelschicht-Milieu eine Erklärungund Rechtfertigung des Kriegesgegenden Irak
und kommender Nord-Süd-Konflikte. Gerade beim »Bildungsbürgertum«, soweit es
soetwasnochgibt, kann er, soscheint es, Erfolge verbuchen. Denner zeichnet nicht
einfach ein klischeehaftes Feindbild, sondern bietet auf eine Manier, die solches
Publikum schätzt, historische Deutungen für aktuelle Konflikte an. Seine Beiträge
verdienen deshalb kritische Aufmerksamkeit.

Es geht dabei nicht um die Frage,ob die Informationen,die Scholl-Latourliefert,
immer korrekt sindund wissenschaftlicher Überprüfung standhalten. Gegen Kriti
ker hat ersich gut gewappnet. Gegenüber dem Vorwurfder Übezeichnung oder Ver
nachlässigung vonSachverhalten kanner meistauf relativierendeBemerkungen ver
weisen, ohne daß freilich die zentralen Botschaften beeinträchtigt würden. Eine die
ser Botschaften, die das Publikum vermutlich erreicht, heißt z.B.: Der Islam neigt
seinem Wesen nach zur Militanz und Intoleranz. Beiläufig werden »Perioden großer
Toleranz« (78) unter islamischer Herrschaft und die Duldsamkeit der mittelalterli
chen Kalifen« (45) erwähnt, bleiben aber wohl unbeachtet. Die Auftritte des Journa
listen wären auch als Medienereignis zu analysieren. Bilder können den Text beto
nen oder auch konterkarieren. Sie sprechen ihre eigene Sprache. Das Bild von blut
verschmierten Männern, die einem seltsamen schiitischen Wallfahrtsbrauchtum hul
digen, bestätigt z.B. das Stereotyp vom fanatischen Muslim.

Im folgendenist nur der BuchtextGegenstand, und es geht um die Interpretations
muster, die man als »Kulturalismus« charakterisieren kann. In dieser Sichtweise sind
die Kulturen die eigentlichen geschichtlichen Subjekte, nicht die Menschen in der
Auseinandersetzung mit ihren Lebensbedingungen, nicht wirtschaftliche Interessen
gruppen. Es gibt keine »Wechselwirkung« zwischendem gesellschaftlichen Sein der
Menschen in der konkreten historischen Situation und ihrem Bewußtsein, keine Dia
lektik zwischen gesellschaftlichen Erfahrungen und kulturellen Transformationen.
So wie Vulgärmarxisten geschichtliche Prozesse auf Biegen und Brechen immer auf
ökonomische Entwicklungen zurückführten, so ist umgekehrt für einen Kulturell
sten wie Scholl-Lator quasi letztinstanzlich alles durch kulturelle Gegensätze zu
erklären. Zu den Nationalitätenkonflikten in Jugoslawien z.B. meint er: »In letzter
Analyse verläuft hier die Kluft zwischen dem orthodoxen Christentum der Serben
auf der einen Seite und dem zutiefst islamisch geprägten Lebensstil der Albaner auf
der anderen« (68). Die Menschen machen sich nach dieser Vorstellung nicht kultu
relle Traditionen schöpferisch zu eigen, um sich in ihrer Welt zu orientieren oder

* Peter Scholl-Latour: Das Schwert des Islam. Heyne Verlag, 2. Aufl. München 1990
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auchum dievorgefundenen Verhältnisse umzugestalten, umWidersprüche zu deuten
und Interessen zu artikulieren. Sie sind Geschöpfe und Gefangene ihrer jeweiligen
Kulmr. Diese prägt »zutieftst« ihre Mentalität. Es fällt natürlich auch kein Blick auf
die Kämpfe um kulturelle Hegemonie. Die Tatsache, daß die Deutung kultureller
Traditionen umstritten ist, bleibt ausgeblendet. Kulturen erscheinen als relativ
homogene Gebilde mit einheitlichenWesenszügen. Sie sind deshalb auch - weitere
logische Konsequenz - unvereinbar miteinander. Der Gegensatz der Kulturen wird
zur Triebkraft des geschichtlichen Prozesses. Diese geschichtsmächtigen Wesen
heitenverschaffen sich immer wieder,auchwenn sie zeitweise geschlummert haben
mögen wie der Islam, ihr historisches Recht, und zwar »unerbittlich«. Dieses Attri
but verwendet Scholl-Latourvorzugsweisezur Beschreibung historischer Entwick
lungen (auch »zwingend« u.a.). Alle Charakteristika eines kulturalistischen Welt
bildes sind in seinen Äußerungen über den Islam auffindbar. Selbst manche an sich
unverfängliche Textpassage, der man spontan zustimmen möchte, sollte vor dieser
Interpretationsfolie gelesen werden.

Die Betrachtung des Islam ist im Grunde unhistorisch, so gewiß Scholl-Latour
über den Aufstieg und Untergang islamischer Reiche und über epochale Ereignisse
zu plaudern weiß. Er erliegt der Imagination eines authenischen Islam und spiegelt
damit die Sichtweise der Fundamentalisten unreflektiert wider. Der islamische Fun

damentalismus ist für ihn »im Grunde nur streng praktizierter koranischer Glaube«
(25). Er wird nicht als Reaktion auf den Imperialismus des euroamerikanischen
Blocks, auf strukturelle Heterogenitat und eine widersprüchliche Modernisierung
verstanden. »Anscheinend ist in Saudi-Arabien der Islam in seiner ganzen Reinheit
erhalten geblieben« (91). Da kulturelle Transformationen übergangen, jedenfalls
nicht als Antworten auf historische Herausforderungen erkannt werden, verschwin
den auch die Differenzen zwischen den verschiedenen Islamismen. Sie werden über

malt, obwohl natürlich der Nahost-Experte zu Protokoll gibt, daß er um regionale
Besonderheiten, um islamische Rechtsschulen und Sektenbewegungen weiß, nicht
zu reden vom Unterschied zwischen Sunniten und Schiiten. Der Islam wächst vor
den Zuschauernund Lesern zu einer homogenenGrößevon bedrohlichem Ausmaß
an, mit einheitlichen Wesenszügen wie Militanz, Fanatismus, Unberechenbarkeit.

Schon der Titel der TV-Serie »Mit Feuer und Schwert« stützt sich auf verbreitete
Klischees aus unserem Schulbuchwissen (vgl. U. und M. Tworuschka: Der Islam in
den Schulbüchern der Bundesrepublik Deutschland. Braunschweig 1986). Er ruft -
ebenso wie der Titel der vierten Folge (»Der neue Tatarensturm«) Bilder ab, die im
kollektiven Gedächtnis der Europäer gespeichert sind, und löst damit einen Effekt
des Wiedererkennens aus. Scholl-Latour gibt an irgendeiner Stelle zu: »Nicht nur
durch Feuer und Schwert... hat sich der Islam in aller Welt verbreitet« (58). Viel ein
drucksvoller ist aberdie an gleicherStelle vorausgegangene Passage: »Aus den Suren
des Koran klingt eine ganze Folge von eindeutigen Appellen an die Gläubigen. Sie
sollen auf dem Weg Allahs streiten, sie sollen töten und getötet werden, um der
gerechten Sachewillen.« (58) DasMärtyrertum im Jihad erscheint fast als normales
Bedürfnis jedes Muselmanen. »Die unberechenbaren Leidenschaften der islami
schen Massen« (155) können einem Angst einjagen.

Durch das Erwachen des Islam treibt die Weltgesellschaft auf eine globale Kon
frontation zu. So läßt sich die Botschaft von Scholl-Latour verdichten. Die Fronten
sind bereits vielerorts eröffnet: im Nahen Osten, in Zentralasien, im Maghreb und
selbstim Innern Europas (vgl. ebd.). Esdroht eine»Völkerwanderung vonSüd nach
Nord«, unter Umständen durch eine islamische Machtergreifung in Nordafrika
und Anatolien beschleunigt, die aber im übrigen »unterschwellig bereits in Gang
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gekommen ist« (ebd.). So hat z.B. »das Bild der provenzalischen Städte ... sich in
den letztenzwanzigJahren massivverändert... Algier ist in Marseille präsent«,statt
umgekehrt, wie früher (104). Die globale Konfrontation, auf die wir »zutreiben«,
entspricht, so wird suggeriert, ebenso »einem uralten unerbittlichen Gesetz« (22)
wie der Streit zwischen Juden und Arabern. Sogar die »führenden Männer des
Kreml« konntensich der späten Einsichtin »diesehistorischeUnerbittlichkeit« nicht
entziehen. Schon de Gaulle soll gesagt haben: »Eines Tages werden sogar die Russen
begreifen, daß sie Weiße sind« (153). Ein großer Wissender quasi wie der Autor
selbst. Diesem»drängt« sichdie Parallele zwischenAlgerienund Afghanistan »auf«.
Der Afghanistan-Krieg gewinnt vor diesem Deutungshorizont weltgeschichtliche
Dimension. Die Auflösung des »russischen Imperiums« ist quasi vorprogrammiert.
Denn: »Es kann nicht ausbleiben, daß der kriegerische islamische Eifer ... auf die
Muselmanen der SU in der einen oder anderen Form übergreift« (137). »Die SU
treibt einschneidenden schmerzlichen Entscheidungen entgegen« (155).

Im aktuellen Nahost-Konflikt wird die Unmöglichkeit kultureller Koexistenz
besonders deutlich. Der »Schicksalskampf« zwischen Juden und Muslimen, Israelis
und Arabern »reicht in die Urzeit zurück bis zum Stammvater Abraham« (22). Es »ist
die Fortsetzung eines semitischen Bruderzwistes, eines Erbstreits, der sich in der
Nacht der Frühgeschichte verliert« (ebd.). Der Rekurs der Konfliktparteien auf my
thische Traditionen im zeitgeschichtlichen Konflikt wird nicht kritisch beleuchtet.
Vielmehr dichtet der Experte selber einen Geschichtsmythos. Und er wird samt sei
nem Publikum zum Opfer seines Mythos. - »Aus dieser Perspektive betrachtet,
erscheint eine Lösung des aktuellen Konflikts um das Heilige Land zwischen Israelis
und Palästinensern kaum vorstellbar« (42). Es gibt dort »keine tragfähige Kompro
mißlösung« (155). Insofern ist Gewalt legitim, Aufrüstung geboten, der vernichtende
Erstschlag kein Tabu, wenn man nicht passiv der Dinge harren will, die da kommen,
was sich - zumal bei der von Scholl-Latour suggerierten Intoleranz der Araber -
nicht empfiehlt. Die jüngste Geschichte des Libanon »entlarvte die Vorstellung von
einem säkularen, toleranten und multikonfessionellen Palästinenserstaat ... als
schwärmerische Utopie« (52).

Die Faszination der Beiträge von Scholl-Latour dürfte sich aus folgender Motiv
konstellation speisen: Die Fernsehzuschauer/Leser blicken mit einem gewissen
Schaudern auf die Bedrohung, die sie mit ihm heraufziehen sehen, wobei sie
zugleich das Gefühl haben, als Eingeweihte des tieferen Einblicks in welthistorische
Gesetzmäßigkeiten teilhaftig zu werden. Sie teilen quasi die Überlegenheit des
Experten. Die Funktion des am Buchtextherauspräparierten Weltbildesbedarf kaum
noch der abschließenden Erläuterung: Die Umdeutungdes Nord-Süd-Konfliktszum
unvermeidlichen kulturellen Gegensatz erheischt die politische Zustimmung zur
weiteren Aufrüstungdes Westens. Kriege wie der am Golf erscheinen legitim. Die
Festung Europa wird psychologisch vorbereitet.

Für Etienne Balibar und andere Ideologietheoretiker ist der neue Rassismus nicht
mehr biologistisch, sondern kulturalistisch begründet (vgl. Balibar/Wallerstein:
RasseKlasseNation, Hamburg 1990). Scholl-Latourbestätigtdieses Urteil auch mit
öffentlichen Äußerungen, die er bei seinen zahlreichen Medienauftritten der jüng
sten Zeit gemacht hat. So kündigte er bei einer Talk-Show mit der israelischen
Anwältin und Pazifistin Felizia Langer seine Bereitschaft zum Gespräch auf. Er
wolle gerne streiten, aber nur mit einem »anständigen Palästinenser« und einem
»anständigenIsraeli«. Authentisch, echt, »anständig« ist eben nur, wer in seiner Kul
tur verwurzelt, ihr und seiner Gemeinschaft treu, um nicht zu sagen: verschworen
ist.
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Wolfgang Fritz Haug

Mutiert der Krieg die politische Kultur?
ZuBiermanns undEnzensbergers Kriegsbejahung

1.

Gegen die deutsche Friedensbewegung und für den »Golfkrieg« und den Sieg der
US-dominierten Seitehaben sichzwei bedeutende künsüerische Intellektuelle aus
gesprochen: Hans Magnus Enzensberger imSpiegel und WolfBiermann inder Zeit.
Aber welcher Gegensatz zwischen ihren Argumentationen! Biermann skizziert die
widersprüchlichen Interessen, die einander in diesem Krieg überdeterminieren:
»Natürlich geht es auch den Amerikanern ums Öl. Noch schlimmer: Das Pentagon
brannte schon lange darauf, seine Waffen auszuprobieren. Noch perverser: Die US-
Rüstungslobby braucht dringend den Beweis dafür, daß die Billionen Dollars kein
rausgeschmissenes Geld waren. Der lukrative Ost-West-Konflikt ist ihnen verdor
ben, aber die Aktionäre der Kriegsindustrie wollen, daß das Wettrüsten trotzdem
weitergeht. Und bei den Präsidentschaftswahlen will kein Kandidat die jüdischen
Stimmen verspielen.« Desto besser, sagt Biermann. Ohne diese schmutzigen Interes
sen würden die USA ihre Kriegsmaschine nicht inGang gesetzt und Israel verteidigt
haben. Dies aber ist für ihn derdominante Strang dieses gordischen Knotens: das
Lebensrecht Israels muß verteidigt und ein Ausgleich mit den Palästinensern gesucht
werden. Hoffnungslose Hoffnung, unrealistischer Realismus seiner Einsicht: Palä
stinenser und Israelis sind die einzigen, deren existenzielle Interessen aufdem Spiel
stehen und die»eigentlich Verbündete sein sollten«. Gegen den irakischen Diktator
bietetBiermann sein ganzes gesundes Mißtrauen auf. »DerHaß auf die Juden und
die Liebe zu den Palästinensern sind nur zwei Seiten derselben falschen Münze, mit
dererdie Einheit derarabischen Welt unter seiner Führung kaufen will.« Und hierin
sieht erdie Parallele zwischen Hussein und Hitler: beide haben die Ausrottung der
Juden vorangekündigt, beide sind »Emporkömmlinge, Tyrannen, Demagogen und
Machtparanoiker«. Während man bei Hitler noch 1938 nicht habe wissen können, ob
die Drohung leeres Wort war, wisse man bei Hussein heute, daß sie ernst gemeint ist.
Daherdominiert bei Biermann das Interesse am Schutz Israels,dessenVerbrechen
inden besetzten Gebieten er klar sieht, denen aber keine geringeren Verbrechen an
den eigenen Völkern auf arabischer Seite gegenüberstehen. Die USA schützen
Israel, und das ist recht, auch wenn sie heucheln:

Den mörderischen Eroberungskrieg gegen den Iran sahen dieUSA zufrieden (und
lieferten Waffen), »Saddams Völkermord an den Kurden war denen eine häßliche
Lappalie, undSaddams Terrorgegen daseigene Volk wareintotalitäres Kavaliersde
likt. Die USA hatten schon so viele unglückliche faschistische Liebschaften in der
Welt.« Das kuwaitische Öl - List des Zufalls, um die »zuverlässig miesen Interessen«
zu mobilisieren.

Widerspruchsbild: »Grade weil er so schön komplex ist, führt uns dieser Krieg
modellhaft dasPerpetuum mobile unserer Selbstvernichtung vor.« Die Rüstungskon
zerne liefernWaffen, zu deren Bekämpfung sie dann nochmodernereWaffen liefern
müssen. Die armen Länder bezahlenmit Elend und Unwissenheit, die reichen mit
demSurplus,das sie den Armenhättenübertragen müssen.Das Personal,das diese
Kriegswirtschaft betreibt, gehört zu Kriegsverbrechern erklärt. »Unddie feinsinni
gen Rechtsanwälte, die wasserdichten Notare, die hanseatischen Kaufleute und
respektablen Geschäftsführer, die alle am Geschäft mit dem Tod verdient haben,
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verdienen den Tod, genau wie Göring und Krupp und Eichmann.« Biermann weiß
natürlich, daß Krupp ihn 1945 keineswegs erleiden mußte, und er weiß erst recht,
daß diese seine Worte ganz folgenlos bleiben und ersie genau deswegen sagen darf,
weil eben jene hanseatischen Kaufleute und respektablen Geschäftsführer gar nicht
so sind.

Sobleibt Biermann beiallem Richtigen, trotz aller mitgeschmuggelten Wahrheits
kassiber, eben doch nur die eine effektive und effiziente Botschaft: »Ich bin für die
senKrieg«. Und das ist einegefährliche Botschaft.

2.

Daß das notgedrungene Gefallen am Krieg wie eine erworbene Immundefizienz
wirken kann, läßt sich bei Enzensberger beobachten: es hat ihn seines Sinnes für
Widersprüche beraubt. Erführt die Sprache des Propagandisten, nicht des Intellek
tuellen. Hantiert mit unbezweifelbaren Eindeutigkeiten, kennt keine Überdetermi-
nierung.

Hussein ist »Hitlers Wiedergänger«. DieFriedensbewegung aber, gibter zu ver
stehen, istWiedergängerin dernazistischen Massen. »Wenn sieihren Protest lieber
gegen George Bush als gegen Saddam Hussein« richten, »so ist das mit Ahnungs-
losigkeit kaum zu erklären«. Sondern da ist eine geheime Seelenverwandtschaft. Sie
erklärt sich ganz einfach: die Regungen derantiamerikanischen Araber von heute
unddie der nazistischen Deutschen der dreißiger Jahresind»identisch, und sie ver
folgen das gleiche Ziel«. Diese Behauptung ist für Enzensberger nichts zu Beweisen
des, sondern alssolche Beweis genug. Sie»beweist, daß wires nicht miteinerdeut
schen, nicht miteinerarabischen, sondern miteineranthropologischen Tatsache zu
tun haben.« Die Unmenschlichkeit der menschlichen Natur tritt auf, das radikale
Böse, der Feind derMenschheit. Was das ist, wird an Hitler und den damaligen
Deutschen demonstriert.

Fürden suggestiven Zweck, uneingeschränkte und widerspruchslose Legitimität
für den gegenwärtigen Krieg zu gewinnen und die Kriegsgegner ebenso uneinge
schränkt zu delegitimieren, zahlt Enzensberger mit sämtlichen Einsichten der
Faschismusanalyse. Was also bewegte dieNazis, was Hiüer? Die Antwort lautet ein
fach: »Todesrausch«. Finsterer Mythos, pseudokritisch: »Was die Deutschen begei
sterte, warnicht allein die Lizenz zum Töten, sondern mehrnoch die Aussicht dar
auf, selbst getötet zu werden.«

Grund: nationale Kränkung führte dazu, »Haß und Neid, Ressentiment und Rach
sucht« zu akkumulieren. Bei den Deutschen nicht nur Versailles, sondern auch die
auf 1929 folgende Massenarbeitslosigkeit. DieOpfer der Krise haben noch einmal
das Nachsehen. Enzensberger wirftsie unterschiedslos mitallen Rechtsextremen in
einen Topf, »das Kollektiv«, von dem er sagt: »Es fühlt sich alsSpielball und Opfer
der Verhältnisse undleugnetjedeeigneMitverantwortung fürdie Lage, inderes sich
befindet. DieSuchenachdemSchuldigen kann beginnen.« Dasistentsetzlich undif
ferenzierte Vulgärpsychologie. Enzensberger weiß, daß die »Massen« nun von
Selbstzerstörungswünschen beherrscht sind. »Dann ist die Stunde des Führers
gekommen. DerFeind derMenschheit kann sich mit dergesammelten Todesenergie
der Massen aufladen«, deren Unbewußtes genial erspürend. »Deshalb operiert er
nicht mit Argumenten, sondern mit Emotionen, die jede Logik aus den Angeln
heben.« Kein Deutschnationaler würde sich getrauen, eine so dick auftragende
Hiüerkarikatur zur Entlastung vorzubringen. Das verkennt völlig das nüchterne
Element bei Hider, sein Kalkül, seinezumeistwirklicheSchwächendes politischen
Systems und der politischen Klasse treffende Kritik. Wie hätteer auch sonstden
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Rhein-Ruhr-Klub überzeugen und die funktionalen Eliten an seine Seite bringen
sollen. Ein verzerrtes Echo davon bei Enzensberger: »Die deutsche Industrie hat
die hingebungsvollen Dienste, die sie Adolf Hitler geleistet hat, nie zu bereuen
gehabt.«

»Im übrigen muß der Feind der Menschheit von seiner Gefolgschaft alles abhalten,
was an einen Gedanken erinnert.« Erinnern die Heidegger, Schmitt, Gehlen, diese
organischen Intellektuellen des Nazismus, nicht doch an Gedanken? Und waren
wirklich für Hitler die Feinde (und Kriegsziele) »beliebig austauschbar«? »Juden«
und »Marxisten« war die Vernichtung angedroht, der Osten zur Landnahme und
Sklavengewinnung vorgesehen, das sind durchgängig bezeugte und auch bei takti
schen Wendungen mit Nachdruck festgehaltene Ziele Hitlers gewesen, die seinem
Projekt die eigenartige Konsistenz, Konsensfähigkeit und Dynamik verliehen. Ich
halte eseher für einen fatalen Irrtum, Hitler Überzeugungen abzusprechen.

Rhetorische Popanze, wo man hinschaut, durchsetzt mitGemeinplätzen, aufge
motzt als anthropologische oder sozialpsychologische Wahrheiten. Und was mehr
ist: die Privilegierten endastend, ohne deren Trägerschaft es keine halbe Welterobe
rung gegebenhätte. Enzensberger weiß, was Hiüer in Wirklichkeit immer wollte:
»ein Ende mitSchrecken«. Nein, erwollte den Sieg. Er hat nicht etwa nicht gerech
net, sondern sichverrechnet. WieesdieMachteliten im Ersten Weltkrieg getan hat
ten, dessen Revanche der Zweite bringen sollte.

Nun ist völligklar, worumes im gegenwärtigen Krieg geht: Hussein: »SeinFeind
ist die Welt.« »DerTodeswunsch ist sein Motiv, sein Modus der Herrschaft ist der
Untergang. Diesem Ziel dienen alle seine Handlungen.« Diese Eindeutigkeit ist
Geist vomGeiste der Paranoia, die sie beschwört. Sie treibt dieWidersprüche aus
und setztdiePolitik ab, wiesieeben beides von ihrem Objekt behauptet. Das istein
geschlossener Kreis.

So spricht Enzensberger der Politik das Recht ab: »Keine denkbare Politik, wie
klug, wie umsichtig sie auch immer wäre, kann es mit einem solchen Feind aufneh
men. Erbekommt amEnde immer, was erwill: den Krieg.« Nicht so sehr Warnung
vordrohenden Kriegen, sondern antizipierende Mobilisierung: »Es istabsehbar, daß
inZukunft andere Völker ihrem und unserem Henker zujubeln werden. Ewige Ver
lierergibtes in allenHimmelsrichtungen. Unterihnennimmt dasGefühlder Demü
tigung und die Neigung zum kollektiven Selbstmord mit jedem Jahr zu. Auf dem
indischen Subkontinent und in der Sowjetunion liegt das nukleare Arsenal bereit.
Woran Hitler und Saddam gescheitert sind, amEndsieg, das heißt an der Endlösung
- ihrem nächsten Wiedergänger könnte sie gelingen.«

Esist,wieRosa Luxemburg gesagt hat: Kriege können nicht gemacht werden ohne
die Begeisterung oder Resignation der Volksmassen. Enzensberger arbeitet an bei-
dem zugleich. Was abermehrist:Enzensberger läßt die LogikderEndlösung insich
ein. Saddam Hussein ist ein Vernichter; ergoein zu Vernichtender. Dadurch ist der
Diskurs zu einemVernichtungsdiskurs geworden, der zu keiner Politik mehr fähig
macht, nurmehr zum totalen Krieg. Allein dieses Beispiel von Mentalitätsmutation
zeigt, welchungeheure sekundäre Gefahren in diesem Krieg im Fehlen einerWider
spruchsanalyse und einer umfassenden Politik lauern. Die politische Kultur droht .
umzukippen.
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Benedict R. Anderson

Die Erschaffung der Nation durch den Kolonialstaat

Das Beispiel Südostasien*

Imaginäre Klassifikationen

In zwei wertvollen Arbeiten hat der Soziologe und Malaysiaforscher Charles
Hirschman damit begonnen, die Mentalitäten der kolonialen Zensusbeauftragten
der Straits Settlements and Peninsular Malaya und ihrer für den unabhängigen
Bundesstaat Malaysia arbeitenden Nachfolger zu untersuchen.1 Hirschmans
Wiedergabe der »Identitätskategorien«, die verschiedene Zensusverfehren vom
späten 19. Jahrhundert bis zurjüngsten Gegenwart verwendet haben, zeigt eine
außerordentlich rasche, anscheinend willkürliche Serie von Veränderungen, in
deren Verlauf Kategorien angehäuft, auseinandergerissen, neu zusammenge
setzt, miteinander vermischt und neu geordnet werden (wobei jedoch politisch
einflußreiche Identitätskategorien immer an erster Stelle stehen). Aus dem
Datenmaterial zieht er inderHauptsache zwei Schlußfolgerungen: Erstens wur
dendieKategorien mitzunehmender Dauer der Kolonialepoche immer sichtba
rer rassisch konnotiert. Die religiöse Identität, die sonst in den klassifikatori-
schen Schemata der Zensusverfahren mitan erster Stelle gestanden hatte, ver
schwand allmählich. »Hindus« tauchten, wie auch »Klings« und »Bengalen« nach
demersten Zensus von 1871 nicht mehrauf.»Parsen« gabes noch biszumZensus
von 1901, wo sieneben »Bengalis«, »Burmesen« und »Tamilen« unter derKatego
rie»Tamilen und andere Eingeborene ausIndien« geführt wurden. Eine erstaun
liche Vielfalt von »Europäern« wurde während derganzen Kolonialzeit aufgeli
stet,doch während sie 1881 noch in»Ansässige«, »Wandernde« und »Gefangene«
unterteilt wurden, faßte man sie 1911 zu einer (weißen) »Rasse« zusammen,
wobeidie Zensusbeauftragtennicht recht wußten, wie sie die »Juden« einordnen
sollten. Zweitens wurden insgesamt dieübergreifenden »rassischen« Kategorien
beibehalten undnach der Unabhängigkeit sogar zusammengefaßt, nun aberneu
bezeichnet: als»Malaien«, »Chinesen«, »Inder« und »Andere« - und zwar genau
in dieserReihenfolge. Dochgabes bis in die achtziger Jahrehineinimmerwie
der Anomalien. Im Zensus von 1980 taucht dieBezeichnung »Sikh« immernoch
irritierenderweise als einepseudo-ethnische Unterkategorie auf, zusammen mit
»Malayalis«, »Telegus«, »Pakistanis« und »Bangladeshis« (sie), »Sri-Lanka-
Tamilen« und »Anderen Sri-Lankesen«, die alleunterder Kategorie »Inder« fir
mieren.

Aber Hirschmans ausgezeichnetes Datenmaterial ermutigt dazu, über seine
unmittelbaren analytischen Problemstellungen hinauszugehen. Nehmen wir
etwa den Federated Malay States Census von 1911, der unter der Überschrift

* Dieamerikanische Fassung dieses Aufsatzes wurde unterdemTitelCensus, Map, Museum:
Noteson the Origins ofOfficial Nationalism in Southeast Asia als Diskussionspapier auf
dem WIDER Workshop vorgestellt, der im Januar 1989 in Karachi stattfand. Titel, Zwi
schentitel und Kürzungen stammen vomÜbersetzer.
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»Malayische Bevölkerung nach Rassen« die folgenden vermerkt: »Malaien«,
»Javaner«, »Sakais«, »Banjaresen«, »Boyanesen«, »Mendelings«, »Krinchis«,
»Jambis«, »Achinesen«, »Bugis« und »Andere«. Alle diese »Gruppen« mit Aus
nahme der »Malaien« und »Sakais« stammten aus der Nachbarkolonie Nieder-
ländisch-Ostindien - aberinden Augen derZensusbeauftragten istderpolitische
Status im Vergleich zur rassischen Identität ohne Belang. »Jambis« und »Krin
chis« sind Pseudo-Ethnizitäten, die eher mit dem Wohn- oder Herkunftsort
zusammenhängen als mit identifizierbaren ethno-linguistischen Strukturen.
Noch interessanter ist, daß 1911 allerhöchstens ein ganz geringer Teil der so
Kategorisierten sich indiesen Etikettierungen wiedererkannt haben dürfte. [...]
Zugleich ist bemerkenswert, daß die kolonialen Zensusbeauftragten eine ebenso
mächtige wie obskure Leidenschaft für Ganzheit und Unzweideutigkeit besaßen.
[...] Die Fiktion des Zensus will es so, daß jeder und jededurch ihn erfaßt wird
und einen (und nur einen!) äußerst klarumgrenzten Platz einnimmt.

Die Ursprünge dieser kolonialstaatlichen Vorstellungswelt reichen viel weiter
indie Vergangenheit als die Zensusverfahren der1870erJahre, sodaß esnützlich
ist, auf die frühesten Zeiten der europäischen Durchdringung Südostasiens
zurückzugehen, um zu verstehen, warum dieZensusverfahren so grundlegend
neu sind. Zwei Beispiele aus dem philippinischen bzw. dem indonesischen
Archipel können hierlehr- und hilfreich sein. Ineinem sehr wichtigen Buch hat
der Historiker William Henry Scottauf der Grundlage der frühesten spanisch-
sprachigen Aufzeichnungen versucht, die Gesellschaftsordnung der Philippinen
vor derspanischen Kolonialisierung zu rekonstruieren (Scott 1982). Da er schon
lange aufden Philippinen ansässig ist und stark mit dem philippinischen Natio
nalismus sympathisiert, fällt es ihm nicht auf, daß »die Philippinen« allererst
durch die Spanier ins Leben gerufen wurden oder einfach zwischen holländi
schen, britischen und spanischen Kolonien unter Einschluß anderer Teile des
südostasiatischen Raumes hätten aufgeteilt werden können. Dochliegt, so denke
ich, der wahreGrunddafür, daßer eine (fiktive) »Klassenstruktur der Philippi
nen« entwerfen kann, weniger in seiner Identifikation mit dem gegenwärtigen
philippinischen Nationalismus als vielmehr in der Tatsache, daß die frühesten
spanischen Konquistadoren und Geistlichen überall auf den Inseln, die sie
ansteuerten, »Adlige«, »Häuptlinge«, »Freie« und »Sklaven« unterschiedlicher
Art entdeckten. Er läßteine Menge vonBeweismaterialien unberücksichtigt, die
vermuten lassen, daß diese »Adligen« zumeist gar nichts voneinander wußten
oder sichgegenseitig als Feinde undpotentielle »Sklaven« betrachteten. So über
siehter, daßdiephilippinische »Klassenstruktur« der vorkolonialen Zeitdie Fik
tion eines »Zensus« ist, der auf den Achterdecksder spanischen Galeonen erfun
den wurde. Woimmer diese vor Anker gingen, tauchten »Adlige« und »Sklaven«
am Strand auf, die nur durch den entstehenden Kolonialstaat unter solche Sam
melbegriffe gefaßt werden konnten.

Für Indonesien besitzen wir, dank der gründlichen Forschungsarbeit von
MasonHoadley, die detaillierteAnalyseeineswichtigen Justizfalls,der am Ende
des 17. Jahrhunderts in Cirebon, einem Küstenhafen der Insel Java, verhandelt
wurde (Hoadley o.J.). Durch einenglücklichen Zufall sind sowohl die Aufzei-
chungen der Holländer (der Ostindischen Handelsgesellschaft) als auchdie aus
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Cirebon selbsterhalten geblieben. Hättenurder cirebonische Bericht die Zeiten
überdauert, würden wir den angeklagten Mörder lediglich als hochgestellten
Beamten des cirebonischen Gerichtshofes und unter seinem klangvollen cirebo-
nisch-javanischen Titel (Ki Aria Marta Ningrat), der kein »Eigennname« ist,
kennen. Die holländischen Aufzeichnungen jedoch bezeichnen ihn in ärgerli
chem Ton alseinen »Chinees«, und das ist die einzig wichtige Information, die
sie über ihnenthalten. Es ist völlig klar, daß der cirebonische Gerichtshof die
Menschen nach Rang und Status ordnete, während dieHandelsgesellschaft eher
Kriterien der »Rasse« oder »Ethnizität« verwendet. Der hohe Status des Ange
klagten zeugt davon, daß er und seine Vorfahren ungeachtet ihrer ursprünglichen
Herkunft seitlangem indiecirebonische Gesellschaft integriert waren, sodaß es
überhaupt keinen Grund zuderAnnahme gibt,er habesichfüreinen»Chinees«
gehalten. Wie aber kam danndie Handelsgesellschaft zu dieserKlassifikation?
Aufwelchem Achterdeck konnte man zuderAuffassung kommen, eshandle sich
umeinen »Chinees«? Sicher nur aufdem Achterdeck jener Handelsschiffe, die
mit wilder Geschäftstüchtigkeit zwischen dem Golfvon Mergui und der Mün
dung desYangtse-kiang von Hafen zuHafen segelten. Unbeirrt von allen gesell
schaftlichen Unterscheidungen, von »dialektischer« Kakophonie, unbelastet von
Geschichte und Gedächtnis zog vor den geistigen und transkontinentalen Augen
der Handelsgesellschaft eineendloseReihevonChinezen vorbei, so wie die Kon
quistadoren eine endlose Reihe von »Hidalgos« gesehen hatten. Und auf der
Grundlage dieses fiktiven Zensus fing die Handelsgesellschaft an, darauf zu
bestehen, daßdie von ihr kategorial beherrschten Chinezen sich in puncto Klei
dung, Wohnsitz, Heirat, Begräbnis undVererbung von Eigentum diesem Zensus
gemäß zu verhalten hätten. Überraschenderweise gelangten die viel weniger
umtriebigen und handelstreibenden Spanier auf den Philippinen zu einer ganz
anderen fiktiven Zensuskategorie, nämlich zu denvon ihnen so genannten San-
gleys. »Sangley« war die spanische Version des Hokkien-Wortes sengli, was
»Händler« bedeutete.2 Man kann sich gutvorstellen, wie diespanischen Proto-
Zensorendie nachManilakommenden Händlerfragten: »Was seid ihr?« und zur
Antwort erhielten: »Wir sind Händler.« Da sie nicht die sieben asiatischen Meere
berühren, blieben die Spanier zwei Jahrhunderte lang in einem bequemen
begrifflichen Nebel. Es dauerte lange, bis ausden Sangleys allmählich »Chine
sen« geworden waren; schließlich verschwand auch dieses Wort im frühen 19.
Jahrhundert, um dem holländisch geprägten »Chino« Platz zu machen.

Die wirkliche Neuerung, die die Zensusverfahren der 1870erJahre mit sich
brachten, lag nicht in der Konstruktion kolonial geprägter ethnisch-rassischer
Klassifikationen, sondern inderen systematischerQuantifikation. Schon die vor
kolonialen Herrscher in der malaiisch-javanischen Welthatten versucht, die von
ihnen kontrollierten Bevölkerungen zu zählen, was aber nur in der Form von
Steuerverzeichnissen und militärischen Aushebungslisten geschah. Ihre Ziele
waren konkret und spezifisch: sie wolltendie Personen im Auge behalten, die
Steuern zahlen und zu Militärdiensten herangezogenwerden konnten. Die Herr
scher waren einzig an ökonomischem Mehrwert und waffenfähigem Personal
interessiert. Die kolonialen Autoritäten des späteren 19. Jahrhunderts besaßen
jedoch zunehmend verfeinerte administrative Mittel zur Bevölkerungszählung,
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die auch Frauen und Kinder einschlössen (an denen die alten Könige niemals
interessiert gewesen waren). Die von ihnen verwendeten Raster waren feiner und
und nicht unmittelbar auf einen finanziellen oder militärischen Nutzen hin ange
legt. Invergangenen Tagen war ein Untertan sich immer der Tatsache bewußt,
daß er alsSteuerzahler oderpotentieller Soldat aufgelistet werden konnten, und
Herrscher wie Beherrschte wußten, wennauchvongegensätzlichen Standpunk
ten aus, sehr gut, worum esging. Doch um 1870 konnte ein »Cochin-Chinese«
sein glückliches oder unglückliches Leben in den Straits Settlements führen,
ohne sich im mindesten darüber bewußt zu sein, daß er unter just dieser Bezeich
nung von oben herab vermessen wurde. Hier wird dieBesonderheit des Zensus
offensichtlich: Mit seiner Hilfe versuchte man, die Objekte seiner imaginären
Schematisierung sorgfältig zu zählen. Das ausgrenzende Wesen desKlassifika
tionssystems und dieLogik derQuantifikation selbst vorausgesetzt, mußte ein
»Cochin-Chinese« als kleinste Einheit in einer vervielfachbaren Reihe reprodu
zierbarer »Cochin-Chinesen« verstanden werden. Innerhalb einer Generation
schlug die neue demographische Topographie tiefe soziale und institutionelle
Wurzeln in dem Maße, wie der Kolonialstaat seine Größe und seine Funktionen
vervielfachte. Geleitet durch seine fiktive Landkarte setzte er die neuen Bürokra
tien(Erziehung/Bildung, Justiz, Gesundheitswesen, Polizei, Einwanderungsbe
hörden) ins Werk, die er auf dem Prinzip ethno-rassischer Hierarchien errich
tete, wobei diese allerdings immerals parallel verlaufende Reihen oder Serien
aufgefaßt wurden. Die Bevölkerungen flössen untertänigst durch die Maschen
der unterschiedlichen Schulen, Gerichtshöfe, Krankenhäuser, Polizeistationen
und Einwanderungsbehörden, wodurch »Verkehrsgewohnheiten« erzeugt wur
den, die den Phantasiender 1870er Jahre mit der Zeit wirkliches gesellschaftli
ches Leben einhauchten.

Natürlich ging die Fahrt nicht immer glatt, und der Staat lief häufig auf die
Sandbänke einer ungemütlichen Wirklichkeit auf. Dabei machte die religiöse
Zugehörigkeit beiweitem diemeisten Schwierigkeiten. Siediente alsGrundlage
für sehr alte und sehr stabile Gemeinschaften,die ganz und gar nicht in das auto
ritäreRasterdes säkularenStaates passenwollten. Die Herrschenden waren- in
verschiedenen südostasiatischen Kolonien in verschiedenem Ausmaß - dazu
gezwungen, unschöne Zugeständnisse voralleman denIslamunddenBuddhis
mus zu machen. Vor allem standen religiöse Schulen und religiöse Gerichtshöfe
weiterhin in Blüte. Der Zugang zu ihnen war durch die individuelle Wahl, die
allen offenstand, bestimmt, nicht durch den Zensus. Der Staat konnte kaum mehr
tun, als diese Institutionen zu regulieren, einzuschränken, zu zählen, zu standar
disieren und sie seinen eigenen hierarchischunterzuordnen. Gerade weil diese
Schulen(und, in geringeremAusmaß, die Gerichtshöfe) topographischeAnoma
lien darstellten, wurden sie als Freiheitsräume und, mit der Zeit, als Festungen
verstanden, vondenen religiöse, später dann nationalistischeKämpfergegen den
Kolonialismus zur Schlacht ausschwärmen konnten. Zur gleichen Zeit wurden
häufig Versuche unternommen, den Schulterschluß zwischen Zensus und re
ligiösen Gemeinschaftenherzustellen, indemman die letzteren so weit wie mög
lich politisch und juristisch ethnisierte. Im Staatenverbund des kolonialen Ma-
layawar dies relativ einfach. Diejenigen, die das Regime der Serie »Malaiisch«
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subsumierte, wurden zu den Gerichtshöfen »ihrer« kastrierten Sultane gescheucht,
die zum größten Teil nach islamischem Gesetz eingesetzt worden waren. »Is
lamisch« wurde mithin so behandelt, als sei es nur ein anderer Name für »Ma
laiisch«. (Erst nach der Unabhängigkeit bemühten sich bestimmte politische
Gruppen, diese Logik umzukehren, und nun »Malaiisch« als einen tatsächlich
anderen Namen für »Islamisch« zu lesen.) Imäußerst heterogen zusammenge
setzten Niederländisch-Indien, wo gegen Ende der Kolonialzeit eine Schlach
tordnung von miteinander streitenden missionarischen Organisationen in weit
verstreuten Gebieten beträchtliche Bekehrungen vorgenommen harte, sah sich
eine parallele Vorgehensweise vorsehr viel höhere Hindernisse gestellt. Doch
selbstdort wuchsen in den zwanziger und dreißiger JahrendiesesJahrhunderts
»ethnische« Christenheiten heran (die Kirche von Batak, die Kirche von Karo,
die Kirche von Dayak usw.), die zum Teil dadurch entstanden waren, daß der
Staat im Einklang mit seiner eigenen Zensus-Topographie verschiedenen Mis
sionarsgruppen ihre jeweiligenBekehrungsbereiche zugewiesen hatte. Mit dem
Islam hatte Batavia wenigerErfolg. Doch zögerteman in diesem Fall ohnehin,
den Islam zum Klassifizierungsmerkmalzu machen, weil die Serie sich nur allzu
deutlich weit über die Grenzen des südostasiatischen Bereichs hinaus erstreckte.

Heilige und unheilige Landkarten

Die ErwähnungvonGrenzenbringt uns zu einer zweitenadministrativenFiktion
des 19. Jahrhunderts, die für die Bewußtseinsförmen des 20. Jahrhunderts in
Südostasienvon entscheidenderBedeutung war. In einer brillanten Dissertation
ist Thongchai Winichakul (1988) den vielschichtigen Prozessen nachgegangen,
durch die zwischen 1850 und 1910 ein umgrenztes »Thailand« entstand. Seine
Darstellung ist gerade deshalb besonders instruktiv, weil »Thailand« nicht kolo
nisiert wurde, der endgültige Grenzverlauf aber sehr wohl kolonial determiniert
war. Andiesem Beispielläßt sichdie Entstehung einesneuenStaats-Bewußtseins
innerhalb einer kontinuierlichen politisch-gesellschaftlichen Machtstruktur in
ungewöhnlicher Deutlichkeit erkennen.

Biszur Regentschaft Ramas des Vierten, die von 1851 bis 1868 währte, gab es
in Siam nur zwei Arten von »Landkarten«, die beide handgefertigt waren; das
Zeitalter der mechanischen Reproduzierbarkeit war hier noch nicht angebro
chen. Die eine Art kann am besten mit einer »Kosmographie« verglichen wer
den; es handelte sich dabei um eine symbolische Darstellung der drei Welten der
traditionellen buddhistischen Kosmologie. Im Unterschied zu modernen Land
karten war diese eher vertikal als horizontal ausgerichtet, da eine Reihe von
überirdischen Himmeln und unterirdischen Höllen die sichtbare Welt auf einer

einzigen waagerecht verlaufenden Achse zusammenzwängte. Wenn man bei die
ser Karte von Koordinaten sprechen will, so orientierten sich diese nicht an
Längen- und Breitengraden, sondern an geheiligten Stätten, die nach dem Grad
ihrer religiösen Bedeutsamkeit konzentrisch oder hierarchisch angeordnet
waren. Als Reisekarte war sie einzig für die Suche nach dem Seelenheil ver
wendbar. Bei der zweiten Art, die nichts mit Religion zu tun hatte, handelte
es sich um schaubildähnliche Orientierungshilfen für die Küstenschiffahrt und
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militärische Feldzüge. Sie beruhten auf mehroder weniger genauen Peilungen
mittels des Quadranten und waren vor allem durch eingearbeitete schriftliche
Notizen über Marsch- und Segelzeiten gekennzeichnet, weil die Kartographen
keine technischen Möglichkeiten für eine maßstabsgetreue Konstruktion besa
ßen. Obwohl sie nur einen geographischen, nicht-religiösen Raum absteckten,
waren sie für gewöhnlich in einer merkwürdig schiefen Perspektive oder einer
Mischung aus verschiedenen Perspektiven gezeichnet, als wenn die Augen der
Zeichner, trotz aller vertraut-alltäglichen Erfahrung einer in Augenhöhe hori
zontal sich ausbreitenden Landschaft unbewußt durch die vertikale Anordnung
der kosmographischen Darstellungen beeinflußt würden. Thongchai weistdar
aufhin, daßdieseOrientierungskarten immerauf lokaleZusammenhänge fixiert
waren und einen umfassenderen, stabilengeographischenKontextnicht kannten.
Auch war ihnen die Vogelperspektive moderner Landkarten völlig fremd.

Auf keinemder beiden Kartentypen warenGrenzen eingezeichnet. [...] Wohl
gab es Grenzsteine und ähnliche Markierungen, deren Zahl an den westlichen
Rändern des Bereiches zunahm, als die Briten vom südlichen Birma her eindran
gen. Doch diese Steine dienten nicht der kontinuierlichen Grenzziehung, son
dern wurden an strategischenGebirgspässen und Gewässerfurtenaufgerichtet,
oftmalsin großer Entfernungvonentsprechenden Markierungen,die der Gegner
aufgestellthatte. Sie wurden in horizontalerWeise als Kennzeichen des Ausdeh
nungsbereichs königlicher Machtverstanden, nichtals aus der Vogelperspektive
gezogene Vertikallinien. Erst im Verlauf der 1870er Jahre begannen Thaiftihrer
Grenzen als Segmenteeiner kontinuierlichen, kartographisch erfaßten Linie zu
begreifen, diekeine sichtbare Entsprechung aufdem Erdboden besaß, sondern
einen exklusiven Herrschaftsbereich markierte, der aufs engste von anderen
Herrschaftsbereichen umgeben war. 1874 erschien das erste geographische
»Lehrbuch«, verfaßt von dem amerikanischen Missionar J.W. Van Dyke - ein
frühes Produkt des kapitalistischenDruckereigewerbes, das nun nach Siam hin
einschwappte. [...]

Wie die Zensusverfahren, so arbeiteten auch die Landkarten europäischer Pro
venienz auf der Grundlage einer totalisierenden Klassifikation, und sie führten
ihre bürokratischen Produzenten und Konsumenten zu einer Politik mit revolu

tionären Konsequenzen. Seit John Harrisons Erfindung des Chronometers im
Jahre 1761, die die präzise Berechnung von Längengraden ermöglichte, wurde
die gesamte Erdoberfläche mit einem geometrischen Raster überzogen, das leere
Ozeane und unerforschte Regionen säuberlich in berechenbare Planquadrate
unterteilte.3 Diese Planquadrate auszufüllen war die Aufgabe der Forscher,
Landvermesser und Militärs. In Südostasien war die zweite Hälfte des 19. Jahr

hunderts das goldene Zeitalter der militärischen Landvermessungen, die von den
Kolonialmächten und - ein wenig später - von den Thais selbst durchgeführt
wurden. Sie befanden sich aufdem Marsch, um den Raum der gleichen Observa
tion zu unterstellen, wie die Zensusbeauftragten dies in Bezug auf Personen zu
tun versuchten. Dreieck für Dreieck schritt die Vermessung voran (damals eine
allgemein angewandte kartographische Methode), Krieg für Krieg, Vertrag für
Vertrag nahm der Schulterschluß zwischen Landkarte und Macht Gestalt an. Wie
Thongchai so treffend sagt:
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Den meisten Kommunikationstheorien und dem Alltagsverstand zufolge ist eine Landkarte
eine wissenschaftliche Abstraktion der Realität. Eine Landkarte stellt lediglich etwas dar, das
objektiv bereits»dort« existiert. In dervon mir beschriebenen Geschichte wurdedies Verhält
nisinsGegenteil verkehrt. Eine Landkarte wardieAntizipation räumlicherWirklichkeit, nicht
umgekehrt. Mit anderen Worten, wardie Landkarte ein Modell fürdas, nichtein Modell von
dem,was sieangeblich darstellte. [...] Siewar zumInstrument geworden, mittels dessen Pro
jektionen auf der Erdoberfläche realeGestaltannehmenkonnten. Sie erwies sich nun als not
wendiges Mittel für die neuen Verwaltungsmechanismen und sollte zugleich die Ansprüche
der Militärtruppen unterstützen. [...] Der kartographische Diskurs war das Paradigma, das
denadministrativen undmilitärischen Vorgehensweisen diente undinnerhalb dessen siearbei
ten konnten. (Thongchai Winichakul 1988: 310)

UmdieJahrhundertwende wardieVerwaltung desTerritoriums mitPrinzDam-
rongs Reformen im Ministerium des Inneren (eine schöne kartographische
Bezeichnung) schließlich vollständig aufeine territorial-kartographische Grund
lage gestellt und damit der Anschluß an ähnliche Verfehrensweisen in den
benachbarten Kolonien erreicht.

In diesem Zusammenhang wäre es ein Fehler, die wichtigen Berührungs
punkte zwischen Landkarte und Zensusverfehren zu übersehen. Denn die neue
Landkarte schnittdievonder formalen Zensusapparatur beschworenen endlosen
Reihen von »Hakkas«, »nicht-tamilischen Sri-Lankesen« und »Javanern« mit
fester Hand ab, indem sie aus politischen Zweckerwägüngen heraus territorial
definierte, wosie»aufhörten«. (So hörte dieReihe der»Javaner« zum Beispiel an
der Grenze zu Niederländisch-Indien auf.) Umgekehrt füllte der Zensusdurch
eine Art demographischer Triangulierung die formale Topographie der Land
karte politisch auf.

Die beiden letzten Umgestaltungen der Landkarte, die in der Spätzeit des
Kolonialstaats vorgenommen wurden, sind bereits Vorboten der »offiziellen«
Nationalismen des 20. Jahrhunderts in Südostasien. Wiederum waren es die
Europäer, die, größtenteilsunbewußt, den Weg wiesen. Sie waren sich darüber
im klaren, daß ihr Status in den weit entfernten Tropen der von Eindringlingen
war, aber siekamen aus einem Europa, indem die legale Vererbung und Über
eignung geographischer Räumeeine langeTradition besaß, und von daher ver
suchten sie häufig, die Ausbreitung ihrer Macht durch den Einsatz quasi-legaler
Methoden zu legitimieren. Zu den geläufigeren Methoden gehörte die »Be
erbung« der mutmaßlichen Herrschaftsansprüche eingeborener Herrscher, die
von ihnen entweder beseitigt oder unterworfen worden waren. In jedem Falle
waren die Usurpatoren dadurch im Geschäftund konnten, vor allem gegenüber
anderen Europäern, die Eigentumsgeschichte ihrer neuen Besitzungen rekon
struieren. Vondaher tauchen vor allem im späten 19. Jahrhundert »historische
Landkarten« auf, die innerhalb des neuen kartographischen Diskurses das ehr
würdige Alter bestimmter umgrenzter territorialer Einheiten erweisen sollen.
Durch eine chronologisch angeordneteAbfolgesolcher Landkarten entstand eine
Art politisch-biographischer Erzählung über den geographischen Bereich, die
bisweilen eine umfassende historische Tiefe erreichte. Man muß wohl kaum

betonen, daß diese Erzählung von den südostasiatischen Nationalstaaten des 20.
Jahrhunderts mehr oder weniger einvernehmlich übernommen wurde.4

Ferner gab es noch das, was man als Logo-fizierung (logo-ization) der Karto-

DAS ARGUMENT 186/1991 ©



204 BenedictR. Anderson

graphie bezeichnen könnte. Ihre Ursprünge waren durchaus unschuldiger Natur
- sie lagen in der Praxis der imperialen Mächte, ihre Kolonien auf Landkarten
mitder imperialen Farbe zu»kolorieren«. Aufdenbritischen Landkarten dieses
Typs waren die britischen Kolonien für gewöhnlich rosarot, die französischen
violett, die holländischen bräunlich-gelb usw. So koloriert sahen die jeweils
zugehörigen Kolonien wieauseinandernehmbare Bestandteile eines Puzzles aus.
War dieser Eindruck erst einmal zur Gewohnheit geworden, konnte das einzelne
»Teil« völlig aus seinem geographischen Zusammenhang herausgelöst und für
Flaggen, Briefköpfe, amtliche Zeitschriften, Magazine, Flughäfen, Tischtücher
usw. benutzt werden. In dieser Entwicklungsstufe, als »Logo«, wurde die proto-
nationale Landkarte für die mechanische Reproduktion verfügbar, um auf dem
gesamten einheimischen Markt der Kolonie präsent zu sein und schließlich zu
einer unbegrenztreproduzierbaren Seriezu werden. Da sie in dieser Logo-Form
unmittelbar wiedererkannt werden konnte, senkte sich die »Puzzleteil«-Karte tief
in die Vorstellungswelt der Bevölkerungsmassen ein und bildeteein machtvolles
visuelles Zeichen für den in der Geburt begriffenen Nationalismus.

Das moderne Indonesien bietet uns ein ebenso schönes wie schmerzvolles Bei
spiel für diesen Vorgang. 1828 wurde auf Neuguinea die erste fiebergeschüttelte
holländische Siedlung errichtet. Sie mußte 1836 aufgegeben werden, dennoch
erklärte die holländische Krone den westlich des 141. Längengrades östlicher
Länge gelegenen Inselteil zu ihrem Hoheitsgebiet, mit Ausnahme einiger
Küstenstriche, die man dem Hoheitsgebiet des Sultans von Tidor zurechnete.
(Der Längengrad hatte natürlich keine Entsprechung auf dem Erdboden, war
aber eine gute Veranschaulichung für Joseph Conrads weiße, »noch-zu-erfor-
schende« Flecken.) Erst im Jahre 1901 kaufte der Haag den Sultan aus und ver
leibte Westlich-Neuguinea der Kolonie Niederländisch-Indienein - gerade noch
rechtzeitigfür die Logo-fizierung. Weite Teileder Regionblieben bis nach dem
Zweiten Weltkrieg Conrad-weiß, und die wenigen Holländer, die dort lebten,
waren zumeist Missionare, Mineraliensucher und die Wärter eines Semi-KZs
für starrköpfigeradikaleNationalisten. Dies Lager war in den Sümpfen nördlich
von Merauke, am äußersten südöstlichen Rand von Neuguinea, situiert, und
zwar genaudeshalb, weilmandavon ausging, daßdie Inselvonder übrigenKolo
nie weit genug entfernt und die dortige »steinzeitliche« Bevölkerung vom natio
nalistischen Denken gänzlich unverdorben sei.5

Ironischerweise sicherte die dortige Internierung nationalistischer Märtyrer
West-Neuguinea einen zentralenPlatz in der Folkloredes antikolonialen Kampfes
und machte es für die nationalen Phantasien zu einem geheiligten Ort: Ein freies
Indonesien, von Sabang (an der nordwestlichen Spitze von Aceh) bis - wohin
wohl? - Merauke. Es war völligohne Belang, daß (abgesehen von ein paar hundert
Internierten, von denen viele dort starben) bis in die sechziger Jahre kein Nationa
list Neuguineaje mit eigenen Augenerblickte. Doch die fast überall in der Kolonie
verbreiteten kolonialen Logo-Landkarten der Holländer, die ein westliches Neu
guinea ohneden östlichen Teil zeigten, verstärkten auf unbewußte Weise die ent
stehenden fiktiven Bindungen. Als die Holländer nach den bitteren antikolonia
len Kriegen von 1945-49 gezwungen waren, die Regierungshoheit über das
Archipel den Vereinigten Staaten von Indonesien zu überlassen, versuchten sie
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(aus mancherlei Gründen, die uns hier nicht weiter beschäftigen sollen), West-
Neuguinea erneut abzutrennen, unter kolonialer Herrschaft zu halten und auf
einespäterenationale Unabhängigkeit vorzubereiten. DiesUnternehmen wurde
erst 1963 durch starkendiplomatischen Druckseitensder USAund nach indone
sischenMilitäraktionen aufgegeben. So konnte PräsidentSukarnoim Alter von
62 Jahren zum ersten Mal eine Region besuchen, dieer vier Jahrzehnte lang
unermüdlich in seinen Reden beschworen hatte. Die späteren äußerst kompli
zierten Beziehungen zwischen den Bevölkerungen von West-Neuguinea und den
Abgesandtendes unabhängigen indonesischen Staates resultieren aus der Tatsa
che, daß die Indonesier diese Bevölkerungen ganz ernsthaft als »Brüder und
Schwestern« ansehen, während die Bevölkerungen selbst die Sachlage zumeist
ganz anders einschätzen.

Es liegt einige Ironie darin, daß diese Differenz in vielerlei Hinsicht der Exi
stenz von Zensus und Landkarte geschuldet ist. Die landschaftliche Zerrissen
heit und Abgelegenheit von Neuguinea führte überdie Jahrtausende hinweg zu
einer außerordentlichensprachlichenZersplitterung. Als die Holländer 1963 die
Region verließen, schätzten sie, daß es innerhalb der 700000 Menschen umfas
sendenGesamtbevölkerung weitüber200 Sprachen gebe, zwischendenen keine
Verständigung möglich sei.6 Viele der in großer Zurückgezogenheit lebenden
»Stammes«-Gruppen wußten nicht einmal von der Existenz anderer Stämme.
Doch gerade nach 1950 unternahmen holländische Missionare und Beamte zum
ersten Mal ernsthafte Anstrengungen zur »Vereinigung« dieser Gruppen. Sie
führten Zensuskampagnen durch, erweiterten die Kommunikationsstrukturen,
errichteten Schulen und bauten stammesübergreifende örtliche Verwaltungs
strukturen aus. Diese Bemühungen wurden von einem Kolonialstaat ins Werk
gesetzt, dessen Einzigartigkeit darin bestand, daß er auf den Indischen Inseln
nicht mittelseiner europäischenSpracheregiert, sondern sich des »Verwaltungs-
Malaiisch« bedient hatte, einer Sprache, die auf dem alten Küsten-»Pidgin« des
Archipels beruhte.7 So wurdedasabgetrennte West-Neuguinea nach 1950 in der
gleichen Sprache »großgezogen« wie es ein halbes Jahrhundert zuvor mit Indone
sien geschah (wo es sehr rasch zur Nationalsprache wurde). Dergestalt wurde
Bahasa Indonesia zur Verkehrssprache eines in West-Neuguinea, West-Papua
aufkeimenden Nationalismus.

Doch es war, vor allem nach 1963, die Landkarte, die die oftmals uneinigen
jungen Nationalisten West-Papuas zusammenbrachte. Obwohl der indonesische
Staat die Region mehrfach umbenannte, zuerst von West Nieuw Guinea in Man
Barat(West-Irian), sodann in Man Jaya, legte er ihre geographische Realität aus
der Vogelperspektive der kolonialen Landkarte fest. Vereinzelte Grüppchen von
Anthropologen, Missionaren und örtlichen Beamten mochten von Ndanis,
Asmats und Baudis sprechen, aber der Staat selbst (und durch ihn die indonesi
sche Bevölkerung insgesamt) sah nur fentasmatische »Irianesen« (orang Man),
die ihren Namen nach derLandkarte erhalten hatten. Und weil es sich bei ihnen

um ein Phantombild handelte, mußten sie in der Form eines Quasi-Logo vorge
stellt werden: mit »negroiden« Zügen, Penisschützern usw. In gewisser Weise
erinnert uns das daran, wie Indonesien seine erste imaginäre Form erhielt: in der
rassistischen Verpuppung der Kolonie Niederländisch-Ostindien entwickelte
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sich im frühen 20. Jahrhundert eine embryonale »irianesische« nationale
Gemeinschaft, die durch den 141. Meridian und die benachbarten territorialen
Provinzen der nördlichen und südlichen Molukken begrenzt wurde. Als ihr
bedeutendster Fürsprecher, Arnold Ap, 1984 durchden Staatermordet wurde,
war er der Kustos eines der »irianesischen« Kultur gewidmeten staatlichen
Museums.

Von der kolonialen Archäologie zum modernen Nationalismus

Der letzte Beitrag zum modernen »offiziellen Nationalismus« in Südostasien,
den ich hier diskutieren möchte, betrifft die koloniale Archäologie. Bis zum
Beginn des 19. Jahrhunderts bekundeten die Kolonialherren in Südostasienein
äußerstgeringesInteresse für die Bauwerke der von ihnenunterworfenenZivili
sationen. [...] Nach und nach, aber mit zunehmendem Tempo, wurden die
glanzvollen Zeugnisse von Borobudur, Angkor, Pagan und anderer alter Stätten
ausgegraben, vom Dschungelbefreit, vermessen, Photographien, rekonstruiert,
umzäunt, analysiert und ausgestellt. Die ColonialArchaeological Serviceswur
den zu machtvollen und ruhmreichen Institutionen, in deren Diensten einige der
fähigsten Gelehrten standen.

Wollten wir vollständig erforschen, warum dies in dieser Weise zu jener Zeit
geschah, hätten wir eine weites Feld vor uns. Hier mag der Hinweis genügen,
daß der Wandel mit dem Niedergang der alten staatlich organisierten Handelsko
lonien der zwei großen ostindischen Kompanien zusammenhing, in dessen Folge
es zum Aufstieg der wirklich modernen Kolonie kam, die der heimatlichen
Regierung direkt unterstellt war. (So wurde Indien nach 1857zum strahlendsten
Juwel in der imperialen Krone von Königin Victoria.) Dementsprechend wurde
das Prestige des Kolonialstaates mit dem des übergeordneten Heimatstaates ver
knüpft. Es ist bemerkenswert, in welchem Ausmaß die archäologischen Bemü
hungen des 19. Jahrhunderts sich auf die Restaurierung beeindruckender Monu
mente konzentrierten (und wie diese dann in zur öffentlichen Verbreitung
bestimmte Bebauungspläne eingezeichnet wurden: es entwickelte sich eine Art
nekrologischer Zensus). Sicherlich schlägt sich hier eine zur damaligen Zeit
weit verbreitete Mode der Archäologie nieder. Doch die beträchtlichen Sum
men, die dafür investiert wurden, lassen den Verdacht zu, daß der Staat seine
eigenen, nicht-wissenschaftlichen Gründe hatte, deren drei sich unmittelbar auf
drängen, wobei der letzte sicherlich der wichtigste ist.

Zunächst scheint der Zeitpunkt des ersten großen archäologischen Schubs mit
der ersten großen politischen Auseinandersetzung um die staatliche Bildungs
politik zusammenzufallen. Die »Fortschrittler«- Angehörige der Kolonialmacht
wie auch Eingeborene - forderten größere Investitionen für den Bau moderner,
landessprachlich ausgerichteter Grund- und Hauptschulen. Dagegen formierten
sich Konservative, die die langfristigen Folgeneiner solchen Erziehung mit Arg
wohn betrachteten und es vorzogen,daß die EingeborenenEingeborene blieben.
Vor diesem Hintergrund kann man die archäologischen Restaurierungen, denen
bald staatlich geförderte gedruckte Ausgaben traditioneller literarischer Texte
folgten, als eine Art von konservativem Bildungsprogramm betrachten, das auch
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dem Widerstand gegen den Druck der fortschrittlich Gesonnenen als Alibi
diente. Zweitens ordnete das offizielle ideologische Programm, das die Restau
rierungen begleitete, die Erbauer der Monumente und die kolonialen Eingebore
nen in einer bestimmten Hierarchie an. In einigen Fällen (so etwa in Hollän-
disch-Ostindien bis in die 1930er Jahre) nährte man die Vorstellung, daß die
Erbauer tatsächlich »nicht dergleichen Rasse« angehörten wie dieEingeborenen
(»in Wirklichkeit« waren es indische Einwanderer). Inanderen Fällen, wieetwa
inBirma, nahm man einen langfristigen Verfall der schöpferischen Fähigkeiten
an, der dazu führte, daß die zeitgenössischen Eingeborenen nicht mehr an die
Leistungen ihrermutmaßlichen Vorfahren anknüpfen konnten. In diesem Licht
betrachtet und dersieumgebenden ländlichen Armut entgegengestellt sagten die
restaurierten Monumente den Eingeborenen: Schon unsere Anwesenheit zeigt,
daß ihr der Fähigkeit zu Größe und Autonomie seit langem verlustig gegangen
seid oder sie gar nie besessen habt.

Der dritte Grund reicht tieferund steht in engerem Zusammenhang mit der
Landkarte. In unserer Diskussion der »historischen Landkarte« haben wir
gezeigt, auf welche Weise koloniale Regierungen - ursprünglich aus rein
machiavellistisch orientierten legalistischen Gründen heraus - sich der alten
Geschichte ebenso widmeten wie der Eroberung. Im Verlauf des 19. Jahrhun
dertsjedoch nahm man immer mehrAbstand davon, das Recht auf Eroberung
mitbrutaler Offenheit zubetonen, sondern verlegte seine Bemühung zunehmend
auf alternative Rechtfertigungsstrategien. Immer mehr Europäer wurden in
Südostasien geboren und versuchten, sich dort eine Heimat zu schaffen. Eine auf
Baudenkmäler ausgerichtete Archäologie, die sich in steigendem Maßemit dem
Tourismus verband, konnte den Staat als Wächter und Aussteller einer umfassen
den, aber auchörtlichgebundenen Tradition erscheinen lassen. Diealtengehei
ligtenStättensollten in die Landkarte der Kolonie aufgenommen werdenund ihr
altehrwürdiger Ruhm (den der Staat dort, wo er, häufig genug, verblaßt war,
wiederzubeleben trachtete) auf die Kartographen abfärben. Diese paradoxe
Situation wird recht hübsch durch die Tatsache illustriert, daß die rekonstruier
ten Monumente so oft wie möglich von gepflegten Rasenflächen und Gärten
umgeben wurden, zudem stellte man hier und da Hinweisschilder und mit Daten
versehene Schautafeln erklärenden Inhalts auf. Außerdem sollten sie soweit wie

möglich nur von Touristen genutzt werden, waren also für religiöse Feiern,
Opferungen und Pilgerfahrten nicht zugänglich. Diese bourgeoise Weise der
Musealisierung machte die Monumente zu Insignien eines weltlich ausgerichte
ten Kolonialstaats.

Doch lag, wie schon bemerkt, eine charakteristische Eigenschaft der Verfah
rensweisen dieses weltlichen Staates in der unendlichen Reprozierbarkeit, die in
technischer Hinsicht durch Druck und Photographie ermöglicht wurde, in poli
tisch-kultureller Hinsicht aber dadurch, daß die Herrschenden selbst nicht an die
tatsächliche Heiligkeit solcher Monumente glaubten. Überall läßt sich einebe
stimmte Art von fortschreitender Profanierungnachweisen: 1.umfangreiche, tech
nisch verfeinerte archäologische Berichte, vervollständigtdurch detailliertes Pho
tomaterial, die den Fortgang der Rekonstruktion bestimmter unterschiedlicher
Stättenbeschreiben; 2. teure, reich illustrierte Bücherfür die Öffentlichkeit, die

DAS ARGUMENT 186/1991 ©



208 BenedictR. Anderson

exemplarische bildliche Darstellungen aller wichtigen Stätten enthalten, welche
innerhalb der Kolonie rekonstruiert worden sind - was um so günstiger ist, wenn
man, wie im Falle von Niederländisch-Indien, buddhistische Hindutempel
restaurierten islamischen Moscheen gegenüberstellen kann. So wird, dank der
kapitalistischen Produktion von Druckerzeugnissen, den Untertanen eine Art
bildlicher Zensus des vom Staat angetretenen Erbes zugänglich gemacht, auch
wenn der dafür zu zahlende Preis hoch ist. 3. Eine allgemeine Logo-fizierung,
die durch die oben skizzierten Prozesse der Profanierung ermöglicht wird.
Kennzeichnend für dieses Stadium sind Briefmarken mit ihren charakteristi
schen Serien: tropische Vögel, Früchte, Pflanzen- warum nicht auch silhouet-
tierte Monumente? Aber Postkarten und Schulbücher folgen der gleichen Logik.
Von dort aus ist es nur noch ein Schritt zur Vermarktung: Hotel Pagan, Pram-
banan Fried Chicken usw.

Der entscheidende Punkt ist, daß diese Art von Archäologie im Zeitalter der
mechanischen Reproduzierbarkeit zwar zutiefstpolitisch war, jedoch auf einer
so tiefen Ebene, daß sich fast alle, auch die im Kolonialstaat lebenden Menschen
(die in den 1930er Jahren überall in Südostasien zu 90 Prozent Eingeborene
waren), dieser Tatsache nicht bewußt wurden. Alles war normal und alltäglich
geworden. Dergestalt wird erkennbar, daß sich die wahre Macht des Staates in
der unendlichen tagtäglichenReproduzierbarkeitseiner Insignien manifestierte.

Es mag von daher nicht überraschen, daß die nach der Unabhängigkeit ent
standenen Staaten, die fest überall eine deutliche Kontinuität zu ihren kolonialen
Vorläufern aufwiesen, diese Form der politischen Archäologie als Erbschaft
übernahmen. So hatte zum Beispiel Norodam Sihanouk - im Zusammenhang
mit den Feiern zum fünfzehnten Jahrestag der Unabhängigkeit Kambodschas -
am 9. November 1968 im »nationalen« Sportstadionvon Phnom Penhein gewalti
ges (zehn Meter hohes) Modell des großen Bayon-Tempelsvon Angkor aus Holz
und Pappmache errichten lassen. Dies Modell war außergewöhnlich grob und
primitiv, aber es erfüllte seinen Zweck - unmittelbare Wiedererkennung über
eine Geschichte der Logo-fizierung, die schon in der Kolonialzeit begonnen
hatte. »Aha, unser Bayon!« - aber die Erinnerung an die französischen Restaura-
teure und Rekonstrukteure war getilgt. Das von den Franzosen wiederherge
stellte Angkor Wat wurde, wiederum in Logo-Form, zum zentralen Symbol der
jeweiligen Flaggen von Sihanouks royalistischer, Lon Nols militaristischer und
Pol Pöts jakobinischer Herrschaft. (Diese Angkor Wats erschienen als Puzzle
teile, ähnlich den ausgeschnittenen Sri Lankas und Thailands.)

Noch offensichtlicher wird die Übernahme des kolonialen Erbes auf der Ebene
der Alltagszusammenhänge. Ein bezeichnendes Beispiel findet sich in einer
Reihe bildlicher Darstellungen von Episoden aus der indonesischen Geschichte,
die in den 1950erJahren vom Erziehungsministerium in Auftrag gegeben wurde.
Die Malereien sollten in großer Auflage reproduziert und in allen Grundschulen
verteilt werden, damit die indonesischen Schulkinder an den Wänden ihrer
Klassenräume visuelle Darstellungen der Vergangenheit ihres Landes vorfinden
könnten. Die Malereien waren zumeist im überraschungsarmen, gefühlig-
naturalistischen Stil des Kunstgewerbes aus dem späten 19. Jahrhundert ge
halten, und die figurative Darstellung der Menschen entstammte entweder
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Museums-Dioramen der Kolonialzeit oder dem weit verbreiteten pseudo-histori-
schen Volksdrama des wayang orang aus dem 20. Jahrhundert. Die interessante
ste Serie aber bot den Kindern eine Darstellung des Borobudur, des größten Bau
werks der buddhistischen Kunst, das zugleich eine phantastische Schatzsamm
lung altjavanischer Bildhauerei darstellt. Doch ist die Darstellung des angesehe
nen Künstlers, die das Wunderwerk zur Zeit seiner höchsten Schönheit im 9.
Jahrhundert, zeigen soll, auf bezeichnende Weise pervertiert. Der Borobudur
erscheint völlig weiß und weist keine einzige Spur bildhauerischer Werke auf. Er
ist von makellosen Rasenflächen und sorgfältig gepflegten Wegen umgeben. Und
nicht ein einzigerMensch istzu sehen. Man könnte annehmen, daß diese wohlge
ordnete Leere die Unsicherheit eines zeitgenössischen muslimischen Malers
angesichts der historischen Wirklichkeit desBuddhismus reflektiert. Doch was
wir wirklich sehen, ist, so denke ich, einen seiner Herkunft nicht bewußten
direkten Abkömmling der kolonialen Archäologie: der Borobudur als Museum,
alsInsignie und als»Na klar, das ist es!«-Logo. Und dieser Borobudur isteinum
so machtvolleres Zeichen der nationalen Identität, als alle Betrachter sich
bewußt sind,daßer auseinerunendlichen Serie miteinander identischer Boro-
budurs stammt.

Zusammenfassung

Ich habe indiesem Aufsatz versucht, über die Ursprünge dessen nachzudenken,
was Seton-Watson (1977,148) den »offiziellen Nationalismus« der gegenwärtigen
Dritten Welt nennt - einer Welt, die von der der europäischen Dynastien des 19.
Jahrhunderts sehr verschieden ist. In meinem Buch Imagined Communities
schriebich, daß man »in der 'nationenbildenden' Politik der neuenStaaten oft
mals eine authentische, in der Bevölkerung verbreitete nationalistische Begeiste
rung ebenso amWerk sieht wie eine systematische, garmachiavellistische, Ideo
logie des Nationalismus, die über die Massenmedien, das Erziehungssystem,
administrative Regelungen usw. vermittelt wird« (Anderson 1983,104). Ich nahm
damals an, daß das offizielle Modell des Nationalismus dem europäischen Vor
bild folgte. Jetzt aber bin ich inzunehmendem Maße davon überzeugt, daß der
koloniale Staat von größerer Bedeutung gewesen ist. Auf den ersten Blick mag
diese Schlußfolgerung überraschen, warendochdiese Kolonialstaaten in auffal
lender (häufiggar gewaltsamer) Weise antinationalistisch. Aber wenn wir von
denWorten - der kolonialen Ideologie undRhetorik - zur»Grammatik« vordrin
gen, indersievon der Mitte des 19. Jahrhunderts anihre Verwendung fanden,
treten die Verbindungen entschieden offener zu Tage.

Diese Grammatik strukturierte dasgrundlegende Denkbild, dasder Kolonial
staatvon der Welt entwarf. Ihre»Kettfäden« [ein Ausdruck ausder Webtechnik;
d.U.] bildeten ein totalisierendes klassifikatorisches Raster, das mit unendlicher
Flexibilität auf allesausgedehnt werdenkonnte, wasunterder tatsächlichen oder
möglichen Kontrolle des Staates stand: Völker, Regionen, Religionen, Sprachen,
Produktion usw. DieWirkungsweise des Rasters bestand darin, daß manimmer
sagen konnte, irgendetwas »sei« dies, nicht aberjenesund gehöre hierhin, nicht
aberdorthin. Eswarbegrenzt, bestimmt, und von daher imPrinzip zählbar. [...]
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Die »Schußfäden« wurden durch das gebildet, was ich die »Reihen« oder
»Serien« nenne: die Welt bestand auseiner unendlichen Anzahl von prinzipiell
unendlich ausdehnbaren Pluralitäten. Das Besondere ist immer der vorläufige
Vertreter einer Serie und demzufolge auch sozubehandeln. Aus genau diesem
Grunde antizipierten die Kolonialherren eine Reihe von Chinesen, noch bevor
ein Chinese präsent war, und eine Reihe von Nationalisten, bevor selbstbewußte
Nationalisten auftauchten. Unddas Raster diente vor allemdazu, handhabbare
Segmente aus jeder dieser elastischen Reihen aus politischen Gründen auszu
sondern.

Keiner hateine bessere Metapher fürdiesen Geisteszustand gefunden alsder
große indonesische Romancier Pramoedya Ananta Toer, der den letzten Band
seiner Tetralogie über die Kolonialepoche mit dem Titel Rumah Kaca - Das
Glashaus - versah. Denn es ist eine Metapher, die, in ihrer Aussagekraft mit
Benthams berühmten »Panoptikum« vergleichbar, von totaler Überwachung und
totaler Überwachbarkeit spricht. Der Kolonialstaat zielte nicht einfech darauf
ab, eine von ihm kontrollierte Menschenlandschaft von vollkommener Sichtbar
keit oder Durchsichtigkeit zu erzeugen; vielmehr bestand die Bedingung für
diese »Sichtbarkeit« eines undeinerjedendarin, daßalle ihrerExistenz gemäß
eine Seriennummer besaßen.8 Natürlich fielen solche Vorstellungsformen nicht
vomHimmel. Siewarendas ProduktvonTechnologien der Navigation,Astrono
mie, Zeitmessung, Überwachung, Photographie und Buchdruckerei, von der
starkenTriebkraftdes Kapitalismus ganz zu schweigen.

Dergestalt schufen Landkarte und Zensus die Grammatik, welche in kurzer
Zeit »Birma« und »Birmesen«, »Die Philippinen« und »Filipinos« ermöglichen
sollte. Doch die Verwirklichung dieser Möglichkeiten - eine Verwirklichung,
die heute, lange nach dem Verschwinden des Kolonialstaates, ein blühendes
Leben führt - verdankte sich in hohem Maße den besonderen Vorstellungen, die
der Kolonialstaat von Geschichte und Macht hegte. Im vorkolonialen Südost
asien war die Archäologie ein völlig unvorstellbares Unterfangen; im nicht-
kolonialisierten Siamwurdesie erst sehr spät übernommen und in der Manier
desKolonialstaats durchgeführt. Soentstand dieSerie»historische Monumente«,
die im klassifikatorischen, demographisch-geographischen Behälter unter den
Bezeichnungen »Niederländisch-Indien« und »Britisch-Burma« firmierte. Das in
diese nicht-religiöse Serieaufgenommene Heiligtum von Borobudur konnte so
überwacht undvervielfältigt, logo-fiziert und schließlich nationalisiert werden.
Insoweit die archäologischen Institutionen des Kolonialstaats es technisch
machbar fanden, die Serie in kartographierter und photographierter Form
zusammenzustellen, konnteder Staat selbst es, bis in die Tiefe der historischen
Zeit, als Album seiner Vorfahren betrachten. Der eigentliche Gegenstand war
niemals dasHeiligtum vonBorobudur selbstoderdas spezifische Pagan, andem
der Staat kein wesentliches Interesse hatte und zu dem er nur archäologische
Verbindungen besaß. Die reproduzierbare Serie jedoch brachte eine historische
Tiefenschärfe hervor, die der postkoloniale Nachfolger des Staates leicht sich
subsumieren konnte. Das logische Ergebnis all dessen war das Logo - egal,
ob es nun »Kambodscha« oder »Angkor Wat« hieß -, das durch seine Leere,
Zusammenhanglosigkeit, visuelle Erinnerbarkeit und unendliche, beliebige
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Reproduzierbarkeit Zensus und Landkarte, Kett- und Schußfäden inder unaus
löschlichen Umarmung des Rasters vereinigte.

Aus dem Amerikanischen von Michael Haupt

Anmerkungen

1 Vgl. Hirschman 1986 und 1987. (A.d.Ü.: Die Stmits Settlements wurden durch die Inseln
Penang, Malakka und Singapur gebildet, die zwischen 1786 und 1824 vonden Briten besetzt
oder käuflich erworben wurden.)

2 Vgl. etwa Wickberg 1965, Kapitel 1und 2.
3 Vgl. Landes 1983, Kapitel 9.
4. Es ist wichtig darauf hinzuweisen, daß diese Übernahme keineswegs eine machiavellische List

darstellt. In alten südostasiatischen Kolonien war das Bewußtsein der frühen Nationalisten
zutiefst durch den Kolonialstaat und seine Institutionen geprägt. Zu weiteren Ausführungen vgl.
Anderson 1983, vor allem Kapitel 7.

5 Vgl. Osborne 1985, 8-9.
6 Vgl. Osbome 1985, 2.
7 Vgl. dazu John Hoffmans brillante Untersuchung (HofTman 1979).
8 Das politische Endergebnis von Glashaus-Vorstellungen - ein Endergebnis, dessen sich der ehe

malige politische Häftling Pramoedya völlig bewußt ist- istdieklassifikatorische Identitätskarte
(ID-card), die alle erwachsenen Indonesier jederzeit bei sich tragen müssen. Diese Karte steht
inisomorphischem Verhältnis zum Zensus - sie stellt eine Art von politischem Zensus dar und
enthält gewisse Einstanzungen für die, welche in der Serie »Subversive« und »Verräter« gefuhrt
werden. Bemerkenswerterweise wurde diese Art von Zensus erst nach dem Erlangen der Unab
hängigkeit perfektioniert.

7
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Ronald Suny

Sozialismus und Nationalitätenkonflikt in Transkaukasien*

Zu Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts, als die Sozialdemokraten mit der
»nationalen Frage« kämpften, bemühten sich russische Marxisten, Verbündete
unterden nicht-russischen Nationalitäten zu gewinnen und den Plan der Natio
nalisten, das Land zu spalten, zu vereiteln. Bolschewistische Theoretiker waren
gegen politische Lösungen, dieden Gang derGeschichte ineine andere Richtung
lenken, denn siewaren überzeugt, daß die»nationalen Unterschiede und Antago
nismen zwischen den Völkern von Tag zu Tag geringer werden« und daß die
Übermacht des Proletariats sie sogar noch rascher zum Verschwinden bringen
würde. Lenin, Stalin, der armenische Bolschewik Schahumian und andere
waren unnachgiebige Gegner des Föderalismus und der beiden austromarxisti-
schen Prinzipien »extraterritoriale nationale kulturelle Autonomie«,was bedeu
tete, daß jede Nationalität im Parlament repräsentiert sein sollte, unabhängig
davon, wo ihre Mitglieder lebten, und »territoriale nationale kulturelle Autono
mie«, was bedeutete, daß die Ethnizität autonome territoriale Einheiten defi
nierte. Die Leninisten bevorzugten eine sogenannte regionale Autonomie, in der
die politischen Einheiten nichtethnisch bestimmt seinsollten. Die proletarische
Lösung der nationalen Frage bestand darin, den einheitlichen Staat zu bewahren
und gleichzeitig lokale Selbstverwaltung zuzulassen. Innerhalb des sozialisti
schenStaates mußtevollständige kulturelle und sprachliche Freiheitgarantiert
sein. WährendnationaleSelbstbestimmung für Leninbedeutete,daß eine Natio
nalität sich entscheiden konnte, völlig selbständig zu werden, sollten diejenigen
Nationalitäten, die im sozialistischen Staat blieben, weder das Recht auf ein
autonomespolitischesTerritoriumnocheine föderative Beziehungzum Zentrum
haben.

Diese Vorstellungen der Bolschewisten überdie nationaleFrage überlebtendie
Revolutionnicht unbeschadet. Der neue sowjetischeStaat war sowohl föderativ,
mindestens was Nameund Theorieanging, als auchauf ethnischdefiniertepoli
tische Einheiten gegründet. Und mehr noch: Selbst die Befürchtung, daß solch
ein Arrangement zu einer Konsolidierung von Ethnizität führen würde statt zu
ihrem Verschwinden, erwies sich in Bezugauf die größeren Nationalitäten als
richtig. Statt zu einem Schmelztiegel wurde die Sowjetunion zu einem Brut
kasten für neue Nationen. In Transkaukasien verkehrte sich die freie Mobilität

der Völker, durch die die zaristische Periode gekennzeichnet gewesen war und
die in den größten Städten kosmopolitischeBevölkerungen hervorgebracht hatte,
in ihr Gegenteil, und die ethnischen Nationalitäten bewegten sich aufeine eigene
Republik zu.1 Bis 1990waren Armenien und Aserbeidschanethnisch fast homo
gene oder monoethnische Gesellschaftengeworden. Auch die Georgier wünschen

* Erschien unter dem Titel: »The Revenge of the Past: Socialism and Ethnic Conilict in Trans-
caucasia« in New Left Review 184 (November/Dezember 1990). Abdruck mit freundlicher
Genehmigung des 'Verlags. Die übersetzte Fassung wurde stark gekürzt und in einigen Teilen
zusammengefaßt.
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sich inständig ein solches Resultat für ihre eigene Republik, und die in diesen
Republiken überlebenden Minderheiten haben eine ungewisse Zukunft vorsich.
Zu den tausenden von Flüchtlingen aus Armenien und Aserbeidschan werden
vielleicht balddiejenigen ausGeorgien hinzukommen. In einemAugenblick, in
dem die Sowjetunion in ein neuesZeitalter der Freiheiteintritt, in dem tausend
Blumenin den intellektuellen und politischen Gärten blühen, bedrohtdas schäd
liche Unkraut des intoleranten Nationalismus die kleinen und zunehmend ver
letzlicheren Nationen Transkaukasiens.

Armenien, Georgien, Aserbeidschan

Armenier und Georgier haben seit mehr als zwei Jahrtausenden erkennbare
Identitäten. Sie wurden zuerst in Schriften ihrer iranischen und griechischen
Nachbarn genannt und seit dem fünften Jahrhundert v.u.Z. in Texten in ihrer
jeweils eigenen Sprache. Seit dem vierten Jahrhundert sind sie christianisiert,
seit dem sechsten Jahrhundert aber unterschiedlichen christlichen Glaubens.

Jedoch zeigt sich die Verwandtschaft ihrer Kulturen gerade im Streit darum, ob
zum Beispiel das georgische Alphabet armenischen Ursprungs ist oder ob diese
oder jene Kirche einem armenischen oder georgischen Gründer zu verdanken
ist. Nord- und Südgeorgien wurden zum ersten Mal im vierzehnten Jahrhundert
unter einem Monarchen zu einem einheitlichen Reich vereinigt und nannte sich
seitdem Georgien.

Die Armenier wurden von der türkischen Eroberung unterworfen, und der
armenische Adel überlebte zum Teil in Sizilien, zum Teil im Dienst georgischer
Könige als Krieger, Händler oder Gouverneure. Armenien verlor seine politi
sche Identität im späten vierzehnten Jahrhundert, und erst seit 1918 gab es wieder
einen armenischen Staat. Die Georgier, die in ihrem historischen Territorium
lebten, waren hauptsächlich Bauern, während die Armenier, die in drei Imperien
verstreut lebten (Rußland, dem osmanischen Reich, dem Iran) und lediglich in
der Provinz Eriwan eine Mehrheit bildeten, eine wichtige Rolle als Händler und
Handwerker spielten. Sie waren die ersten, die das Öl inBaku erschlossen, und
das ökonomische Wachstum in der alten georgischen Hauptstadt Tiflis war im
wesentlichen ihr Werk. Der verschlagene und habsüchtige Händler wurde zum
Stereotyp für das ganze Volk.

Die unterschiedlichen Sozialstrukturen der armenischen und der georgischen
Nation führten zu sehr unterschiedlichen politischen Entwicklungen. Der ver
armte und deklassierte georgische Adel entwickelte eine radikale Sicht der Situa
tion. 1890wandten sich viele dem Marxismus zu und lernten von den polnischen
und russischen Sozialdemokraten. Die sozialen und nationalen Kämpfe konnten
erfolgreich unter eine marxistische Losung subsumiert werden, aus der jeder
Hinweis auf Nationalismus verschwand. Statt gegen die Vorherrschaft der Rus
sen zu agitieren, griff man die Autokratie an. Man wandte sich gegen die natio
nale Bourgoisie, die größtenteils armenisch war. Gestützt auf die Arbeiter, die
vor allem aus der Bauernschaft kamen, flexibel in ihren Strategien und an Bünd
nissen mit anderen sozialen Kräften interessiert, schlössen sich die Georgier
nach der Parteispaltung in ihrer Mehrheit den Menschewiken an.
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Die Armenier entwickelten aufgrund ihrer Erfahrung als geographisch geteil
tes und gefährdetes Volk eine Art nicht-territorialen Nationalismus. Im russi
schen Reichverteiltensie sich auf ZentrenwieTiflis, Bakuund Rostow. Eineein
flußreiche Diaspora von Gebildeten und Geschäftsleuten in Anatolien und im
Transkaukasus hieltzugleich dieVerbindung mitEuropa, demNahen Osten und
selbst mit Indien aufrecht. DieWestorientierung der Türkei führte zunehmend
dazu, daß" sie in Anatolien, im Reiche des Sultans, als subversives Element
betrachtet wurden. Revolutionäre Gruppen im russischen Reich verbündeten
sich nicht mit anderen Parteien dort, sondern versuchten ihre Landsleute in Ana
tolien zumobilisieren, was ihnen aberkaum gelang. Diegrößte armenische Par
tei war gegen 1903 die nationalistischste der sozialistischen Parteien,die Arme
nische Revolutionäre Föderation (Hai Heghapoghakan Dashnaktsutium). Der
Ausbruchdes Ersten Weltkrieges und das Massakeran den Armeniern in Anato
lien änderten die Situation grundlegend. Die Schätzungen über die Zahl der
Ermordeten schwankt zwischen 600000 und zweieinhalb Millionen. Das Resul
tat war, daß die verbliebene armenische Bevölkerung ihre historischen Sied
lungsgebieteverließund in großer Zahl in den sichererenOsten, nach Kaukasien
und ins russische Reich floh.

Das demographisch dominierende Volk in Transkaukasien war im neunzehn
ten Jahrhundert unter dem Namen »Tataren« bekannt, doch zogen ihre politi
schen Führer seit den späten dreißiger Jahren die Bezeichnung Aserbeidschaner
vor. Im Altertumund im Mittelalter bestanddie Bevölkerung aus iranisch spre
chenden Völkern, aus türkischen Stämmen und den kaukasischen Albanern,
einem wenig bekannten Volk, das sich im vierten Jahrhundert zum Christentum
bekehrte und kulturell unter armenischen Einfluß geriet. Seit der Invasionder
Seldschukenim 11. Jahrhundert änderte sichdie Zusammensetzung der Bevölke
rung und es überwogen die türkischen Dialekte. Bis 1918 gab es keinen Aserbeid-
schanischen Staat. Und die seit dem siebten Jahrhundert islamisierte Bevölke

rung (Schiiten)sah sich eher als Teileiner größerenWeltgemeinschaft der Umma
(Gemeinschaft der Gläubigen).

Als Baku die Hauptölquelle Rußlands wurde, kamen zehntausende iranischer
Arbeiter auf der Suche nach Arbeit. Da die Stadt gleichzeitig die Heimat der
aserbeidschanischenIntelligenzund der revolutionären Bewegungen war, dehnte
sie ihren Einflußbereich auf den russischen und den iranischen Teil Aserbeid-

schans aus. Baku, das bis 1902 mehr Ölproduzierte als diegesamten USA, war
eine segregierte Stadt: In ihrer Mitte lebte die russische und armenische Bour
geoisie, an ihren Rändern die muslimische Aserbeidschanische Bevölkerung, die
Arbeiter. In Zeiten politischer Spannungen markierten die ethno-religiösen
Unterschiede die Kampflinien, und 1905 und 1918 kam es zu blutigen Zusam
menstößen zwischen Armeniern und Aserbeidschanern.

Innerhalb der Arbeiterklasse nahmen die islamischen Arbeiter die untersten

Positionen ein. Die Eingliederung in das russische Reich schuf einen neuen
Handlungsrahmen für die aserbeidschanische Intelligenz, und einige Intellek
tuelle begannen in ihrer Heimatsprache zu publizieren und die Geschichte der
Region zu schreiben. Die langsam anwachsende türkische Intelligenz kokettier
te mit den Trends der Zeit, Sozialismus, Liberalismus, Pan-Türkentum, Pan-
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Islamismus, und gegen 1905 übernahm einewachsende Zahldas Programm der
»Türkisierung, Islamisierung, Europäisierung«.

Die Revolution von 1917 bis 1921

Die Armenier, die freiwillige Einheiten in der Armee gebildet hatten, blieben
nach der Flucht der russischen Truppen aus dem Kaukasusals eine der stärksten
militärischenKräfte in der Regionzurück. Traumatisiertdurch die Erfahrungen
des Genozid beschlossen sie, für ihre nationale Zukunft mit der Dashnaktsutium,
der Armenischen Revolutionären Föderation zu kämpfen.

Die menschewistischen Georgier besetzten sofort die russische Garnison in
Tiflis und erkannten die bolschewistische Regierung in Petrograd nicht an. Zwei
kurzlebigenunabhängigen transkaukasischen Republiken (Februar bis April und
April bis Mai 1918) folgtenvomMai 1918 bis 1920-21 drei unabhängige Republi
ken. Die von einer grossen Mehrheit der georgischen Bevölkerung getragene
menschewistische Regierung wurde 1920durch einen Putsch der bolschewisti
schen Fraktion und den Einmarsch der Roten Armee abgesetzt.

Bei der Entscheidung, mit wem ein Bündnis zu schließen war, entschieden sich
die Georgier 1918 für Deutschland, die Aserbeidschaner erwartungsgemäß für
die Türken und die multinationale Stadt Baku für die Sowjetunion, während den
Armeniern nichts weiter übrig blieb, als dem Einmarsch der osmanischen
Armeen entgegenzusehen.2 Ihre einzige Hoffnung blieb die kleine Enklave um
Eriwan, die im Mai 1918 das Zentrum einer fragilen unabhängigen Republik
wurde. Die Hoffnung, daß die Entente, wie Wilson versprochen hatte, auf eine
Erweiterung dieser Republik nach dem türkisch besetzten Westarmenien hinwir
ken würde, wurde enttäuscht.

Mit Hilfe der einrückenden osmanischen Armee eroberten aserbeidschanische

Nationalisten, die auf russischer Seite gestanden hatten, Baku und töteten zwi
schen neun- und dreißigtausend Armenier. Aber selbst als sie die Kontrolle über
die Stadt gesichert hatten, sahen sie sich einer multinationalen Bevölkerung von
Russen, Armeniern und muslimischen Arbeitern gegenüber, die eine langjährige
gewerkschaftliche und sozialistische Erfahrung hatten. Als die Rote Armee 1920
in die Stadt einmarschierte, gab es nur wenig Widerstand. Die Mehrheit der aser-
beidschanischen Bevölkerungwar der Idee des Nationalstaats und der jeweiligen
säkularen Führung gegenüber indifferent, weil sich ihr Denken auf der Ebene
der Religionsgemeinschaft, der Umma bewegte. Erst lange nach der Revolution
und dem Bürgerkrieg entwickelte sich ein größere aserbeidschanische politische
Bewegung.

Die Konstitution von Nationen nach Sowjetart

Vor dem großen Sturm der russischen Revolution und des Bürgerkrieges
beschränkte sich der Nationalismus in den meisten Nationalitäten des russischen

Imperiums im großen und ganzenauf diejeweilige ethnische Intelligenz, auf die
Studenten und die unteren Mittelklassen der Städte. Bei den übrigen gesellschaft
lichen Klassen genoß er bestenfalls zeitweilige Unterstützung. Die Aserbeid
schaner identifizierten sich eher mit den Bewohnernder näheren Umgebung, mit
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denensieeinesozialeundreligiöse Gemeinschaft bildeten, als miteiner Nation.
Weder Nationalismus noch Sozialismus konnten einegrößere Anzahl von Aser-
beidschanern zu einem für ihre Zukunft entscheidenden politischen Kampf
mobilisieren. Für die Georgier war der Ethnosozialismus, wie er von der herr
schenden intellektuellen Elite vertreten wurde, eine Antwort aufdieKlagen über
ihresoziale und ethnische Benachteiligung. Erversprach zudem eine sozialpoli
tischeLösung fürdiedoppelte Unterdrückung alsKlasse undals Nation. Beiden
Armeniern, dem rechteinzigartigen FalleinesVolkes, das in zwei Imperien auf
geteilt lebte, ohne irgendein sicheres Siedlungsgebiet und akut von der Auslö
schung bedroht, übertraf ein vertikaler Nationalismus, der alle Armenier ein
schloß, gleichgültig wo sie sich befanden, alle konkurrierenden Ideologien. In
allen drei Völkern waren die Anrufungen amerfolgreichsten, die populistische
oder sogarsozialistische Programme mitethnischen Argumenten kombinierten.

Dietranskaukasische Erfahrung zeigt,wiesoziale Identitäten, die langemehr
deutig bliebenoderzumindest nicht klarausgedrückt wurden, sichin politischen
Konfrontationen plötzlich verfestigen. Wiegroß immer der Einfluß der sozialen
Strukturen und der Interventionen von Intellektuellen gewesen sein mag, die
Produktion von Nationalität und die Verbreitung von Nationalismus war immer
abhängig von bestimmten politischen Konstellationen, in denen Leutegezwun
gen waren, eindeutiger als in der Vergangenheit zu entscheiden, wen sie als
Freund und wen sie als Feind betrachteten.

Vor 1918 war keine der größeren transkaukasischen Bewegungen separati
stisch. Sie waren vielmehr das Ergebnis lange etablierter Handelsbeziehungen
und komplexer ökonomischer Strukturen, die die meisten der nicht-russischen
Völker im Zarenreich mit dem Zentrum verbanden (Finnen und Polen bilden
hier vielleicht eine Ausnahme). Nicht-Russen, insbesondere Intellektuelle und
die städtischen oberen und mittleren Klassen, waren gut in die russische Gesell
schaft integriert. Für die Kaukasierführte der Weg nach Europa und in die Auf
klärung, zu einem modernen Leben und größerem Selbstbewußtsein über Ruß
land. Die Abtrennung von Rußland war für alle drei Völker eine Entscheidung
aus einer politischen Position der Ausweglosigkeit heraus, die auf die Unterstüt
zung durch außenstehende Mächte angewiesen war: Deutschland für die Geor
gier, die Türkei für die Aserbeidschaner und, später, die Entente-Mächte für die
Armenier.

Im nationalistischen Diskurs der gegenwärtigen Bewegungen für Selbstbe
stimmung in der Sowjetunion wird die lange Erfahrung unter sowjetischer Herr
schaft oft als eine Zeit der Zerstörung des Nationalen dargestellt. Repression und
gewaltsame Russifizierung, aufgezwungene Modernisierung und die Unter
drückung nationaler Traditionen, die Zerstörung des Dorfes, sogar der Angriff
auf die Natur werden zu einer beweiskräftigen Bildfolge kombiniert, die die
Sowjetmacht als Feindin der Nation zeigen. In dieser machtvollen nationalisti
schen Rhetorik ist jeder Sinn für das Ausmaß verlorengegangen, in dem der Pro
zeß der Nationenbildung aus der vorrevolutionären Periode in den langen und
schwierigen Jahren der Herrschaft der Kommunistischen Partei fortgesetzt
wurde. Mit all ihren Widersprüchen und Paradoxienproduzierte die sowjetische
Erfahrung Nationalitäten, die stärker, kohärenter und selbstbewußter waren als
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diejenigen, die der Föderation zu Beginn beigetreten waren. Ironischerweise ist
die Sowjetunion das Opfernichtnur ihrernegativen Auswirkungen aufdie nicht
russischen Völker, sondern zugleich ihrer eigenen »progressiven« Beiträge zum
Prozeß der Nationenbildung.

Die Formierung der Sowjetunion war sowohl ein Prozeß der gewaltsamen
Reintegrierung von Teilen des russischen Imperiums als auch der Anerkennung
der noch bestehenden Macht des Nationalismus durch die siegreichen Bolsche-
wiki. Lenin bestand darauf, daß Nichtrussen im föderalen Staat nationale und
kulturelle Autonomie genießen sollten, daß aber gleichzeitig alle Teile dieses
Staates durch die Kommunistische Partei beherrscht werden müßten. Die

Sowjetunionwar der erste Staat in der Geschichte, der aus ethnisch definierten
politischen Einheiten gebildet wurde. Er war eine pseudoföderale Union, die
einerseits eine politische Souveränität der Nationalitäten ausschloß, ihnen aber
andererseits territoriale Identität, kulturelle und pädagogische Einrichtungen in
ihrer eigenen Sprache garantierte, ebenso wie den Aufstiegeinheimischer Kader
in Machtpositionen. Im Zuge einer Politik der Beförderung und Entwicklung der
jeweiligen einheimischen Strukturen (korenizatsiya), durch Lenin ermutigt und
von Stalin bis zum Beginn der dreißiger Jahre unterstützt, wurden Alphabete für
Völker eingeführt, die keine Schriftsprache hatten, Schulen für diejenigen geöff
net, die unter dem Zarismus keine gehabt hatten, und hunderte von nationalen
Sowjets für Völker etabliert, die außerhalb ihrer nationalen Region lebten. Rus
sische Beamte wurden systematisch durch nationale Führer ersetzt, und die
zwanziger Jahre erlebten einen wachsenden »Nationalkommunismus« in vielen
Republiken. In Armenien sprachen die Kommunisten von der Wiederauferste
hung Armeniens aus der Asche des Genozids. Während sie die antibolschewisti
schen Nationalisten hinausdrängten oder verhafteten, begannen sie einen arme
nischen Staat zu errichten, in dem Flüchtlinge aus allen anderen Teilen der
Sowjetunion eine Zuflucht finden konnten. Die kosmopolitischen Hauptstädte
Georgiens und Aserbeidschans wurden nun Regierungssitze einheimischer
Kommunisten, und eine nationale Infrastruktur wurde aufgebaut, vervollständigt
durch nationale Opernhäuser, nationale Akademien der Wissenschaften und
nationale Filmstudios.

Migrationen stärkten die amtlichen Nationalitäten in jeder Republik und kon
solidierten die ethnische Identität durch eine territoriale Identität. In den vorre

volutionären Jahrhunderten war Transkaukasien eine Region hoher Mobilität
gewesen, in der Stämme und Völker beständig von einem Gebiet in das andere
gezogen waren. Nach den russisch-persischen und russisch-türkischen Kriegen
verließen die Muslims die Gegend und zogen in die südlichen Gebiete, und die
Armenier wanderten nach Norden in die Provinzen Eriwan, Tiflis und Baku. Die
Bevölkerung der Städte war gemischt, wobei die Armenier das urbanisierteste
der drei Völker waren. In der sowjetischenPeriode führten jedoch hohe Urbani
sierungsraten zu einer soliden Mehrheit von Aserbeidschanern in Baku und von
Georgiern in Tiflis. Trotz wachsenderethnischer Konsolidierungbliebenjedoch
einige Enklaven ethnischer Minderheiten bestehen, die von der Norm abwichen:
Im gebirgigen Karabach, einer autonomen Region in Aserbeidschan, waren über
drei Viertelder Bevölkerung Armenier; in Abchasien, einer autonomen Republik
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in Georgien, fühlte sich die abchasische Minderheit durch eine zunehmende
Zahl von Georgiern bedroht. Dutzende von aserbeidschanischen Dörfern blie
ben in Georgien und Armenien bestehen, während armenische und georgische
Dörfer inAserbeidschan zufinden waren. Aufgrund derTerritorialisierung von
Ethnizität undder zunehmenden Macht derjeweiligen amtlichen Nationalitäten
blieben diesen Minderheiten nur wenige Garantien und wenige Mittel, um für
die sich anhäufenden Klagen und Beschwerden Abhilfe zu schaffen.

Derzugleich positive und negative Prozeß der korenizatsiya wurde durch das
sowjetische Wirtschaftsprogramm und das soziale Modernisierungsprogramm
inFrage gestellt. Sobald Stalin seine autokratische Macht gegen Mitte derdreißi
ger Jahre gefestigt hatte, wurden die ethnischen Interessen der ökonomischen
Effizienz und Produktivität untergeordnet. Die Kampagnen zurKollektivierung,
denen hunderttausende von Bauern Widerstand entgegensetzten, waren in den
nicht-russischen Gebieten ein verheerender Schlag gegen die traditionellen
patriarchalischen Führungsstrukturen des Dorfes. Siefielen zudem mit Angrif
fen aufdie Kirche und aufdie Moschee zusammen. In Aserbeidschan wurden die
Frauen gezwungen, denSchleier aufzugeben, inArmenien wurde dasOberhaupt
der nationalen Kirche ermordet.

Die Industrialisierung Transkaukasiens führte zu einer sozialen und geogra
phischen Mobilität, die die traditionellen Muster von Autorität und kulturellen
Praxenweiter zerstörte. Erziehungwurde nationalisiert,aber auch säkularisiert,
und die alten Eliten wurden zugunstender Kommunisten und ihrer Verbündeten
eliminiert. Diejenigen Gruppen der weltlichen Intelligenz und der einheimi
schen Marxisten, die die stalinistischenSäuberungsaktionen überlebten, waren
in das sowjetischeSystemgut integriertund stelltenkeine Gefahr für die existie
rende Machtstruktur dar. Ein sowjetischer marxistischer Diskurs ersetzte die
verbotenen nationalistischen Diskurse, und die Grenzen zwischen der sowjeti
schen und der russischen Kultur verschwammen. Gegen Ende der dreißiger
Jahre wurde Russisch als Unterrichtssprache in allen Schulen Pflicht. Obwohl
die Muttersprachen weiterhin unterrichtetwurden, sah man sie oft als ungenü
gend für eine erfolgreiche Karriere in Politik und Wissenschaft an.

Trotz Modifizierungen in der Politik der korenizatsiya der zwanziger Jahre
und der Begünstigung der russischen Sprache und Kultur unter Stalin setzten
sich die demographischenund kulturellen Entwicklungen, die durch diese Poli
tik in Gang gesetzt worden waren, fort und hatten in Transkaukasien ihr Ziel in
den sechziger Jahren größtenteils erreicht. Die Republiken hatten einen Natio
nalcharakter angenommen, nicht nur demographisch, sondern auch politisch
und kulturell. Aktionsprogramme, die im Resultateine Art »positiver Diskrimi
nierung« darstellten, bevorzugten die Kader der amtlichen Nationalitäten, oft
zum Nachteil der urbanisierteren und gebildeteren russischen (und in Aserbeid
schan und Georgien der armenischen) Bevölkerung.3 Es hatten sich territoriale
Nationen herausgebildet, aber sie hatten keine eigenen politischen Ausdrucks
möglichkeiten. Man kann, mit einem Begriff von Tom Nairn (1990, 31), von
»Reservats-Kulturen« sprechen: Eine ethnolinguistische Kultur ohne politischen
Nationalismus war die einzig erlaubte, »gesunde« Form nationaler Einheit.
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Die Erbschaft des Stalinismus

Mit dem Endedes Stalinschen Polizeiregimes, der Verminderung zentralstaatli
cher KontrolleunterChruschtschow undder Lockerungder harten Restriktionen
gegen ethnische Ausdrucksformen begannen die nationalen politischen Eliten in
jeder Republik eine größere Macht auszuüben und gewannen eine begrenzte
Unabhängigkeit von Moskau. In Transkaukasien schufen lokale Parteieliten ein
korruptes System von Ämterpatronage, Bevorzugung amtlicher Nationalitäten
und Bestechungspraktiken.4 Die langeAmtszeit dieser nationalen Führer hatte
in den frühen siebziger Jahren dazu geführt, daß sich einheimische Eliten eta
blierten,diedie Bevölkerung mitgemäßigten Konzessionen an nationale Gefühle
und einem hohen Grad an ökonomischer Permissivität besänftigten.

Gegen Ende der sechzigerJahre konntedas Breschnew-Regime, das im allge
meinen die alteingesessenen Parteikader stützte, die andauernde Behinderung
seiner Wirtschaftspläne nicht länger dulden. Um dieses komplexe Geflecht von
Freunden, Klientel und Verwandten, das die lokalen Parteibosse aufgebaut hat
ten, zu durchbrechen, wandten sich die Führer der zentralen Partei neuem Perso
nal außerhalb des herrschenden Parteiapparats zu. Im Juli 1969 wurde ein Offi
zier des KGB, Heidar Aljew,erster Sekretär der aserbeidschanischen kommuni
stischen Partei. Drei Jahre später wurde sein Kollegein den georgischen Sicher
heitskräften, Eduard Schewardnadse, zum Führer der georgischen Partei
ernannt. Im selben Jahr schickte man Russen nach Armenien, um dort als zweite
Sekretäre der Zentralkomitees und als Leiter des KGB zu fungieren, und im
November 1974 wurde ein junger armenischer Ingenieur, der außerhalb Arme
niens ausgebildet worden war, Karen Demirtschan, Parteichefin Armenien. Alle
diese Männer hatten den gleichen Auftrag: Beendigung der politischen und öko
nomischen Korruption, der Bevorzugung ethnischer Gruppen, Unterdrückung
derunverhohlenen Äußerung von lokalem Nationalismus, Stimulierung des öko
nomischen Wachstums und Förderung einer neuen Regierungselite, die die Poli
tik der Kommunistischen Partei auszuführen vermochte.

Aufgrund der traditionellen Zuverlässigkeit kaukasischer Bindungen an Fami
lie und Freunde erwiesen sich Untergrundökonomie und korrupte politische
Praktiken der Reform gegenüber als resistent. Da Armenier, Georgier und Aser
beidschaner in erster Linie ihrer Verwandtschaftsgruppe und engen Freunden
gegenüber loyal sind, leitet sich das Gefühl für den Wert einer Person eher aus
der Ehre oder Schande ab, die man seinem eigenen Umkreis macht, als aus einer
erfolgreichen Karriere oder der Anhäufung von Reichtum (vgl. Mars/Altman
1983, 549). Ein Dienst, den man jemandem erweist oder empfängt, ist die gel
tende Währung innerhalb der politischen und sozialen Beziehungen. Die Netz
werke, die durch solche Bevorzugungen und persönlichen Bindungen aufgebaut
werden, machen es möglich, dieoffizielle staatliche Ökonomie und die legalen
Formen politischen Verhaltens zu umgehen. Da diese persönlichen Netzwerke
auch innerhalb der politischen Strukturen und in der Polizei wirksam sind, ist
zudem der Schutz vor Bestrafung ein häufig geleisteter Dienst. Die Nicht-Erfül
lung des Gesetzes war vor 1970 weniger riskant als die Verletzung des Familien
kodex. Selbst als der Staat hart gegen die »Schattenökonomie« vorging und die
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Risiken, diemitder Umgehung von Gesetzen verbunden waren, stiegen, blieben
diese Netzwerke bestehen - sie waren eine effektive Form nationalen Wider
standsgegendie vonder sowjetischenOrdnungaufgezwungenen Geschäftsgeba
ren. Sobaldder stalinistischeTerror einmal reduziert war - und in Ermangelung
einer effektiven demokratischen Kontrolle von unten - wurden die transkaukasi
schen Republiken im wesentlichen von nationalen »Mafias« regiert. Sie waren
innerhalb der kommunistischen Parteien und der Staatsapparate konzentriert,
und ihre Macht erstreckte sich auf die ganze Gesellschaft.

Mit den 1969-1974 eingesetzten neuen Regimes verlagerte sich der Schwer
punkt wieder auf die Notwendigkeit der russischsprachigen Erziehung und auf
die Verhinderung der, so Schewardnadse, »engstirnigen nationalen Isolation«.
Staat und Gesellschaft kämpften in den Jahren Breschnews um die Definition der
nationalen Rechte, und eine offen rebellische Dissidentenbewegung ging das
Risiko von Verhaftung und Exil ein, indem sie ihrer Unzufriedenheit Ausdruck
verschaffte. Schon im März 1956 hatten Studenten in Tiflis auf den Straßen

gegen die Entfernung eines Monuments zu Ehren Stalins demonstriert und waren
von der Armee beschossen worden. Dutzende wurden bei dieser Aktion, die
mehr eine nationalistische Geste als ein Engagement für Stalin war, ermordet.
Fast ein Jahrzehnt später, am 24. April 1965, marschierten tausende von Arme
niern in einer nicht genehmigten Demonstration mit, um an den fünfzigsten Jah
restag des Genozids zu erinnern. Der erste Sekretär Sakow Sarobian verhinderte
damals den Einsatz von Gewalt und versuchte, die Menge zu beruhigen. Er
machte schließlich den nationalen Gefühlen der Armenier einige Konzessionen
und ließ auf einem Hügel in Eriwan ein Monument zu Ehren der Opfer der Mas
saker und der Deportationen von 1915 errichten. Jedes Jahr, am 24. April, bildet
sich eine spontane Prozession aus Leuten, die vor der ewigen Flamme Schlange
stehen, um Blumen niederzulegen. Aber ein Jahr nach der Demonstration wurde
Sarobian, der durch seine konziliante Haltung gegenüber den nationalen Gefüh
len der Armenier beachtliche Popularität gewönnen hatte, abgesetzt.

Im April 1978 demonstrierten Tausende in Tiflis gegen den Plan der Regie
rung, die Klausel in der georgischen Verfassung zu ändern, die Georgisch zur
offiziellen Staatssprache der Republik erklärte. Schewardnadse wandte sich an
die auf fünftausend Personen geschätzte Menge vor dem Gebäude des Minister
rats und informierte sie, daß er empfohlen hatte, das Georgische als Staatsspra
che beizubehalten. Die Verfassung blieb nicht nur unverändert, auch ähnliche
Vorschläge zu Änderung der Verfassungen von Armenien und Aserbeidschan
wurden wohlweislich aufgegeben. Kein Parteiführer wurde für diese offene
Bekundung antirussischer Gefühle zur Rechenschaft gezogen - ein frühes
Anzeichen für das erneute Entstehen einer Zivilgesellschaft in der Sowjetunion
und ein Vorbote für Perestroika von unten.

Ein »unorthodoxer Nationalismus« wurde sowohl von einer kleinen Anzahl

revolutionärerSeparatisten wie von der armenischen Nationalen Einheitspartei
und von moderateren Intellektuellen vertreten, die Menschenrechtsorganisatio
nen gründeten. Zu diesen Organisationen gehörten die kurzlebigen Helsinki-
Kontrollkomitees, die versuchten, die internationale Öffentlichkeit auf die Ver
weigerung nationaler Rechte in der Sowjetunion aufmerksam zu machen (vgl.
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Bilinsky/Parming 1980, Alexejewa 1985). So gingen Dissidenten in Georgien
beispielsweise zunächst der scheinbar geruhsamen Beschäftigung der Erhaltung
geschichtlicher und religiöser Denkmäler nach, doch wagtenes bald einige, sich
der Meschketen anzunehmen, der muslimischen Georgier, die 1944 zwangs
weise aus ihrer Heimat an der türkischen Grenze nach Zentralasien umgesiedelt
worden waren und zurückkehren wollten. Die meisten dieser Dissidenten wur

den verhaftet und waren Anfang der achtziger Jahre entweder im Untergrund
verschwunden oder ins Exil gezwungen worden.

Der Zusammenbruch der alten Ordnung

Im Gegensatz zu den nationalen Befreiungskämpfenim sowjetischen Baltikum,
bei denen es größtenteils um die Verfassungging und die ohne Volksgewaltaus
kamen, war der armenisch-aserbeidschanische Konflikt um Karabach sehr viel
brisanter, weniger durch politische Autoritäten steuerbar oder manipulierbar
und führte schneller zu unvorhersehbaren Eskalationen. Die Aserbeidschaner

erinnerten sich an die Zusammenstößevon 1905 und an die »Tage des März« 1918
in Baku, als die Bolschewiki im Bündnis mit den armenischen Nationalisten eine
muslimischeRevolte niederschlugen. Sie fürchteten die armenischen Ansprüche
aufKarabach und Nachitschewan. Zudem hegten sie ein tiefsitzendes Mißtrauen
gegen die Armenier, in denen sie mächtige, einflußreiche Leute sehen, die der
sowjetischen Zentralmacht nahe stehen und es auf ihr Land abgesehen haben.
Diese Sichtweise wurde durch die Forderungen nach Karabach bestärkt.5

Die Armenier wiederum, mitder Erfahrung einesVolkes, das durch die osma
nischen Türken zum Opfer eines Genozids wurde und drei Viertel des histori
schen Armenien an die türkische Republik verlor, bemühten sich verzweifelt,
den Verlustdes »verwaisten« Karabach zu verhindern. Neben der Erinnerung an
den Genozid sind ihnen die Zusammenstöße mit Aserbeidschanern 1905 und das

Massaker in Baku im September 1918 im Gedächtnis geblieben, dazu die fort
währenden Streitigkeiten um Karabach. Wiewohl vertrieben aus ihren dominie
renden Stellungen, die sie während der sowjetischen Herrschaft in Baku innehat
ten, ist es den Armeniern in Aserbeidschan gelungen, aufgrund ihrer Qualifika
tionen und ihrer Bildung weiter Positionen zu behaupten, die relativen Wohl
stand ermöglichen. Wenige Armenier heirateten Muslims, und viele halten die
Aserbeidschaner fürprimitive, wildeLeute, diedurchdiesowjetische Erfahrung
kaum zivilisiert wurden.

Nach dem Ende der blutigenAuseinandersetzungen zwischen Armeniern und
Aserbeidschanern von 1989 bis 1990 und der direkten Kontrolle durch Moskau
entstand sowohl in Aserbeidschan wie in Armenien ein Machtvakuum. Die
Kommunistische Partei befand sich im rapiden Abstieg, die nationalistischen
Volkskräfte waren gespalten und bereiteten sich darauf vor, bei den kommenden
Wahlen gegen die etablierten Kräfte anzutreten. Im Juli erließ Gorbatschow ein
Ultimatum, in dem er die Entwaffnung der unabhängigen armenischen Milizen
innerhalb von 15 Tagen forderte. Er drohte mit der militärischen Intervention,
falls das Ultimatum nicht erfüllt werde. Das armenische Parlament wählte Levon
Ter Petrosjan,der eineinhalb Jahre zuvorals ein Mitglied des Karabach-Komitees
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verhaftet worden war, zum Präsidenten der Republik. DieRegierung Petrosjans
entwaffnete dieunabhängigen Milizen selbstundbegann die Ordnung in Eriwan
wiederherzustellen. Während Armenier gegen Armenier kämpften unddieneue
nationale Führung versuchte, ihre Autorität zu befestigen, erklärte Armenien
sich am 23. August 1990 formell zumsouveränen und unabhängigen Staat und
Karabach zum Bestandteil der neuen Republik.

In Georgien war die nationalistische Bewegung, die Ende 1988 auf die Straße
ging, gespalten zwischen den beiden Forderungen nach sofortiger Unabhängig
keit und nach größerer Autonomie in einer erneuerten Sowjetunion. Die Rufe
nacheiner Abspaltung waren von einer religiösen Gefühlsaufwallung undneuer
Wertschätzung für die orthodoxe Kirche Georgiens begleitet. Die militanteren
Stimmen beherrschten denöffentlichen Diskurs, unddasZögern der Regierung,
die fortwährenden Demonstrationen undHungerstreiks im ZentrumvonTifliszu
beenden, versetzte die radikaleren Nationalisten in einen Rausch. Weitgehend
machtlos angesichts der wachsenden Feindseligkeit gegenüberihrer Herrschaft,
beging die kommunistische Partei den nahezu tödlichen Fehler, ihre Macht durch
die gewaltsame Auflösung einer Massendemonstration für die Unabhängigkeit
am9. April 1989behaupten zu wollen. NeunzehnPersonenwurden vonSoldaten
getötet,die mit scharferMunition undGasgranaten schössen. Die Parteiführung
stürzte, und die anschwellende nationalistische Bewegung wurde zur mächtig
sten Stimme in der georgischen Gesellschaft.

Der neue Parteiführer Gumbaridse versuchte mit den gemäßigten Nationali
sten zusammenzuarbeiten und machte sich selbst zum Fürsprecher eines politi
schenPluralismus undder georgischenSouveränität. Als der Kongreß der Volks
deputierten in Moskau über das Präsidentenamt für Gorbatschow debattierte,
sprach Gumbaridse sich offen dagegen aus, indem er feststellte, daß die Macht
fülle des Präsidentendie Rechte der Republiken gefährde. Der Oberste Sowjet
Georgiens erklärte die Sowjetisierung der Republikvon 1921 für einen illegalen
Akt und forderte Verhandlungen über einen neuen Vertrag mit der Sowjet
union.6 Lokale Wahlen zu den Institutionen des Sowjets wurden auf den Herbst
1990verschoben, um neuen politischen Parteien Gelegenheit zu geben, sich zu
organisieren, und im Mai stimmtedas NationaleForumGeorgiens,eine Dachor
ganisation von ungefähr 150politischen Gruppierungen, für alternative Wahlen
zu einem Nationalkongreß. Aber bei den Wahlenzum Obersten Sowjet im Her
bst 1990errangen die nationalistischen Separatisten des Runden Tisches, ange
führt durch den früheren Dissidenten Zwiach Gamsachurdia, einen haushohen
Sieg.

Die Geschichte rächt sich

Die »Vernachlässigung« der »nationalen Frage« die die langen Jahre der Stagna
tion unter Breschnew kennzeichnete, endete mit den Massenbewegungen von
Nichtrussen im Jahre 1988. Gorbatschow, von vielen als russozentrischer Führer
und als unsensibel gegenüber den Forderungen des ethnischen Nationalismus
kritisiert, reagierte zunächst tatsächlich als Erbe der bolschewistischen Reduk
tiondes Nationalen aufdas Ökonomische. Aber seinerzwungener Lernprozeß
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machte schnelle Fortschritte, und bis 1990 haben die Massenbewegungen von
Nichtrussen, ebenso wie der Druck seitens seiner eigenen russischen konservati
ven Kommunisten und Nationalisten, zu entscheidenden Konzessionen an die
Republiken geführt. Ein Gesetz zur Abspaltung von der UdSSR wurde erlassen,
und obwohl es diejenigen, die sofortige Unabhängigkeit wollen, nicht befriedigte,
wurde doch zumindest eine legale Prozedur festgelegt, um die Föderation zu ver
lassen. Verhandlungen über einen neuen Staatsvertrag mit den Republiken der
Union, die sich der Reihe nach als souverän erklärt haben, finden statt, und der
Reformplanvon Gorbatschow und Jelzin basiert bereits auf einem Begriff der Sou
veränitätder Republiken. Gorbatschow ist bereit, die Sowjetuniongrundlegend zu
reformieren, in der Hoffnung das, was von ihr noch übrig ist, zu erhalten.

Die »nationale Frage« ist das Produkt sowohl des Erfolges als auch des Versa
gens, derLeistungen und derWidersprüche dersowjetischen Ökonomie und der
sozialen Entwicklungen. Ein »Staatssozialismus« ohne Demokratie und eine for
cierte Modernisierung ohne allgemeine Zustimmung, all dies in einem multina
tionalen Kontext von politischen und kulturellen Aufstiegsmöglichkeiten für
Nichtrussen in ihrem jeweiligen Heimatland, hat Konflikte zwischen Nationen
und innerhalb von Nationen hervorgebracht. In allen Republiken gibt es nach
wie vor Kräfte, die für eine reformierte UdSSR sind, während andere die sofor
tige Unabhängigkeit wollen. Nationalistische Reformer schauen mit Mißtrauen
auf kommunistische Konservative. Gorbatschow-Anhänger in Moskau und
nichtrussische Reformer umkreisen einander und versuchen, gemeinsame Inter
essen zu finden. Am Ende des 28. Parteikongresses hat der Generalsekretär die
Pessimistenwieder verblüfft und die Konservativen gestoppt, indem er ein neues
Politbüro und ein neues Zentralkomitee gebildet hat, das aus einer großen
Anzahl von Vertretern der Kommunistischen Parteien aus den Republiken
besteht. Auf der Suche nach bitter nötigen Bündnispartnern überwacht Gorba
tschowdas Ende des sowjetischen Imperiumsund tastet sich vorsichtigvorwärts
in Richtung auf eine neue, demokratische sowjetische Konföderation.

Vieles von dem, was das sowjetische Projekt der Modernisierung und der
industriellen Entwicklungausgemacht hat und noch ausmacht, gehört nach wie
vor zu den Zielen der Nationalisten in den nichtrussischen Republiken. Es gibt
keine Gandhi-artige Nostalgie für eine vorindustrielle Vergangenheit, aber es
gibt ein starkes Gefühl, daß Nichtrussen ihre Länder anders entwickelt hätten
(und entwickelnwerden), auf eigeneArt und nach eigenenInteressen. Sie glau
ben, daß sie es besser machen können (und werden) als die Kommunisten. Der
Weg in die Modernitätführt nicht längerüber Rußland,sagensie, sondern direkt
in die Welt draußen. Aber wie ihre Nationen selbst zum Teil das Produkt des
sowjetischen Experiments waren, sindihreHoffnungen indiesem Fallaufseng
ste mit der Revolution verknüpft,die Gorbatschow ausgelösthat. Die Politikdes
Generalsekretärs, die den stalinistischen Apparat unterminierte und die bishe
rige Regierungsform in Frage stellte, seine Sprache der Dezentralisation, der
Eigenverantwortlichkeit, der Autonomie und der Demokratie inspirierte und
legitimierte die Projekte der Nationalisten.

Armenier, Aserbeidschaner und Georgier verfluchenden sowjetischenPräsi
denten, der Truppen in ihre Republik sandte. Jedes der transkaukasischen Völker
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hat seine eigene jüngste tragische Geschichte, die seine Wahrnehmung der Welt
formt und Kompromisse verhindert. Ihre Wege scheinen zur Zeit auseinanderzu
gehen; und gemeinsame Interessen, wie der Umgang mit der wachsenden öko
nomischen Krise und den abnehmenden ökonomischen Ressourcen, sind inder
Flut von gegenseitigen Beschuldigungen untergegangen. Wenige nüchterne
Stimmen haben sich erhoben, um Wege vorzuschlagen, wie die anstehende Kata
strophezu vermeiden ist. Die Armenier sind sich ihrer Isolation in der islami
schen Welt schmerzlich bewußt, ebenso wie der Tatsache, daß sie keinen Zugang
zum Meer haben und von russischer Hilfe und russischen Märkten abhängig
sind. Die Aserbeidschaner träumen von vorteilhaften neuen Verbindungen zur
Türkei undzum Iran, aber sie wissen auch, daßsie sich nur nochfür kurzeZeit
auf ihre zu Ende gehenden ÖlVorräte stützen können. Die Georgier sind zuver
sichtlich, ineinem unabhängigen Staat überleben zu können, aberder Überfluß
des »sonnigen Georgien« an Früchten, Gemüse undTeekann sich als ein unzu
reichender Ersatz für die Rohstoffe und Fertigprodukte erweisen, die aus der
übrigen Sowjetunion hereinkamen.

Ernest Gellner und Tom Nairn haben hervorgehoben, daß Nationalismus eine
Form der Selbstverteidigung ist. Ineiner Welt, die chronisch unterentwickelt ist,
inder einige Nationen im Rennen um Ressourcen den anderen weit voraus sind,
versuchen die Benachteiligten, ihren eigenen Weg in die Moderne zu finden,
ohne derimperialen Unterwerfung durch die großen Akteure zum Opfer zu fal
len. Die Entscheidungen sind hart, denn der freie Markt hat kein Erbarmen mit
den Zuspätkommenden. Aber die sowjetischen Befürworter von Souveränität
und Unabhängigkeit weisen diejenigen, die vor der ökonomischen Katastrophe
nach einer Abtrennung warnen, daraufhin, daß ihre Völkererst frei sein müs
sen, bevor sieentscheiden können, wie ihre zukünftigen Beziehungen zu ihren
Nachbarn, zueinem erneuerten Zentrum und zurkapitalistischen Welt sein wer
den. Wie diese neue Freiheit diepolitische Tagesordnung inTranskaukasien in
den neunziger Jahren beeinflussen wird, wie die neuen, erstarkenden sozialen
und politischen Kräfte ihre Programmerealisieren und ob diese Prozesse inner
halb oderaußerhalb einererneuerten Sowjetunion stattfinden werden, diese Fra
gensind Gegenstand zukünftiger Untersuchungen.

Ende 1989 hatte die Republik Armenien 3283000, Aserbeidschan 7029000
und Georgien 5449000Einwohner. Obwohl sieweniger alssechzehn Millionen
Menschen sind oderknapp 11 %dersowjetischen Bevölkerung ausmachen, sind
dieVölker Transkaukasiens heute zahlenmäßig größer, gebildeter und ethnopoli-
tisch bewußter als jemals in ihrer Geschichte. Dennoch blicken sie einer unsi
cheren Zukunft entgegen, vorallem deshalb, weil sie auf ihrem Weg nach vorn
immer wieder zurück schauen müssen.

Aus dem Englischen von Nora Räthzel
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Anmerkungen

1 Mit Transkaukasien istdie gebirgige Landenge südlich des Kaukasusgebirges gemeint. Der Begriff
bezieht sich speziell auf die drei sowjetischen Republiken Armenien, Aserbeidschan und Georgien.
Der (nördliche) Kaukasus ist verwaltungsmäßig Teil der Russischen Sowjetischen Sozialistischen
Bundesrepublik (RSFSR) und die Heimat von Dutzenden kleiner Nationalitäten. Kaukasien meint die
gesamte Region undschließt Transkaukasien und Nordkaukasien ein.

2 Zurtranskaukasischen Politik während derRevolution und desBürgerkrieges vgl. Kazemzadeh 1951.
3 InGeorgien waren die Mitglieder der kommunistischen Partei 1970 beispielsweise zu76,1 %Georgier,

obwohl diese in dem Jahr nur663% der Bevölkerung ausmachten. DieArmenier stellten 9 % der
Bevölkerung, aber nur 8%der Parteimitglieder, während die Russen 8,5 %der Bevölkerung und 5,5 %
der Parteimitglieder ausmachten (Kommunisticheskaya partiya ... 1971, 265, Newth 1972, 215). Zur
gleichen Zeit waren die Schüler/Studenten im höheren Bildungswesen zu82,6 %ethnische Georgier,
währenddie Russen nur 63 % ausmachten und die Armenier 3,6% (Dobson 1975, 177).

4 Von 1954 bis 1973 warenbeideSekretäre derarmenischen Kommunistischen Partei Armenier.Vonden
anderen Republiken der Union genossen nur die Ukraine, Weißrußland und EsUand dieses Privileg.
Inallen anderen Republiken war dererste Sekretär einEinheimischer und derzweite einRusse oder
einanderer Slawe. Georgien verlor seinen einheimischen zweiten Sekretär 1956, Aserbeidschan 1957.
»Die Doppelherrschaft eines einheimischen ersten und eines russischen zweiten Sekretärs, der für
Kaderfragen zuständig ist, istjetzt die Norm. Das istnicht identisch mitder Stärkung der russischen
Kontrolle, sondern bedeutet vielmehr eine Stärkung der institutionellen Mechanismen in einem
Bereich, in dem ähnliche Funktionen vor 1953 von der Sicherheitspolizei wahlgenommen worden
wären.« (Miller 1977,35)

5 Velayat M.Kuljew, aserbeidschanischer Schriftsteller, Abgeordneter und Direktor des Literaturinsti
tuts in Baku, sagte einem wesdichen Journalisten, die Armenier hauen »bessere Verbindungen« und
nannte dabei denBerater Gorbatschows fürökonomische Fragen, AbelAganbegyan unddenJournali
sten Zori Balayan. »Neulich haben diearmenischen Nationalisten, einschließlich einiger einflußrei
cherLeute, wiederbegonnen, voneinem'größeren Armenien' zu sprechen.« »Esgehtnichtallein um
Aserbeidschan, siewollen auch TeilevonGeorgien, dem Iran undderTürkei.« DieAserbeidschaner
haben ihre eigenen Ansprüche aufKarabach, sagt Kuljew: »Es gibt daeine Stadt, Schuscha, diedie
Heimat vieleraserbeidschanischer Schriftsteller undKomponisten ist. Praktisch die gesamte Intelli
genz Bakus kommt von Karabach.« Für dieGewalt, schloß er, sollten die»aufwiegelnden Reden« der
Armenier verantwortlich gemacht weiden. »Die Armenier haben immeralserste dieKonflikte begon
nen.« (New York Times, 11.3.1988, 4)

6 Zu den Ereignissen in Georgien 1989 vgl. Füller 1989, 18f.
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Georg Auernheimer

Nachdenken über Deutschland als Nation

I

Niemand hatte sich die manchmal rituell beschworene »Wiedervereinigung«
noch als möglich vorstellen können. Selbst Vertreter der politischen Rechten hat
tennicht mehr daraufzu hoffen gewagt. Daher - vor allem aufseiten der Linken
- Überraschung, Konsterniertheit, Verwirrung nach dem November '89. Kam
zunächst noch die Hoffnung aufeinen »wirklichen Sozialismus« auf, solange die
Auflehnung gegen die Herrschenden sich selbstbewußt in dem Spruch »Wir sind
das Volk« artikulierte, sowurde die damit verbundene Euphorie schnell von Nie
dergeschlagenheit abgelöst, als die Demonstrationen auf den Straßen die natio
nale Wendung nahmen. Die neue Parole »Wir sind ein Volk!« signalisierte den
Wechsel von der republikanischen zurnationalen Traditionslinie, und dieser -
wie es schien - massenhafte Wechsel ließ sich nicht einfach durch Manipulation
erklären, und auch nicht allein durch versteckte materielle Motive, wenngleich
die Pölitikeräußerungen aus dem Westen zusammen mit den Verlockungen des
Marktes zudennationalen Einheitsparolen ermuntert haben dürften. DieLinken
inderBundesrepublikstanden derWendung der Dinge nicht zuletzt auch deshalb
ratlosgegenüber, weilFragen nachder Nation, der nationalen Identität etc. aus
dem linken Diskurs fast ganz ausgeklammert worden waren. Alleinschon das
Wort »Nation« war tabu gewesen. Nur einzelne aus dem linken Spektrum wie
z.B. P. Brandt, Glotz, Klönne, Kühnl hatten sich inden achtziger Jahren unter
dem Eindruck der in der politischen Mitteund von rechtsbetriebenenRevitali
sierung des Nationalen überhaupt aufdieFrage dernationalen Identität und des
nationalen Interesses eingelassen und sie wenigstens als Frage, selbstverständ
lich immer bezogen aufdas Volk der Bundesrepublik, ernst genommen.

Neben den Ansätzen zueiner neuen nationalen Ideologie hatte dieherrschende
Ausländerpolitik manchen Autor zurAuseinandersetzung herausgefordert. Die
Bundesrepublik als Einwanderungsland veranlaßte dazu, sich kritisch mit
Nation und Nationalstaat zu beschäftigen, mit deren Konstituierung und den
ideologischen Implikationen. Die praktischen Konsequenzen des deutschen
Staatsbürgerschaftsrechts machten deutlich,daß ethnische Kriterienwie Abstam
mung historisch überholt und für den modernen Verfassungsstaat fragwürdig sind
(vgl. Hoffmann 1990). Generell wurde und wird - teilweise unter Verweis auf
Max Webers Modernisierungstheorie, teilweise gestützt aufdieposttraditionale
Diskursethik von Habermas - nationale Identität für obsolet erklärt.

Die manchmal heftige Zurückweisung nationaler Identität seitens deutscher
Intellektueller ist wohl vielfach inderjüngsten deutschen Geschichte begründet
und von dem meist versteckten Motiv getragen, daß man sich nicht mit dem
»häßlichen Deutschen« identifizieren möchte. Wer hätte nicht gewünscht, mit
Peter Weiß sagen zu können: »Ach wie gut, daß ich kein Deutscher bin.« Die
Distanzierungder Linken ist für Charlier »der hilflose Versuch, durch den Aus
trittausder Nation auch ausder Geschichte herauszukommen« (1990, 182). Bei
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der Frage nach den Motiven ist freilich auch die Tatsache zu berücksichtigen,
daßdie nationale Einheit in Deutschland von oben durchgesetzt wurde und mit
der obrigkeitsstaatlichen Ordnung verbunden war. »Die deutsche Linke hat die
Herausbildung des Nationalstaates ausschließlich als Bestandteil eines erbitter
ten Klassenkampfes von oben erlebt« (Charlier 1990, 183). Norbert Elias regi
striertinseinen »Studien überdieDeutschen« dieNeigung, dieFrage nach einem
deutschen Nationalcharakter undnach nationaler Identität zu tabuisieren (1989,
7f.). Dieses Tabu war allerdings auch den Bedenken geschuldet, man könne den
Status quo der deutschen Zweistaatlichkeit gefährden. Diese aber erschien den
Linkennichtnur als unverzichtbares Elementim internationalenKräftegleichge
wicht und damit als Garant für Stabilitätund Frieden - darüber hatte sich in der
Bundesrepublik ein breiter politischer Konsens herausgebildet -, sondern auch
als Unterpfand möglicher Gesellschaftveränderungen, sei es, daß die DDR eines
Tages politisch demokratisiert oder die Gesellschaft der BRD wirtschaftlich
demokratisiert werden würde. Die DDR war für die meisten Linken bei aller
mehr oder weniger prinzipiellen Kritik und gefühlsmäßigen Distanz doch ein
»Hoffnungsträger«, »Unterpfand ihres Traumes von einer gesellschaftlichen
Alternative« (Charlier 1990, 186). Daher wurde selbst dieThese von der Einheit
der »Kulturnation« mißtrauisch aufgenommen und als ideologische Attacke
gegen die Zweistaatlichkeit interpretiert.

n

DieParole der Demonstranten inLeipzig undanderswo »Wir sindein Volk!« und
der dann forciert betriebene Zusammenschluß trafdie Linken also unvorbereitet.
Viele von uns fanden die Sprache so schnell nicht wieder. »Die Linke tut sich
schwer mit der Vereinigung Deutschlands«, konstatierte Guha im Juni 1990.
Einige erinnerten daran, daß derdeutsche Einheitsstaat eine »für die Völker der
Welt einschließlich des deutschen Volkes tragische Zeitspanne der deutschen
Geschichte« gewesen sei, und warnten die Linken davor, die Forderung nach
Einheit zu übernehmen und sich als Anwaltder nationalen Interessen zu profilie
ren(soMerseburg 1990, in: Vorgänge 104). Demgegenüber appellierten andere
an die Linke, auf den Prozeß der Einigung Einfluß zu nehmen, so z.B. Guha
(1990, in: Vorgänge 105), der meinte, an die abgerissene Traditionslinie des
demokratischen Patriotismus von 1848anknüpfen zu können.

Am ehesten waren diejenigen zu konzeptionellen Überlegungen imstande, die
sich vorher schon mit der nationalen Thematik befaßt hatten, darunter vor allem
Autorinnen aus dem sozialdemokratischen Umfeld, wo man mit der Formel zwei
Staaten - eine Kulturnation eine Lösunggefunden zu haben glaubte. So nahm
PeterGlotzbereitsEnde 1989 folgendermaßen zur neuenSituationStellung: Die
deutscheFragesei mitder Fragenach der politischen Strukturder MitteEuropas
und damit Europas allgemein gleichzusetzen, und zwar nicht erst neuerdings.
Schon mit dem Untergang des Alten Reiches in den Napoleonischen Kriegen
habe sich diese Frage so gestellt. Die Bundesrepublik sei zum integralen
Bestandteil Westeuropas geworden und müsse es bleiben, da sonsteineDestabi-
lisierung drohe. Andererseits seidie nationale Selbstbestimmung ein fundamen
tales, unverzichtbares Grundrecht der Völkergemeinschaft. Allerdings könne
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dieses Grundrecht auch in zwei deutschen Staaten ausgeübt werden. Glotz sah
daher die »dauerhafte Mehrstaatlichkeit Deutschlands« als mögliche, akzeptable
Konsequenz. Daeine »Neuvereinigung« von BRD und DDRfür ihn wie für alle
damals nur bei Auflösung der Militärblöcke denkbar war, sah er ein sinnvolles
Konzept in einer deutsch-deutschen Konföderation mit schrittweiser Annähe
rung der DDR an die EG. Glotz warnte abschließend vor Eile: »... eine rasche
staatliche Vereinigung würde natürlich auch die (ökonomische) Überwältigung
derBürger der DDR durch dieBürger derBundesrepublik bedeuten. Einesolche
deutsch-deutsche Kolonisierung würde viel böses Blutschaffen.« (1990, 45) Im
selben Heftder Zeitschrift Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte sekundierte ein
anderer Autor Peter Glotz, dessen Argumentationslinie weitgehend folgend,
aber auch ergänzend. So weist er darauf hin, daß das Postulat der Identität von
Nation und Staat, »auf Mitteleuropa angewendet ringsum nur Zerstörung
gebracht« habe (Hilf 1990, 48). Nur in Frankreich und England, so die These,
habe sich dieses Prinzip ohne Schaden historisch realisieren lassen. Anders ver
halte es sich mit den Deutschen. »Esgibt gewiß nur ein deutsches Volk... aber
dieses deutsche Volk konnte sich(inGegensatz zudenWesteuropäern) immerin
mehreren Staaten organisieren undverwirklichen, undvielleicht hat geradedas
seinen Reichtum ausgemacht« (ebd.). Daher zeigt die Meinung, es könne,
zumindest nach dem Niedergang des Sozialismus, nur einen deutschen Staat
geben, für den Verfasser Mangel an historischem Bewußtsein und einen hohen
Grad von Unbelehrbarkeit.

»Sehr verschiedene Formen von 'Einheit'« hielt Loth (1990) für denkbar,
wobeier aus verschiedenenGründeneine zumindestvorübergehende Zweistaat
lichkeit für zwingend notwendig erachtete. Er gehtunterVerweis aufdie aktuel
len Entwicklungen vonder Prämisseaus,daß inder DDRkeineeigeneStaatsna
tion entstanden sei, daß die DDR »über kein eigenes Gesellschaftsprojekt ver
fügt« unddie Hoffnung auf einen»dritten Weg« zu begraben sei. »Infolgedessen
(und nicht etwa infolge irgendwelcherüberzeitlicher Konstanten)bilden Bundes
republik und DDR nach wie vor eine nationale Gemeinschaft, d.h. eine Gemein
schaft,die sich als Nation begreift unddaherzuminneren Solidarausgleich ver
pflichtet ist« (Loth 1990,302). Damit wird für den Verfasser freilich die DDR als
Staat noch nicht überflüssig. »Im Gegenteil. Das Votum für die nationale
Gemeinschaft mit der Bundesrepublik darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß
sich in den 45 Jahren seit Kriegsende in der DDReine eigeneGesellschaft her
ausgebildet hat« (ebd.). Aus dieser Tatsache ergeben sich mehrere Gründe für
die Erhaltung der DDR: die Notwendigkeitder schrittweisen Ablösung des plan-
wirtschaftlichen Systems und die Notwendigkeit einer eigenen parlamentarisch
legitimierten Regierungzur wirkungsvollen Artikulation der eigenen Interessen
der DDR-Bevölkerung in diesem Prozeß. Nur so sei es auch möglich, »zu politi
scher Selbstbestimmung zu gelangen« und eine gemeinsame Artikulationsebene
zu schaffen, »um die stalinistische Vergangenheit aufzuarbeiten« (1990, 304).
Loth plädiert ebenfalls für eine Vertragsgemeinschaft oder Konföderation mit
zunehmender Verflechtung auf wirtschaftlicher und politischer Ebene. Das Pro
blem der Einordnung in die europäische Friedensordnung (Westbindung oder
Neutralität) erschien dem Autor Anfang 1990 noch kaum lösbar, er hielt es aber
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aufjedenFall für geboten, die»zweistaatliche Existenz als Zwischenetappe auf
demWeg zu einem postnationalen Europa (zu) begreifen« (Loth 1990, 308f.).

Auch Naumann (1990 u. 1991) plädiert für die Einbindung in internationale,
speziell europäische Strukturen und sieht allein darin die weiterführende Per
spektive. DieReaktualisierung der nationalen Identität imöffentlichen Diskurs
hält er für einenRückfall. Er bezweifelt, ob esje eine deutscheNationoder einen
deutschen Nationalstaat gegeben hat, waszunächst verwundern mag. Aber das
auf dem Weg der militärischen Mobilisierung im Kriege 1870/71 von oben
zusammengeschmiedete Wilhelminische Kaiserreich mit seinen Sozialistenge
setzen kann, so Naumann, nicht als Nationalstaat gelten. Maßgebendes Krite
rium für die Nation könne nämlich nichts anderes sein, als was auch Konstitu
tionsprinzip des modernen Verfassungsstaats sei - der Volkswille. Naumann
schreibt gegen die verbreitete Vorstellung von der Nation als Kultur- oder gar
Geburtsnation an. Letztere hat in Deutschland Tradition und bestimmt sogar das
Staatsbürgerschaftsrecht. Insoweit istdie teilweise polemische Kritikdes Autors
am »nationalen Suchprozeß« verständlich und berechtigt. Er fordert zum »Bruch
mit dem nationalen Mythos«auf. »Stattüberhistorischer nationaler Kontinuitä
ten stünde ein Bruch mit dem nationalen Mythos an« (Naumann 1990, 63). Das
einzig legitime, demokratischen Auffassungen angemessene Verständnis von
Nation entdeckt Naumann in der knappen Definitiondes französischen Philoso
phen und HistorikersErnest Renan: Die Nationberuht auf einem »täglichen Ple
biszit«. Er votiert für die Orientierung an den universalistischen Kriterien einer
republikanischen »politischenKultur«. Damit und nur damit sieht er einen Kul
turbegriff formuliert, »der weder völkischnoch rassisch noch kulturell reduziert
ist« (Naumann 1990, 64). Was die deutsch-deutsche Vereinigung betrifft, so
bleibt für Naumann die Berufung auf das »Selbstbestimmungsrecht der Nation«
»nebulös« und als Legitimationsbasis für die Einheit ungeeignet (1990, 65). An
anderer Stelle wird deutlich, daß damit die Berufung auf ein ideologisches Sub
jekt »Nation« gemeint ist, wie man sie hierzulande nach dem November '89 oft
zu hören bekommenhat. DagegenNaumann: »DieKonstitutioneiner politischen
Nation würde, nach den Standards der Neuzeit, einen öffentlichen, diskursiven,
gleichberechtigten und plebiszitären Akt der Verfassungsgebung ... erfordern«
(1991, 34). Die Formulierung im Optativ, nein Irrealis erklärt sich daraus, daß
der Satz Ende 1990 geschrieben wurde.

Mitte 1990war die Hoffnung aufeine Verfassungsdiskussion noch nicht begra
ben. Einige Autoren mahnten diese vor allem mit juristischen Argumentationen
an (vgl. Ullmann 1990). Teilweise wurde aber auch, z.B. von Obeth (1990), dem
Gesichtspunkt der politischen Identität des neugebildeten Deutschland großes
Gewicht beigemessen. »Die bleibende Aktualität der Verfassungsdiskussion hat
etwas mit der (noch nicht vorhandenen) Identität des vereinigten Deutschland zu
tun« (Obeth 1990, 82). Dies gelte selbst beim faktischen Beitritt der DDR,
meinte der Verfasser im Juni 1990. Die Frage nach der Identität der neuen »gro
ßen Bundesrepublik« stellt sich für ihn nicht zuletzt auch und gerade im Hinblick
auf die Veränderung der politischen Gesamtkonstellation in Europa. Den Ver
such, sich kurzerhand gleich mit der westeuropäischen Identität zu behelfen, hält
er für einen fragwürdigen Ausweg. Gegen die Identitätsfindung über die west-

DAS ARGUMENT 186/1991 ©



Nachdenken über Deutschland alsNation 231

europäische Integration formuliert Obeth den Einwand: »Dieser Versuch, ohne
nationale Identitätsbildung sich gleich aufden Weg zu einer westeuropäischen zu
machen, ist mit dem Makel behaftet, wie ein Ausweichen vor der eigenen
Geschichte zu wirken« (1990,84). Die westeuropäische kann sich für ihn, anders
als für Naumann, erstaufderBasis der gemeinsamen Arbeit ander nationalen
Identität bilden, und dieser Prozeß muß seinen Ausdruck in einer Verfassungsde
batte finden. Ein gesamtdeutscher Neuanfang ist für Obeth »auf der Basis einer
alten Identität Deutschlands« nicht möglich. Hier wird man auch an den Hinweis
vonNaumann erinnert, welch einwidersprüchliches Gebilde diealte Bundesre
publik von Anfang an bis aufdie Verfassungsebene gewesen ist, nämlich von
ihrem offiziellen Selbstverständnis her »Gegenpol zum NS-Staat und Kontinui
tätsträger, Republik und Reichsnachfolger, ja - Statthalter, Provisorium und
Stellvertreter« (Naumann 1990,62). Auch der BegriffderKulturnation kann für
Obeth »kein Anknüpfungspunkt« sein;denn schließlich wiesen die »Lebenskul
tur« wie die politische Kultur in Ost und West wenig Gemeinsamkeiten auf
(Obeth 1990, 84).

in

Hat diese Diskussion des Jahres 1990 noch irgendeine praktische Relevanz, ist
sie nicht durch die geschaffenen Faktenüberholt?Nichts von Konföderationoder
Vertragsgemeinschaft. Nicht genugdamit - der formelle Beitritt der DDR hat
sich in der Realität als Anschluß entpuppt. Der Zusammenschluß wurde in
einem einmaligen »Crash-Verfahren« (R. Lepsius) vollzogen. Die »Kolonisie
rung« der ehemaligen DDR istnicht vermieden worden, sie ereignet sich täglich.
Von denInstitutionen derEx-DDR istkaum noch etwas übrig. Vielesind schon
der »Abwicklung« oder Privatisierung zum Opfer gefallen, andere werden der
»Evaluation« nicht standhalten. Damit geht diemassenhafte Entwertung von Bio
graphien einher. Von der »Lebenskultur« der früheren DDR-Gesellschaft mögen
sich einige Artefakte im privaten Alltag, vielleicht auch im Arbeitsleben erhal
ten. Elemente der politischen Kultur, soweit diese nicht schon vomallgegenwär
tigenStasisystemimmanent zerstört worden war, werdenallenfalls von den klei
nen, um nichtzu sagen, marginalen linken Gruppierungen am Lebenerhalten.
DieForderung nach einer neuen Verfassung istbeiseite gewischt worden. Eshat
keine öffentliche Diskussion und Abstimmung über das Grundgesetz gegeben,
um dieses inhaltlich zu aktualisieren und formal zu legitimieren.

Vor dem Hintergrund der ökonomischen Überwältigung der DDR-Gesell
schaft hätte dies wohl auch schon Mitte des Jahres 1990 nurnoch wenig Sinn
gehabt. Nicht ohne Grund wurden auch Befürworter der Verfassungsdebatte
zwiespältig inihrer Haltung, weil sieangesichts der politischen Stimmung inder
DDR nicht mehr sicher waren, ob eine neue Verfassung fortschrittlicher sein
werde als das Grundgesetz. Andererseits bleibt es ein Mangel, der vielleicht
noch folgenreich seinwird, daß die wirtschaftliche Einverleibung keineChance
mehr zur politischen Neugestaltung ließ. Die Menschen erfahren sich wieder
nicht als Subjekte, sondern als Objekte politischen Handelns. Die von vielen
geforderte Trauerarbeit oder »Nacharbeit« (M. Stolpe) ist damit sehr erschwert,
und es kommt wohl zu vielen Identitätsbrüchen und Traumatisierungen. Die
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Unterschiede, ja Gegensätze zwischen den ehemaligen DDR-Bürgern und den
Bundesdeutschen nehmen nach dieser Art von Vereinigung, so der Eindruck
einiger Beobachter, eher zu.

Daß der Staat DDR bei veränderten Machtkonstellationen im außenpoliti
schen Umfeld so schnell und haltlos zusammengebrochen ist, kann dem
Umstand zugeschrieben werden, daß sich - entgegen der Erwartung - keine
nationale Identität entwickelt hatte. Nationale Identität ist - wie individuelle
Identität im modernen Sinn - Faktizität und Entwurf. Sie ist nicht einfach vor
handen, sondern wird hergestellt. Dabei läßt sich eine eher ideologische von
einer eher diskursiven Weise der Konstituierung unterscheiden. Ob sich beide
Praxen in der Realität immer eindeutig gegeneinander absetzen, sei dahinge
stellt. Beide greifen zurück auf kulturelle Gemeinsamkeiten, in denen sich
gemeinsame historische Erfahrungen und Konflikte manifestieren.

Ideologische Identitätsbildung arbeitet mit nationalen Mythen inderForm der
»Anrufung«. Die Individuen werden im Namen des »großen Subjekts« Nation
angerufen undalsderen Glieder zurPflicht gerufen. DieEffektivität dürfte unter
anderem auch davon abhängig sein, wie weit es dem System gelingt, die mate
rielle Existenzsicherung zu garantieren. In Krisenwechseln leicht Loyalität und
Zugehörigkeit. Oder mansuchtSchutz unterden Fittichen der Nation, schließt
die Reihen enger und greift auf Zugehörigkeitskriterien zum Ausschluß von
Gruppen zurück.

Diskursiv ausgebildete Identität ist vielleicht wenigerkrisenanfällig, so gewiß
jede kollektive Identität sichauf lebensichernde Leistungen stützt. Die Indivi
duen müssen m.a.W. davonausgehenkönnen, daß sie durch diese Art von Verge
sellschaftung ihre Lebensbedingungen kontrollieren können. Die diskursive
Identitätsarbeit vollzieht sich im öffentlichen Diskurs und hat daher die Zivilge
sellschaftzur Voraussetzung. Sie braucht freiheitsverbürgende Institutionenund
Institutionen, in denen Diskurse gelernt und ausgetragen werden.

In der DDR aber gab es keine Zivilgesellschaft, wenn auch einige »Enklaven
kritischen Denkens« (M. Brie). Die Begründung einer eigenen DDR-Nation in
der Gesellschaftsform wie in der antifaschistischen Tradition blieb unzurei

chend, weildie Bürgernichtdie Möglichkeit hatten,sich im Mediumeiner kriti
schen Öffentlichkeit zu den Produktionsverhältnissen und zu ihrer Geschichte
ins Verhältnis zu setzen. Die von der SED angestrebte »sozialistische National
kultur« konnte das nicht leisten. Antifaschistische Widerstandstraditionen ver

steinerten zu »handhabbaren Museumsstücken« (O. Negt), Beschwörungen
sozialistischer Werte und Inszenierungen sozialistischer Gemeinschaft anstelle
von kollektiver Auseinandersetzung konnten keine nationale Identität schaffen.
DDR-Literatur und Theater bildeten wohl Foren der Kritik oder brachten stell

vertretend Probleme zur Sprache, erreichten aber anscheinend nur einen
beschränkten, wenn auch beachtlichen Kreis. Mehrheitlich kam es zu eher blin
den und daher brüchigen Identifikationen mit dem System, verbunden mit ver
steckten mentalen Reserven, mit dem Schielen nach dem Reichtum der westli
chen Verwandten.

Weil keine Identität in gemeinsamer »Identitätsarbeit« ausgebildet werden
konnte, deshalb ist auch der schnelle Rekurs auf übergreifende deutsche
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Gemeinsamkeiten, der Griff nach nationalen Symbolen verständlich. Viele
Linke befürchteten nach dem November 1989 einen überbordenden Nationalis
mus. Momentan scheint die Gefahr gering, was nicht heißt,daßsie gebannt ist.
Aufschlußreich ist die Konjunktur der Nationalismen in den osteuropäischen
Ländern, woderStaatssozialismus dieBildung einer Zivilgesellschaft ausschloß
unddenKampf umkulturelle Hegemonie durch staatliche Propaganda ersetzte.

Nationale Identität ergibt sich nicht einfach durch gemeinsame Merkmale.
Kulturelle Gemeinsamkeiten begründen nochkeinenationale Identität, vondem
Mythos einerAbstammungsgemeinschaft ganzzu schweigen. Entscheidend und
primär konstitutiv ist der demokratisch gebildete politische Wille. D.h. die
Nation basiertauf»dem deutlich zumAusdruck gebrachten Wunsch, dasZusam
menleben fortzusetzen« (Renan) bzw. neuzu beginnen, müßte manRenan ergän
zen. Der politische Wille wird sich andererseits freilich auf historische Gründe
stützen, auf gemeinsame Erfahrungen, konflikthaft besetzte Themen, Wertvor
stellungen, Ideen. Auch indieserHinsicht kann mansichaufdiejüngsthäufiger
zitierteDefinition vonRenan berufen: »Eine Nation istdemnach einegroßeVer
bundenheit im Bewußtsein der Opfer, die man gebrachthat, sowie derjenigen,
die man bereit ist zu bringen« (zit. nach Finkielkraut 1989, 38). - Soweit Renan
in bezug auf Elsaß-Lothringen und in Anspielung auf die gemeinsame Revolu
tion von 1789. Das ist nun kaum auf deutsche Verhältnisse übertragbar. Unser
eins hat Schwierigkeitenmit der Formulierung, weniger weil sie hundert Jahre
alt ist, sondernweilein vergleichbarer republikanischer Gründungsakt fehlt. Für
die deutsche Entwicklung seit Beginn des 19. Jahrhunderts sind »Revolutionen«
vonoben und nationaleEinheitvonoben typisch, so daß man fastvonWiederho
lungszwang sprechen möchte. Insofern sind Skepsis und Mißtrauen gegenüber
der deutschen Neuvereinigung verständlich und - so wie sie bisher vollzogen
worden ist - auch berechtigt, auch wenn sie unleugbar durch Mehrheitsvotum
zustande gekommen ist.

Es käme nun - gerade auch im Hinblick auf die getrennte Entwicklung seit der
Nachkriegszeit - darauf an, sich der gemeinsamen historischen Verantwortung
zu stellen und die gemeinsamen wie auch die zeitweise getrennten Erfahrungen
zu bearbeiten. Auch die Bedeutung der zum Teil äußerst großen Differenz der
Erfahrungen selbst wäre zu reflektieren, denn gemeinsame historische Erfahrun
gen und Konfliktfelder bedingen, wenn wir Theoretikern wie Otto Bauer oder
Norbert Elias glauben wollen, eine nationalspezifische Aneignungs- und Dar
stellungsweise (Bauer 1924), einen »nationalen Habitus« (Elias 1989). So gewiß
es habituelle Gemeinsamkeiten bei den Deutschen aus Ost und West gibt, so
sicher sind auch nachwirkende Unterschiede zu vermuten. Sie hätten wohl durch

eine wirklich gemeinsame, kooperative politische Neuschöpfung am ehesten
überwunden werden können. Auch die postulierte kollektive Identitätsarbeit hat
unter den inzwischen gesetzten Bedingungen der ökonomischen und institutio
nellen Annexion kaum eine Chance; denn eine historische Standortbestimmung
setzt voraus, daß die Menschen ihre Geschichte - bis zu einem gewissen Grade
wenigstens - mit Willen und Bewußtsein machen.
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Thomas Gehrmann

Fußball und Nationalismus

Beobachtungen nach der Fußball-Weltmeisterschaft

Inden frühen 70ern, meiner politisch-aktivistischen Jugendzeit, irritierte mich
die Beobachtung, daß wir Linken zwar gelegentlich mächtige Demonstrationen
mitzehntausend und mehrTeilnehmern zustandebrachten, die Fußball-Bundes
liga aber regelmäßig jede Woche ein Vielfaches an Menschen mobilisierte.
Meine Phantasien erwärmten sich an der Vorstellung, daß diese Massen eines
Tages fürihre wahren Interessen (oder was ich dafür hielt) aufdieStraße gehen
würden; undsie kühlten sichab beider Feststellung, daßdieseMassen unbeirrt
weiter dem frönten, was ich damals für Pseudo-Bedürfnisse hielt. Auch heute
noch entzieht sichdie Fußballbegeisterung weitgehend einerkritischen Theorie
der Gesellschaft: Der Fußball ist an sich nicht gesellschaftskritisch, und die
Sozialwissenschaften beschäftigen sichwenig mit ihm.

Bei der Weltmeisterschaft im vergangenen Jahr, der »Italia 90«, brachte der
Sieg der deutschen Mannschaft das deutsche Volk so massenhaft, so vehement
undauchspontan auf die Straßen, wiees sichmeine pubertären Phantasien nie
auszumalen vermocht hatten, aber auch so nationalistisch mit »Sieg!«- und
»Deutschland!«-Geschrei, wie zu befürchten war. Was der kritische Geist immer
schon in der abgeschotteten Welt der Fußballstadien vermutet hatte, trat nun
schamlos und überwältigend indieÖffentlichkeit. Keine Stadt, kein Dorfinder
Bundesrepublik, wonicht nach dem gewonnenen Endspiel aufdenStraßen ge
feiert wurde. Diese Art Straßenfest, immer wieder als »italienische Nacht«
beschrieben, hatte überall die gleichen Erscheinungsformen: ein mitternächt
licher Karneval fand statt, bei dem Menschenmengen an den Straßenrändern
standen und den »Fest-Wagen« zujubelten, die hupend vorbeizogen, fahncngc-
schmückt und mit johlenden Passagieren überfrachtet. Unter der offensicht
lichenAusgelassenheit lageineaggressive Grundstimmung, undmichbeschlich
im Trubel eine diffuse Angst.

Das Bildder Siegesfeiern war bereits seit den Viertel- und Halbfinals gegen
Holland und England geprägt von einem früher nie gesehenen Meer von
Deutschland-Fahnen. Hierin scheint das Phänomen des Nationalismus am ehe
sten greifbar zu werden, aber dieser vermeintlich direkte Weg führt nicht weit.
Sozialpädagogen, Richter oder Journalisten, die junge Fußballfans etwa auf ihre
»Ichbin stolz, ein Deutscherzu sein«-Aufhäher ansprechen und fragen, was für
sie »Deutschland« eigentlich bedeute, ernten nie mehr als ein paar armselige
Floskeln. Damit wären die stolzen Deutschen, wenn man so will, der Dummheit
überführt, aber was nutzt das?

Der Fußball ist offensichtlichaufgeladenmit Bedeutung, und diese Bedeutung
verbirgt sich, indem sie sich mit grellen Etiketten wie »Deutschland« oder
»Nationalstolz« beklebt und ihren Inhalt ausposaunt. Für den Psychoanalytiker
ist oft wenigerdas Material interessant,das der Patientfreiwillig liefert, als viel
mehr das, was er zurückhält. Auch die Fußball-»Nationalisten« bieten dem
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Analytikerzum tieferenVerständnis dieser Siegesfeiern nebenallzu Offensichtli
chem auch unbewußtes Material - Begleitumstände, Marginalien, auch Analo
gien, Konnotationen, Anekdoten. Material, das gewissermaßen danach schreit,
gedeutet zu werden.

»Liebesmädchen schunkeln mit Polizisten«

Zum atmosphärischen Gesamtbild der Weltmcistcrschaftsfeiern gehört ein
Gefühl der Zusammengehörigkeit und Einheit: »Wildfremde Menschen tanzen
aufder Straße«, »Unbekannte lagen sich jubelnd in den Armen« - das sind Sätze,
die fast wortgleich in jeder Zeitung gebraucht wurden. »Liebesmädchen schun
keln mit Polizisten, Flaschen wandern von Hand zu Hand«, »Wunderschön, das
neue Wir-Gefühl«, kommentierte die Bildzeitung. Ausgelassene Fröhlichkeit,
die Nacht zum Tag machen, Regeln und Ordnungen auf die leichte Schulter neh
men, rasch mit jedermann in Kontakt kommen: all dies sind Qualitäten, die wir
Deutschen normalerweise nicht mit uns in Verbindungbringen, sondern (zurecht
oder nicht) auf die Italiener projizieren. Für diesen einen Moment war es umge
kehrt: Fußballzuschauer und Deutscher zu sein war die Eintrittskarte zur kleinen

Freiheit der nächtlichen Straßen-Feten. Das vom Alkohol noch beförderte Ent

grenzungserlebnis, der Genuß ozeanischer Gefühle, würde im Alltag eher pani
sche Ängste auslösen. Hier war esdadurch abgestützt, daß die aufs Spiel gesetzte
persönliche Identität in der kollektiven, der nationalen aufgehoben war. Drohen
den Schuldgefühlen war nicht nur durch den karnevalistischen Ausnahmezustand
vorgebeugt, sondern auch durch die jedem gegenwärtige besondere »Gerechtig
keit« des Sieges der deutschen Nationalmannschaft: »Natürlich hat der Rudi Völ
ler beim Elfer etwas nachgeholfen«, erklärte Teamchef Beckenbauer - »Trotz
dem: Noch nie hat es einen verdienteren WM-Sieger gegeben«. Da mochte nie
mand widersprechen. Selbst an Beckenbauers Äußerung, »Wir sind über Jahre
nicht mehr zu besiegen. Es tut mir leid für den Rest der Welt, aber es ist so«,
wurde lediglich ihre politische Taktlosigkeit und Überheblichkeit gerügt.

Eine gewisse Katerstimmungam Tag danach sprach aus bilanzierenden Zei
tungsartikeln: »Auf eine Freudenfeier fällen dunkle Schatten. Tote, Verletzte,
Millionenschäden nachdem Fußballsieg«. Würde jemandeine Phänomenologie
des Sieges verfassen, dann würden vermutlichsolche Ernüchterungen oder Wer
mutstropfen als feste Bestandteile regelmäßig auftauchen. An dieser Stelle
möchte ich jedoch die Aufmerksamkeit mehr auf ein paar scheinbar abseitige
Details lenken. Ich zitiere dazu ein paar der »normalen« Ausfälle: »Ein Acht
zehnjähriger kam (in Köln) zu Tode, der in einer fahrenden Straßenbahn eine
Scheibe eingeschlagen und sich aus dem Fenster gelehnt hatte.« »Nach Mitter
nachtdrohteeine Menschenmenge, einenachtzehnjährigen Türkenzu lynchen.
Er war mit seinem Wagen zwischen den Fußballfans eingekeilt worden.« »Ein
mit Fußballfans besetzter Wagen (prallte) gegen zwei Laternenmasten. Zwei
junge Männer starben noch an der Unfallstelle.« Den zitierten Beispielen ist
gemeinsam, daß Täter wie Opferganzüberwiegend junge Männer sind. Darüber
hinaus ist bemerkenswert, daß immer wieder Autos und öffentliche Verkehrsmit
tel gestohlen, beschädigt und zerstört wurden. »In Heidelberg wurde das Dach
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eines Linienbusses eingedrückt, als Fußballfans darauf tanzten.« »Die Zahl der
beschädigten Privat- und Polizeifahrzeuge (in Hamburg) waram Montag noch
nicht bekannt«, »Hundert Autos wurden (inWestberlin) beschädigt«, »Am Bor-
sigplatz in Dortmund haben siegestrunkene Fußballfans ein Auto angezündet.«
Die Auflistung ließe sich beliebig verlängern.

Zunächst ist kein inhaltlicherZusammenhang dieser Auto-'Unfälle' mit Fuß
balloder Nationalismus zuerkennen. Nimmt mansieüberhaupt zur Notiz,dann
bemerkt manneben ihrerbloßen Häufung, daßdiese Ereignisse wieihreRezep
tion überall stereotyp, fast rituellgleichförmig abliefen. Allein daraus offenbart
sichzwarnochkein verborgener Sinn, aberwas immer dieses Stereotyp bedeu
ten mag - zufällig ist es nicht. Das »denAutosauf dem Kopf Herumtanzen« ist
keine zufällige Form des »Über die Stränge Schiagens«; als unbewußtes Material
bietet es einen Seiteneinstieg, um das Phänomen des Nationalismus zu verste
hen. Die in dieser Hinsicht sehr verständnisvolle Bildzeitung (7.7.90) faßt es so:
»Als Beckenbauer kam, war der deutsche Fußball am Boden. Heute tanzen die
Fans auf den Autodächern.« Die Verlierersind aufgestanden, durch unsere Hel
den von Rom sind wir Weltmeister geworden. Sieger tanzen auf Autodächern.
Wieso Autodächer? - Eine Gleichsetzung von »Auto« und »Frau« als Chiffren
eines männlichenDiskurses war mir früher schonauf- undjetzt wieder eingefal
len.1 Die Nachrichten vondemolierten Autos bei der WM-Siegesfeier entsprä
chen dann dem Sinne nach der Zeitungsmeldung »Warum hast du nicht mit mir
Deutschland geguckt? Fan erschoß seine Frau« (Bildzeitungvom 26.6.90 - nach
dem deutschen Sieg über die Mannschaftder Niederlande). Ebenso wie das Auto
ist in unserem Zusammenhang auch das Land bzw.die Stadt (Köster 1989,13ff.)
als Konnotation zu »Frau« lesbar. Die sozialanthropologische Erklärung dafür
wäre, daß Land in der Geschichte der Menschheit, schon bevor es als bebautes
Acker- oder Weideland Produktionsmittel wurde, Ressource für Lebensmittel
war. Ein Territorium zu beherrschen, war Grundlage für die Reproduktion der
Gattung. Genau das läßt sich, in einer besitzergreifenden, patriarchalen Sicht
weise, auch von den Frauen sagen.

»Eine Analyse zum Verhalten von Fußballfans«, betont Wilhelm Heitmeyer,
»kann nicht den Umstand ignorieren, daß sich die Fan-Szenerie immer noch in
erster Linie aus männlichen Jugendlichen zusammensetzt.« (Heitmeyer/Peter
1988,47f.) Er selbst allerdings reduziert den Aspekt »Männlichkeitsnormen und
Körperlichkeit« in seiner Untersuchung auf einen kurzen Exkurs. Wissenschaft
ler und Pädagogen, sofern sie sich überhaupt mit dem Thema Fußball und dem
Verhalten jugendlicher Fußballfans beschäftigen, ignorieren weitgehend, daß es
sich eben um eine männliche Jugendkultur handelt. Heitmeyer listet ein Setting
der Verhaltensförmen und Ideologeme auf, das die Fußball-Fankultur ebenso
auszeichnet wie die Szene der jungen »Rechtsradikalen«(vgl. Gehrmann 1990a):
Vereinzelung, Gleichaltrigengruppe, Gewaltakzeptanz, Männlichkeitsnormen,
autoritär-nationalisierende Orientierungen. Diese konkreten Ausdrucksformen
wären nun unschwer als spezifisch männlich dechiffrierbar: die Gleichaltrigen
gruppe erweist sich in unserem Zusammenhang auch als männliche Gleichge-
schlechtlichen-Gruppe. Die»nationale Identität« istinderÜbersetzung alsTerri
torialität, vulgo Pißmarke, leicht als männlich zu erkennen.
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Soziale Bedeutung der Räume und soziale Bedeutungsräume

Über die Territorialität von Fußballfans schreibt Kurt Weis: »Fanverhalten ist
raumbezogen, aber diesen Raum schaffen sie sich selbst, wo immer sie auftre
ten. Fast überall, wo sie erscheinen, versuchen sie, eine soziale Inbesitznahme
des jeweiligen Raumes vorzuführen. (...) Wenn jedoch vom umbauten Raum
zum sozialen (Bedeutungs-)Raum bestimmter Gruppen übergeleitet wird, geht
es nicht mehr um raumbedingtes Verhalten als solches und Territorien im Sinne
fest markierter Grenzen, sondern um sozial vermitteltes Verhalten in einem (sich
selbst und anderen) vorgetäuschten Territorium.« (Weis 1982, 301)

Im Fußball und seinem Umfeld geschieht eine Inszenierung von archaischen
Bedeutungsmustern.2 Die von Skinheads zur Schau getragene »Körperlichkeit
und Kraft (leitet ihre Bedeutung) nicht mehr allein aus der Stellung im Produk
tionsprozeß her«, sondern ist »eher künstlich, ... gewissermaßen 'aufgesetzt'«
(Heitmeyer/Peter 1988, 47). Wenn Fußball-Hooligans, etwa bei einem Aus
wärtsspiel des Heimat-Vereins in der fremden Stadt, in fremdem Territorium
umherstreifen, den Gegner (die Hooligans des anderen Vereins) aufspüren, ihn
stellen, jagen und umboxen, dann fingieren sie damit eine nomadische Horde
von Wildbeutern.

Das Räsonieren, nicht »wir« hätten gewonnen und auch »Deutschland« nicht,
sondern die deutsche Nationalmannschaft, übersieht damit den Überhang an
Bedeutung, der das Fußballspiel erst zu dem macht, was es ist. Wird diese Ebene
einmal akzeptiert, dann ist der Rasen des Fußballstadions der Boden, auf dem
»Deutschland« zerstört liegt, oder der »Deutschland« auch wieder die Kraft spen
det, sich siegreich zu erheben. Als symbolisch-kultische Handlung konnotieren
Kampfund Sieg im Fußball zugleich die Eroberung und Aneignung von frem
dem Territorium, beziehungsweise die erfolgreicheVerteidigung des bedrohten
eigenen. Die gewissermaßen klassische Formel lautet: die Männer töten, die
Stadt plündern, die Frauen vergewaltigen. Diese Elemente finden sich auch im
Kanonder kollektiven PhantasienmilitantgestimmterFußballfanswieder: Den
Feindzu schlagen ist vorrangiges Ziel; eventuelle Plünderungen etwa an Auto
bahn-Raststätten und ein Bummel durch das Puff-Viertel runden das Abenteuer
einer Auswärtsfahrt gelegentlich perfekt ab.

Daß die Rechtsparteien wie NPD oder Republikaner »Männerparteien« seien,
ist nach den Wahlen der letzten Jahre mehrfach festgestellt worden. Männerpar
teien, das heißtzunächst: überwiegend vonMännergewähltund kaumvonFrauen
(ziemlich genau im Verhältnis 2:1). Die Politikvon Parteien allein auf Grund ihrer
Mitglieder- oder Wähler/innen-Struktur als männlich oder weiblich zu bezeich
nen, wäre sicher unzureichend. MichaelJäger hat einen Ansatz entwickelt, der
das Parteiensystem als metaphorische Repräsentation von Geschlechterrollen
beschreibt - die Rolle der politischen Linken ist, grobgesagt, 'weiblich', dieder
Rechten 'männlich' besetzt (Jäger 1986). Das nicht biologisch, sondern meta
phorisch Männliche erweist sichkaum je unmittelbar undempirisch, sondern in
seinen Kontexten und Konnotationen. Die weitgehende Deckungsgleichheit
von Fußball- und Nazi-Ideologemen ist offensichtlich nicht Ergebnis rechter
politischer Agitation, ist überhaupt nicht in einem mechanistischen Ursache-
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Wirkungs-Schema aufgehoben. Sietrittjedoch aus ihrer scheinbaren Unerklär
lichkeit oder Sinnlosigkeit, wenn sie als männlich determiniert gelesen wird.

»Wir sind die Fans!«

Die Welt bemerkte am9. Juli 1990 ganz richtig: »Eine Aufwertung wie nicht ein
mal durch die deutsch-deutsche Vereinigung haben die Farben Schwarz-
Rot-Gold durch die Fußballweltmeisterschaft erlangt.« Sicher standen während
derFußball-WM dieBegriffe Einheit und Vereinigung hoch imKurs: »'Unifica-
zione tedesca' ist das Zauberwort, das die fußballverrückten Italiener trotz WM
verzaubert«, berichtetedie B/M-Zeitung am 4.7.1990. Diesen Zauber kann das
Thema »Staatliche Einheit«aus sich herausnichtentfalten, sondern nur im Rück
griff auf die gleichen Emotionen, die die »Fußballverrückten« aller Länder
bewegen (vgl. Gehrmann 1990b). Andererseits bedient sich der Fußball umge
kehrt der nämlichen Gleichung. Lothar Matthäus (laut derselben Ausgabe der
B/W-Zeitung): »Fallswir gegen Englandgewinnen, tun wir das für die deutsche
Einheit.« Das Interaktions-Muster, sich vermittelt über Fußballspiele des eige
nen (hier als Staatdefinierten) Territoriums zu versichern, ist im Geltungsbe
reich der ehemaligenDDR-Oberligagebrochen. Vermutlich ist das der wesentli
che Grund dafür, daß aktuell der Fußball dort so dramatisch unter Zuschauer
schwund leidet. Die Fans sind verstört.

Das Bundesverfassungsgericht stelltejüngst (zur Frage des Ausländer-Wahl
rechts) fest, das Volk, von dem laut Grundgesetz alle Staatsgewalt ausgeht,
meine das deutsche »Staatsvolk«. Davon hatten die Volksmassen auf dem Frank
furter Römerberg, die zur Jubelfeier stundenlang in brütenderSonneauf unsere
heimkehrenden Weltmeister warteten, eine andere Auffassung. Als ihnen die
Vereinigung mit ihren Heroen, die endlich im Kaisersaal eingetroffen waren,
weiter vorenthalten wurde, weil jene drinnen von Honoratioren in Beschlag
genommen wurden, erhoben sich draußen Sprech-Chöre: »Wirsind die Fans« -
angelehnt an die (damalsnochpopulären) Rufeder DDR-Demonstranten gegen
ihre Obrigkeit: »Wir sind das Volk!« Dies ist nicht einfach das »Staatsvolk«. Die
Fahnen, die zu den Siegesfeiern geschwenkt wurden, waren nicht nur »ohne
Hammer und Zirkel«, wie die FAZam 9.7. genüßlichfeststellte, sondern manch
mal war auch der Bundesadler durch das Abbild eines Fußballes ersetzt. Der

politische Impuls des Fußballvolkesist nicht der eines verfaßten Nationalstaates,
sondernvordemokratisch, eher feudalistisch. Über sein Medium, die B/W-Zei
tung, ruft es, »Hoch lebe Franz, der deutsche Kaiser« (10.7.90). Nicht nur allge
mein erklären sich obskure Zusammenhänge oft durch ihre Marginalien; gera
dezu methodisch setzen Medien (hervorragend die B/W-Zeitung) die entschei
denden Hinweise in benachbarteArtikel und ihre Titel. So steht zur Erläuterung,
was an dem deutschen Kaiser das 'Deutsche' ausmacht, nebenan: »Boris und
Kati Witt - was läuft denn da?« Die glückliche Vereinigung dessen, was zusam
mengehöre, wird als west-östliche, »kapitalistisch-sozialistische«, männlich
weibliche Vereinigung imaginiert.

Deplaziert, hilf- und wirkungslos sind zumeist die politisch motivierten Ge
genstrategien von »anti-faschistischer« oder »anti-sexistischer« Seite. »Berliner
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St.Pauli-Fans gegen rechts« überschrieben ihr Flugblatt mit »9. August 1990:
Hertha BSC - FC St.Pauli - mehr als nur ein Fußballspiel!!!«, was richtig ist
insofern, als dies fürjedes Fußballspielzutrifft. Mit dem »mehr« ist hier aber nur
eine Zuspitzung auf einen politisch artikulierten links-rechts-Gegensatz
gemeint. Die Verfasser stellensich vor als »Leute, ... die früher auch öfters mal
zu einem Spiel gingen, aber irgendwann von Reichsmarinefahnengewedel und
von 'Sieg Heil'-Rufen die Schnauzevollhatten«,und die nun die Paroleerheben:
»Den Faschisten keine Chance, erobern wir die Stadien«. Die Behauptung, daß
sich ein Fußballfan von ein paar Fahnenschwenkern aus dem Stadion graulen
läßt, wirkt unglaubwürdig; sie ist »aufgesetzt«, »künstlich«. Trotz umgekehrter
politischer Vorzeichen erscheint auch diese Gruppe als männlich bestimmte
Gleichaltrigengruppe, die eine an bestimmte Ideale und Werte geknüpfte Gewalt
bereitschaft kultiviert, die für sich Feindgruppen definiert und territorial orien
tiert ist. Auch die Stadioneroberer von links nehmen teil am spezifisch männ
lichen Diskurs, den der Fußballzusammenhang darstellt. Dieser Diskurs wird
auch dadurch nicht automatisch aufgebrochen, daß Frauen sich als Frauen in ihn
einmischen. Nicht, wenn eine Frauengruppe unter der Parole »Frauen erobern
sich die Stadien« (Antifa 1990) das »Männerland« Fußballstadion als »Feindes
land« beschreibt, das es zu erobern gelte.

Fußball und Nationalismus verbinden sich so leicht miteinander, weil sie Aus
drucksformen für wesentlich Gleiches sind; sie sind gewissermaßen aus einem
Holz. Schon einzeln sind beide Formen geeignet, Anstoß zu erregen, um so
mehr, wenn sie miteinander verbunden auftreten. Jeder politische Ansatz, der
feministische inbegriffen, neigt dazu, den Sachverhalt »Fußball und Nationalis
mus« als Problem zu verhandeln und Strategien zu seiner Lösung zu entwerfen;
er vermeidet es, den Prozeß des Anstoßnehmens selber zu problematisieren.
Damit sind Projektionen sowie moralischeWertungen und Lager-Loyalitäten fast
zwangsläufig. Die Ausrichtung an politischem Handlungsbedarf zieht solche
Erklärungsmuster vor, die nach einem Ursache-Wirkung-Schema organisiert
sind. Nach diesem pragmatischen Schema arbeiten auch die meisten Wissen
schaften, einschließlich der Gesellschaftswissenschaften. Ob nun der Agitator
einer Neonazi-Partei in der Fanszeneals Verursacherdes 'Problems' angeführt
wird oder die Jugendarbeitslosigkeit plus andere soziale Ursachen, alle diese
Erklärungsansätze erweisen sich als kurzatmig und vermögen nur sehr redu
zierte Erkcnntnisintcressen zu befriedigen.

Demgegenüber setzt ein sozialanthropologischer Ansatz wie der hier skiz
zierte gewisse regelmäßige Phänomene in menschlichen Gesellschaften
zunächst als gegeben voraus - genetisch, biologisch, wie auch immer. Das Vor
gefundene ist weitgehend resistent gegen seine Gestaltung nach Maßgabe des
»richtigen« politischen Bewußtseins, entzieht sich der Machbarkeit, bleibt im
Grunde einer »Problemlösung« unzugänglich. Darin liegt die erste Kränkung
eines politisch orientierten sozialwissenschaftlichen Ansatzes. Zudem fällt es
schwer, etwas moralisch zu werten, was man als vorgegeben angenommen hat.
Vorallem aber legt meinAnsatz nahe, nichtdie Fremdartigkeit des politischen
Gegners in den Vordergrund zu rücken, sondern das Gemeinsame, das eventuell
als peinlich empfunden wird. Das Thema »Fußball und Nationalismus« ist ein
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Paradebeispiel dafür, wie schwer es Männern fällt, eine Männerkultur auch als
solche zu analysieren.

Das bedeutet nicht, daß eine pädagogische, sozial- oder kulturpolitische Inter
vention unmöglich oder sinnlos wäre. Aber der archimedische Punkt des Psy
chotherapeuten, dieFrage: »Was hatdas mit dirzutun?«, löst erstens einen Teil
dieser Probleme im Vorfeld auf und hilft zweitens, für den (möglicherweise
erheblichen) Restzu klären, inwieweit er welcher FormvonkritischerBearbei
tung zugänglich ist. In den sozialpädagogisch orientierten Fanprojekten wird
immer wieder betont, die Gewaltfrage sei für ihre Arbeit von zentraler Bedeu
tung, doch schleicht man selbst dort meistens um den heißen Brei herum. Die
»moralische« Variante »Gewalt verhindern« ist zwar in der Öffentlichkeit kon-
sensfahig, bedeutet aber Sisyphus-Arbeit - absehbar vergebliche Mühen. Die
»amoralische« Variante läuft darauf hinaus, den Hooliganismus zumindest weit
gehend hinzunehmen. Ihre Arbeit bestünde vorrangig darin, die gesellschaftli
chen Toleranzbereiche zu erweiternundso Friktionen zu vermindern. Das aber
würde vielleicht als»unmoralisch« mißdeutet - und inderFolge nicht mehr mit
öffentlichen Mitteln finanziert. Scheinradikal aber ist der anklägerische, auf
Opposition abonnierte Gestus, der immer noch versucht, die fußballbewegten
Massen klassenkämpferisch zu mobilisieren. Auch hier wäre psychoanalytische
Reflexion gefragt.

Anmerkungen

1 Vgl. Gehrmann 1987 u. 1988; unbestritten istdas Auto eine mehrdeutige Chiffre, außer Personen
und Lasten transportiert es diverse Bedeutungen.

2 Dieses Tun-als-ob, das Aufgesetzte und Vorgetäuschte, begegnet uns inverschiedenen Varianten
immer wieder. Es soll hier nicht imSinne der Ideologiekritik als »notwendig falsches Bewußt
sein« verstanden werden, eher schon als eine Form der maskierten Wiederkehr verdrängter
(sexueller) Impulse.
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für die in ihrer Lebensrealität ein
geschränkten Menschen subjektiv
durchaus nützlich und sinnvoll sein
können.

Subjektiv-funktionale Motive
greifen immer dann, wenn es um
Ausgrenzung geht: sich nicht
»normgerecht« Verhaltende wer
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gerufen, einer Mehrheit, die sich
auf eben diese Weise der Ordnung
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mus.
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Michael Schneider

Von der Staatsfirma in die DM-Kolonie*

Kurzer DM-Rausch und lange Depression
Über den Einzug der Marktwirtschaft inOstdeutschland

Schon vorder Einführung der Währungs- und Wirtschaftsunion wardie DDR
zum »wilden Westen« geworden, indem bundesdeutsche Firmen, durch keiner
leiImportlizenzen, Zölle oderWettbewerbsrecht behindert, tunund lassen konn
ten, was immer sie wollten. Die westdeutschen Lebensmittelfirmen hatten unge
hinderten Zutritt zum DDR-Markt (die kurzfristig erhobene Importsteuer für
Westwaren wurde gleich wieder aufgehoben), während dieFleisch-, Milch- und
Gemüsetransporte der LPGs von den bundesdeutschen Zöllnern regelmäßig
gestoppt wurden; sie entsprachen nicht den BRD- und EG-Standards für
Hygiene etc. Seither fand und - findet noch - im Land zwischen Elbe und Oder
eingnadenloser Verdrängungswettbewerb statt, verleichbar jenem Prozeß, den
Karl Marx seinerzeit für die britische Kronkolonie Indien beschrieben hat.
Deren Tuch- und Seiden-Manufakturen waren durch die Billigimporte derbriti
schen Textilindustrie in kurzer Zeit niederkonkurriert worden.

Allehatten sie gewarnt: der Sachverständigenrat, die Deutsche Bundesbank,
die Wirtschaftsinstitute und -Gremien, führende SPD-Politiker und Gewerk
schafter. Doch entgegen dem Rat der Experten hat Helmut Kohl seinen wirt-
schaftsimperialen Kurs durchgesetzt, der die DDR-Wirtschaft mit einem Schlag
der Weltmarkt-, vor allem der bundesdeutschen Konkurrenz aussetzte. Während
dieKombinatsindustrie und dieLPGs mitderDM inden Konkurs getrieben wur
den, ließmanregierungsoffiziell denWunderglauben verbreiten, die DM würde
aus den Ruinen im Nu ein »zweites Wirtschaftswunder« hervorzaubern.

In einem »Warnruf der ökonomischen Vernunft« hatte sich schon im Februar
1990 eineGruppe von Ökonomen ausder DDR und der BRD an dieBundesre
gierung gewandt: »Die Herstellung des Binnenmarktes in Europa ist imWesten
mit erheblichem Planungsaufwand und mit beträchtlichen Regulationen zum
Schutzgefährdeter Branchen undRegionen verbunden; wieviel mehrbedarfeine
Wirtschaft wie diejenige der DDR der politisch-institutionellen Absicherung,
wenn sie sich der internationalen Konkurrenz aussetzt... Den von so manchem
Politiker ausgemalten Investitionsboom kann es, wenn überhaupt, nur geben,
wenn die Wirtschaft der DDR intakt bleibt und unter sozialer Kontrolle umstruk
turiert wird. Die DDR am Ende des 20. Jahrhunderts darf nicht zum Manchester
des frühen 19. Jahrhunderts werden.« Doch all dieseWarnungen waren in den
Wind gesprochen. Und so haben wir nun das neue Manchester mit demnächst
drei Millionen Arbeitslosen und Kurzarbeitern im Herzen der deutschen Nation!

Promptmit der Einführung der DM kam, sozusagen als Morgengabe der Ein
heit, auch die klassische Überproduktionskrise ins Land zwischen Elbe und

* Auszüge aus: »Die abgetriebene Revolution. Von der Staatsfirma in die DM-Kolonie«,
Elefanten-Press Verlag, Berlin 1990.
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Oder. Seither praktizieren westliche Handelsgesellschaften und Banken imbrü
derlichen Verein mit östlichen Einkaufsleitern, Kombinatsdirektoren und Bür
germeistern schulbuchmäßig die kapitalistische Ellenbogengesellschaft - und
zwar auf dem Rücken der Erzeuger. Vor aller Augen rasten die plötzlich zah
lungsunfähig gewordenen LPGs, während die Parlamentarier in Ostberlin und
Bonn in die Sommerpause gingen, in den Bankrott: keine Abnahme der Pro
dukte, keine Zahlungsfähigkeit der Genossenschaften, Ruin der Betriebe, Mas
senentlassungen. DieBonner Herren wollten den DDR-Bürgern auch die letzte
Demütigung, den Epilog imKalten (Bürger)Kriege, nicht ersparen: nämlich mit
eigenen Augen ansehen zu müsssen, wie ihre Volkswirtschaft, die- trotz aller
strukturellen Mängel und ihres (gegenüber derBRD) großen Produktivitätsrück
standes- innerhalb der RGW-Staaten führend gewesen war, in wenigen Wochen
und Monaten von derüberlegenen BRD-Ökonomie niederkonkurriert und inden
Konkurs getrieben wurde. Gleichzeitig bekamen sieaufallenmedialen Kanälen
zu hören, daß an diesem Zusammenbruch, an dieser Apokalypse, nicht etwa der
plötzlich hereinschießende BRD-Kapitalismus, sondern die»vierzig Jahre sozia
listischer Mißwirtschaft« schuld seien.

Vor allem das Abschneiden der traditionellen Exportverbindungen zu den
RGW-Staaten (auf die die DDR-Wirtschaft um so mehr angewiesenwar, je mehr
ihre Exporte ins »nicht-sozialistische Wirtschaftgebiet« zurückgegangen waren)
haben dazugeführt, daß nunganze Industriereviere, so etwadas Herzstück der
ehemaligen DDR-Industrie im Dreieck Halle-Bitterfeld-Merseburg, vor die
Hunde gehen - mit allenbekannten Begleiterscheinungen: Massenarbeitslosig
keitoder Kurzarbeit, Pauperisierung ganzerBevölkerungsteile, jähem Ansteigen
der Selbstmord- und Kriminalitätsrate, des Alkoholismus, der Drogenabhängig
keitetc. Was da reihenweise kaputt geht, warenundsind aber nichtnur Betriebe
und Produktionsstätten, sondern auch eine ganze soziale und kulturelle Infra
struktur. Die meisten Politiker, Geschäftsleute, Experten etc. der Bundesrepu
blik, die nach dem Fall der Mauer das Land zwischen Elbe und Oder inspizier
ten, hatten natürlich keine Ahnung davon, daß die volkseigenen Betriebe im
SED-»Verbrecher-Staat« auch all jene gemeinnützigen und kulturellen Funktio
nen innehatten, die in der BRD den Kommunen obliegen. Sie beherbergten nicht
nur technisch veraltete Ausrüstungen, die die Inspizienten aus dem High-
Tech-Land gleich abschrieben, sondern auch Schulen, Sportstätten, Kinderkrip
pen, Erholungsheime, Ausbildungsstätten für Lehrlinge, Kultureinrichtungen
und Forschungszentren. Oft war das gesamte Leben einer Region von ihnen
abhängig. Nun waren sie plötzlichpleiteund mußtendicht machen, womitauch
all diese Einrichtungen kaputt gingen. Diese sollten - laut Staatsvertrag - zwar
an die Kommunen übergehen, doch die waren ebenfalls pleite. Daß der Kahl
schlag unter den volkseigenen Betriebenauch den Zerfall der gesamten sozialen
und kulturellen Infrastruktur der betroffenen Regionen nach sich ziehen würde,
daran hatten die Reißbrett-Architekten der »Deutschen Einheit« und die Voll

zugsbeamten in den Bonner Kanzleien und Ministerien natürlich nicht gedacht.
Noch nie in der deutschen Nachkriegsgeschichte wurde das »Gesundschrump

fen«, sprich: die Massenarbeitslosigkeit so unver-»Blümt« als Rezept für die
wirtschaftliche Gesundung empfohlen, ja, geradezu als »Schlüssel zum Erfolg«
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propagiert und vermarktet. Die DDR-Bürger, die ohnehin schon an einem
gekränkten Selbstgefühl leiden, werden jetzt noch um eine kollektive Kränkung
»reicher«: um die Erfahrung, von der Marktwirtschaft gar nicht gebraucht zu
werden. Was sich im Osten Deutschlands derzeit an sozialen Tragödien abspielt,
nicht zuletzt deshalb, weil dasArbeitslosengeld - oftmals unter 500Mark- nicht
das Existenzminimum sichert -, dies scheint die Bonner Politiker und Ministe
rien nicht zu bekümmern. Es sind ja auch keine Tragödien, sondern bloße
»Umstellungskrisen« - und die gehören zum unvermeidlichen »Preis der Ein
heit«. Wo der nationale Schrein gehobelt wird, da fallen eben auch Späne.

Es istübrigens bezeichnend fürdiewestdeutschen Medien undMassenblätter,
daßsienun denExodus derDDR-Industrie und dasihnbegleitende soziale Elend
in allen düsteren Farbenschildern und sogar (selbst der sonst so ironische, so
zynische Spiegel) ihr Herz für die Opfer entdecken, obwohl sie dochdurch ihre
monatelange nationale und regierungstreue Hofberichterstattung mit dafür ver
antwortlich sind,daßderCrash-Kurs derBonner Regierung überhaupt konsens
fähig werden konnte. Aberso ist sieeben, die bürgerliche Journaille! Erst stellt
sie den Machthabern ihre Verstärker und Multiplikatoren zur Verfügung, und
wenn das Kind dann in den Brunnen gefallen ist, beugt sie sich darüber und
bedauert es wortreich.

Obwohl die katastrophalen Folgen der überstürzten »Wirtschafts- und Wäh
rungsunion« heute voraller Augen liegen undsogar von den regierungskonfor
men Medien mit Besorgnis reponiert und kommentiert werden, will sich ein
nachträglicher Zweifel an der prinzipiellen Richtigkeit des vonKanzlerKohl und
seinen»Allianz«-Freunden praktizierten Liquidationsverfahrens nichteinstellen.
Keine Gewißheit giltdenvereinigten Deutschen alssogewiß wiedie, daßes zum
Sturzflug in die Vereinigung keine Alternative gegeben habe. Auch führende
Sozialdemokraten wieKlaus vonDohnanyi, der in seinem (imSpiegel als Serie
nachgedruckten) Buch »Das deutsche Wagnis« vor dem wachsenden Problem
berg der Ostdeutschen nicht die Augen verschließt, buckeln vor dieser regie
rungsoffiziellen Zwecklüge, die nun wohl zum festen Bestandteil der gesamt
deutschen Geschichtsschreibung werden wird. Obwohl Dohnanyi die Grund
prämisse des Kanzlers, nämlich auf die Investitionen der westdeutschen Privat
wirtschaft zu bauen, als fahrlässige Fehlannahme entlarvt, beharrt auch er auf
der schicksalhaften Notwendigkeit der sofortigen »Wirtschafts- und Währungs
union«. Er hält es vielmehr für eine »Legende ..., es hätte einen grundsätzlich
anderen, wenigerschmerzhaftenund wenigerfolgenreichen Weg der Vereingung
gegeben«.

Dohnanyi hätte sich nur einmal in Ostasien ein bißchen umschauen müssen.
Dort hätte er die konkrete Alternative zum neoliberalen Marktradikalismus der

Bonner Regierung studieren können: wie nämlich die noch schwache Industrie
der »Schwellenländer« durch rigorosen staatlichen Protektionismus und rigide
ste Planung geschützt wird. Daß der Staat erstmal die Rahmenbedingungen
schaffen muß, um ein wirtschaftlich rückständigesLand solange zu schützen, bis
es in der Lage ist, die Konkurrenz auf dem Weltmarkt zu bestehen, zeigt das Bei
spiel Südkorea. Der Staat entschied hier, ob und wieviel ausländisches Kapital
sich ansiedeln dürfe. Selbst die Zahl der Firmen in den jeweiligen Branchen
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wurde »von oben« festgelegt, um optimale Wettbewerbsbedingungen für die
anfangs noch schwache einheimische Industrie zu schaffen. Und im Gegensatz
zur neokonservativen Politik der »richtigen Preise«, die ganz Osteuropa heute
(meist zum eigenen Schaden, siehe Polen!) verfolgt, hielten die ostasiatischen
Regierungen langeZeit geradean »falschen«, an »politischen Preisen« fest, um
Investitionen und Handel zu stimulieren.

Das verheerende Ergebnisder »Wirtschafts- und Währungsunion« zeigt, daß es
den Bonner Herren und ihren Freunden aus Industrie und Hochfinanz nicht

darum ging, die rückständige Industrieder DDR - und damit Beschäftigung und
Einkommen der Arbeitnehmer - vor dem Kahlschlag durch die eigene, über
legene BRD-Ökonomie zu bewahren. Vielmehr sollte erst einmal die »volks
eigene«Wirtschaft in Grund und Bodenkonkurriert und alles abgeräumt werden,
was noch an die alte DDR erinnerte. Diese betrachtete man eben noch immer als

»Feindesland«. Und »Feindesland« braucht man nicht zu schonen. Man besetzt

es und macht es zum abhängigen Hinterland, zur DM-Kolonie des florierenden
bundesdeutschen Mutterkonzerns.

Wie Deutschland Ost brüderlich an Deutschland West verteilt wird

Fast könnte man meinen, das Programm der »Wirtschafts- und Währungsunion«
sei von ahnungslosen Dilettanten des Bonner Kanzleramtes erarbeitet worden;
wüßte man nicht, wer von diesem Szenario, das die meisten Ostdeutschen nun als
Apokalypse erleben, letztlich profitieren sollte. In den Wochen und Monaten vor
dem 1. Juli freilich war es ihnen in zahllosen deutsch-deutschen Talk- Shows und

Gemeinschaftssendungen des DDR- und BRD-Fernsehens in den schönsten Far
ben ausgemalt und als großangelegte patriotische Hilfsaktion angepriesen
worden.

Hatte man die Staatsmonopolisten davongejagt, um sich nun die westdeutschen
Monopolisten ins Land zu holen*/ Hatte man sich vom »Realsozialismus«
getrennt, um sofort im »Stamokap«, im staatsmonopolistischen Kapitalismus, zu
landen? Die deutsche Einheit hat zu einer »extremen Konzentration bei Banken,
Versicherungenund der Stromversorgung« geführt, wie der Wirtschaftsexperte
der SPD, Uwe Jens, kürzlich feststellte, der der Bundesregierung »schwere ord
nungspolitische Fehler beim Einigungsprozeß«vorwarf. Nun, um ordnungspoli
tische »Fehler« dürfte es sich hierbei kaum gehandelt haben, vielmehr um eine
»ordnungsgemäße« Übernahme im Rahmen derkapitalistischen Spielregeln, die
man früher einmal »Wolfsgesetze« genannt hat.

Der kalkulierte Ruin der volkseigenen Kombinatswirtschaft bot der bundes
deutschen Wirtschaft viele verschwiegene Vorteile. Deren modernisierungsfä-
hige Bestandteile konntennun über die - nunmehr bundeseigene - Treuhandge
sellschaft Stück für Stück privatisiert, filialisiert und zum Spottpreis übernom
men werden. Schon der zeitliche Zusammenfall der Reprivatisierung mit der
Konkurswelle, die überdas Landzwischen ElbeundOderging, mitder Depres
sion und Massenarbeitslosigkeit, sorgte dafür, daß bei der Versteigerung und
beim Verkauf des Volksvermögens die illiquiden Ostdeutschen im Wettbewerb
mit den finanzstarken westdeutschen (und ausländischen) Interessenten nicht
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mithalten konnten. Zwar wäre es nur recht und billig gewesen, die ostdeutschen
Arbeitnehmer an dem verbleibenden »Volkseigentum« angemessen zu beteiligen
(wie es der Runde Tisch und die Gewerkschaften gefordert hatten). Doch mit
ihren niedrigen und (infolge Arbeitslosigkeit und hohen Preisen) schrumpfenden
Einkommen waren sie nicht in der Lage, Aktienanteile an den zu Kapitalgesell
schaften umgewandelten Staatsbetrieben, geschweige denn die genossenschaftli
chen oder volkseigenen Wohnungen, indenen sie lebten, als Eigentum zuerwer
ben. So machten die westdeutschen Firmen, Grundstücks- und Immobilien-
Gesellschaften »ihr Schnäppchen«. Die Reprivatisierung des ehemaligen kom
munalen oder »Volkseigentums« führt im Ergebnis zu einer gigantischen inner
deutschen Umverteilung und Expropriation auf Kosten der »Brüder und Schwe
stern in der Zone«.

Detlev Rohwedder, Vorsitzender der Treuhandgesellschaft, der mitder Priva
tisierung und Versteigerung des Volksvermögens befaßt ist, hatderPresse gele
gentlich mitgeteilt, wie sich westdeutsche Unternehmer in der befreiten Zone
aufführen: »Sie geben«, so klagte er, »beim Überschreiten der Zonengrenze
jedenAnstand auf.« Obwohl siedoch »keine Fellachen, sondern Landsleute, die
1945 das schlechtere Los gezogen haben,« vor sich sehen, »benehmen sie sich
wie Kolonialoffiziere«. Rohwedders Enttäuschung und Kritik rührt von derphi-
lantropischen Wunschvorstellung her, man könne eine Kolonie auch »anständig«
verwalten, zumal dann, wennes sich bei den Eingeborenen um Deutsche und
Landsleute handelt. Er sollte eigentlich wissen, daß die kapitalistische Markt
wirtschaft ihreeigenen, ehernen Gesetze hatund daß ihr Expansionstrieb keine
Frage des Benimms ist.

Freilich, wo so unverblümt expandiert wird und es zugleich um Fragen von
nationalem Interesse geht, ist die Wortwahl, die Kunst der schönen Umschrei
bung recht profaner Interessen und eigennütziger Motive schon von Belang. Die
PR, die Öffentlichkeitsarbeit, war also gerade in diesem deutsch-deutschen Falle
besonders gefragt. Siehattegarkeinesoleichte Aufgabe: nämlich das, wasinder
Spracheder Branche »take-over« genannt wird, also Übernahme, Markterobe
rungund Markterweiterung, und zwar (wenn es ginge) gleichvonder Elbe bis
zum Ural, unter den wohlklingenden Bezeichnungen »Kooperation«, »Beteili
gung« und »joint-venture« einer breitenÖffentlichkeit zu verkaufen und all die
sen Vorgängen einen patriotischen Touch zu geben.

Im Falle von Direktinvestitionen in der Post-DDR, so etwa von Daimler-Benz
in Ludwigsfelde, wo für eine MilliardeDM ein neuesLKW-Werk entstehensoll,
sichert sichdas sonstso risikofreudige deutscheUnternehmertumnach allen Sei
ten ab. SämtlicheRisikenund Kosten in punktoSanierungder verseuchtenIndu
strieflächen, Schuldenbegleichung, Sozialpläne undAbfindungen für die zu ent
lassendenArbeitnehmeretc. werdenauf die Treuhandgesellschaft abgewälzt. In
Geldsachen hört eben nicht nur die Gemütlichkeit, sondern auch der sonst so
viel beschworene Patriotismus auf. Nicht zuletzt der konsequent praktizierten
Devise: »Gewinne werden privatisiert und Schulden sozialisiert« verdanken ja
die bundesdeutschen Konzerne ihre unvergleichlichen Liquiditätsreserven und
Fettpolster. Damit ist klar, daß vom ehemaligen Volkseigentum, das die Treu
handgesellschaft verwaltet, nichts übrig bleiben wird. Den Traum der Runden
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Tische, jedem DDR-Bürger »Anteilscheine am Volkseigentum« auszuhändigen,
haben die Herren an den bundesdeutschenVorstandstischenja von Anfang an als
Kinderei belächelt.

Auch wenn aus der neuen innerdeutschen DM-Kolonie einiges an Werten her
auszuholen ist, vor allem an Immobilien-Werten, ein Investitionsparadies ist sie
deswegen noch lange nicht. Nachdem sich die Großen die Rosinen aus dem
volkseigenen Kuchen herausgepickt hatten, versiegte denn auch der Strom der
Beteiligungen und Investitionen, den Kohl,Waigel und die anderen Hausmänner
den DDR-Bürgern währenddes Wahlkampfes so lautstark versprochen hatten -
es tröpfelteallenfalls noch. Wie aus allen neueren Wirtschaftsenqueten hervor
geht, wollen die bundesdeutschen Konzerne in der Regel lieber in Ostdeutsch
land verkaufen als dort selbst zu produzieren und zu investieren. Bis zur Jahres
hälfte 1990 hatten nur etwa zwei Prozent der Kombinatsbetriebe eine veritable

Beteiligung realisiert, die mit Neuinvestitionen verbunden sein wird. Selbst der
spektakuläre Einstieg von IBM bei Robotron, dem einstigen Vorzeige-Kombinat
der DDR, zielte vor allem darauf, den Robotron-Vertrieb für den Verkauf von
IBM-Großrechnern in Ostdeutschland und anderen RGW-Staaten zu nutzen.

Gesucht sind Geschäftsbeziehungen und Kooperationen auf dem Gebiet des Ver
triebs, um sich das Land und ganz Osteuropa für die eigene Produktpalette zu
erschließen. Auf dem ostdeutschen Stellenmarkt besteht denn auch kaum Nach

frage nach den eigentlich produktiven Berufen, nach Facharbeitern, Handwer
kern, Ingenieuren etc., sondern nach Vertretern, Aquisiteuren, Laufburschen,
Lagerhallen-Verwaltern etc.

Gefragt ist der ostdeutsche Markt und Vertrieb, nicht der Standort, Dieser hat
nämlich gegenüber Ländern wie Portugal und Spanien zwei entschiedene Wett
bewerbsnachteile: die miserable Infrastruktur und die hohen Altlasten. Etwa

3000 Industriestandorte in der Post-DDR sind hochgradig belastet bzw. vergif
tet. Die westdeutschen Chemieriesen und die Elektroindustrie haben denn auch

alle Angebote seitens ostdeutscher Chemiekombinate dankend abgelehnt.
Außerdem ist damit zu rechnen, daß Ostdeutschland nicht das Billiglohnland
bleiben wird, das es bislang noch ist. Schon unter sozialpolitischen Gesichts
punkten läßt sich eine allzugroße Kluft in der Tarifstruktur zwischen dem Osten
und dem Westen Deutschlands nicht lange aufrechterhalten. Wenn sich aber das
ostdeutsche Lohnniveau allmählich dem westdeutschen angleichen sollte, wofür
sich schon die Gewerkschaften stark machen, wären Polen oder Ungarn, Katalo
nien, Norditalien oder Südenglandals Standorte für neue Industrieansiedlungen
durchaus vorzuziehen.

Auch die größere regionale Nähe Ostdeutschlands zu den Ländern des Ostens
ist kein besonderer Standortvorteil. Die räumliche Nähe der Exporte zum
Kundenlandspielt heutzutagebei Standortentscheidungen kaum noch eine Rolle.
Trotz großer räumlicher Entfernungen zu den Abnehmerländern sind die
BRD undJapan schließlich die größtenExporteureder Welt.Und angesichtsder
desolaten Infrastruktur der ehemaligen DDR-Region, des miserablen Zustands
der Schienen und Straßen, der fehlenden Telefon-, Telex- und Telefax-Verbin
dungen etc., bietet selbst das Hochlohnland Westdeutschland viel bessere
Standortbedingungen, zumal die eigenen Kapazitäten in den meisten Fällen aus
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reichen, umdenostdeutschen Markt spielend vom bundesdeutschen Mutterland
aus zu bedienen.

Übrigens kann man an die - noch billigen ostdeutschen Arbeitskräfte auch
herankommen, ohne den Standort zu wechseln und Produktionsstätten in die
neueDM-Kolonie zu verlagern. Mankann siesichja ganzeinfachholen, in Son
derbussenaus den zusammengebrochenen Industrierevieren von Halle und Bit
terfeld nach Hamburg oder Bonn ankarren und sie über Sub-Unternehmen als
Leiharbeiter beschäftigen. Wie gut das funktioniert, haben die westdeutschen
Baufirmenja schon vorexerziert. Wie dasDüsseldorfer Gewerbeamt imSeptem
ber 1990 ermittelte, haben westdeutsche Baufirmen ca. 3200 Fremdfirmen mit
14000 Beschäftigten aus der DDR zu Hilfarbeiten angeheuert. Sie wurden mit
»Hungerlöhnen« vonsechsMarkdieStunde abgespeist, ineinigen Fällen wurden
sie auch nur in Naturalien bezahlt. Selbst auf der Baustelle des Deutschen Bun
destages in Bonn erfüllten DDR-Bauarbeiter ihre patriotische Pflicht. Sie wur
den als »Leiharbeiter« von Firmen beschäftigt, die als Subunternehmer von Sie
mens und AEG beauftragt seien.

Die deutsche Einheit macht zwar vieles möglich, was vorher nicht möglich
war, aber für etwas so Gewichtiges wie die Standortentscheidung kanndas Hei-
matgefühl leider nicht ausschlaggebend sein. Deutsche Erde ist nicht in jedem
Falle die beste für neue Industrieansiedlungen. Da hatte der »Kanzlerder Ein
heit« seinen ostdeutschen Wählernein bißchen zu viel versprochen.

Dochselbstverständlich und liebendgern übernahm man die Lieferverpflich
tungen der ehemaligen Kombinatsindustrie in den RGW-Bereich. Ihre großen
Exportmärkte und -Aufträge waren wirklich ein Kapital, das sich sehen lassen
konnte. Rund 16Prozent aller Importe der Sowjetunion werden aus dem neuen
Deutschland kommen. Die Ex-DDR bringt so nützliche Dinge mit wie einen
Auftrag von 1,2 Milliarden D-Mark für eine Erdgasleitung oder Schiffbauauf
träge für 4,7 Milliarden.

Schon verhandeln ehemalige ostelbische Junker, deren Grundbesitz damals an
landlose Knechte und Ostflüchtlinge verteilt worden ist, mit den Kommunen und
LPGs an der Mecklenburgischen Seenplatte zwecks Ansiedlung westdeutscher
Touristikunternehmen auf ihren ehemaligen Flächen. An den Gewinnen wollen
die Barone und Hoheiten selbstredend beteiligt werden. Es sind freilich nicht nur
die adeligen Gespenster von gestern, die jetzt ihre »angestammten Rechte« ein
klagen. Dank der Tatsache, daß mehr als eine Million Deutsche nun wieder
Ansprüche auf Häuser, Grundstücke oder Hypotheken in der vormaligen DDR
geltend machen, die viele nun wieder »Zone« nennen, wird wohl keine Scholle
so bleiben wie sie war. Auch wenn viele Eigentümer im Zuge der Kollektivie
rung und Verstaatlichung in der DDR unrechtmäßig enteignet oder zum »freiwil
ligen Verzicht« auf ihr Eigentum gezwungen worden sind, einen Lastenausgleich
haben sie in der BRD meistens bekommen. Noch heute sind Vertriebene und

deren Kinder, wenn sie Grundbesitz erwerben, von der Grunderwerbssteuer
befreit. Dennoch sehen sich bereits Zehntausende von ganz und gar deutsch
gesinnten Bundesbürgern nach geeigneten Rechtsanwälten um. Auf zum letzten
Gefecht! Bürger aller Bundesländer, bereichert Euch!

Da fahren plötzlich Westler mit dem Mercedes vor, die mit der Videokamera
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»ihr« Haus abfilmen, mit dem Zollstock »ihr« Grundstück vermessen und einen
Vertragaus der Tascheziehen oder mit der Drohung wieder abfahren, gleich vor
Gericht zu ziehen. Zur Angst der DDR-Bürger, ihren Arbeitsplatz zu verlieren,
gesellt sich nun die, im wahrsten Sinne des Wortes den Boden unter den Füßen
zu verlieren. So wird der Boden für neuen Haß zwischen Deutschen bereitet.

Vereinigungsgewinnler und Vereingungsverlierer

Bei allen deutsch-deutschen TV-Runden und Talkshows im Frühjahr wurde die
bange Frage gestellt, wie teuer die Einheit die Bundesrepublik wohl zu stehen
kommen werde. Als ein Fernsehreporter den stellvertretenden Bundesbankchef
fragte, ob die BRD-Wirtschaft denn genügend Geld habe, um die marode DDR-
Wirtschaft zu reparieren, entgegnete dieser, mit milder Geringschätzung für den
törichten Frager: Die Frage heiße nicht: Waskostet die Einheit? Vielmehr müsse
sie lauten: Was gewinnen wir durch die Einheit? Er verstünde die Angst nicht,
die manche Leute davor hätten, daß der Bundesrepublik nach realistischen
Schätzungen durch die Einheit ein Vermögen von 1,5 Billionen Mark zufalle.
Und damit meinte er nicht nur das wertvolle Immobilienvermögen der alten
DDR. Schon die ersten Markteroberungenließen, nach Berechnungendes Deut
schen Instituts für Wirtschaftsforschung, die Wachstumsraten des BRD-Brutto
sozialprodukts in den Monaten nach der »Wirtschafts- und Währungsunion« im
Vorjahresvergleich auf gut 4,4 Prozent hochschnellen. Das »Institutder Deutschen
Wirtschaft« rechnet mit 300 Milliarden zusätzlichem Wachstum durch die Vereini

gung (FAZ vom 15.6.1990) und die Bundesregierung mit zusätzlichen Steuer
einnahmen zwischen 75 und 100 Milliarden. Das nominale Wirtschaftswachstum
(alsoeinschließlich Preissteigerungen) wird für 1990, infolge des plötzlichen und
anhaltenden Nachfrageschubs aus der DDR-Region, auf 8 Prozentgeschätzt.

In der DDR-Regiondagegenhatder gegenwärtigeAbwärtstrendnoch nicht die
Talsohle erreicht. Ihr BSP schrumpfte 1990 um ca. 15 Prozent und wird, nach
Schätzungen der fünf führenden westdeutschen Wirtschaftsinsitute, 1991 noch
einmal um 10 Prozentabnehmen.Alleindie Industrieproduktion ist im Juli 1990,
also mit der Einführung der »Wirtschafts- und Währungsunion«, im Vergleich
mitdemVorjahreszeitraum um42 Prozent zurückgegangen. DieVereinigung hat
also die Wachstums- und Wöhlstandskluft zwischen dem »Geber-« und dem
»Nehmerland« entschiedenvergrößert. Wie wäre dieses Ergebnisaber zu erklä
ren, wenn das »Geberland« immer nur gegeben hätte?

Seit der in den frühen achtziger Jahren einsetzenden und andauernden Hoch
konjunktur leiden die westdeutschen Unternehmen und Banken bekanntlich
nicht anKapitalmangel, sondern an»Überliquidität«; sie sind im wahrsten Sinne
desWortes über-flüssig! 2700 Milliarden liegen insgesamt in der Bundesrepu
blik auf der hohen Kante. Davon könnte man die DDR zweimal sanieren! Nur -
bei allen herzhaften Bekenntnissen zum »einig Vaterland«, solange die Zins
erwartung höher ist als die Rendite auf Realinvestitionen, möchte man in der
DDRlieberseineProdukte verkaufen undeinen alten mecklenburgischen Guts
hof oder ein romantisches Seegrundstück erwerben, als in ihre marode Wirt
schaft zu investieren.
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Schon im Februar 1990hatten die fünf Wirtschaftsweisen der BRD für den Fall
einer schnellen Währungsunion mit der DDR nicht nur den massenhaften
Zusammenbruch von DDR-Betrieben, sondern auch den massenhaften Abfluß
von Kaufkraft in die BRD prognostiziert: »Auch würden die DDR-Bürger mit
der konvertiblen D-Mark in der Tasche verstärkt Konsumgüter in der BRD ein
kaufen. Dadurch fließt Kaufkraft aus derDDR indieBRD ab. Dem kurzfristigen
Vorteil, daß die Menschen mitder D-Mark in der DDR Zugang zu den westli
chen Märkten erhalten, wird der Rückschlag folgen, daß mit der tatsächlichen
Verwendung dieserEinkommen fürKäufe imWesten dieeigene Einkommensba
sis geschmälert wird. Abwanderungsbewegungen kommen wieder stärker in
Gang.« Dochhat Kanzler Kohl auchdieseWahrnehmungen seiner»Wirtschafts
weisen« in den Wind geschlagen. Schließlich war die D-Mark »unser größter
Aktivposten«, an den die in Sachen »Marktwirtschaft« ahnungslosen DDRler
glaubtenwie an eine Wunderdroge: Wenn sie erst käme, würde alles gleichbes
ser werden. Daß die D-Mark in die DDR nur kam, um gleich danach wieder zu
gehen - und zwar auf die westlichen Geschäftskonten -, während die einheimi
schen Konten immer leerer wurden, diesen Bumerang-Effekt der Währungs
union konnte sich die neue östliche DM-Gemeinde kaum vorstellen.

Noch wenigerahnte sie, daß sie, bevorsie der Segnungen der »sozialen Markt
wirtschaft« teilhaftig werdenwürde,erst derenasozialeundbrutaleSeitezu spü
ren bekäme: die bislang fremde Angst um den Arbeitsplatz, die Massenarbeits
losigkeit, das Absinken der sozial Schwachenunter die Armutsgrenze und die
Ellenbogenmentalität einer Hochleistungsgesellschaft, für die das Wort »Solida
rität«ein Fremdwort ist. Zu den »neuenArmen« gehören nicht nur die Rentner,
von den voraussichtlich ein Drittel der Sozialhilfe anheimfallen werden, sondern
auch die älteren Arbeitnehmer und viele Frauen, vor allem die alleinerziehenden
Mütter, die als erste entlassen werdenoder infolgedes Wegfalls der Betriebskin
derkrippen nicht mehr arbeiten können; und nicht zuletzt die Studenten, die von
einem durchschnittlichen Stipendiensatz vonjetzt 400 DM kaum leben können.

Erst in den Monaten nach der Währungs- und Wirtschaftsunion merkten die
erstaunten Passagiere jenes sprichwörtlichen Zuges, der unter Volldampf abge
fahren war, was mit »Anschluß«eigentlich gemeint war: der »Anschluß über die
Banksouveränität, die Marktexpansion und die Justizhegemonie ... mit der
Bedingung, daß die Bevölkerung der DDR die spektakulärste Markterweiterung
und das größte Kreditgeschäft des Jahrhunderts selbst bezahlen darf« (Wolfgang
Ullmann).

Auch in der BRD werden die Kosten der Einheit vor allem aufdie unteren Ein

kommensschichten abgewälzt, aufjene, die schon heute unter den hohen Zinsen,
Hypothekenzinsen und Mieten zu leiden haben. Entgegen allen Versicherungen
der Bonner Politiker wird der hohe Finanzbedarf der Einheit denn doch zu Steu

ererhöhungen, vor allem bei der Einkommen-, Mehrwert und Mineralölsteuer,
zur Kürzung bestimmter Haushaltstitel, vor allem bei »Arbeit« und »Soziales«,
und zum radikalen Abbau von Subventionen führen. Mit anderen Worten: der

bundesdeutsche Sozialstaat ist nicht nur nicht auf die DDR-Region übertragbar,
wie es Norbert Blüm großartig versprochen hatte, er steht auch in der BRD-
Regionzur Disposition. Dies geht auch aus den Vorschlägen der Deutschen Bank
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hervor, die davonausgeht, »daßder sich abzeichnendezusätzliche Kapitalbedarf
für das Gebiet der DDR in erheblichem Umfang durch Ausgabenkürzungen und
vor allem den Abbau von Subventionen finanziert wird ... Die Vereinigung
Deutschlands schafft günstige politische wie psychologische Voraussetzungen
dafür, bislang Versäumtes nachzuholen und überkommene Besitzstände abzu
bauen.« Daß damit nicht die Besitzstände des Unternehmertums und der oberen

Einkommensschichten gemeint sind, daran läßt die Deutsche Bank keinen Zwei
fel. So warnt sie die Bundesregierung händeringend davor, die geplante Reform
der Unternehmenssteuern, sprich: deren Senkung, etwa auf die lange Bank zu
schieben.

Daß es auch andere Modelle und Vorschläge zur Finanzierung der Einheit
gegeben hat, istderbundesdeutschen Öffentlichkeit weithin unbekannt. Anstelle
der gigantischen Kreditfinanzierung der Einheit hätte man auch die Gewinne der
Bundesbank verwenden, den Rüstungsetat drastisch verringern, eine befristete
Abgabe auf das Produktivvermögen, eine Ergänzungsabgabe zur Einkommen
steuer (für mittlere und hohe Einkommen) erheben und vor allem auf die Sen
kung der Unternehmenssteuern verzichten können. Allein durch letztere Maß
nahme hätte der Bund ca. 30 Milliarden DM eingenommen. Die »Wirtschafts-
und Währungsunion« von 1990sollte den DDR-Bürgerndurch den Vergleich mit
der westdeutschen Währungsreform von 1948, die ja den Startschuß für das
»Wirtschaftswunder« gegeben hat, schmackhaft gemacht werden. Dieser Ver
gleich stimmt hinten und vorne nicht. Zum Konjunkturaufschwung und zu den
hohenWachstumsraten konnteder Währungsschnitt von 1948 nur in Verbindung
mit einer ganzen Reihe von besonderen Faktoren führen: erstens indem die DM
über den Marshallplan, das heißt, über den Dollar, gestützt wurde. Solch ein
Plan, nämlich die Ost-Mark über die DM stark zu machen und sie allmählich
konvertierbar zu machen, hätte der DDR besser getan und den Zusammenbruch
ihrer Wirtschaft verhindert oder jedenfalls sehr gemildert. Zweitens indem die
Westmächte auf weitere Demontagenund Reparationen verzichteten bzw. durch
die deutscheTeilung die Sowjetunion zwangen, ihren großen und berechtigten
Reparationsbedarf allein aus ihrer Zone, der SBZ bzw. der DDR zu bestreiten.
Hätte die Sowjetunion ihren Reparationsbedarfauch aus den Westzonenbefrie
digen können, hätte es das »deutsche Wirtschaftswunder«, in der Formjeden
falls, nicht gegeben. Drittens durch den jahrelangen strikten Lohnverzicht der
Gewerkschaften. Viertens durch die neue Rüstungskonjuktur, die der Korea-
Kriegauslösteunddie der westdeutschen Wirtschaftzugutekam. Fünftensdurch
den asozialen Modus der Währungsumstellung, die die Sachwertbesitzer
belohnte unddieKleinsparer und Rentner enteignete. Bei denheutigen Lobprei
sungen der Erhardschen Währungsreform wird stets verschwiegen, daß diese
zugleich das größte (indirekte) Enteignungs- und Umverteilungsverfahren der
deutschen Wirtschaftsgeschichte gewesen ist. Denn während die Großkonzerne
und Banken ihr gesamtes Sach- und Aktienkapital, das heißt, ihre gigantischen
Aufrüstungs- und Kriegsgewinne, im Verhältnis 1 RM zu 1 DM (oft im Verhält
nis 1:2 und 1:3) »umstellen« konnten, wurden dieBarguthaben und Ersparnisse
im Verhältnis 100 RM zu 6,5 DM abgewertet, das heißt, die kleinen Leutedurf
ten den verlorenen Krieg bezahlen.
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45 Jahre später sind es wiederum die besitzbürgerlichen Schichten der Bun
desrepublik, dieden großen Reibach mit derdeutschen Einheit machen, wäh
rend ihre Kosten vor allem aufdie kleinen Leute hüben und drüben abgewälzt
werden. In dem neuen »einig Vaterland« wird es nicht nur Deutscheerster und
zweiter Klasse geben; eine neue unsichtbareMauer wird die »eine Nation«wie
derum aufspalten: in die Vereinigungsgewinnler, die vorallem in der westdeut
schen Geschäftswelt und imKreditgewerbe zu finden seinwerden - und in die
Vereinigungsverlierer, dienach den realsozialistischen Schlangen vor den Läden
und Kaufhäusern nun die Schlangen vor den Arbeitsämtern und Sozialämtern
verlängern werden.

Helmut Kohl und seine Verbündeten in der DDR-Volkskammer haben aber
nicht nur den asozialsten, sondern auch den - für den bundesdeutschen Steuer
zahler - teuersten Weg indieEinheit gewählt. Dainfolge desKohlschen Crash-
Kurses die Arbeitslosenzahlen in der DDR viel schneller und höherkletterten,
als man sich inBonn ausgerechnet hatte, reichten die »Anschub-Finanzierungen«
hinten und vorne nicht. Im 1. Staatsvertrag hatte Norbert Blüm eine »Anschubfi-
nanzierung« der DDR-Renten und Arbeitslosenversicherung mit weniger als 3
Milliarden eingeplant. Schon 1990 aber mußten für die Finanzierung der
Arbeitslosigkeit inOstdeutschland 5,6 Milliarden DM Aufgewendet werden, und
- manhöreundstaune! - in 1991 werden es, nach Berechnungen der westdeut
schen Wirtschaftsinstitute, knapp 27 Milliarden DM sein. Der Zuschußbedarf
der Haushalte der Gebietskörperschaften in den neuenöstlichen Bundesländern
liegt, nach Schätzungen Dohnanyis, bei60 bis70 Milliarden DMjährlich.

Das aber bedeutet: Die Kreditaufnahme der öffentlichen Hand wird drama
tischzunehmen.Siebetrug 1989 32 Milliarden DM, 1990 werdenes 120 Milliar
den DM sein und 1991 rechnet die SPD zwischen 140 bis 150 Milliarden DM.
Das ist ein Zuwachs in zwei Jahren von über 400 Prozent. Höhere Schulden aber
führen bekanntlich zu höheren Zinsen und bremsen damit dieInvestitionstätig
keit der kleinen und mittleren Betriebe, die die teuren Kredite nicht bezahlen
können.

Vorallem müssen nun auf viele Jahre zig Milliarden DM für die Aufrecht
erhaltung der -jedenfalls notdürftigsten - Sozialversorgung inder Ex-DDRauf
gewendet werden, statt daß diese Milliarden produktiv (in den Aufbau der
Städte, die Modernisierung der Infrastruktur, die Reparatur der dringendsten
Umweltschäden etc.) verausgabt werdenkönnen. Es gehört zur Ironie der deut
schenEinheit, daß nunausgerechnet Helmut Kohl und seineMannschaft genau
das auf viele Jahre werden tun müssen, was sie dem SED-Staat stets und zurecht
vorgeworfenhaben: nämlich die Sozialausgabenin Ostdeutschland so hoch sub
ventionieren zu müssen, daß für Realinvestitionen viel zu wenig übrig bleibt.
Das, was Kohl, Lambsdorf, Haussmann, Waigel und Co. stets als die größte
Sündewider die wirtschaftliche Vernunft bezeichnet und für den Inbegriffkom
munistischer Mißwirtschaft gehalten haben, nämlich »Subventionen«, steht
ihnen nun selber ins ostdeutsche Haus. Jedenfalls werden sie zu chronischen

Sündern werden müssen, wenn sie verhindern wollen, - und dies müssen sie aus
vielerlei Gründen -, daß Ostdeutschland ein Armenhaus wird.

Übrigens war das Unternehmen »Deutsche Einheit« schon wenige Wochen
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ehemalige DDR für die einen ein bloßer Absatzmarkt und mögliches Investi
tionsfeldist, betrachtendie anderen sie als »nationalen Sozialfall«. Daß da nicht
bloß volkseigene Betriebe und Immobilien zu beerben, Haushaltslücken zu
stopfen, Sozialfälle zu behandeln sind und ein nationaler Notstand zu verwalten
ist, sonderndaß da auch eine Gesellschaft existiert, die nach dem Zusammen
bruch ihrer bisherigen Ordnung und ihres bisherigen Wertesystems neue Ideen,
neue Perspektiven und einen neuen Sinn braucht, umdieZukunft zugewinnen,
kam den Konkursverwaltern hüben und drüben nicht in den Sinn. Sie haben
keine einzige originäre Idee hervorgebracht, die mit dem Projekt der Einheit
hätte verbunden werden können.

In ihrer tumben Selbstherrlichkeit fiel den Bonner Politikern, und in ihrem
vorauseilendenGehorsamden OstberlinerPolitikern,nichtmehr ein, als die Ex-
DDR in eine zweitklassigeKopieder BRDzu verwandeln. Nur in einem Punkte
haben sie etwas Unvergleichlichesvollbracht: Noch nie ist eine deutsche Revolu
tion, die als originäre und phantasievolle Volkserhebung von unten begonnen
hatte, so rasch undso vollständig von oben und von außen entmündigt und abge
trieben worden.
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nach der Einführung der »Wirtschafts- und Währungsunion« pleite. »Die Pleite
zeigt«, schrieb Klaus Härtung, »daß Bonner Politiker und Ministerialbürokraten
weder Kompetenz noch historische Legitimation haben, eine Revolution von
oben zu veranstalten oder ein nationales Joint-Venture auf die Beine zu stellen.
Nichts stimmt, nicht die Zahlen, nicht die Ansätze, nicht die Programme. Und
daswarschonvorherbekannt. Esgibtnurnocheinepolitische Möglichkeit: wie
die zwölf nackten Matrosen von Ringelnatz durch schnelle Bewegungen ihre
Blöße zu verbergen.«

DurchschnelleBewegungen die eigene Blöße zu verbergen und vonder Pleite
abzulenken, war denn auch der eigentlicheSinnjenes grotesken»Sommerthea
ters«, das die politische Laienspielschar in Ostberlin unter Bonner Regie auf
führte. Die theatralisch vorgetragenen Bühnen-Dialoge um das Wahlrecht, um
Beitritts- und Wahltermine waren der reinste Kulissenzauber, um die wirkliche
Katastrophe, diehinterder Bühne ihrenLaufnahm,nichtthematisieren zu müs
sen. Die Frage nach dem Beitritts-Termin der DDR wurde zur Schicksalsfrage
der Nationaufgeblasen.Alsob eineeinzigeLPG vordem Konkursbewahrtwer
den könne, wenn der Beitritt schon am 14.September, am 3. Oktober oder noch
in derselbenNachterfolgenwürde, da die Volkskammer in Ostberlindiese Frage
beriet! Als ob ein einzigerneuer Arbeitsplatzdurch die raschestaatlicheVereini
gung geschaffen werden könne! Einzig für Helmut Kohl und seine »Allianz«-
Freunde war die Frage nach einem möglichstfrühen Wahltermin zu einer politi
schen Überlebensfrage geworden. Denn nursolange dieWohlstandshoffnungen
in der DDR-Bevölkerung anhielt und der realkapitalistische Schock noch nicht
voll durchgeschlagen war, konnte er hoffen, die erste gesamtdeutsche Wahl zu
gewinnen.

Von der - noch im Frühjahr '90 wahlentscheidenden - nationalen Euphorie
und Vorfreude auf die kommende Wiedervereinigung war schon im Sommer in
der DDR-Bevölkerung kaum etwas übrig geblieben. Die meisten Bürger haben
das Gefühl, vom Expreßzug der Einheit überrollt worden zu sein. Das Klima im
Lande ist seither durch Unsicherheit, Rat- und Hilflosigkeit, Resignation und eine
tiefsitzende Zukunftsangst geprägt. Ob Betrieb, LPG, Akademie der Wissenschaf
ten, Rundfunk, Fernsehen oder Verlag - es gibt niemanden, dem seine Arbeits
stelle dort noch sicher ist. »Freiheit statt Fürsorge« hieß die neue Losung. Die
Menschen erfuhren die neue Freiheit zuerst als Befreiung von Bevormundung,
Gängelung, Kontrolle und Kommandowirtschaft, und danach als Befreiung von
ihren einst sicher geglaubten Arbeitsplätzen, als »freien Fall« ins Bodenlose.

Zu der Angst vor der sozialen Not kommt bei vielen Ostdeutschen das Geführ
der Verzweiflung und die Wut hinzu, blind in eine Falle getappt zu sein. Es ist
daher sehr wahrscheinlich, daß die »friedliche Revolution«, die von Bonn und
ihren »Allianz«-Freunden in Ostberlin fein säuberlich abgetrieben wurde, die
Gewalt nachliefern wird: in unkontrollierten Ausbrüchen gegen die Politik, die
Verwaltung, das anonyme Oben. Die Deutschen haben es geschafft, aus einer
großen historischen Chance eine Erfahrung der Angst, der Not und der Hoff
nungslosigkeit zu machen.

Der ganze Bonner Parteienstreit um die Kosten und die Finanzierung der Ein
heit war ein bloßer Streit um die bessere Konkursverwaltung. Während die

DAS ARGUMENT 186/1991 ©

Materialienzu PolitikundLiteratur

^i^mS^"^

lißäd^rJaif'

•.•••..•,'••.'."•••'. :"nwfrW,';',•:•;.'v-.'•;'•• ,

Medienkrieg oder der
Fall »Nicaragua«
Hg. von Wilhelm Kempf
Politisch-psychologische
Analysen über US-Propaganda
und psychologische
Kriegsführung
250 S., br., DM 28-

In diesem Buch wird der Medien

krieg gegen Nicaragua zum ersten

Robert Cohen

Bio-bibliographisches
Handbuch zu Peter

Weiss' »Ästhetik des
Widerstands«
187S., br, DM 18-

Ein nützliches Instrumentarium für
alle, die sich in dem labyrinthi
schen Roman von Peter Weiss

besser zurechtfinden wollen. Die

Leserinnen und Leser finden hier

u.a. eine Inhaltsangabe des Ro
mans nach Kapiteln, ein Register
der im Roman erwähnten Namen
und Personen, biographische An
gaben zu den Personen des Ro
mans, eine Zeittafel zu Leben und
Tätigkeit von Peter Weiss von 1971
bis 1982 und eine kommentierte

Bibliographie.

Robert Cohen

Bio-Bibliographisches
Handbuch zu Peter Weiss'

»Ästhetik des
Widerstands« •



Vbn der Staatsfirma in die DM-Kolonie 253

45 Jahrespätersind es wiederum die besitzbürgerlichen Schichten der Bun
desrepublik, die den großen Reibach mit der deutschen Einheitmachen, wäh
rend ihre Kosten vorallem aufdie kleinen Leute hüben und drüben abgewälzt
werden. In dem neuen »einig Vaterland« wird es nicht nur Deutsche erster und
zweiter Klasse geben; eine neue unsichtbare Mauer wird die »eine Nation« wie
derum aufspalten: in die Vereinigungsgewinnler, die vor allem in der westdeut
schen Geschäftsweltund im Kreditgewerbe zu finden sein werden - und in die
Vereinigungsverlierer, die nachdenrealsozialistischen Schlangen vorden Läden
und Kaufhäusern nun die Schlangen vor den Arbeitsämtern und Sozialämtern
verlängern werden.

Helmut Kohl und seine Verbündeten in der DDR-Volkskammer haben aber
nicht nur den asozialsten, sondern auch den - für den bundesdeutschen Steuer
zahler - teuersten Weg in die Einheitgewählt. Da infolge des Kohlschen Crash-
Kurses die Arbeitslosenzahlen in der DDR viel schneller und höher kletterten,
alsmansichinBonnausgerechnet hatte, reichten die»Anschub-Finanzierungen«
hintenund vorne nicht. Im 1.Staatsvertrag hatteNorbertBlümeine »Anschubfi-
nanzierung« der DDR-Renten und Arbeitslosenversicherung mit weniger als 3
Milliarden eingeplant. Schon 1990 aber mußten für die Finanzierung der
Arbeitslosigkeitin Ostdeutschland 5,6MilliardenDM Aufgewendet werden, und
- man höre und staune! - in 1991 werden es, nach Berechnungen der westdeut
schen Wirtschaftsinstitute, knapp 27 Milliarden DM sein. Der Zuschußbedarf
der Haushalte der Gebietskörperschaften in den neuen östlichen Bundesländern
liegt, nach Schätzungen Dohnanyis, bei 60 bis 70 Milliarden DM jährlich.

Das aber bedeutet: Die Kreditaufnahme der öffentlichen Hand wird drama

tisch zunehmen. Sie betrug 198932 Milliarden DM, 1990werden es 120Milliar
den DM sein und 1991 rechnet die SPD zwischen 140 bis 150 Milliarden DM.

Das ist ein Zuwachs in zwei Jahren von über 400 Prozent. Höhere Schulden aber

führen bekanntlich zu höheren Zinsen und bremsen damit die Investitionstätig
keit der kleinen und mittleren Betriebe, die die teuren Kredite nicht bezahlen
können.

Vor allem müssen nun auf viele Jahre zig Milliarden DM für die Aufrecht
erhaltung der -jedenfalls notdürftigsten- Sozialversorgungin der Ex-DDR auf
gewendet werden, statt daß diese Milliarden produktiv (in den Aufbau der
Städte, die Modernisierung der Infrastruktur, die Reparatur der dringendsten
Umweltschäden etc.) verausgabt werden können. Es gehört zur Ironie der deut
schen Einheit, daß nun ausgerechnet Helmut Kohl und seine Mannschaft genau
das aufviele Jahre werden tun müssen, was sie dem SED-Staat stets und zurecht
vorgeworfen haben: nämlich die Sozialausgaben in Ostdeutschland so hoch sub
ventionieren zu müssen, daß für Realinvestitionen viel zu wenig übrig bleibt.
Das, was Kohl, Lambsdorf, Haussmann, Waigel und Co. stets als die größte
Sünde wider die wirtschaftliche Vernunft bezeichnet und für den Inbegriff kom
munistischer Mißwirtschaft gehalten haben, nämlich »Subventionen«, steht
ihnen nun selber ins ostdeutsche Haus. Jedenfalls werden sie zu chronischen

Sündern werden müssen, wenn sie verhindern wollen, - und dies müssen sie aus
vielerlei Gründen -, daß Ostdeutschland ein Armenhaus wird.

Übrigens war das Unternehmen »Deutsche Einheit« schon wenige Wochen
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nach der Einführung der »Wirtschafts- und Währungsunion« pleite. »Die Pleite
zeigt«, schrieb Klaus Härtung, »daß BonnerPolitikerund Ministerialbürokraten
weder Kompetenz noch historische Legitimation haben, eine Revolution von
oben zu veranstalten oder ein nationales Joint-Venture auf die Beine zu stellen.

Nichts stimmt, nicht die Zahlen, nicht die Ansätze, nicht die Programme. Und
das war schon vorher bekannt. Es gibt nur noch eine politische Möglichkeit: wie
die zwölf nackten Matrosen von Ringelnatz durch schnelle Bewegungen ihre
Blöße zu verbergen.«

Durch schnelle Bewegungen die eigene Blöße zu verbergen und von der Pleite
abzulenken, war denn auch der eigentliche Sinn jenes grotesken »Sommerthea
ters«, das die politische Laienspielschar in Ostberlin unter Bonner Regie auf
führte. Die theatralisch vorgetragenen Bühnen-Dialoge um das Wahlrecht, um
Beitritts- und Wahltermine waren der reinste Kulissenzauber, um die wirkliche
Katastrophe, die hinter der Bühne ihren Lauf nahm, nicht thematisieren zu müs
sen. Die Frage nach dem Beitritts-Termin der DDR wurde zur Schicksalsfrage
der Nation aufgeblasen. Als ob eine einzige LPG vor dem Konkurs bewahrt wer
den könne, wenn der Beitritt schon am 14. September, am 3. Oktober oder noch
in derselben Nacht erfolgen würde, da die Volkskammerin Ostberlin diese Frage
beriet! Als ob ein einziger neuer Arbeitsplatz durch die rasche staatliche Vereini
gung geschaffen werden könne! Einzig für Helmut Kohl und seine »Allianz«-
Freunde war die Frage nach einem möglichst frühen Wahltermin zu einer politi
schen Überlebensfrage geworden. Denn nursolange die Wohlstandshoffnungen
in der DDR-Bevölkerung anhielt und der realkapitalistische Schock noch nicht
voll durchgeschlagen war, konnte er hoffen, die erste gesamtdeutsche Wahl zu
gewinnen.

Vonder - noch im Frühjahr '90 wahlentscheidenden - nationalen Euphorie
und Vorfreudeauf die kommende Wiedervereinigung war schon im Sommer in
der DDR-Bevölkerung kaum etwas übrig geblieben. Die meisten Bürger haben
das Gefühl, vom Expreßzug der Einheit überrollt worden zu sein. Das Klima im
Lande ist seitherdurch Unsicherheit, Rat- und Hilflosigkeit, Resignation und eine
tiefsitzende Zukunftsangst geprägt.Ob Betrieb,LPG, Akademieder Wissenschaf
ten, Rundfunk, Fernsehen oder Verlag - es gibt niemanden, dem seine Arbeits
stelle dort noch sicher ist. »Freiheit statt Fürsorge« hieß die neue Losung. Die
Menschen erfuhren die neue Freiheit zuerst als Befreiung von Bevormundung,
Gängelung, Kontrolle und Kommandowirtschaft, und danach als Befreiung von
ihren einst sicher geglaubten Arbeitsplätzen, als »freien Fall« ins Bodenlose.

Zu der Angst vor der sozialen Not kommt bei vielen Ostdeutschen das Geführ
der Verzweiflung und die Wuthinzu, blind in eine Falle getapptzu sein. Es ist
daher sehr wahrscheinlich, daß die »friedliche Revolution«, die von Bonn und
ihren »Allianz«-Freunden in Ostberlin fein säuberlich abgetrieben wurde, die
Gewalt nachliefern wird: in unkontrollierten Ausbrüchengegen die Politik, die
Verwaltung, das anonyme Oben. Die Deutschen haben es geschafft, aus einer
großen historischen Chance eine Erfahrung der Angst, der Not und der Hoff
nungslosigkeit zu machen.

Der ganze Bonner Parteienstreit um die Kosten und die Finanzierungder Ein
heit war ein bloßer Streit um die bessere Konkursverwaltung. Während die
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ehemalige DDR für die einen ein bloßer Absatzmarkt und mögliches Investi
tionsfeld ist, betrachten die anderen sie als »nationalen Sozialfall«. Daß da nicht
bloß volkseigene Betriebe und Immobilien zu beerben, Haushaltslücken zu
stopfen, Sozialfälle zu behandeln sind und ein nationaler Notstand zu verwalten
ist, sondern daß da auch eine Gesellschaft existiert, die nach dem Zusammen
bruch ihrer bisherigen Ordnung und ihresbisherigen Wertesystems neueIdeen,
neue Perspektiven und einen neuenSinnbraucht, um die Zukunftzu gewinnen,
kam den Konkursverwaltern hüben und drüben nicht in den Sinn. Sie haben

keine einzige originäre Idee hervorgebracht, die mit dem Projekt der Einheit
hätte verbunden werden können.

In ihrer tumben Selbstherrlichkeit fiel den Bonner Politikern, und in ihrem
vorauseilenden Gehorsam den Ostberliner Politikern, nicht mehr ein, als die Ex-
DDR in eine zweitklassige Kopieder BRD zu verwandeln. Nur in einem Punkte
haben sie etwas Unvergleichliches vollbracht: Noch nie ist eine deutsche Revolu
tion, die als originäre und phantasievolle Volkserhebung von unten begonnen
hatte, so rasch und so vollständigvonoben und von außen entmündigt und abge
trieben worden.
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Wolfgang Bialas

DDR-Identität im Umbruch

Die DDR hat sich von der Geschichte verabschiedet. Eine historiographisch
eindeutige Geschichte, sollte man meinen, wenn da nicht noch das eigenartige
Phänomen derüber ihrEnde hinaus verlängerten, garerstnach ihrem Ende sich
klarkonturierenden DDR-spezifischen Identitäten und Mentalitäten, Verhaltens
und Denkweisen, Sentimentalitäten und »Errungenschaften« wäre. Was wardie
DDR nun wirklich? Was wird aus ihr inder Erinnerung ihrer ehemaligen Bürger
werden? Was hätte aus ihr werden können?Hätteetwas aus ihr werden können?
Solche und ähnliche Fragen wird derStreit derInterpretationen und historischen
Erklärungen bei aller Forschung im Detailaufnehmen müssen.Und schließlich:
Was wirdausdenMenschen, dieindieserDDR gelebt haben? DieExistenz eines
Staates läßt sich administrativ beenden. Für seine ehemaligen Bürger ist das
nicht ganz soeinfach. Die einen klammern sich andie Vergangenheit. Andere
wollen diese möglichst schnell vergessen. Dieeinenwiedie anderenaber müs
sen erfahren, daß sich das Kontinuum der Geschichte nicht willkürlich aufkündi
gen läßt. Gemeinsame Geschichte verbindet. Zumindest in ihren untrennbar mit
derpolitischen Großgeschichte verwobenen je eigenen Lebensgeschichten blei
ben sie, bleiben wir ehemaligen DDR-Bürger dem realexistierenden Sozialis
mus über seinen Untergang hinaus verhaftet. So einfach werden wir »die DDR
in uns« nichtlos. Nicht jedenfalls, ohne unsere eigene Geschichte in ihr aufzuar
beiten.

Ohne einesolche Aufarbeitung derPluralität individueller Lebensgeschichten
wird andererseits eine biographisch kontrollierbare, historisch gerechte Ge
schichte derDDR nicht geschrieben werden können. Indiesen Lebensgeschich
ten liegen Anpassung und Verweigerung, Opportunismus und Rückzug insPri
vate inderRegel dicht beieinander. Konsequente Widerstandsbiographien jeden
falls bliebendie großeAusnahme. LangeZeit warendiedemokratischen Soziali
sten, die Verfechter von Menschen- und Bürgerrechten, umweit-und alternativ
Bewegte eine kriminalisierbare Minderkeit ohne soziales Auffängmilieu, eine
Minderheit, die nur durch den Rückhalt ihrer kleinen Solidargemeinschaften
unddas schützende Dachder evangelischen Kirche politisch überleben konnten.
Daspolitische Instrument der Ausbürgerung undprogredierende Ausreisezahlen
sorgten zusätzlich dafür, daß diese Bewegung auf kleiner Flamme gehalten
wurde. Geradedie Mehrheit der hinreichend mit der Sicherung ihres privaten
Alltags beschäftigten unpolitischen Durchschnittsbürger wirkte hier als unver
zichtbarerKitt der bestehenden Herrschaftsverhältnisse, gab als »schweigende
Mehrheit« einer »sprechenden Minderheit« konzeptiver Ideologen überhaupt
erst die Möglichkeit, unwidersprochen die Interessen der herrschenden Polit-
bürokratie als die des Volkes auszugebenund eben als die herrschenden durchzu
setzen.

Für den Historikerundengagierten Zeitgenossen kannes nichtdamitgetansein,
die Metamorphose der DDR zum »Beitrittsgebiet der fünf neuen Bundesländer«
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alsÜbergang von einer Gesellschaftsordnung zueiner anderen nüchtern zupro
tokollieren, neue Gesetze, Eigentumsformen, Rechtsverhältnisse und admini
strative Strukturen einfach zu benennen. Schließlich konfrontiert dieser Über
gang Millionen von Menschen quasi über Nacht mit einer sozialen Realität, auf
deren Verhaltenszumutungen sie in keiner Weise vorbereitet sind, vor der
bewährte und in ihrer habituellen Selbstverständlichkeit schon lange nicht mehr
hinterfragte Lebensstrategien nun einfach versagen. Bisher verliefdasLeben für
die meisten von ihnen in überschaubaren Bahnen, konnte mit großer Sicherheit
auf Jahrzehnte hinaus geplant werden. Angesichts umfassender realsozialisti
scher Daseinsfürsorge erübrigten sich eigene Lebensentwürfe weitestgehend.
Dramatische Höhepunkte in der Biographie waren zumeist privater Natur.
Brüche blieben die große Ausnahme.

Nunhat sich plötzlich dieser ganze Rhythmus geändert, stehen Entscheidun
gen an, diekompetent eigentlich gar nicht getroffen werden können, da hierfür
jegliche Voraussetzungen fehlen. Möglicherweise muß zwischen Alternativen
gewählt werden, die gleich fragwürdig und unsicher sind. Oftwird die fällige
Neuorientierung im veränderten sozialen Umfeld als Verunsicherung erlebt,
wechseln Hoffnungen und Enttäuschungen einander ab, gehen hektische
Betriebsamkeit und lähmende Depressionen ineinander über. Da werdenIdenti
täten auseinandergenommen und nur fragmentarisch wieder zusammengesetzt.
Biographien neugeschrieben, entleerte Sinnzusammenhänge besichtigt undbei
seitegelegt. Für viele droht ihr ganzes bisheriges Leben fragwürdig zu werden.
Oder aber sie reagieren aufdie permanente Überforderung durch die neue Situa
tion, auf die umfassende öffentliche Entwertung ihrer Vergangenheit, die auch
vor ihren ganz persönlichen Erinnerungen undErfolgen, dendaran geknüpften
Kompromissen und Zugeständnissen nicht halt macht, mit einer nostalgischen
Verklärung dieser Vergangenheit, in der man doch wenigstens immer noch
wußte, woran man eigentlich war.

Nachdem die staatliche Teilung Deutschlands beendetist, zeigtsich, daß sich
in der relativen Isolierung getrennter Entwicklung tatsächlichzwei Welten her
ausgebildet haben, die nichtohneweiteres paßfähig sind. Im unmittelbaren Auf
einandertreffendieser zur Vereinigung freigegebenen Welten gehen diese neue
Verbindungen ein, verfestigen sichaber zugleich auch neueAbgrenzungen und
alte Vorurteile. Multikulturelles amalgamiert mit Provinziellem. Minderheiten,
Sub- undJugendkulturenerneuern aneinanderihr ausgrenzendes Selbstverständ
nis. Dabei rechtfertigen aggressive Entladungen von Gewalt gegeneinanderdas
jeweilige Feindbild. Demgegenüber bleiben Forderungen nach Toleranz und
gewaltfreiemUmgangmiteinandermarginal und scheinbarwirkungslos. An den
Graffitis der Häuserwände jedenfalls kommen sie nicht an. Folgt man deren
Losungen, so sind es nur wenige, die aufein gelassenesMit-und Nebeneinander
setzen. Je nachdem heißt es hier vielmehr Ausländer, Rechte, Bullen, Linke,
Ossis oder Türken raus. Da werden Territorien verteidigt oder angegriffen,
Häuser gestürmt oder besetzt, wird Deutschtum kultiviert oder abgelehnt. Zur
Verständigung, angst- und aggressionsfreien Begegnung, gar zur Vermischung
der Kulturen oder Relativierung der Feindbilder und Ideologien kommt es dabei
kaum. Lieber bleibt man unter sich und überläßt den Mythos von der offenen,
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toleranten und multikulturellen Gesellschaft der Deutschen den Medien. Ohne

hingehendieseAuseinandersetzungen, indenensichdie politischeAlltagskultur
des größer gewordenen Deutschlandneu formieren muß, an den sozial-alltägli
chen Problemen der meisten ehemaligen DDR-Bürger vorbei. So werden bei
spielsweise die Hausbesetzer aus dem Westen, die sich den Osten Berlins erobert
haben, immer noch eher als Besetzerdenn als Bereicherungder Nachbarschaft
wahrgenommen. Ihre Diskussionsveranstaltungen zu besuchen, in ihren Knei
pen sein Bier zu trinken, die »Tage der offenen Tür« zum Kennenlernen zu nut
zen, fällt den wenigsten ein. Die Integration findet nicht statt.
• Dem ostdeutschen Normalbürger begegnet der »Westler« noch immer vorran
gig als Tourist, Händler oder Anbieter von Nebenbeschäftigungen. Allerdings
kommt es inzwischen auch schon mal zu einer direkten Begegnung in der Kon
kurrenz um die knappen Arbeitsplätze. Aber auch hier sind die Rollen und Chan
cen in der Regel von vornherein klar verteilt: Der Ostler ist durch seine Vergan
genheit belastet, unter- oder fehlqualifiziert, der Westler tritt an mit dem persön
lichen Bonus, aus einer boomenden, erfolgreichen Marktwirtschaft zu kommen,
repräsentiert den durchsetzungsstarken, gewandten, selbstverständlich in meh
reren Sprachen parlierenden Weltbürger, der sich nun, wo es darauf ankommt,
zur selbstverständlich gut bezahlten Entwicklungshilfe nicht zu schade ist, um
auch im Osten nach Jahren der Mißwirtschaft und politischen Diktatur wirt
schaftlichen Aufschwung, Freiheit und Demokratie durch seinen persönlichen
Einsatz auf den Weg zu bringen.

Unterm Strich, so kann man in der Altbundesrepublik lesen und hören, hat
Deutschland mit der DDR Territorium, Menschen und Probleme hinzugewon
nen. Damit ist der Beitrag der ehemaligen DDR zur Vereinigung aus der Sicht
einer nach Meinungsumfragen Mehrheit der ehemaligen Bundesrepublik hinrei
chend beschrieben. Auf Nachfragen würde man dann wohl noch hören, daß es
sich dabei durchaus auch um fleißige Menschen, ein interessantes Territorium,
aber eben auch um überaus große Probleme handle. Die Revolution jedenfalls
gilt gemeinhin als beendet. Die Sache der Freiheit hat gesiegt und buchstabiert
sich nun als freie Marktwirtschaft. Nicht zuletzt das macht sie in den Augen der
eigentlichen »Sieger der Geschichte« zur deutschen Revolution, mit der sich das
deutsche Volk nach den Jahren der Hitlerdiktatur nun endgültig vor der
Geschichte rehabilitiert habe.

Wieder einmal wird das Volk bemüht. Das ehemalige Staatsvolk der DDR.
Bevölkerung verbal formiert zur politischen Einheit. Seinerzeit, nach neuer
Zeitrechnung »vor der Wende«, an Transparenten, Fahnen, mitgefühlten Porträts
der politischen Führung zu gegebenen Anlässen als »das Volk« erkennbar, an
solchenTagen landesweit millionenfach an Tribünenvorbeidefilierend. Zwischen
den Kampf-und Staatsfeiertagen wieder diffundierend zur »werktätigen Bevölke
rung«. Allabendlich aus der Anonymität »unsererMenschen« auf den Bildschir
men tretend als Helden von »Ernteschlacht« und »Arbeitsfront«. Dieses Volk, in
kollektiver Vereinzelung gehalten, hinreichend beschäftigt mit der Sicherung
seines privaten Alltags, elementarer zivilgesellschaftlicher Äußerungsformen
enteignet,geschütztvonVolksarmee und Volkspolizei, zur Sicherheitdes Staates
massenhaft überwacht und zur »informellen Mitarbeit« herangezogen. Ausein-
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anderdividiert durch selektive Gratifikationen geht dieses Volk im nun schon
historischen Herbst 89 zu Hunderttausenden auf die Straße, erobert sich politi
sche Aktionsräume, die auszufüllen ihm jegliche Erfahrung fehlt, ermöglicht
basisdemokratische Politikformen und selbstbestimmte Initiativen, die zugleich
immer weniger mit den Losungendes Straßeneinheitsvolkes zu tun haben - und
atomisiert sich schließlich wieder zur Bevölkerung eines Landes, dessen Tage
gezählt sind. Dessen fragmentarische Existenz als vierzigjährige Episode der
Nachkriegsgeschichte nunmehr zu Ende gegangen ist. Das jedoch auch nach
dem Ende seiner staatlichen Existenz wohl noch längere Zeit an einer besonde
ren Verdichtung sozialer und anderer Probleme und Eigenheiten als relative Ein
heit identifizierbar bleiben wird.

Nun also gemeinsame Betroffenheit der ehemaligen DDR-Bürger von einem
ganzen Bündel sozialer Probleme. Gemeinsame Abstempelung als in jeder
Beziehung nachholbedürftige Ostler, die sich erst einmal geschlossen einer
Kombination aus Umerziehung und Umschulung unterziehen sollten, um
demokratie- und arbeitsmarktfähig zu werden. Nicht zu vergessen schließlich
der postume Zusammenschluß zum Großpatienten DDR, der therapeutischen
Bearbeitung von Gefühlsstau, depressiven Frustrationen, Minderwertigkeits
komplexen und Aggressionsüberschuß bedürftig. Der Bonus der demokrati
schen Revolution jedenfalls scheint verbraucht, wird allenfalls noch als zwar ver
ständliche, aber für die sozial-emotionale Befindlichkeit des Ostlers irgendwo
auch wieder typische Weltfremdheit abgebucht, sich lieber in einer nostalgisch
beschworenen Vergangenheit umzutreiben, als mit beiden Beinen in der Gegen
wart stehend die neuen Probleme energisch und ohne sentimentale Ressenti
ments anzupacken.

Das also die Situation, die angesichts der negativen Eindeutigkeit kurz- und
mittelfristiger Prognosen für die F(ünf) N(euen) L(änder) solidarische Zusam
menhänge zunehmend zu symbolischen zu entwerten droht. Jeder wird sich wie
der selbst der Nächste und auf sein eigenes Durchsetzungsvermögen zurückge
worfen. Das sich in der Konkurrenz erst noch beweisen muß, das Erlernen und
die Akzeptanz der Spielregeln voraussetzt. Desolidarisierung und Vereinzelung
also, Karrierebewußtsein und Beziehungspragmatismus. Dieser sich abzeich
nendeTrend istjedoch auch nicht individuellzwingend. AbhängigvomGrad der
Betroffenheit, den absehbaren oder noch offenen Zeiträumen desÜbergangs zu
einer neuen sozialen Existenz, der Art dieser Existenz natürlich und nicht zuletzt
den Interventionen, den möglichen und den subjektiv riskierten, sind durchaus
auch gegenläufige Entwicklungen denkbar. Zumindest deutet sich an, daß es
dem ehemaligen DDR-Bürgerschwer fällt, seine Kollegennun als Konkurrenten
um knapper werdende Arbeitsplätze wahrzunehmen und sich entsprechend zu
verhalten, seinen Marktwert auszustellen oder überzeugend zu simulieren, in
Outfit und Jargon, individuell gesetzten Prioritäten und habituellen Zeitrhyth
mendenTypdes dynamischen undflexiblen Arbeitnehmers zu verkörpern, der
die besseren Chancen hat, unter den Bedingungen des neuen Arbeitsmarkteszu
bestehen.

Was eigentlich widerfährt Menschen, die, bei aller kritischen Distanz zu ihrer
untergegangenen politischenOrdnung oder auch einer Existenz als weitgehend
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unpolitischen Privatindividuen, dennoch in vielfältigerWeise in ihren sozialen
Verhaltensstereotypen und Individualitätsformen mitdieser Ordnungverbunden
waren?Solche Fragen stellen, heißt auch, sie in Fragenan die eigene Biographie
zu übersetzen und das eigene Maß nicht delegierbarer Verantwortung für diese
Gesellschaft konkret zu benennen. Diese Art der Selbstbefragung steht noch
weitgehend aus. Sie sollteTeilder sozial-undgeschichtswissenschaftlichen Auf
arbeitung der DDR-Geschichte sein.

Es ist auch für Sozial-und Geisteswissenschaftler schwierig, in dieser Zeit der
Abwicklungen und des zusammenbrechenden Arbeitsmarktes theoretisch zu
arbeiten. Gestehtman sich eigeneVerunsicherungen ein, geht man gar ihren bio
graphisch tiefer liegenden Wurzeln auf den Grund, oder demonstriert man sou
veräne Gelassenheit und übt sich ein in normalisierender Anpassung an die
neuen Bedingungen?Wie entwickelt man eine Sicht auf eigeneVerhaltensweisen
und Lebensstrategien, durch die hindurchsich gesellschaftliche Zustände repro
duziert haben, die wir heute rigoros ablehnen mit den bekannten Formeln vom
bürokratischen, administrativen oder Feudosozialismus?

Der Marxismus-Leninismus, die alte politische Führung, die ideologischen
Einpeitscherund einstigen Zensoren, realsozialistische Alltagsabsurditäten - all
das wird nun zur Zielscheibe beißender Kritik und treffender rhetorischer Spit
zen. Psychologisch ist das nur zu verständlich und hat wohl die Funktion, gegen
die Fragwürdigkeiten der eigenen Biographie eine zeitlich versetzte imaginierte
Wunschbiographie zu setzen. Aber gerade diese Imagination hinterläßt, wenn
sie nicht mitgedacht wird, Peinlichkeit. Interessantes Material für den Historiker
freilich entsteht aufdiese Weiseschon, Material zur Rekonstruktion der psycho
sozialen Symptomatik des Umbruchs. Aber die Angleichung an den westlichen
mainstream der Wissenschaft bei demonstrativer oder stillschweigender Verab
schiedung der eigenen Denk- und lebensweltlichen Vorausetzungen kann nur ein
über kurz oder lang verzichtbares Plagiat hervorbringen, das den jeweiligen Ori
ginalen intellektuell unterlegen bleiben muß. Etwas anderes ist der dringend not
wendige Anschluß an Diskussionen und Entwicklungen, ohne die der künstlich
produzierte und staatlich gehütete Provinzialismus der DDR-Theorielandschaft,
nur weiter verlängert wird und zu ihrer endgültigen Verödung fuhren muß.

Der ehemalige DDR-Bürger wurde unter Bedingungen sozialisiert, die jetzt
nicht mehr gelten. Seine soziale und politische Existenz war an Anpassungslei
stungen gebunden, die nun, da ihre Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind,
ihre Folgen aber weiter wirken, sich gegen ihn wenden und seine Sozialtauglich
keit unter den veränderten Bedingungen beeinträchtigen. Das ganze feinmaschi
ge und variantenreiche Geflecht sozialer Abhängigkeiten und Alltagsopportunis
men, die ausdrückliche Sanktionierung konkreter Verhaltensweisen, Aktivitäten
und Unterlassungen und deren Verinnerlichung zum scheinbar selbst gewählten
sozialen Habitus, die Akzeptanz der Definitionsmacht politischer Institutionen
und staatsoffizieller Ideologie mit der Verbindlichkeit von ihr vorgegebener
Sprachregelungen, öffentlicher Rituale und tabuisierter Themen, all das wirkt
weiter. Die daraus resultierende Phänomenologie entsprechender Wahrneh
mungsraster, Lebensstrategien und Varianten der Konfliktbearbeitung hat sich
durch den massiven Anpassungsdruck an das neue politische und marktwirt-
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schaftlicheSystemder Bundesrepublik vielleichtsogar noch verfestigt. Die nor
mativ zwingende Kraft des Unterlassungshandelns als tradierte Verhaltensweise
des unpolitischenDurchschnittsbürgers ist weiterwirksam. Der Herbst 89 bleibt
Vorschein einer zivil couragierten Gesellschaft mündiger Bürger, der bundesre
publikanisch nicht ohne Folgenbleiben wird. Ein Nachspiel ist denkbar.

Wenn Menschen massenhaft aus alten Sicherungen fallen, ohne daß andere
soziale Netze bereits für sie geknüpft wären, wird das von ihnen zunächst einmal
als Verlust erlebt - als Verlust des Arbeitsplatzes, unentgeltlicher Sozialleistun
gen, als Verlust von fragloser Sicherheit und Geborgenheit überhaupt. Daß diese
alten Sicherungen auf ökonomisch brüchigem Boden gebaut waren und eine
systemstabilisierende Funktion in der alten DDR hatten, daß sie darüber hinaus
durch ein ausgeklügeltesSystemvonSonderleistungenfür einen politisch auser
wählten Personenkreis entwertet und durch den schleichenden Siegeszug der D-
Mark schon lange vor der Währungsunion zunehmend auch elementare Leistun
gen innerhalb dieses Sicherungsnetzes in Frage gestellt wurden, wirkt dabei
jetzt, im Nachhinein, für viele kaum relativierend auf dieses Verlustgefühl. Ins
besondere ältere Menschen, deren berufliche Existenz abrupt beendet wird oder
massiv gefährdet ist, ohne daß Umschulung und Neuanfang für sie möglich
wären, verbinden das Ende der DDR im assoziativen Zusammenschluß mit dem
vorzeitigen Ende ihrer aktiven Lebenszeit. Viele, die noch vor Jahresfrist nicht
nur in beruflichen Zusammenhängen aktiv und engagiert waren, nehmen sich
jetztaufihre unmittelbare soziale Überlebensperspektive zurück, sind nurnoch
an Renten, Mieten und Preisen interessiert und verbringen ihre länger geworde
nen Tage damit, soziale Katastrophenmeldungen aus den fünf neuen Bundes
ländern aufzusaugen und zum wahrscheinlicher werdenden privaten Unter-
gangsszenario zu verdichten. Die dahinter stehende entwicklungsgeschichtliche
Logik erscheint zwingend, erleben sie doch Wende und Wiedervereinigung als
Prozeß, in dem die Gesellschaft sich von ihnen abwendet, Entwicklung eine
Beschleunigung erfährt, der sie nicht mehr zu folgen vermögen. Da liegt Frag
mentierung als spontane Reaktionsform nahe.

Es ist im wesentlichen dieselbe Generation, die nach dem Krieg mit jugendli
chem Enthusiasmus und neuen Idealen den Wiederaufbau getragen hatte, die
sich nun, oft schon zum zweiten Mal, um ihre Ideale betrogen sieht. Zumindest
für den Teil von ihr, der gesellschaftlich engagiert Politik in der DDR mitgestal
tet hat, ist es außerordentlich problematisch, ihr altes Wertgefüge zu korrigieren.
Auf dem Spiel steht schließlich ihre psychosoziale Identität, ihre bewußt
gewählte und verantwortlich gelebte Biographie, die nach einer solchen Korrek
tur möglicherweise zur ausschließlichen Negativbilanz würde. Hier wirken
unbewußte Schutzmechanismen, die ein selektives Wahrnehmungs- und Inter
pretationsraster zwischen das Ich und die Realität schieben. Dabei werden
Ambivalenzen und moralische Konflikte, Zweifel und Unsicherheiten, Verdrän
gungen und Schuldgefühle,die mehr oder wenigerzujeder das politische System
nicht radikal in Frage stellenden sozial engagiertenDDR-Biographie gehören,
aus dem Gedächtnis gestrichen und zur moralisch integren Eindeutigkeit und
Geradlinigkeit eigener Positionen, Entscheidungen und Entwicklung phanta
siert. Die psychische Balance kann, wenn diese Imaginationen gelingen, viel
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leicht gesichert werden, allerdings um den Preis entdifferenzierender und viel
fach eingeschränkter Realitätswahrnehmung und eines nur noch bedingt mög
lichen Zugriffs aufdie eigene Biographie. Die nicht zuletzt auch an der wachsen
den Kluft zwischen deklariertem Anspruch und gesellschaftspolitischer Realität
gescheiterte DDR wird durch dieses Raster nun noch einmal zur antifaschistisch-
demokratischen, sozial gerechteren Alternative zur alten BRD (»erklärt.

Große Probleme, sich in der neuen Situation zurechtzufinden, haben auch die
heute 7-14jährigen. Insbesonderediejüngerenerleben diese Situationtatsächlich
als »Umwertung aller Werte«, indem nunoftmalsdas genaue Gegenteilvondem
gilt, was ihnen vor dem absehbaren Ende der DDR in der Schule als staatsbür
gerliche Grundorientierung zu vermitteln versucht wurde. Nicht selten sind es
zudem die gleichen Lehrer, die, in Fortsetzungvon Subalternität und Anpassung
unter veränderten Bedingungen buchstäblich »gewendet«, nunmehr die neuen
Wahrheitenverkünden. Routiniert und engagiertwie eh undje, die Verkörperung
selbstsicherer, unerschütterlicher Gewißheit, verhalten sie sich so, als hätten sie
nie etwas anderes getan, als die »freiheitlich demokratischeGrundordnung« der
BRD als der staatsbürgerlichen Weisheit letzten Schluß zu verkünden. Das
macht die Verwirrungperfekt, haben doch dann die Erwachsenen (denn es sind
nicht nur die Lehrer, die sich in normalisierender Verdrängung üben) offensicht
lich nicht die gleichen Probleme, sich neu zu orientieren und dabei das ganze
Ausmaß der stattgefundenen Veränderungen überhaupt erst einmal in seinen
Konsequenzen wahrzunehmen und zu verarbeiten. Andere Erwachsene agieren
ihreeigene Verunsicherung in Sarkasmen undZynismen aus, derenMetaphorik
für die Kinder und Jugendlichenkaumzu entschlüsseln ist, was das Gefühl, mit
ihren Identitäts-und Orientierungsproblemen sich selbst überlassen zu sein, nur
nochsteigert. DieälterenreagierenmitCliquenbildung unddemonstrativen Pro
vokationen, die den Erwachsenen signalisieren sollen, daß sie deren Verdrän-
gungs- und Stunde-Null-Politik nicht mitzumachen gedenken.

Es ist schon beeindruckend, nach vollzogener staatlicher Vereinigung in Fuß
ballstadien der ehemaligen DDR Sprechchörejugendlicher Fans zu hören, die
»SED«, »FDJ«, »STASI« und »DDR« als Wiedererkennungsformeln skandieren
- umanschließend alsgrölender undprügelnder MobJagdauf Ausländer, Linke
oder Normalbürger zu machen, »Bullen« zu reizen oder einfach ein paar Schei
ben klirren zu lassen. Dabei ist ihr demonstrativ ausgestelltes Deutschtum,
untermalt durch »Ausländer raus« und »Deutschland den Deutschen«, auch Aus
druck des Fremdseinsim eigenen Land, des Verlustes vonHeimatund unvorbe
reiteter Aussetzung in eine unsichere Zukunft. Nach vormundschaftlicher
Daseinsfürsorge und staatsbürgerlicher Entmündigung jetzt die »Freiheit« - in
der Marktwirtschaft zu bestehen oder in ihr zu scheitern, sich in der Konkurrenz
durchzusetzenoder ins sozialeAbseitszu geraten, sich anzupassenoder es auch
bleiben zu lassen. Und immer noch alle Varianteneingebettet in einer allgegen
wärtigen Bürokratie, undurchschaubar immer noch undnicht kalkulierbar. Nun,
nachdem bisher alles für oder gegensie, jedenfallskaum von ihnen selbst ent
schieden wurde, wird ihnen auf einmal eine Fülle von Entscheidungen abver
langt, diebegründet zu treffen ihnen elementare Voraussetzungen fehlen. Nicht
zuletzt das Schicksal dieser Generation, die Realitätshaltigkeit ihrer Hoffnungen
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und Befürchtungen, der zivilgesellschaftlicheAbbau oder das eruptive Ausagie
ren ihrer Frustrationen und Aggressionenwird die neudeutsche Zukunft der ost
deutschen Bundesländer mitentscheiden.

Die Möglichkeiten vonIntellektuellen, gesellschaftliche Zukunftmitzugestal-
ten, mögen bescheiden sein. Um so entschiedener sollten sie genutzt werden.
Sachzwängeund enger werdende politischeSpielräume bedürfen der Erweite
rung durch die kreative Phantasie emanzipatorischer Projekte, bedürfen der
Infragestellung durch die analytische Unbestechlichkeit kritischer Interventio
nen. Auch weiterhin müssen Kosten und Opfer industriegesellschaftlicher
Modernisierung benannt werden. Jenseits messianischer Weltverbesserungs
pläne oder des naheliegendenRückzugsin den geschütztensozialen Binnenraum
der intellektuellen Professionen, über die hinweg eine pragmatische Politikder
schnellen Lösungen und kurzatmigen Strategien bequem zur Tagesordnung
übergehen kann, sollte es so etwas, wie eine besondere Verantwortung durch
Reflexionsfähigkeit geschulter sozialerSensibilität geben. EineandereVerarbei
tung der traumatischenDisziplinierung der Vergangenheit als die ihrer Verdrän
gung oder forschen Verleugnung sollte möglich sein.
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__ _^ Hans Werner Henze
--'-'- Ein politischer Musiker

Zwölf Vorlesungen

[||pSla"7."V V.^•'TTj^T-*T Eine leicht verständliche Einführung in das Werk
fefertmOfrOS WernejulieuZk, ejnesder meistaufgeführten undbedeutendsten
fcg5äSg£3BR: Komponisten nicht nur des deutschen Sprach-
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lüpli.•'X^Z^&e*m^ Henzes sozialistische Haltung hat ihn zu einer
^^SS^=^^==|i-i— »musica impura« geführt, zum Verzicht auf die
:^^^^jrfTri:'".'l?rr!:": Reinheit des Stils zugunsten eines reflektierten
^™===" 'fs^»^'.;~Z","srZ Eklektizismus.

'"••- Dem behandelten Gegenstand entsprechend
^ kommtindieser ersten Henze-Monographie seit
- 1968 das Verhältnis von Musik und Politik immer
.; wieder zur Sprache.
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Ehrenfried Galander und Gunter Willing

Was wird aus der Marx-Engels-Forschung an der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg?

^ilMar^8elS'GeSan,taUSEabe (MEGA) droht der bundesdeutschen Anschlußpolitik zum
Opfer zu fallen. Unabhängig davon, wie man die DDR bewertet, ist diese Edition unbezweifel-
bar von menschheitlichern Interesse. Die künftige Forschung wird in allen Ländern der Welt
und fiir viele Generationen daraufangewiesen sein. Die Vorstellung ist unerträglich, daß deut
scher Kleinkanertheit und bürgerlichem Revanchismus dieses Werk zum Opfer fallen könnte
Der folgende Beitrag führt aus, was z.B. an der Universität Halle-Wittenberg derzeit noch in
Vorbereitung ist. Wir werden diese Problematik noch einmal aufgreifen. Red.

Schwer fallt es, für irgendein ehemaliges DDR-Produkt einen auch zukünftigen Nut
zen zu reklamieren. Das gilt für LPG-Gemüse und für SERO-Umweltschutz, noch
mehr aber für Institutionen und Menschen, die mit Wissenschaft, Kunst, Forschen
und Lehre zu tun haben. In den sogenannten Abwicklungen im Bereich des Hoch
schulwesens sind auch - ministerialbürokratisch angewiesen - die MEGA-Gruppen
der Universitäten verwickelt. Die jahrelang gewachsenen Werkstätten der Editoren
wurden als ideologische Altlasten denunziert und geschlossen bzw. in ihrer Fortexi
stenz bedroht. Es wird sehr schwer werden, eine Konsolidierung des historisch-kri
tischen Edierens derMEGA an den Universitäten zu erreichen.

Das bedeutet speziell für die Marx-Engels-Forschungsgruppe an der Martin-Lut-
her-Universität Halle-Wittenberg mit ihrem Projekt der editorischen Bearbeitung
und theoretischen Erschließung aller 24 »Londoner Hefte 1850-1853« in den MEGA-
Banden IV/7 bis IV/11: Nachdem die Bände IV/7 (Hefte Ibis VI) und IV/8 (Hefte
VII bis X) bereits veröffentlicht wurden, wird 1991 der Band IV/9 (Hefte XI bis
XIV) erscheinen. Der Band IV/10 wird zur Zeit bearbeitet. Ob die Bände IV/10
S^.^ biS XVm) "nd IV/" (Hefte XIX bis XXIV> aus dem Labyrinth derAbwicklungen und Warteschleifen herausfinden werden, ist fraglich. Die Mitarbei
terinnen können noch bis Juni bzw. September 1991 edieren, dann soll ihr Vertrag
mit der Universität auslaufen. Die wenigen verbleibenden Wochen dürften kaum
ausreichen, die Weiterfinanzierung zu klären, auch wenn vom Wissenschaftsrat
empfohlen wurde, die Marx-Engels-Gesamtausgabe in das Programm der Akademie
der Wissenschaften (Ost) aufzunehmen. Ein Engagement des Ministeriums für Bil
dung, Wissenschaft und Kultur Sachsen-Anhalts sowie der Martin-Luther-Universi
tät wäredringend notwendig.

Exzerptezur Kritik der politischen Ökonomie

Bisherige Vorstellungen gingen davon aus, die Veröffentlichung der »Londoner
Hefte« bis Mitte derneunziger Jahre abzuschließen. Parallel zur Edition wurden in
den letzten Jahren ineiner Reihe von Publikationen die »Londoner Hefte 1850-1853«
als relativ selbständiger Gegenstand der »Kapital«-Forschung hinterfragt. Die Ergeb
nisse gingen weit über die unmittelbare Zielstellung der »Kapital«-Forschung hinaus
und gestatteten metatheoretische Schlußfolgerungen über methodisch-systemati
sches Vorgehen bei der Entstehung einer qualitativ neuen Anschauung von der
Gesellschaft (Fabiunke 1984; Jahn 1987; Mohl).
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In den Heften Ibis VIII der »Londoner Hefte« interessiert sich Marx besonders für
die historische Entfaltung der Geldfunktionen und -formen, der Kreditarten und
Bankinstitutionen und für die Entwicklung der Geldverfassung im 19. Jahrhundert
unter dem Eindruck von Weltwirtschaftskrisen. Besonders für Großbritannien bilde
ten Umbruchprozesse in Industrie und Landwirtschaft, im internationalen und Kolo
nialhandel, in der weltweiten Reproduktion der Edelmetallbestände, Veränderungen
in der Geld-, Kredit- und Bankorganisation sowie politische Auseinandersetzungen
ein »Ensemble«, das selbst bereits das Resultat vieler Determinanten war. Es stellte
sichtbar schwere Kärrnerarbeit für Marx dar, sich an die verschiedenen Widersprü
che heranzuarbeiten, von denen jederseine eigene Spezifik hatte, seine eigene innere
Geschichte und eigene Existenzbedingungen (Müller 1988). Marx' Exzerpte sind
auch Überlieferungen der Lebenswerke großer Ökonomen vergangener Jahrhun
derte, die heute leider nur einigen wenigen Spezialisten bekannt sind. Aber Thomas
Tooke z.B. oder John Fullarton waren nicht nur geschäftstüchtige Banker und Kauf
leute, sondern auch berühmte Parlamentarier und exzellente Ökonomen, die ihre
Gesellschaft zu einem expliziten Diskurs herausforderten. Ihre Denkansätze wären
auch für das Problem der heutigen Geldmengensteuerung von Bedeutung.

Mit den Heften XI bis XIII im MEGA-Band IV/9 begann ein Abschnitt des Marx-
Serien Forschungsprozesses, in dessen Mittelpunkt das Verhältnis zwischen Lohnar
beit und Kapital und die Entwicklung der sozialökonomischen Lage der Arbeiter
klasse rückten. Bei der Lösung des Problems, wie sich der Austausch zwischen
Lohnarbeit und Kapital vollzieht, konnte sich Marx 1857 aufdie in den Heften XI bis
XIII gesammelten Materialien stützen. Gemeinsam mit den vorangegangenen Stu
dien wird der Band IV/9 wichtige Etappen der Entwicklung der Wert- und Mehr
werttheorie, der Arbeitslohntheorie, der Auffassungen zur Rolle der Gewerkschaf
ten und zur Grundrententheorie dokumentieren.

Seit Beginn seiner ökonomischen Studien gehörte der Arbeitslohn zu den Haupt
fragen, mit denen sich Marx befaßte. In den Heften XII und XIII setzte sich Marx
nunmehr mit populationstheoretischen Begründungen der Lohnfondstheorie ausein
ander und machte Studien zum sogenannten Gesetz vom abnehmenden Bodenertrag
(Stude). Interessant ist dabei Marx' Methode, ständig die von ihm analysierten
Kräfte und Gegenkräfte durch historische Rückblicke zu verifizieren bzw. zu falsifi
zieren.

Neben dem Kampf um den Arbeitslohn schenkte Marx einem gesetzlich geregel
ten Arbeitstag und dessen Verkürzung große Aufmerksamkeit. In den Exzerpten des
Heftes XI interessierte er sich besonders für das 1847 vom britischen Parlament
erlassene Gesetz über den Zehnstundentag. Die Studien über die Geschichte des
Arbeitstages, die Exzerpte aus Schriften der Gegner und Befürworter eines gesetz
lich geregelten Normalarbeitstages, die Auswertung von Parlamentsberichten usw.
wurden zu einem wichtigen Bestandteil des empirischen Materials, auf das sich
Marx später in seiner Lehre vom Arbeitstag stützen konnte. Hier geht es aber auch
um die reelle Subsumtion, die Marx im »Kapital« als Indiz für das Entstehen der
eigentlichen kapitalistischen Produktionsweise genommen hat. Die Hegemonie der
herrschenden Klasse gründete sich letztlich auf ihre Fähigkeit, den Arbeitsprozeß
und die Reproduktion der Arbeitskraft selbst zu organisieren, und zwar in einem
umfassenden Sinn, der sowohl die Subsistenz der Arbeiter alsauch ihre kulturelle
Bildung einschloß (Balibar 1990). Das verweist aufdas immer noch zu diskutierende
Problem des Politischen inder Kritik der politischen Ökonomie, aufdie Frage der
Vermittlung von subjektiven und objektiven Faktoren inden Theorien von Luxem
burg, Tugan-Baranowski, Bauer, Bucharin, Sternberg, Grossmann u.a.
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London - August 1851: Beginn eines neuen Forschungsabschnitts

Im August 1851 begann für Marx mit Heft XIV, das den MEGA-Band IV/9
abschließt, eine neue Phase des Fbrschungsprozesses, die bis zum Ende der »Londo
ner Hefte« währte. Er betrachtete den Forschungsprozeß auf dem Gebiet der politi
schen Ökonomie zunächst im wesentlichen als abgeschlossen. Beginnend mit Heft
XTV berührte Marx jetzt Fragen, die die Menschheitsgeschichte in ihrer weltweiten
Dimension und im historischen Werdegang ihrer Erscheinungsvielfalt charakteri
sierten. Damit eröffneten sich Problemfelder, deren Analyse im Fortgang der Theo
rieentwicklung auch auf die Erfassung von historischen Formierungsprozessen
orientierte. Inden verbleibenden Heften der Londoner Studien untersuchte Marx bis
zum Herbst 1853 Gegenstände aus verschiedenen Wissensgebieten. Erinteressierte
sich für Naturwissenschaft und Technik, Literaturgeschichte, Architekturge
schichte, Kolonialgeschichte, Geschichte vorkapitalistischer Produktionsweisen,
Kultur- und Sittengeschichte, für soziale Strukturen und Bewußtseinsformen bei den
verschiedenen Völkern in verschiedenen Epochen. Jeder weitere Schritt in der
MEGA-Edition bestätigt die Universalität des Weltbürgers Marx (Marxhausen
1987).

Das Profil des Heftes XTV wird durch Studien zur Theorie und Praxis des Kolonia
lismus, des Kapitalismus der freien Konkurrenz und durch Studien zu vorkapitalisti
schen Produktionsweisen bestimmt. Marx wählte eine Reihe solcher Standardwerke
aus, die in der Ganzheitsbetrachtung des historischen Prozesses weit fortgeschritten
waren und weitgehend den Forschungsgegenstand seiner Zeit zusammenfaßten.
Dazu gehören Werke zum antiken Rom, zur spanischen Feudalordnung, zur
Geschichte der Perser, der Azteken und Inkas. Diese Exzerpte hatten ohne Zweifel
gemeinsam mit folgenden Exzerpten Bedeutung für Marx' Formulierung »progressi
verEpochen derökonomischen Gesellschaftsformation« imJahre 1859. Gemeinsam
mit den späteren umfangreichen Studien über den asiatischen Raum, besondere über
Indien (Hefte XXI bis XXIII), konnten sie auch bei der Abstraktion des Begriffes der
asiatischen Produktionsweise mit herangezogen werden.

Marx hatte zu Beginn der fünfziger Jahre bereits umfangreiche Kennmisse über
die Bedeutung der Kolonien für den Prozeß der ursprüngliche Akkumulation des
Kapitals und über deren Rolle bei der Herausbildung des Weltmarktes. Besonders in
den Exzerpten aus dem Werk von Gülichs (MEGA2 FV/6, 3ff.) schenkte er diesen
Fragen Aufmerksamkeit. Während dort jedoch die Materialsammlung über das
Kolonialsystem im Vordergrund stand, ging es Marx im Heft XIV der »Londoner
Hefte« vor allem um eine Analyse zeitgenössischer Reflexionen über den Kolonialis
mus. Erexzerpierte sowohl Befürworter als auch Gegner vor allem derbritischen
Kolonialpolitik, des Sklavenhandels und der Sklaverei. Gleichzeitig interessierte
sich Marx auch für die verschiedenen Arten von Kolonien (Siedlungs- bzw. Ausbeu
tungskolonien) (Galander 1987a; ders. 1987b; ders./Block).

Der MEGA-Band IV/10wirddie Hefte XV bis XVJU der »Londoner Hefte« ent
halten. Das Heft XV beinhaltet dieExzerpte zurGeschichte derTechnik und Tech
nologie (Galander/Langhammer). Marx konnte feststellen, daßdas 18. Jahrhundert
mit der raschen Entwicklung desGewerbes und derManufakturen, derzunehmend
praxisorientierten Wissenschaft und der neuen sich daraus ergebenden Bildungsauf
gaben ein gesellschaftliches Bedürfnis für die eigenständige Herausbildung der
Technologie bot. Die Wissenschaft Technologie wurde dabei vor allem durch das
Spannungsverhältnis von Wissenschaft, Bildung und Wirtschaft getragen.

Das Heft XVI der »Londoner Hefte 1850-1853« dokumentiert Marx* komparative
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Studien französischer, englischer und deutscher Geld-, Kredit-, Bank- und Zinstheo
rien des 18. und 19. Jahrhunderts und beinhaltet weiterhin Exzerpte, »welche expro-
fesso vom 'Handel' und der 'Spekulation' handcl(n)...«(MEGA2 n/5, 105). Beson
ders hervorzuheben sind die acht Handschriftenseiten umfassenden Auszüge aus
Adolphe-Lambert-Jacques Quetelets Werk »A treatise on man and the development
of his faculties. Edinburgh 1842«, denn Marx stieß hier auf einen Großen in der
Geschichte der modernen empirischen Sozialforschung. Trotz ihrer kausalmechani
schen Betrachtungsweise imponierte Marx Quetelets Gesellschaftssicht. Die Gesell
schaft erschien hier nicht, wie inderantiken Staatstheorie, alsvon vornherein durch
eine überlegene Einheit beherrscht, aber sie wurde auch nicht durch eine liberalisti-
sche Proklamation autonomer Individuen zusammengesetzt, sondern die Menschen
befinden sich in gegenseitigen Beziehungen und Verflechtungen, sie bilden ein
Gewebe, das der Fortschritt der Kultur und vor allem die Art der Arbeit immer fester
und feiner macht. Im Prozeß derDialektik von Ideen und ökonomischen Bedingun
gen ist ihr wechselseitiger Einfluß alles andere als symmetrisch. Lebensbedingun
gen können Ideen prägen, die in einer besonderen Periode vorherrschen, während
dann Ideen nur bedingt und ganz spezifisch das Geschehen zu beeinflussen ver
mögen (Willing/Winkler).

»Geschichte« in den »Londoner Heften«

Nachdem Marx im Heft XVII dieergänzenden ökonomischen Studien mit Exzerpten
aus dem »Economist«, aus Gray und S. Newman beendet hatte, wandte ersich inden
Heften XVII und XVIII vor allem der feudalen und frühkapitalistischen Gesell
schaft, inerster Linie in Mittel- und Westeuropa, zu. Beide Hefte sind weder Vorar
beiten füreineGeschichte desFeudalismus noch der Literatur- oderSprachentwick
lung, sondern eingeordnet in Marx' Gesellschaftsauffassung zu werten. Hatte er
bereits mit Beginn seiner Londoner Studien die Untersuchung politökonomischer
Fragen in ihrer historischen Dimension erfaßt, so weitete ernun die historischen Stu
dien aufbisher nicht untersuchte Problemkreise aus. Ganz offensichtlich hatte sich
bei ihm im Forschungsprozeß die Erkenntnis verstärkt, wie entscheidend der Einfluß
politischer und rechtlicher Beziehungen auf ökonomische Verhältnisse und deren
Entstehung und Entwicklung ist.

Charakteristisch für Heft XVII sind Marx' Studien zur Geschichte der feudalen
Gesellschaft unter dem Aspekt ihrer Verfassungsgeschichte. Die Verfolgung derVer
fassungsgeschichte gewährt ihm dabei eine zweifache Erkenntnismöglichkeit. Zum
einen ermöglicht sie einen vermittelten Zugriff zu den Produktionsverhältnissen,
und zum anderen gibt sie Einsichten in die aktive Wirkung des politisch-rechtlichen
Bereichs auf die Entwicklung des ökonomischen Bereichs. Ohne Zweifel hatten
diese Studien sowie die inden folgenden Heften enthaltenen Exzerpte große Bedeu
tung für die Darstellung der Formationsfolge im Vorwort von »Zur Kritik der politi
schen Ökonomie« von 1859.

Die Exzerpte aus den Schriften von Hallam (Italien, Deutschland, Frankreich,
Spanien) und Dalrymple (Großbritannien) wenden sich den Verhältnissen des Mitte
lalters in verschiedenen Teilen Europas zu. Besondere Beachtung verdienen jedoch
auch diezwar kurzen, jedoch inhaltsreichen Auszüge aus F. Newman über die Exi
stenz, die Aufeinanderfolge und das gegenseitige Ausschließen von Kastenwesen,
Sklaverei und Leibeigenschaft. Dieses Problem hatte Marx bereits im Heft XIV
(Heeren, Sempere, Dureau delaMalle) berührt, und er kam auch in den folgenden
Heften wiederholt darauf zurück.
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Die umfangreichsten Exzerpte des Heftes XVII entstammen den Werken von Hüll
mann (etwa zwei Drittel des Heftes). Neben den Exzerpten aus Wachsmuth sind sie
die längsten Auszüge aus Werken eines Autors innerhalb der »Londoner Hefte
1850-1853«. In den vier Werken von Hüllmann verschaffte sich Marx einen Über
blick über folgende Probleme: Die Entwicklung der Partikulargewalten bis zur
Errichtung der Landesherrschaften im 12. und 13. Jahrhundert; die Hausmacht-
pohtik der deutschen Könige; die Entstehung, Struktur und Rechtslage des niederen
Adels; die Struktur und Rechtsstellung der Bauern; die Entstehung und Sozialstruk
tur der Städte und deren ökonomische Basis; die Rolle der geistlichen und weltlichen
Fürsten; die Staatseinkünfte der deutschen Krone bis zum Ende des 13. Jahrhunderts
Die größte Beachtung verdienen dabei Marx' Exzerpte aus Hüllmanns »Städtewesen
des Mittelalters«. Dieses geschichtswissenschaftlich hoch einzuschätzende Werk ist
wahrscheinlich die umfangreichste spezielle Abhandlung zum mittelalterlichen
Städtewesen, die Marx je gelesen hat. Es ist eine Wirtschafts- und Verfässungsge-
schichte des europäischen Städtewesens (besonders Deutschlands, Frankreichs, Ita
liens und Englands) im Feudalismus des 8. bis 17. Jahrhunderts. Zugleich schließt es
auch kultur- und sittengeschichtliche Aspekte der bürgerlichen Alltagsgeschichte
(vor allem 13. bis 15. Jahrhundert) ein. Über diese Probleme hinaus nahm Marx auch
viel Material zur Herausbildung des Geldes, vor allem zur Funktion als Zahlungs
mittel, in seinen Wissensspeicher auf. Ebenso verdeutlichen die Exzerpte sein Inter
esse für den Einfluß politisch-rechtlicher Regelungen auf die Entwicklung von Pro
duktion und Handel und für die Bedeutung der außerökonomischen Gewalt für die
Durchsetzung neuer Verhältnisse.

Die Exzerpte aus Hüllmanns Werk reichen bis in das Heft XVffl. Chronologisch
und inhalüich schließen daran die Exzerpte aus Forbonnais an, in denen sich Marx
besonders Fakten zur französischen Finanz-, Steuer- und Handelspolitik sowie
deren Einfluß auf die Manufakturbildung um 1600 notierte. Dominierendes Thema
des Heftes XVIII sind jedoch die daran anschließenden Exzerpte zur Literatur-
und Sprachgeschichte. Der in dem Heft XVIII analysierte Zeitraum ist der, in dem
in Europa in allen wichtigen gesellschaftlichen Bereichen die Grundlagen für die
bürgerliche Gesellschaft gelegt wurden. Die Exzerpte konzentrieren sich vor
wiegend aufdie Zeit vom 13. bis 17. Jahrhundert. Inhaltlich leiten sie zuden inden
Heften XIX und XX dominierenden Auszügen zur Kultur- und Sittengeschichte
über.

Sismondi gab in seinem Werk einen Überblick über die Herausbildung und Ent
wicklung der südeuropäischen Sprachen und der Literatur. Marx exzerpierte daraus
gezielt den Zusammenhang zwischen der Sprachentwicklung sowie der sozial
ökonomischen und politischen Entwicklung, die Rolle von Kriegszügen sowie die
gegenseitige Beeinflussung von Kulturen durch Handel und Kriege. Weitere Schwer
punkte sind die Entwicklung der verschiedenen Literaturgattungen (vor allem in
Italien und Spanien) und umfangreiche Aufzählungen von Dichtern und deren Wer
ken. Dieser Aspekt tritt demgegenüber in den Exzerpten aus Bouterwek zurück, da
dieser Verfasser den sozialökonomischen Hintergründen kaum Aufmerksamkeit
schenkte. Bouterwek gab in seinem vielbändigen Werk einen Überblick über die
Entwicklung von Literatur und deren Trägern bis zur Neuzeit. Er gab also geo-
grafisch über das von Sismondi behandelte südeuropäische Gebiet hinaus. Marx
exzerpierte inErgänzung zu den Exzerpten aus Sismondi sehr umfangreich die Ent
wicklung der italienischen, französischen und englischen Literatur vom 12. bis 17.
Jahrhundert. Ein geringerer Umfang ist der spanischen und deutschen Literatur
gewidmet. Den größten Teil der Exzerpte bilden inhaltlich Aufzählungen über die
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Dichter jener Länder und deren Werke, z.T. illustriert mit Auszügen daraus. Diese
Exzerpte dienten Marx wohl als reiner Wissensspeicher.

Der die »Londoner Hefte 1850-1853« abschließende Band IV/ll wird die Hefte
XIX-XXIV umfassen. Neben einzelnen Exzerpten zur politischen Ökonomie und
zur Soziologie wird sein Inhalt vor allem durch zwei Schwerpunkte charakterisiert.
Zum einen sind dies die Exzerpte aus dem Werk Wilhelm Wachsmuths zur allgemei
nen Kulturgeschichte. Inhaltlich sind diesem Problemkreis ebenfalls die Exzerpte
zur Geschichte der Frauen zuzuordnen. Auch für sie gilt, daß essich dabei nicht um
Vorarbeiten für eine Kulturgeschichte oder eine Geschichte der Frau handelt, son
dern um Marx' Versuch eines Gesamtblickes auf die menschliche Gesellschaft. Die
Exzerpte zur allgemeinen Geschichte und zur Frauengeschichte schließen inhaltlich
an die Themen der Hefte XVB und XVIII an. Sie prägen wesentlich den Charakter
der Hefte XIX, XX, XXI und XXIV.

Derzweite Teil des Heftes XXI sowie die Hefte XXII und XXmsind völlig Marx
Exzerpten über Indien gewidmet. Ihre Bedeutung geht weit über die bisher dominie
rende Wertung hinaus, daß sie lediglich der politischen Publizistik geschuldet seien.
Sie sind ein Beweis für die weltgeschichtliche Dimension der Gesellschaftsanalyse
von Marx. Nachdem ersich im Heft XXI mit ausgewählten Problemen der britischen
Herrschaft in Indien beschäftigt und entsprechende Literaturhinweise notiert hatte,
dehnte er in den folgenden Heften die Auseinandersetzung mit dieser Thematik auf
vier Schwerpunkte aus. Erstens analysierte Marx die Geschichte der East India
Company und ihrer Herrschaft in Indien. Die Entstehung dieser Aufzeichnungen
war vor allem den Diskussionen inGroßbritannien um dieErneuerung derCharta
der East India Company geschuldet. Verwendung fanden sie auch bei der Darstel
lung der ursprünglichen Akkumulation im »Kapital«. Zweitens befaßte sich Marx
mit der asiatischen Dorfgemeinde. Drittens interessierte er sich für die indischen
Grundeigentumsverhältnisse sowie ihre Veränderung durch die britischen Bodenbe
steuerungssysteme. Viertens untersuchte Marx den Entwicklungsstand der Produk
tivkräfte in Indien und leitete daraus seine bekannten Prognosen für eine zukünftige
Entwicklung dieses Landesab.

Die theoretische Bearbeitung der MEGA-Bände IV/9 bis IV/ll wirft damit neben
den bereits erwähnten Problemen übergreifende Fragestellungen auf, dieMarx' Ver
ständnis von Gesellschaft insgesamt berühren. Sein Herangehen an die Erforschung
und Darstellung der bürgerlichen Gesellschaft beinhaltete von Anfang an, diese
Gesellschaft als ein Entwicklungsstadium der Menschheit überhaupt darzustellen.
Daraus folgte, daß erden Forschungsprozeß auch aufvorkapitalistische Produktions
weisen ausdehnte. Seine Untersuchung des Kapitalismus begriffdiesen u.a. alsSpe
zifik von allgemeinen Bestimmungen zu Klassengesellschaften, als höchstent
wickelte antagonistische Gesellschaft, als Produkt der Entwicklung vorkapitalisti
scher Produktionsweisen und inWechselwirkung mit ihnen. Dievorkapitalistischen
Produktionsweisen waren in diesem Sinne jedoch nicht expliziter Gegenstand der
Untersuchungen, sondern es dominierte ihre Beachtung unter dem Aspekt der Her
ausbildung des Kapitalismus und ihrer Einbeziehung inden Kapitalkreislaufentspre
chend den in den Manuskripten 1857/58 geäußerten Vorstellungen zur Totalität
gesellschaftlicher Verhältnisse.

DieStudienzwischen 1850 und 1853 sindsomitein wichtiges Bindeglied zwischen
der Entwicklung der Marxschen Theorie in den vierziger Jahren und 1857. Sie
bezeugen in ihrer Anlage gleichermaßen, daß Marx die Gesamtheit gesellschaftli
cher Beziehungen in ihrer gegenseitigen Abhängigkeit auf grundlegend neuer Basis,
der Dominanz materieller, ökonomischer Verhältnisse, im Blick hatte und diese
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Gesamtheit inder Forschung nachzuvollziehen bemüht war. Dabei beschränkte er
sich nicht aufdie Erfassung klassischer Entwicklungslinien, sondern nahm die Man
nigfaltigkeit gesellschaftlicher Beziehungen auf.

Er beabsichtigte ab Ende der fünfziger Jahre, die von ihm entdeckten Totalitätszu
sammenhänge im sechsgliedrigen Aufbauplan darzustellen: Kapital, Grundeigen
tum, Lohnarbeit, Staat, auswärtiger Handel, Weltmarkt. Da ersich letztlich aufdie
Fertigstellung des »Kapital« als abstraktester Untersuchungsebene konzentrierte,
blieben viele seiner Studien im Darstellungsprozeß unberücksichtigt.Für eine heute
mögliche und notwendige Untersuchung dieses Aufbauplanes bieten die »Londoner
Hefte 1850-1853« außerordentiich reichhaltiges Material.

Die »Londoner Hefte 1850-1853« sind die entscheidende Materialgrundlage für die
danach folgende Entwicklung der Marxschen Theorie. Ihre Bedeutung ist vergleich
bar mit den seit längerer Zeit bekannten »Kreuznacher Heften«, »Pariser Heften«
sowie den »Brüsseler und Manchester Heften«. Die Bearbeitung der noch zu veröf
fentlichenden Hefte durch die Editionsgruppe an der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg befindet sich ineinem fortgeschrittenen Stadium. Allen Editorin
nen ist bewußt, daß eine weitere MEGA-Edition grundsätzlich neue Überlegungen
über Zustand, Ziele und Verwirklichungsmöglichkeiten des Projekts notwendig
macht. Mitte der90erJahre könnten alle »Londoner Hefte« derwissenschaftlichen
Welt zur Verfügung stehen.
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Philosophie unddeutscherFaschismus —
mehrals nurein »FallHeidegger«

Anhand von Daten, Namen und
Fakten beschreibt der Autor minu
tiös das prekäre Verhältnis von
Faschismus und Philosophie.

Weitere Titel dieser Reihe

Deutsche Philosophen
1933
Hg. von Wolfgang Fritz Haug
Ideologische Mächte im deut
schen Faschismus 3
AS 165,261 S., DM 18,50

»Wer sich mit den... feuilletoni-
stischen High-Iights zu Heidegger
nicht zufrieden geben mag, findet
hier,handwerklich solide, stringen-
te Argumentationen.« links

... setzt einen Standard, an dem
die zukünftige Forschung gemes
sen wird.« Widerspruch

Wolfgang FritzHaug

Die Faschisierung des
bürgerlichen Subjekts
Ideologische Mächte im deut
schen Faschismus 1
AS 80,220 S., br., DM 18,50

Jan Rehmann

Die Kirchen im
NS-Staat
Ideologische Mächte im deut
schen Faschismus 2
AS 160,160 S.. br., DM 18,50

Thomas Laugstien

Philosophieverhält
nisse im deutschen
Faschismus
Ideologische Mächte im deut
schen Faschismus 4

AS 169, br., 225 S., DM 18,50

Einegründlich recherchierte empi
rische Studie, die in der Analyse
philosophischerInstitutionen (Ge
sellschaften, Zeitschriften, Kon
gresse, Seminare) das intellektu
elle Klima vor und nach dem histo
rischen Zeitpunkt »1933« unter
sucht. Wie und in welchem Aus
maß konnte die Philosophie zur
Magd faschistischer Politik wer
den? Was hat es zu bedeuten, daß
Philosophen wie Heidegger und
Spranger für den autoritären Staat
eingetreten sind?
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Anja Weberling

Raum für alle hat die Erde ...

Technikkritik und Geschlechterverhältnisse

Welche nützlichen Lehren lassen sich aus der Rationalisierungspolitik der Arbei
terorganisationen in der Weimarer Republik für heutige Gewerkschaftspolitik
ziehen? Fast einhellig weisen Studien und Kommentare aufden illusionären Cha
rakter dersozialdemokratischen Rationalisierungseuphorie hin, der Massenar
beitslosigkeit und Weltwirtschaftskrise bereits Ende der zwanziger Jahre den
Boden entzogen. Die Gewerkschaften befürworteten Rationalisierungsmaßnah
men, sofern siedieProduktivität erhöhten, weitgehend kritiklos. DieFordschen
Automobilwerke als Ideal vor Augen, setzten sie aufkompensatorische Forde
rungen und dieUmverteilung derRationalisierungsgewinne durch Preissenkun
gen, Lohnerhöhungen, Arbeitszeitverkürzungen und optimale ergonomische
Arbeitsplatzgestaltung. Im Vordergrund rückschauender Kritik stehen die tech
nokratischen und zentralistischen Regelungs- und Organisationsmodelle, die die
Gewerkschaften propagierten und praktizierten, und ihre Kehrseite: die Ver
nachlässigung der betriebspolitischen Ebene und der Verzicht auf eigene tech-
nik-, arbeits- und wirtschaftspolitische Entwürfe (Burawoy 1983). Auf welche
Erfahrungen und wessen Interessen sich die gewerkschaftliche Programmatik
stützen konnte, scheint bislang nur vereinzelt und punktuell angerissen worden
zu sein (z.B. Martens 1989, Radkau 1989, Bönig 1989). Viele Darstellungen for
mulieren die Rationalisierungspolitik des ADGB dominant als Bewußtseins
frage, z.B. wenn sie sie zurückfuhren auf 'bürgerliche Werthaltungen' (Vahren-
kamp 1983, 735), 'ideologische Verblendung' (Hoff 1978, 191), 'fehlende Fach-
und Sachkenntnis' (Neubauer 1981,209), 'theoretische Mißverständnisse' (Wulf
1987, 199; Stollberg 1981, 134) oder 'eine kollektive Lebens- und Überlebens
lüge' (Freyberg 1989, 383).

Zu den tragenden Konstruktionen für die unkritische und tatenlose Haltung
vieler Gewerkschafter zur Rationalisierung zählt ein technikzentrierter Fort-
schrittsoptimismus,der sich bereits im 19. Jahrhundert in den Reihender Arbei
terbewegung eingebürgert hatte. Darin verkehrte sich die technische Entwick
lung selbst zum Subjekt der Geschichte, indem sie als wesentliche Triebkraft
permanenter gesellschaftlicher 'Höherentwicklung' angesehen und ihreinquasi
naturgesetzlicher Verlaufunterstellt wurde. DieKritik anderproletarischen Tra
dition technokratischen Fortschrittsglaubens, diesich bis heute ingewerkschaft
lichen Orientierungen an 'Wirtschaftswachstum' und 'technischem Fortschritt'
zeigt, stützt sich überwiegend auf die Frankfurter Schule. Sie ist zugleich,
manchmal ausdrücklich, ein Beitrag zu heutigen Technologiedebatten: als
'Lehre' ausden geschichtlichen Erfahrungen will sie vorallem Skepsis vor der
Verabsolutierung technischer Problemlösungsformen vermitteln und das naive
bis fatalistische Vertrauen in das Wundermittel 'Fortschritt' erschüttern.

Gerade in Hinblick auf heutige Umbrüche muß dagegen das vergleichsweise
geringe Interesse daran verwundern, wie der Zusammenbruch der gewerk-
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schaftlichen Rationalisierungspolitik in der Weltwirtschaftskrise verarbeitet
wurde, d.h. welche neuen Überzeugungen andieStelle des blinden Vertrauens
in Fortschritt vonTechnikund 'Ratio' traten. Obligatorisch ist allein der Hinweis
auf die 1931 von Otto Bauer gelieferte analytische Unterscheidung zwischen
sozialistischer Rationalisierung und kapitalistischer Fehlrationalisierung. Sie
fand, stellenweise miterheblichen Abwandlungen, alsErklärungs- undzugleich
Rechtfertigungsmodell für das eigene Handeln einige Verbreitung in SPD und
Gewerkschaften. Darüber hinaus bleiben die Einschätzungen knapp und z.T.
gegensätzlich. Während z.B. G. Neubauer feststellt, daß diegewerkschaftliche
Einstellung zur Rationalisierung sich nicht grundsätzlich wandelte (Neubauer
1981, 206), heben andere Autoren dengewerkschaftlichen Katzenjammer nach
1929 hervor und sprechen von zerplatzten Illusionen. Dabei entsteht leicht der
Eindruck, die Gewerkschaften seien im Verlaufdieser Desillusionierungkollek
tiv schlauer geworden und sähen die Verhältnisse nun mit nüchternem Blick
(z.B. Wulf 1987, 161f.). Artikel inderBetriebsräte-ZeitschriftfördieFunktionäre
derMetallindustrie (BRZ)von 1929 und vor allemsolche, die sich zur Frauenar
beit in der Metallindustrieäußern, verweisen allerdings darauf, daß zumindest
stellenweise noch andere Elemente in die gewerkschaftliche Fortschritts- und
Rationalisierungskritik eingingen alsdiezuspäte Einsicht indieKlassenverhält
nisse: Das ist die Deutung des Geschehens in Gegensatzpaaren wie Ratio -
Natur, abstrakt - real, tot - lebendig. Solche und verwandteDualismen zählen
zum Repertoire des konservativen Kultur- und Technikpessimismus, der dem
grenzenlosen Fortschrittsoptimismus derArbeiterbewegung häufig alsdirektes
Pendant gegenübergestellt wird (z.B. Sieferle 1984,157). Insofern irritieren kul
turpessimistische Argumentationsketten in Gewerkschaftspublikationen die
üblichen Zuordnungsraster. Indem siesichzugleich gegen Frauenerwerbsarbeit
und -emanzipation richten, verschränkt sich über siedieKritik anderRationali
sierung mitder sog. Doppelverdienerkampagne am Ende der Weimarer Repu
blik. Andererseits treffen sie in der gewerkschaftlichen Debatte auf diskursive
Verknüpfungen vonFortschrittsglauben und Frauenemanzipation undaufVersu
che, sich zwischen beiden Polenmit Hilfeder Konstruktion Frauenarbeit/Män
nerarbeit zu bewegen. Solche Verschränkungen und Blockierungen verweisen
darauf,daßdiebloße Absage anTechnikdeterminismus undFortschrittseuphorie
offenbar nochkeinenRichtungswechsel zueinerverallgemeinerbaren emanzipa-
torischen Arbeitspolitik gewährleistet.

A.Dünnebacke hatte in der BRZ bereits vor 1929 skeptische Beiträge zur
Rationalisierung, insbesondere zu den neuen Akkord- und Lohnsystemen,
geschrieben, dabeiaberdenGrundsatz: »Der moderne Arbeiter istkeinMaschi
nenstürmer« (16/1926,507), nicht in Frage gestellt. In einem Bericht zu »Ratio
nalisierung und Gewerbehygiene« im November 1929, in dem sich Dünnebacke
auf einen Vortrag von Prof. Waffenschmied auf der Jahresversammlung der
'Deutschen Gesellschaft für Gewerbehygiene' stützte, formulierte er seine
Befürchtungen offensiver und allgemeiner. SeineGedankenführung entwickelte
er imSpannungsfeld zwischenden PolenLeben, Natur und Arbeiterschafteiner
seits, Unternehmer, Technik und Rationalisierung andererseits. Diese sei,
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»wie alle Technik, ein Eingriff der Vernunft in die blindwaltende Natur... Daraus ergibt sich
der Gegensatz zwischen der Ratio, der Vernunft, und den triebhaften Kränen der Natur, des
Lebens, derGegensatz zwischen GeistundNatur, zwischen derabstrakten Ideeunddem rea
len Leben.« (22/1929, 689)

Dielaufende Rationalisierung, diesich wie jedeneue Idee rücksichtslos und ein
seitig durchgesetzt habe, schaffe daher lebensgefährdende - »Vollendete Vergei
stigung ist der Tod« (689) - und widernatürliche Zustände, z.B. die Frauen
erwerbsarbeit:

»Es ist widernatürlich, daß Millionen Frauen ihre natürliche Lebensfunktion, die Mutter
schaft, unterdrücken und sich einem Berufwidmen müssen, der oft ihrer körperlichen und gei
stigen Veranlagung in keiner Weise entspricht.« (Ebd., 689)

Die Arbeiterschaft und ihre Organisationen, die selbstredend auf seiten des
Lebens stünden, müßten zuerst den eigenen Kopf von verfehlten Vorstellungen
befreien, um entsprechend eingreifen zu können. Fortschrittsfatalismus und
Technikgläubigkeit seien selbst Merkmale der Entfremdung und verhinderten
die Einsicht in die Verhältnisse:

»Daß diese Widersprüche [zwischen Natur und technisierter Produktion; AW] heute kaum
noch empfunden werden, daß die Verhältnisse als unabänderlich und ihre Weiterentwicklung
als zwangsläufig angesehen wird, istein Zeichen dafür, wie weit wir uns bereits vom Wege der
Natur entfernt haben und wie rasch wir uns einer rein technischen Lebensanschauung nähern,
einer Lebensanschauung, in der auch die lebendige, menschliche Arbeitskraft denGesetzen
der Technik unterworfen sein wird.«(Ebd., 689)

Ebenso erinnerte E. Langenberg im Dezember 1929 andiemenschliche Biologie
(25/1929, 768) und das »Gesetz der Natur« (766). In seinem Artikel 'Zum Pro
blem der Frauenarbeit in der Metallindustrie' gab er zu verstehen, daß das
Gedankenkonstrukt eines ökonomisch bedingten Fortschrittsdeterminismus
Erzeugnis kapitalistischer Ideologie sei:
»SowiederKapitalismus undseine Handlanger gern vonden unabänderlichen 'ehernen Geset
zen der Wirtschaft' spricht [sie], reden die Vertreter der schrankenlosen Emanzipation davon,
daß die fortschreitende Industrialisierung der weiblichen Bevölkerung imWesen der Zeit liege
und darum wederausgeschaltet nochabgedämpft werden dürfe.« (Ebd., 766)

Dem setzte Langenberg die ewige Gültigkeit von »Mutter Natur« entgegen, die
»schon in den uralten Tagen den Mann als Ernährer, die Frau als Gebärerin
geschaffen« habe (769). Anders als Dünnebacke, der die Verwirrung in den
eigenen Reihen allgemein konstatiert hatte, machte Langenberg ausdrücklich
Unterschiede. Er baute auf »denMann der Werkstatt« (766)und seine Sicht der
Dinge:
»Abseits von theoretischen Erörterungen und philosophischen Verbrämungen hat sich der
Arbeiter, tagein, tagaus inderFron der Fabrik stehend, einanderes Urteil über diese Fragen
gebildet.« (Ebd., 766)

Ins Zentrum der bedrohlichen Übel stellte Langenberg weniger die Technik
selbst als ihre Anwendung:
»Die Maschine hatdenMenschen überholt, er mußwieder kämpfen gegen das Erzeugnis sei
nes Geistes, nein, gegen den Mißbrauch desselben.« (25/1929, 770)

Im Bunde mit dem Kapitalismus und seinem »unheilvollen Kreislauf« (770) von
Rationalisierung und Arbeitslosigkeit stünden die erwerbstätigen Frauen, allen
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voran »die Damen der open-door-Organisation« (768), welche am reinsten die
»Denkart der ultramodernen Frauenrechtlerinnen« (768) verkörperten:
»Inden liebedienerischen bürgerlichen Frauen- und Unterhaltungsschriften wird heutzutage
denextremsten Forderungen einer weiblichen Oberschicht das Wort geredet, wirdschematisch
und fanatisch eine Gleichmacherei der Geschlechter oder gar weibliche Vormachtstellung
gepredigt, ohne kritisch die Auswirkung solcher Forderungen zu berücksichtigen.« (Ebd.,
766)

Langenberg dagegen zog der»Kathederweisheit« (769) und dem »optimistischen
Zukunftstraum vieler Soziologen« (ebd.) die »Hellhörigkeit des altenGewerk
schafters, der stets den Druck des Kapitalismus fühlt« (768) und »proletarische
Kraft und Geschlossenheit« »in Reih und Glied« (770) vor. Aber auch die Massen
der unorganisierten Proletarierinnen hielten es nochmit den Unternehmern:
»Die Tatsache der Organisationsfeindlichkeit vielerFrauen führtden Arbeiter zu seinerVer
mutung, daßsie es mitdem Fabrikanten nicht verderben wollen.« (Ebd., 769)

Langenberg kamzu dem Schluß, daßdie Arbeiterinnen ihreKampfbereitschaft
gegen die kapitalistische Rationalisierung nurdann unter Beweis stellten, wenn
sie, statt arbeiten zu gehen, sich organisierten:
»Sollten die Frauen als Konkurrentinnen um die wenigen freien Arbeitsplätzeauftreten oder
wollen sie Seite an Seite mit den männlichen Kollegen kämpfen, daß ein menschlicheres
System indenFabriken Tat werde, daßeinegerechtere Verteilung von Gewinn undLohn ein
tritt? Raum für alle hat die Erde - nur muß er richtig verteilt werden.«(Ebd., 770)

Langenberg und Dünnebacke verbleiben mit ihrer Fortschrittskritik innerhalb
eines Begriffsrasters, dessen Elemente dichotomisch und partiell verschiebbar
um die Pole Technik - Natur angeordnet sind: Galt der Sozialismus zuvor im
gängigen sozialdemokratischen Verständnis als Bezwinger der Natur, als ihr
OrdnerundBändiger mittels der lebenserhaltenden Technik und des schöpferi
schen Geistes gegendie tote Materieund die kapitalistische Anarchie, so ist er
jetzt aufseiten der Natur, schützt ihreewige Ordnung indenInstinkten undTrie
ben, ihre schöpferische Unmittelbarkeit gegen die tote Technik, den öden
begrenzten Geist, die kapitalistische Gleichmacherei usw. Der Frontwechsel
gegendie Rationalisierung erweist sich für Frauen nichtals Gewinn, sondern als
Beeinträchtigung, da er mit einem Affront gegen die Frauenemanzipationein
hergeht, die ja auch nichtsanderes als eine ihrer 'widernatürlichen' Folgensei.

UmgekehrtversuchtenFunktionärinnen,die das Rechtder Frauen auf Arbeit
verteidigten, ihre Position durch Verweisauf den historischen Fortschritt argu
mentativ zu stützen. Die 1930 vom Deutschen Metallarbeiter-Verband (DMV)
veröffentlichte Studie zur 'Frauenarbeit in der Metallindustrie', die unter Mitar
beit von Frieda Gladosch, Judith Grünfeld, Gertrud Hanna, Tony Sender und
Susanne Suhr entstanden war, wies häufig auf die besondere Leistungsfähigkeit
der Frauen für die rationalisierten Produktionstechniken hin, z.B. in der Uhren
industrie:

»Die Eignung der Frau für kleine und feine Arbeit, die*Arbeitsteilung, die sich immer mehr
ausbreitendenSpezialmaschinenund die Massenfertigung begünstigendasweitere Vordringen
der Frauenarbeit stark.« (DMV 1930, 79)

Da »das Rad der Zeit und der Entwicklung .. eben nicht rückwärts gedreht wer
den« könne (204), müsse anstelle der Frage: Frauenerwerbsarbeit -ja oder nein?
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eine entschiedenere Interessenvertretung und Organisation der Frauen treten.
Dennoch war in der Studie auch mehrfach vom 'Überhandnehmen' der Frauen
arbeit in der Metallbranche die Rede. Nicht überall würden die Frauen nur
gemäß ihren spezifischen Fähigkeiten eingesetzt:
»Besonders die Spezialisierung undZerlegung derArbeit in einzelne Operationen und Hand
griffehatderFrauenarbeit dieWege geebnet, doch finden wirdieFrau auch anArbeiten, deren
Anforderungen an diekörperliche Leistungsfähigkeit eigentlich nur der Mann gewachsen ist.«
(Ebd., 22)

Dieser unsachgemäße Einsatz von Frauen liege inderkapitalistischen Profitgier
begründet:
»Nicht immer ist die spezielle Eignung der Frau der Grund der Verwendung, sondern der
Hauptgrund ist die größere Billigkeitder weiblichen Arbeitskraft.« (Ebd., 114)

Aus Rentabilitätserwägungen verletztendie Unternehmerdaher die Grenze zwi
schen Frauen- und Männerarbeit, wie siedurch Anforderungen desArbeitspro
zesses begründet und gerechtfertigt sei.

Judith Grünfeld,die in den zwanziger Jahren wissenschaftliche Untersuchun
gen im Auftrag des DMV durchführte, stellte 1931 in einem Aufsatzzur 'Frauen
arbeit im Lichteder Rationalisierung' diesenGedanken insZentrumihrer Darle
gung und arbeitete ihn entsprechend scharfheraus. Sie ging von derÜberlegung
aus, daß, wer hinter der Rationalisierung stehe, auch die Frauenerwerbsarbeit
als deren Folgeerscheinung akzeptieren müsse. Grundsätzlich sei dieser Stand
punkt auch unproblematisch, weil die Frauenerwerbsarbeit eine Aufwertung
erfahren könne, ohne zwangsläufig in Konkurrenzzur Männerarbeit zu treten:
»Nun würde eine wirklich zweckmäßige Arbeitsteilung der Geschlechter dem Konkurrenz
kampfvonMannund Frau insofern entgegenwirken, alssieeineSpezialisierung aufverschie
denen Arbeitsgebieten bewirken könnte. Das setztvoraus, daßmanbeiderBeschäftigung von
männlichen oderweiblichen Arbeitskräften sichlediglich vomPrinzip der Leistungsfähigkeit
leitenließe.Würden bei einer derart rationellen Arbeitsteilung der Geschlechter Frauen dort
beschäftigt werden, wo siehöhere Leistungen alsdieMänner hervorbringen können, somüßte
mitdertraditionellen Minderbewertung undMinderbezahlung derFrauenarbeit gründlich auf
geräumtwerden.« (Ebd., 912; Hervorh. i. Orig.)

Die Ursache für die dennoch beobachtbaren Konkurrenzverhältnisse zwischen
Männern und Frauen liege in der kapitalistischen Wirtschaftsordnung, die statt
einer 'rationellen Anwendung' die Ausbeutung der Frauenarbeit befördere und
so das sachgemäße Gleichgewichtzwischen Männer- und Frauenarbeit zerstöre:
aufgrund der niedrigen Frauenlöhne
»wächst nämlich der Anreiz, durch technische Umstellung Männerarbeit in soviel billigere
Frauenarbeit zu verwandeln. Liegt die Zunahme der Frauenarbeit infolge der besseren Eig
nung der Frauen für bestimmte Teilarbeiten im Zuge der industriellen Entwicklung, so bedeu
tet die künstliche Verdrängung der Männer durch Frauenzum Zwecke der Lohnersparnis eine
ungesunde Ausweitung der Frauenarbeit.« (Ebd., 912; Hervorh. im Orig.)

In dem zwölfseitigen Aufsatz wiederholte Grünfeld diese These in verschiedenen
Varianten und reihte Beispiel an Beispiel für die 'künstliche', aus Profitgier
betriebene Verwandlung von Männer- in Frauenarbeit, eine Praxis, die sie in der
Metallindustrie besonders ausgeprägt fand (913). Zugespitzt warnte sie schließ-
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lieh vor der völligenVerkehrung der Arbeiten zwischen Männern und Frauen,
wie es sie in vorgewerkschaftlichen Zeiten gegebenhabe:
»Es könnten... imZugeder rapiden Mechanisierung jene frühkapitalistischen undvorgewerk
schaftlichen Zustände zurückkehren, wo die Belegschaften zu zwei Dritteln aus billigsten
weiblichen Arbeitskräften bestanden, während die Ehemänner brotlos waren und die Haus
haltsarbeiten verrichten mußten.« (Ebd., 924)

Einerseits setzte Grünfeld hier die Gewerkschaften als Bewahrer der traditionel
len geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung ein. Andererseits kam sie zu dem
Schluß, daß deren Gefährdung nur durch Erhöhung der Frauenlöhne abzuwen
den sei; das aber setze eine bessere Organisation der Frauen voraus, wozu wie
derum eine konsequente Aufhebung geschlechtsspezifischer Rollenmusternot
wendig sei. Grünfelds Plädoyer für »die rationelle Arbeitsteilung der Geschlech
ter nach ihrer Leistungsfähigkeit« (917) geriet letztlich zu sich selbst in Wider
spruch, wenn sie die »wirtschaftliche und häusliche Gleichstellung« (924) der
Geschlechter forderte. Ihre listenreicheArgumentationsführungresultierte wohl
aus dem Versuch, im Interesse der berufetätigen Frauen zu sprechen, ohne
zugleich in offenen Gegensatz zur Gewerkschaftsmehrheit und deren an den
Facharbeiterinteressen orientierten Prioritäten zu geraten. Als Lösung wandte
sie die um diese Zeit gängige Unterscheidungzwischen sachgemäßer Rationali
sierung und kapitalistischer Fehlrationalisierungauf das Problem der Frauenar
beit an. Mit Hilfe der Unterscheidung zwischen 'echter' und 'künstlicher'
Frauenarbeit konnte sie für die grundsätzliche Anerkennnung und Förderung der
Frauenerwerbsarbeit eintreten und dennoch die 'Wegrationalisierung' der Män
ner kritisieren. Zugleich manövrierte sie sich damit selbst in eine Sackgasse,
indem sie die Frauen auf diejenigen Arbeiten festlegte, die in der Regel gerade
die schlecht qualifizierten und wenig anregenden waren. Zudem konnte das
Argument von der rationellen Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern auch
ebenso gegen die Position der Autorin gekehrt werden, indem, wie in der Dop
pelverdienerkampagne, schlicht eine andere Teilungslinie für zweckmäßig
erklärt wurde. Grünfelds Versuch, die moderne Entwicklung der Frauener
werbsarbeit als zeitgemäßen Trend zu verteidigen, ohne zugleich in die Offen
sive zu gehen, d.h. ohne die Forderung nach weiteren grundlegenden Umwäl
zungen zu vertreten, blieb so letztlich in einer perspektivlosen Defensive
stecken. In diesem Sinne hatte Rolf Reventlow bereits 1927 in der Gewerkschaft

lichen Frauenzeitung (GFZ) das Konstrukt der 'Frauenarbeit' kritisiert bzw.
»den Gemeinplatz von der besonderen Eignung der Frau für mechanische Tätig
keit« (Okt. 1927, 78).

Derselbe Autor wandte sich nochmals 1929 in einem Artikel zur Doppelver
dienerkampagne gegen dasselbe, nun mit neuen Variablen bestückte Konstrukt;
gegen die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung zwischen Haus- und Lohnarbeit
führte er an, daß

»der Haushalt so wenig gottgewollte Fügung oder naturgemäße Bestimmung der Frau ist, wie
Elektromontage naturgemäß männliche Arbeit darstellt« (März 1929, 21).

Beide Stellungnahmen Reventlows blieben in der GFZ auffällige Ausnahmen.
Im gewerkschaftlichen Gesamtspektrum zählte er ebenso zu einer verschwin
dend kleinen Minderheit wie Ernst B. Weithaas, der in der BRZ sporadisch
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bevölkerungspolitische Artikel veröffentlichte. Im Juni 1929hatte er dort unter
dem Titel 'Die Frauenarbeit und ihre soziale Problematik' die spiegelbildliche
Argumentation zu dem bereits vorgestellten Beitrag E. Langenbergs geliefert.
Darin erinnerte er anden»Zwang einerehernen Notwendigkeit« (13/1929,395),
der die Frau »mit elementarer Wucht« und »mit unerbittlicher Faust« (393)aus
dem Hausin die Erwerbsarbeit treibe. Diese Entwicklung sei so unumkehrbar
wie ihre Ursache,der technische und ökonomische Fortschrittselbst. Der Frau,
sei sie verheiratet oder ledig, das Recht auf Arbeit absprechen zu wollen,
bedeute nichts anderes als

»dieVersklavung des Weibesverewigen und ist nichtunähnlich einem Rückfall in die Zeit der
Maschinenstürmer, wo man, in Verkennung des wahren ökonomischen Zusammenhanges,
gegen den technischen Fortschritt wütete, anstatt sich solidarisch zusammenzuschließen zum
gemeinsamen Kampf gegen die Desorganisation in derWirtschaftstätigkeit« (13/1929, 394).

Durch die Frauenerwerbsarbeit eröffne sich »für die sozialistischen Gewerk
schaften und Parteien ein neuer gewaltiger Aufgabenkreis« (394), zu dessen
Bewältigung »es der ganzen Kraft und Reife vollwertiger Menschen brauchen
wird, und zwar vollwertiger Menschen beiderleiGeschlechts« (393). Bündnis
politisch forderte er daher:

»Jezweckbewußter die Frauenbewegung sich eingliedertin die internationale Arbeiterbewe
gung, um so eherwerden die proletarischen Organisationen befähigt sein, sichdurchzusetzen
gegen die sozialpolitische Reaktion auch auf dem Gebiet der Frauenarbeit...« (Ebd., 394)

Weithaas zogausderaußerhäuslichen Berufstätigkeit der Frauen dieKonsequenz,
daß dasPrinzip derplanvollen Ökonomie und Rationalität über dieProduktion der
Lebensmittel hinaus aufalleVerhältnisse derGeschlechter unddieErzeugung des
Lebens selbst ausgedehnt werden müsse. 1928 hatte er dazu formuliert:
»Langsam zwar und vorerst tastend und planlos noch, indes schrittweise und kulturkausal
nähertdie Menschheit sichdem Sexualzustand einerneuenLiebesauffassung und vernunftbe
herrschten Geburtenregelung.« (BRZ 1928, 300)

Das Rationalisierungspostulat erhält bei Weithaas eine emanzipatorische Wen
dung, indemesdie Betriebsgrenzen unddamiteinetragende Säulegewerkschaft
licher Rationalisierungspolitik überschreitet: Die Forderungen nach mehr
Freizeit- und Konsummöglichkeiten, die den Beschäftigten die Taylorisierung
erträglich machensollten, basiertenja geradedarauf, daß die Lebensgestaltung
außerhalb der Erwerbsarbeit nicht nach denselben Grundsätzen wie innerhalb
ihrer bestimmt sein sollte. In Darstellungen der letzten Jahren, die sich vom
gewerkschaftlichenTechnikdeterminismus kritisch distanzieren und demgegen
über vorschlagen, an die Widerstandstradition der renitenten Facharbeiter und
Maschinenstürmer anzuknüpfen, geht diese Voraussetzung gewerkschaftlicher
Politik häufig ebenso unter wie die historischen Erfahrungen von Frauen.
Schließlichrichtete sich der Kampfder Facharbeiterzur Verteidigung ihrer her
kömmlichen Besitzstände ebenso nachhaltig gegen Frauen als ungelernte
Arbeitskräfte wie gegen unternehmerische Eingriffe in Arbeitstechnik und
-Organisation. Die Sicherung der männlichen Arbeitsfreude ging also erheblich
zu Lasten der weiblichen. Indem widersprüchliche Erfahrungen und mit ihnen
die realen Problemstellungen, die den ideologischen Verarbeitungsformen zu
grundeliegen, ausgeblendet bleiben, verschwinden zugleich wichtige politische
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Eingriffspunkte. So erscheint, ideengeschichtlich betrachtet, der Siegeszug des
lebensfeindlichen technokratischen Denkens, der in der rationalisierten Massen
vernichtung des Nationalsozialismusgipfele (Freyberg 1989,392; Neusüß 1984,
44), wie ein Degenduell, in dessen Verlauf'das Leben' immer mehr und schließ
lich ausweglos und tödlich in die Ecke gedrängt wird. Vondiesem Erzählmuster
lebt z.B. die folgende Aussage:
»Das Prinzip technischer Rationalität wird zum beherrschendenWertmuster, dem alle gesell
schaftlichen Lebensbereiche und schließlich die Indiviuen selbst sich nachformen sollen.«

(Wulf 1987, 200)

Lesen wir sie mit den Augen der Frauen, verliert sie zuerst den Schrecken, den
sie uns einjagen möchte: 'Rationalisierung' der weiblichen Individuen, in den
zwanziger Jahre verdichtet im Leitmotiv der 'Neuen Frau', bedeutete für sie
bequemere Kleidung, selbstbewußteres und eigenständiges Auftreten, mehr
Berufsmöglichkeiten und mehr sinnliche Freizügigkeit. Zudem geht in der
zitierten Konstruktion verloren, daß die auf Kompensation ausgerichtete Ar
beitspolitik der Gewerkschaften gerade auf der Trennung der (Be-)Reiche Arbeit
und Freizeit und ihrer gegensätzlichen Bauweise beruhte. Alle Stellungnahmen
weisen auf diese Voraussetzung der Gewerkschaftspolitik hin, ohne sich jedoch
länger daran aufzuhalten. Es ließe sich versuchsweise aber auch umgekehrt for
mulieren: aus der gewerkschaftlichen Kompensationspolitik folgt ihre Arbeits
und Technikpolitik (Man- 1924). Dies ist insofern eine folgenreiche Verschie
bung der Fragestellung, als sie den Blick über die Konzeption hinaus auf tatsäch
lich gelebte Trennungen von Arbeit und Leben und die darin eingelassen Ar
beitsteilungen lenkt. So gefragt, ließe sich die These aufstellen, daß sich die
Gewerkschaften, in Unterschied zu manchen Unternehmen wie Ford oder Sie
mens, erstaunlich wenig um die 'Lebenswelt' bekümmerten, und daß sie sich
gerade nicht für die Verbreitung technischeroder sonstiger Rationalität im priva
ten und persönlichen Leben einsetzten. Vielmehr kultivierten sie eine Vorstel
lung von privater Glücks- und Freizeiterfüllung, die von nüchternem Zweckden
ken ebenso weit entfernt war wie von tatsächlichen Lebenserfahrungen. Die
Rationalisierung des Haushaltes jedenfalls forderten nachhaltig nur wenige
Gewerkschaftsfrauenein. Insofern bringt uns der zitierte Autor gegen eine Poli
tik der Arbeiterbewegung auf, die sie tatsächlich nie vertreten hat.

Aufrufe zum Schutz des menschlichen und außermenschlichen Lebens vor

technischen Fehlentwicklungen werden sich so lange in abstrakten Spiegelfech
tereien erschöpfen, wie Gestaltung und Erfordernisse unserer tatsächlichen
Lebenszusammenhänge und die Erfahrungen vonFrauen darin keine Rollespie
len. Die Herstellung des Sozialen, Produktion und Bewahrung von Leben und
Menschlichkeit sind in unserer Kulturvorrangig Frauen zugewiesen. Da gesell
schaftlich der Warenproduktion untergeordnet und nicht maßgebend, bleiben
ihreTätigkeitenals Arbeit entnanntundweitgehend unsichtbar.Solangeihr Wis
sen und ihre Erfahrungenin den herrschenden Diskursennicht aufgehobensind,
bleibt daher nicht nur unser Begriff von 'Leben' ganz abstrakt. Zugleich bleiben
Frauen in den Diskursen, die sie nicht selbst bestimmen, weiterhin solche, über
die verfugt wird, d.h. denen ihr gesellschaftlicher Platz angewiesen wird, statt
daß sie ihn sich selbst aufgrund ihrer eigenen Geschichte suchen.
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Selbst wenn, wie Stichproben in heutigen technikkritischen Ansätzen und
Stellungnahmen zeigen, Frauen und ihren Fähigkeiten eine richtungsweisende
Avantgardeposition eingeräumtwird, etwa in »Anerkennung der entscheidenden
Rolleder Frau auf dem Rückmarschaus der Katastrophe« (J. Sonn nach Neusüß
1984, 48), bleiben ihre tatsächlichen Erfahrungen, ihre Interessen, Wünsche,
Irrtümer und Verstrickungen in diesen Konzepten ganz entnannt. Wie gewohnt
kommen sie als Verkörperung 'des Anderen' vor, das selbst geschichtslos, d.h.
entwicklungslos und auch nicht entwicklungsbedürftig ist. Auch in der Forde
rung nach Dominanz solcher Kommunikationsformen, »die herzustellen und
auszufüllen vonjeher weiblicheFähigkeitund Domäne ist«(Emenlauer-Blömers
1989, S.4; Hervorh. AW), erscheinen Frauen weiter als quasi-natürliche Res
source, als Versprechen auf ein besseres Leben, ohne selbst als Lebende und
Lebenserfahrene in Erscheinung zu treten. Indem ihnen, ihre kommunikative
Kompetenzals weiblichesGeschlechtsmerkmal »vonjeher« zugeschriebenwird,
verschwinden mit den gesellschaftlichen zugleich die herrschaftlichen Verhält
nisseaus dem Blick: die »Domäne« erscheintselbstbewußtund frei gewählt- ein
Eindruck, der sich historisch inzwischen leicht widerlegen läßt. Ein vergleich
barer Effekt tritt deutlicher zutage, wenn z.B. Christel Neusüß die Tatsache, daß
Männer in Geschichte und Gegenwart die Produktionsverhältnisse kontrollieren,
im wesentlichen aus der etwas neurotischen Beziehung des männlichen
Geschlechtscharakters zu Natur und Leben generell erklärt:
»Ja,wo es eigentümlich wird, da wird es auch gefährlich. Was Mann nicht versteht, nicht kon
trollieren kann, was sich der oben zitierten Vernunft entzieht, weiß der Himmel, was daraus
wird .... (Neusüß 1984,41)

Wir können aus solchen Sätzen den Rückschluß ziehen, daß es Frauen wohl
nichts ausmacht, wenn sie die Welt um sich herum nicht verstehen und noch viel
weniger kontrollieren können. Das tatsächlich erfahrbare Dominanzverhältnis
zwischen Männern und Frauen verkehrt sich auf groteske Weise: Frauen haben
es einfach nicht nötig, Geschichte zu machen. Worum immer Männer in mühsa
men Kämpfen ringen mögen, die Frauen sind schon da - am Quell des 'eigentli
chen' Lebens im eigenen Haushalt (ebd., 46ff.). Aber auch umgekehrt gilt in
dieser Anordnung das Spiel von Hase und Igel: Frauen brauchen die bitteren
Erfahrungen, die Männer bei ihrer vergeblichen Eroberung der Welt etwa am
Computer in den Betrieben sammeln, nicht mehr selbst zu machen. Die Männer
machen ihre Erfahrungen für sie mit.

So bleibt das Allgemeine, Menschliche, Historische weiter vom männlichen
Standpunkt formuliert. Wie bei den geschichtlichen Interpretationen zeigt sich
das schnell, wenn Frauen versuchen, die allgemein gehaltenen Sätze aus ihrer
eigenen Lebenserfahrung zu verstehen, z.B. diesen:
»Heute müssen wir eine weitere Lektion lernen: Wir dürfen den Menschen nicht vergessen.'
(KÖ 1989, 5; Hervorh. im Orig.)

Oder:

»Ein 'Durchbruch' kann hier [bezüglichder Zerstörungunserer Lebensgrundlagen;AW] keine
Hoffnungbieten, nureine Umkehr, ein neues Lernenvondurchdie Moderne in Verruf gerate
nen Fähigkeiten der Menschen wie Ehrfurcht, Scheu, Mitleid, Grenzbewußtsein.« (Ullrich
1985, 23)
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Für Frauen, deren Leben sich traditionell um das Leben anderer dreht, und
denen Tugenden wie Mitleid oder Grenzbewußtsein auch in der bürgerlichen
Moderne stets zu gutem Ruf gereichten, ergeben solche Appelle schlicht keinen
Sinn; in dem 'wir' sind sie nicht aufgehoben. Gleichwohl sind sie mitgemeint, da
die Autoren die Begründung ihres Standpunktes in geschlechtsspeziflschen Pra
xen offensichtlich nicht erfassen und ihre Erkenntnis als allgemein menschliche
präsentieren. Trifft sie als solche aufdie - unbegriffenen - Geschlechterverhält
nisse, bestätigt sie Frauen in ihren traditionellen Aufgaben und Orientierungen.
Auf diese Weise befestigt sie die vorhandenen Arbeitsteilungen und die in ihnen
festgeschriebene Unterordnung der lebenserhaltenden Tätigkeiten eher, als sie
wie beabsichtigt aufzulösen. Ein solcher Effekt der Appelle ist um so wahr
scheinlicher, wenn wir in Rechnung stellen, wie sie sich mit anderen verbreiteten
Denkweisen überlagern - z.B. mit der bereits oben erwähnten Vorstellung, daß
sich heutige Technik und das ihr gemäße, etwa berechnende, autistische u.a.
Verhalten wie ein Krake ausbreiten: zuerst erdrücken sie das Leben in der Arbeit

und von da aus fortschreitend alles übrige Leben bzw. das Leben in der Lebens
welt selbst. Aus solchen Verknüpfungenresultieren dann mit einiger Konsequenz
Folgerungsketten wie die, daß der Verfall unserer Lebenskultur um so fortge
schrittener ist, je deutlicher auch die Frauen als traditionelle Hüterinnen der
Lebenswelt von diesem unsozialen, sprich: mitleidlosen, egozentrischen und
unnachgiebigen Verhalten ergriffen werden. Autoren mit weniger linkem oder
emanzipatorischem Selbstverständnis als die zitierten wenden solche Verknüp
fungen, die sich hier hinterrücks einstellen, häufig gezielter an. R. Sieferle z.B.
führt in seiner Geschichte der 'Fortschrittsfeinde' von der Romantik bis zur

Gegenwart die neue Frauenbewegung als Beispiel für den »wesentlich destrukti
ven Zug der Emanzipationsbewegung« an und dafür, daß es in dem allgemeinen
Interessenkalkül der modernen Welt keine »altruistische Moralität«, »Güte,
Hilfsbereitschaft und Treue« mehr gebe (Sieferle 1984, 240).

Aber auch in Publikationen mit umfassendem kritischen, darunter auch femi
nistischem Anspruch lassen sich konservative Effekte nicht nur ahnungsweise
rekonstruieren, sonderndarüberhinaus direktverfolgen. Bamme" u.a. z.B. spre
chen in ihrem Grundriß zur sozialenBeziehung zwischenMenschund Maschine
das Mann-Frau-Verhältnis mehrmalsan und verbindendarin die oben genannten
Elemente in lockerer Folge. Dies sei abschließend knapp skizziert:

Zunächst bescheinigen auch sie Frauen eine größere Distanz zum herr
schenden männlichen Maschinensystem, was sie letztlich mit Maria Mies auf die
weibliche Gebärfähigkeitzurückfuhren (311ff.). Heute, da sich in den westlichen
Industriegesellschaften deutlich und zunehmend die »Ohnmacht der Männer
gegenüber ihrem eigenen System« (183) zeige, eröffneten sich die Frauen mit
ihrer Bewegung neueHandlungsräume. Doch sei der Weg nichteindeutig: »die
neueSituation zeitigt zumindest zwei Möglichkeiten« (ebd.), überspitzt gesagt,
eine schlechte und eine gute:
»DieFrauen könnenversuchen, inder Männlichkeitsmaske aufzusteigen (derThatcher-Effekt)
und damit am herrschendenObjektzusammenhangaktiv und bestimmend mitzuarbeiten. Oder
unterhalb, außerhalb und innerhalb diesesgroben undja eigentlich in der Denkweiseüberaus
simplen Maschinensystems, in dem die Macht deseinzelnen und seine Eigenart in Schräubchen
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verdreht ist, ein anderes Lebenssystem zu entwickeln, das der Naturordnung näher kommt.
DieFrauen als unterdrückte, andersartige Elemente haben dieChance, den Naturprozessen
näher zu sein ...«(183)

Zwar verweisen Bamme" u.a. darauf, daß diese 'Nähe zur Natur' nicht nur frei
gewählt, sondernzugewiesen ist, in ihrenkonkreten Ausführungen spielenherr
schaftliche Geschlechterverhältnisse aber keine weitere Rolle. Nach ihrer Mei
nung haben es z.B. Frauen

»erheblich leichter, den Ausgang ausdiesemgeometrischen Irrgarten zu finden, denn sie wer
den nicht von der gängigen männlichen Vorstellung behindert, einen Abstiegzu vollziehen«
(185).

Den Autorinnen kommt offenbar nicht in den Sinn, daß Frauen bei ihrem auto
nomenAusstieg auf hinderliche Weise mit 'gängigen männlichen Vorstellungen'
konfrontiert werden könnten: schließlich ist tatsächliche weibliche Autonomie
gleichbedeutend mit gesellschaftlichem Aufstieg von Frauen. Auch Sätze wie
der folgende gehen davon aus, daß es Männer und Frauen in Geschlechterver
hältnissen nicht wirklich gibt:
»Konnte Marx vor hundert Jahren noch sagen, daß der Mensch sich wenigstens in seinen
eigentlichtierischenFunktionenwie Essen,Trinkenund Zeugennochals freitätig, als Mensch
im eigentlichen Sinne fühlen könne, so scheintnichteinmalmehr das heute noch zu gelten.«
(288)

Gegen Ende aber können wir dem Buch entnehmen, daß es wohl auch Frauen
vor hundert Jahren noch besser gegangen sein muß, da zwischen ihnen und den
Maschinen noch die Männer standen:

»Wasdie Frau als aktives Objekt im Pakt und in der Symbiose mit dem Mann erfuhr, erfahrt
sie nun unmittelbardurchdie Maschine selbst:einen massivenDruck zur Erzeugunggenerel
ler Unterwerfungsbereitschaft. Doch die Maschine ist unerbittlicherals der Mann. Weibliche
Versuche zur synthetischen Konditionierung und Instrumentalisierung schlagen am 'toten Part
ner' fehl. Anders als das Herrschaftsverhältnis zum Mann enthält das zur Maschine keine

Ambivalenz, die kompensatorisch nutzbar wäre.« (316; Hervorh. AW)

Wer vor solch massiver Drohung nicht lieber die Nähe der Natur sucht, muß sich
selbst nicht gut gesonnen sein. Daß nach allen bisherigen Erfahrungen die erbar
mungslose Maschinenwelt in erster Linie erbarmungslos männlich, statt uner
bittlich maschinell ist (z.B. Cockburn 1988), scheint weniger relevant zu sein.
Welche Auswege aus dem maschinellen Herrschaftssystem aber halten Bamm6
u.a. am Ende für gangbar, was schlagen sie vor?
»Die Krise dieser [mechanistisch-wissenschaftlichen; AW] Denkweise bewirkt einen Rück
zug. Weg von den exakten Wissenschaften hin zu Mythen, Religion und 'natürlicher' Lebens
weise. Es wäredie Frage zu stellen, ob es nicht aucheinen Weg nachvorne gibt. Ob es möglich
ist, die reduzierte zweiwertige Denkweise zu überwinden, ohne ihre Eigenschaft der Zuverläs
sigkeit und Präzision zu verlieren und ohne alle Wissenschaft in völlige Beliebigkeit aufzulö
sen. Es ist die Frage nach einer Logik ...« (323)

Ich denke, die Feststellung oder Mutmaßung darüber, wer sie entwickeln wird,
während die Frauen ihre und anderer Natur pflegen, erübrigt sich. Die reale
Trennung von Produktion des Lebens und der Lebensmittel ist am Ende wieder
in schönster Ordnung.
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Besprechungen

Philosophie

Noite, Ernst: Nietzsche und der Nietzscheanismus. Propyläen, Frankfurt/M.,
Berlin 1990 (303 S., Ln., 34,- DM)
Kirchhof!, Jochen: Nietzsche, Hitler und die Deutschen. Die Perversion des
NeuenZeitalters. Vom unerlösten Schatten des Dritten Reiches. Edition Dionysos,
Berlin 1990 (265 S., br., 24,- DM)
Taureck, Bernhard: Nietzsche und der Faschismus. Junius, Hamburg 1989
(222S.,br.,28,-DM)

Nietzsches Verhältnis zum Faschismus ist ein umkämpftes Thema. Die Verehrer
(Kaufmann, Montinari, Lutz-Bachmann) sprechen von 'Mißbrauch', oder 'Indienst-
nahme', die Kritiker zählen ihn zu den 'Vorläufern' des NS (Lukäcs, Habermas,
Sontheimer). Auch Noite, Kirchhoffund Taureck vertreten im Blick auf verschie
dene Zielgruppen und mit unterschiedlichen theoretischen Ansätzen die These, daß
Nietzsche ein 'Vorläufer' des Faschismus war.

Noite geht im ersten Teil seiner an der FU Berlin gehaltenen Vorlesung auf die
Biographie ein, um sich im zweiten Teil mit »den Faktoren und Phasen der euro
päischen Geschichte« (11) zu beschäftigen, »die Nietzsche als ein 'Schlachtfeld' in
sich austragen mußte« (89). Thematisch geht es um Piatonismus, Moral und Chri
stentum, Aufklärung und Wissenschaft, den Sozialismus, die Deutschen und das
deutsche Reich, um das Vernichtungskonzept und die 'Partei des Lebens'. Der dritte
Teil untersucht das Phänomen des Nietzscheanismus bis 1914. Dabei wird »Benito

Mussolini als Marxist und Nietzscheaner« gesondert behandelt, weil sich an ihm
Noltes Vorhaben am besten exemplifizieren läßt. Es geht um den Nachweis, daß es
erstens zwischen Marx und Nietzsche »wesenüiche Übereinstimmungen« (266) gibt,
und daß zweitens »der Marxismus die Grundierung (war), auf der Nietzschescher
Einfluß auf die Politik am ehesten sichtbar wurde« (261). Nietzsches Philosophie
reduziert sich in Noltes Interpretation auf die Bekämpfung eines ihm »unbekannten«
aber »vonihm doch letzten Endes gemeinten Gegners«(76), der 'sozialistischen Leh
ren* von Marx und Engels (vgl. 157ff.).

Den Sozialismus konstruiert Noite als »Sozialreligion und Erlösungslehre und
damit implizit als gegen 'die Bösen' gerichteter Vernichtungswille« (160). Es handelt
sich nicht wie bei Nietzsche um »die Vernichtung von Millionen Mißratener« (269),
sondern um die »Wegschiebungoder Indienstnahme einiger weniger Kapitalmagna
ten durch die ungeheure Majorität der Ausgebeuteten« (ebd.). In Nietzsches Forde
rung zur 'Ausrottung' des »jüdisch-christlichen Sozialismus« (166) sieht Noite die
»formale Übereinstimmung« mitder Marxschen Vorstellung »der Vernichtung des
Kapitalismus und mithin auch des Bürgertums als soziale(r) Klasse« (ebd.). »Marx
und Nietzsche entwickelten also gegensätzliche Konzeptionen, die an den gesell
schaftlichen Zustand der Epoche zwischen Industrieller Revolution und 'Wohl
fahrtsgesellschaften' gebunden waren«, die aber »beide nicht eigentlich Bürger
kriegskonzeptionen sein wollten« (277). Sie nahmen »eine 'unreine' Gestalt« (ebd.)
an, als der Versuch unternommen wurde, sie in die Praxis umzusetzen. »Dieser ent
scheidende Schritt war der Putsch der Bolschewiki innerhalb der Russischen Revolu

tion, der zwar unter ganz anderen als den von Marx ins Auge gefaßten Bedingungen
erfolgte, der aber doch den Beweis erbrachte, daß eine marxistische Partei imstande
war, allein die Macht zu ergreifen und jene umfassende soziale Vernichtung zu
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bewerkstelligen, die zu vollziehen nach Marx die Aufgabe der Geschichte gewesen
wäre.« (276) Die »Bürgerkriegssituation« (ebd.) wurde Wirklichkeit, »als in einem
mit Rußland gleichrangigen Staat die Gegen-Bürgerkriegspartei zum Siege kam, die
sich auf Nietzsche berief« (ebd.). Erst ab diesem Moment dürften Nietzsche und
Marx »Ideologen jenes zur kriegerischen Entscheidung gelangten Bürgerkriegs, des
'europäischen' der Zeit von 1917 bis 1945« (277), genannt werden.

Noite vergleicht sein vereinseitigtes Nietzsche-Bild mit einer Verzerrung des
Marxschen Denkens. Während er das Denken Nietzsches auf den »Vernichtungsge
danken« reduziert (vgl. 76ff.), liegender Marx-Interpretation die ökonomisch-philo
sophischen Manuskripte von 1844zugrunde, die Noite ausschließlich hegelianisie-
rend liest (vgl. 157ff.). Diese Verkürzungen stehen im Dienst seiner rechtskonserva
tiven Thesen zum Faschismus.

Für Kirchhoff ist der NS »die Perversion einer Revolte gegen den Nihilismus und
die lebensfeindliche Grundtendenz des modernen Industriesystems, ein verhunzter
und darum gescheiterter Versuch, den Ausrottungsfeldzug gegen die Natur zu stop
pen, der sich schon damals abzeichnete« (26). Der Autor geht mit CG. Jung auf
archetypische »Urbilder in überindividuellen Tiefenschichten der Psyche« zurück
(29), die zu einem gegebenen Zeitpunkt zur 'Geschichtswirksamkeit' gelangten, um
die 'Krise des 19. Jahrhunderts' (ebd.) und den 'Nihilismus' zu überwinden. Nietz
sche habe durch 'Zwischenträger und Mittler' wie Ernst Bertram, Alfred Bacumler
und Alfred Rosenberg auf Hitler Einfluß ausgeübt (vgl. 115f.).Zu den von ihm aus
gehenden »Impulsen«, die als »Beeinflussungsfaktoren des Zeitgeistes«(ebd.) wirk
sam wurden, rechnet der Autor a) die Ablehnung der christlich-moralischen Werte,
die notwendig zum 'Nihilismus' führt; b) die antihumanistische und antidemokrati
sche Haltung; c) die Relativierung der Vernunft; d) die Verherrlichung von Gewalt
und Krieg und die damit verbundene Bekämpfung der christlichen Mitleidsmoral;
e) eine bestimmte Form von 'Anti-Judentum', die nicht mit Antisemitismus zu ver
wechselnsei (vgl. 116). Kirchhoffwill aber, obwohler »unverkennbar präfaschisti
sche Einzelelemente« (188) entdeckt, die PhilosophieNietzschesnicht darauf redu
zieren (vgl. 189). »Nur: herausgelöst aus dem Gesamtzusammenhang seines Den
kens, eindimensional verzerrt undvulgarisiert(unddamit eben nicht mehreigentlich
'Nietzschesch'), lassen sich einzelne Aussagen in Beziehung setzen zum Hitleris
mus.« (Ebd.)

Die Arbeit wendet sich dagegen, jede Form der Vemunftkritik als potentiell
faschistisch anzusehen. Die »Archetypen und Mythologeme« (145), die im NS und
in der Philosophie Nietzsches zur Wirksamkeit gelangten, führen nicht notwendig
zur Barbarei (vgl. 23ff.), sie lassen sich auch zur Überwindung des »technokrati
schen Nihilismus und das mechanistische Denken« (18) artikulieren, und »um die
Natur zu erlösen«(ebd.). Kirchhoffhat aber keine Antwort auf die Frage, wie sich
diese Kräfte vor einer Instrumentalisierung zum»Zwecke der Machterhaltung und
Unterdrückung« (145) bewahren lassen und wie eine wirksame antifaschistische
Politikzu gestalten wäre.Esbleibtbeider Hoffnung, daßdemMythosinder Krisen
situationmitder »besonderen Wachheit undVerantwortung« (140) begegnet wird, die
das Versinken in »Trance-und Rauschzuständen« (138) verhindert.

Taureck geht im erstenTeil der Frage nach, »ob es gedankliche Analogien zwi
schen Nietzsche und dem Faschismus gibt« (22). Die Rezeption im Faschismus
selbst ist nicht der Gegenstand seiner Untersuchung. Sie wird kurz im zweiten Teil
berücksichtigt, der die verschiedenen Positionen in Bezug auf Nietzsches Rolle im
NS behandelt. Taureck findet eine starke Strömung (Lukäcs, Adorno, Mussolini,
Evola, Baeumler, Oehler), »die Nietzsche undden Faschismus eng miteinander in
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Beziehung setzt, seies lobend, seies anklagend« (84).DieandereStrömung (E. Jün
ger, Montinari,Chr. Steding, C.v. Westernhagen) wirddadurchgekennzeichnet, daß
sie in ihm »einen potentiellen Gegner von Faschismus erblickt« (ebd.). Im dritten
Teil des Buches wird Nietzsches Vemunftkritik diskutiert. Taureck unterscheidet
zwei Stimmen in Nietzsches Philosophie, die unvermittelt nebeneinander existieren:
die Stimme Machiavellis folgte »dem Lockruf zu hyperpolitischen Phantasien von
Macht, Herrschaft, Krieg, Kastenordnung«, die StimmeMontaignessprach »vonder
Instabilität der Welt und alles Menschlichen, vom Ja zum Leib, von natürlichen
Tugenden, von einer politikfernen, aber zutiefst sozialen Individuation« (12). Die
erste Stimme bildet den Untersuchungsgegenstand der Arbeit.

Die vonLukacs an NietzschegerichtetenFragenwillTaurecknocheinmal stellen.
Er gibt zu diesem Zweck den bei Lukäcs »zurWeltanschauung abgesunkenen« (114)
Vernunftbegriff auf und ersetzt ihn durch den Vernunftbegriff von Habermas. Seine
Leitfrage: »Inwiefern führt Nietzsches Irrationalismus ihn zu,Gewalt und Macht
anstelle von Vernunft und Rationalität?« (Ebd.) Für Taureck ist Nietzsche 'Protofa-
schist', weil er an einer Vernunftkritik arbeitet, die zu »einerdauernden Teilung der
Gesellschaft mittels Gewalt« (178) führt. Zu den entsprechenden Elementen seiner
Philosophie gehört die Forderung nach Vernichtungskriegen und nach Massenaus
rottungen sowie die Einheit von Macht- und Zweckstaat, »die die Züge platonisti-
scher Politästhetik, sakralisierter Politik und die Einheit von Staatsmann und Künst
ler enthält«(177) und »dieSprengungder nationalen Grenzenfür eine neue politische
Kasten- und Rangordnung durch Züchtung einer gesamteuropäischen oder globalen
Herrenkaste« (ebd.). Beim Versuch, Nietzsche als eindeutigen 'Protofaschisten' ein
zustufen, werden aber diejenigen Elemente in seiner Philosophie heruntergespielt,
die mit der Ideologie der Volksgemeinschaft inkompatibel sind - z.B. sein elitärer
Volksbegriff, seine Verherrlichung des Individualismus oder seine Staatskritik.

Daß Nietzsches Philosophie für die ideologischenPraxen im NS besonders geeig
net war, läßt sich nicht bestreiten. Gerade deshalb darf aber die konkrete Untersu
chung der Nietzsche-Rezeption vor und nach 1933und ihre Funktion im ideologi
schen Geflecht nicht vernachlässigt werden. Charakteristisch für alle drei Publika
tionen ist demgegenüber die Auffassung des Faschismus als ein rein geistesge
schichtliches oder gedankliches Phänomen. Die Reduktion der Problematik auf die
Beantwortung der Frage: 'Denker Nietzsche - Täter Hitler?' (Taureck, 187; Kirch
hoff, 190) dokumentiert eher die Tabuisierung des realen Faschismus und der tat
sächlichen Rolle der Philosophie als den Willen, diese Vergangenheit wissenschaft
lich und politisch aufzuarbeiten. Martha Zapata (Berlin)

Bidet, Jacques: Theorie de la Modernite\ Suivi de Marx et le Marche'. Presses
Universitaires de France, Paris 1990 (313 S., br., 172 FF)

Vordem Hintergrund des gescheiterten Realsozialismus werden zwei aktuelle Pro
blemkomplexe des Marxismus aufgerollt: das Fehlen einer Politik- bzw. Demokra
tietheorie bei Marx und die Möglichkeit eines marktföimigen Sozialismus. Ausge
hend von der Überlegung, daß Kapitalismus und Sozialismus Teile ein- und dersel
ben Welt sind, geht es dem Autor um die analytische Freilegung einer den verschie
denen Sozialstrukturen zugrundeliegenden »Metastruktur der Moderne«. Notwen
dig sei die Grundlegung des Marxismus durch eine allgemeinere politische Philoso
phie, genannt »Metamarxismus«.

Bidet deduziert die moderne »Metastruktur« aus einer Reflexion über die Ver
tragstheorien des klassischen Liberalismus. Im Descartes'schen Cogito sieht er den
»Vertrag« als »Kernelement« einer neuen Gesellschaftsordnung impliziert (19). In der
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»Vertragsform« (formecontrat)entdeckt er eine »Antinomie« zwischen dem Prinzip
der inter-individuellen Übereinkunft, das den freien Markt entfesselt, und dem
Sozialvertrag, der die staatliche Souveränität konstituiert. Beide Prinzipien sind
widersprüchlich, zugleich aber komplementär, weil die Reziprozitätsbeziehung im
Tausch staatliche Rechtsgarantien voraussetzt. Bidet läßt daraus die drei Strukturele
mente hervorgehen, die allen »modernen«Sozialbeziehungen zugrundeliegen sollen:
1)Intersubjektivität (interindividualite); 2) Zentrizität (centriciti), d.h., die sozial
vertragliche Komponente setzt mit der volonte generale auch die Zentralgewalt vor
aus; 3) Assoziativität (associativiti), sofern die Vertragsbeziehungen tendenziell
schrankenlos sind und den Zusammenschluß beliebig vieler Individuen ermögli
chen.

Die »moderne« Entwicklung und ihre Perspektiven stellen sich als Kombinatorik
dieser Elemente dar, wobei Bidet defiziente Realisierungsweisen der Modernitäts-
struktur unterscheidet. Kapitalismus ist dadurch charakterisiert, daß die sozialver
tragliche Komponente aufdiepolitische Sphäre beschränkt bleibt; inderÖkonomie
geht das Prinzip der Wechselseitigkeit mit Ungleichheit und Herrschaft einher. Der
(Neo-)Liberalismus naturalisiert den Markt in dieser kapitalistischen Form, obwohl
er nicht notwendigerweise antagonistisch strukturiert sein muß. Der »Kommunis
mus« (Bidets Terminus für befehlsadministrativen Sozialismus) vergißt umgekehrt
die mögliche »Modernisierung« der Politik und naturalisiert den »Plan« in seiner
despotischen Form, obwohl auch eine kontraktuelle Planung denkbar wäre. Eine
»postkommunistische Politik« (13) liefe also aufdie Forderung hinaus, daß einerseits
die ökonomischen Marktverhältnisse sozialvertraglich strukturiert werden, und daß
andererseits bei der politischen Artikulation einer volonte" ginirale auch die, wenn
man so will, marktförmig-egalitären Potenzen zur Geltung kommen. Die ideologi
schen Antinomien von »Freiheit« und »Gleichheit« sollen sich in einer »Gleich-Frei-

heit« {egaliberte) aufheben. In der Auseinandersetzung mit Rawls und Habermas
werden diese Überlegungen weitergeführt.

Die Auseinandersetzung mit Marx füllt den zweiten Teil. In seiner Sozioanalyse
sei der Marxismus bislang nicht überholt (deshalb kein Postmarxismus, sondern
»Metamarxismus«). Marx »verfehle« aber die Modernitätsstruktur, indem er mit der
kapitalistischen Form des Marktes auch diesen selbst verwirft (in dieser Hinsicht
bessere Noten für HegelsTheorie der »bürgerlichen Gesellschaft«). Konsequenz: Er
könne sich die »Assoziation« freier Mensch nicht richtig vorstellen, weil sie die all
gemeine Vertragsform voraussetzt. Dieser Teil des Buches arbeitet, im Gegensatz
zum philosophisch-deduzierend angelegten ersten Teil, etwas stärkerphilologisch.
In den Grundrissen habe Marx die Marktverhältnisse noch als bloße Oberflächen
erscheinung einer durch Klassen konstituierten Gesellschaft betrachtet. Im Kapital
sieht Bidet hingegen die begrifflichen Ansätze, den Markt auch unabhängig von
kapitalistischen Formen zu fassen und auf Sozialismus zu beziehen. Es fehle aber
eineentsprechende Differenzierung inderAnalyse des»Überbaus«. Marx habe ver
säumt, zu klären, inwieweit politischeoder juristische Formen kapitalismusspezi
fischsind, und inwieweit sie ineiner formationsübergreifenden Weise»modern« und
der Möglichkeit nach sozialistisch sind.

Bidetentwirftso etwas wieeinennormativen Begründungshorizont für sozialisti
sche Politik, in dem Fragender Realisierung (welche Akteure? wie politisch durch
setzbar?) außer Betracht bleiben. Auch die nicht theoretisch vorhersehbaren, son
dern praktisch auftretenden Probleme, vor allem die tatsächlichen Antinomien einer
Verknüpfung von Marktwirtschaft und politischer Planung (Perestrojka), wurden
nicht studiert. Ruft man die MarxscheAbsagean ein In-Ordnung-Bringen der Welt

DAS ARGUMENT 186/1991 ©



Philosophie 289

ausgehend von ideellen Prinzipien in Erinnerung, ist die Differenz im Herangehen
grundsätzlicher, als siesich hierdarstellt. Das Buch berührt aber eine im Marxismus
zentral werdende Problematik und verdient gründliche Diskussion.

Thomas Laugstien (Berlin)

Schaefer, Alfred: Der Staat und das Reservat der Eigenheit: Hegel, Marx, Stir
ner. Berlin Verlag Arno Spitz, Berlin 1989 (220 S., br., 30,- DM)

Schäfers Schrift - eine überarbeitete Fassung des bereits 1968 inMeisenheim ver
öffentlichten Buches »Macht und Protest« - versteht sich in Anlehnung an Max Stir
ner als ein Plädoyer für das Recht auf Nonkonformität und Eigenheit des Menschen.
Durch die versuchte Aufklärung der zugrunde liegenden Denkmuster ist die Arbeit
speziell gegen jeneForm des Totalitarismus gerichtet, die unter J.W. Stalin zurvollen
Entfaltung kam und deren welthistorisches Scheitern wir in der Gegenwart erleben.

Den Keim für die dogmatische Erstarrung der Theorie und die Entartung soziali
stischer Praxis sieht der Autor bereits im Werk von Marx und Engels angelegt, vor
allem inihrer Staatstheorie und Revolutionsauffassung. Schaefer unterscheidet drei
Varianten der Marxschen Staatstheorie. Die erste lokalisiert erim Fragment »Kritik
der Hegeischen Rechtsphilosophie« von 1843. Sie zeichne sich dadurch aus, daß
Marx zudieser Zeit noch von den Klassengegensätzen abstrahiere und den nationa
len und demokratischen Gedanken als Hebel des Umsturzes der alten Gesellschaft
nach dem Muster von 1789 betrachte. Die Festigkeit des preußischen Staatswesens
und dieFriedfertigkeit des Bürgertums führten jedoch zueiner fundamentalen Ände
rung seinerStrategie, die bereits 1844 in den Artikeln der »Deutsch-Französischen
Jahrbücher« begann. Die Ausarbeitung einer zweiten Staatstheorie kulminiert
schließlich im »Manifest der kommunistischen Partei«, in welchem ein alle demo
kratische Prinzipien mißachtender Staatsfetischismus als Doktrin der »kommunisti
schen Machtergreifung« konzipiert werde (25ff.). Der coup d'etat des Louis Bona
parte vom 2. Dezember 1851 erschütterte Marx' Glauben aneinen starken, zentrali
sierten, proletarischen Klassenstaat als geeignetes Mittel zur Umwälzung der kapita
listischen Produktionsweise. Die zunächst negative Bestimmung der Notwendigkeit
einer Zerschlagung der alten Staatsmaschinerie (1852) führte in Auswertung der
Pariser Kommune (1871) zum Konzept vom Absterben des Staates und der Über
nahme seiner Funktionen durch kommunale Selbstverwaltung. Hierin sieht Schaefer
den Ansatz zu einer dritten Staatstheorie, die im Spätwerk von Engels mit der Orien
tierung aufdensozialdemokratischen Weg parlamentarischer Reformen abschließt
und einegrundlegende Revision derbisherigen Taktik beinhaltet. Lenin übernimmt
zwar den Gedanken der Zerschlagung des alten Staatsapparats, ignoriert jedoch den
grundlegenden Wandel in den Auffassungen von Marx und Engels nach 1851 und
knüpft wesentlich an die totalitäre Staatskonzeption von 1848 an. In der Lesart
Schaefers erscheinen die Verbrechen des Stalinismus schließlich als konsequente
Umsetzung derIdeen aus derzweiten Staatstheorie von Marx und Engels.

Im zweiten Teil des Buches (149ff.) diskutiert der Autor die Auseinandersetzung
von Marx mit Max Stirners Schrift »Der Einzige und sein Eigentum« inder»Deut
schen Ideologie« und versucht, die Inadäquatheit der Marxschen Kritik nachzu
weisen.

Der mit den Texten von Marx und Engels vertraute Leser wird den Ausführungen
sowohl in der Grundtendenz wie in vielen Einzelfragen nicht zustimmen können.
DerAutor liefert unsnicht nureinegrob vereinfachende Interpretation, welche reale
Widersprüche inderTextgrundlage ausblendet und nurjeneSeite festhält, die indie
eigene Sichtweise paßt; seine Lesart entstellt auch häufig den Text und verkehrt die

DAS ARGUMENT 186/1991 ©



290 Besprechungen

zugrunde liegenden Intentionen in ihr Gegenteil. So sind Schaefers Hauptkritik
punkte an Marx, eropfere das private Schicksal einem »Allgemeinen« (6), die indivi
duelle Existenz werde lediglich als Mittel zum Zweck begriffen und dergesellschaft
lichen Tätigkeit subordiniert (121f.), der Einzelne habe sich dem »Gattungswesen« zu
opfern (151), schlechterdings falsch. Einer solchen Interpretation widerspricht der
von Marxbereits 1843/44 formulierte kategorische Imperativ, wonach alleVerhält
nisse umzuwerfen sind, »in denen derMensch einerniedrigtes, eingeknechtetes, ein
verlassenes, ein verächtliches Wesen ist« (MEW 1, 385). Die Erforschung der
Bedingungen für die Möglichkeit einer »freien Individualität« ist ein Grundzug im
Marxschen Werk, der von Schaefer durchgehend ignoriert wird. Selbstdort, wo er
auf diesbezügliche Äußerungen von Marx zu sprechen kommt, liest erdas Gegenteil
inden zu interpretierenden Text hinein (z.B. 169ff.). Absurd istdie andeutungsweise
vorgetragene Unterstellung, persönliche Machtgelüste von Marx und Engels seien
eine der Ursachen für die zweite totalitäre Staatskonzeption (vgl. 108, 135, 191).

Die Gedankenführung des Buches ist insgesamt wenig systematisch und deshalb
auch von Wiederholungen nicht frei. Die benutzten Textausgaben entsprechen inkei
ner Weise dem Standard wissenschaftlicher Forschung und erschweren das Auffin
den der herangezogenen Zitate. Es ist unverständlich, warum A. Schaefer mit kei
nem Wort auf die Vielzahl von Publikationen eingeht, die eine von ihm nicht nur
abweichende, sondern vielfach entgegengesetzte Interpretation desWerks vonMarx
und Engels geben. Auf zwei sachliche Fehler muß aufmerksam gemacht werden:
Auf Seite 24 wird aus den »ökonomisch-philosophischen Manuskripten« falsch
zitiert: »Um denGedanken desPrivateigentums aufzuheben, dazu gehört einewirk
liche kommunistische Aktion«. Richtig lautet das Zitat: »Um den Gedanken des
Privateigentums aufzuheben, dazu reicht der gedachte Kommunismus vollständig
aus. Umdaswirkliche Privateigentum aufzuheben, dazugehörteinewirkliche kom
munistische Aktion.« (MEW Ergänzungsband I, 553) Der auf Seite 36f. zitierte
Briefvon Marxan Ludwig Kugelmann datiert nicht vom 12. März,sondern vom 12.
April 1871.

Es besteht kein Zweifel darüber, daß die Publikation ein »Reservatder Eigenheit«
ihres Autors ist. Werner Dießner (Leipzig)

Schwemmer, Oswald: DiePhilosophie und dieWissenschaften, Zur Kritik einer
Abgrenzung. Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M. 1990 (190 S., br., 18,- DM)

Die Kritik an der neuzeitlichen Rationalität als Wurzel der die Menschheit und den
Planeten aufs Spiel setzenden Mitweltzerstörung gehört inzwischen zum guten Ton
derPhilosophie. Doch dieSuche nach Alternativen zurderzeitigen Entwicklung von
Naturwissenschaften, Technik und Gesellschaft wird meist zur Diagnose von Rei
bungsverlusten und Akzeptanzproblemen heruntergespielt oder ins unverbindlich
Allgemeine verflüchtigt. DerDüsseldorfer Philosophie-Professor Oswald Schwem
mer kritisiert in diesem Zusammenhang die Gleichgültigkeit der Wissenschaften
gegenüber der Philosophie, die sich ihnen ihrerseits anbiedert oder unbekümmert
übersiehinweggeht. Dabei ist, wieer zeigt, diespezifisch neuzeitliche Philosophie
in Auseinandersetzung mit den »neuzeitlichen Wissenschaften« entstanden (18). Im
Versuch, diese gegen die scholastische Tradition zu begründen, stieß sie - ideal
typisch etwabeiDescartes undKant - aufdasProblem derSelbstgewißheit desDen
kens und eröffnete sich damit einen Bereich, der »nur ihr zusteht«, der sie aber von
der realen Entwicklung der Wissenschaften wegführte (27). Um so unbehelligter
konnten die Wissenschaften - und das meint vor allem die Naturwissenschaften -
»durch eine isolierende und fokussierende Wahrnehmungs- und Denkweise« (22) die
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»fraktionierte Natur« in »begradigten Laborverläufen« untersuchen (23) und so
schon methodisch Nebenwirkungen allenfalls als Nebenwirkungen, aber nicht als
Totalität eines Beziehungsgefüges begreifen (164). Die Frage nach dem Ganzen wird
von der Philosophie nicht mehr in Auseinandersetzung mit der Entwicklung der
Fachwissenschaften gestellt, und umgekehrt kommt es zu »Problemverlusten und
Erkenntnisbeschränkungen« auch innerhalb der Fachwissenschaften (22).

Für einen Neuansatz im Verhältnis zwischen Philosophie und Wissenschaften
werden dem Verfasser Philosophen wichtig, »die ihre Philosophie als eine Reflexion
auf den Prozeß der Symbolisierung, Repräsentation oder Verbegrifflichung verstan
den haben«: Peirce, James, »in gewissem Sinne auch« Nietzsche, Whitehead, Cassi-
rer, Wittgenstein, »und wiederum ineinem gewissen Sinne« Heidegger (54). Er hebt
die Bedeutung der Alltagserfährung, ihren stetigen, fließenden, emotionalen Cha
rakter und ihren Praxisbezug hervor und gibt zubedenken, daß die Wissenschaften,
wenn sie ihr gegenüber an Genauigkeit und Vertiefung der Erkenntnisbereiche
gewinnen, zumeist leichtfertig diese Qualitäten opfern. Im Gegensatz zueiner inder
Erfahrungswelt des Individuums und der Kultur verankerten Symbolverarbeitung
könnten z.B. aufdem Computer Symbolisierungen vorgenommen werden, die sich
nicht mehr vor der Realität verantworten müssen, denen gegenüber also »die alltäg
liche Erfahrung ... ihrVetorecht verloren« hat (90).

Im Blick aufdie Philosophie wendet sich Schwemmer gegen die inderTradition
dominierenden »Regel- und Prinzipien-Ethiken« (131), die aus den realen Hand-
lungsgefügen entweder ein oberstes Prinzip (Universalismus) oder die beabsichtigte
Folge (Utilitarismus) herauslösen. Die Steigerung eines dieser Aspekte auf ein
Höchstmaß (allgemeinstes Prinzip imeinen Fall, eindimensionale Maximierung der
bezweckten Wirkungen imanderen) begründet den moralischen Vorzug einer Hand
lung, obwohl - imBeispiel des Utilitarismus - maximale Produktivitätssteigerung
(etwa der Landwirtschaft) zum Umkippen des Beziehungsgefüges, zur Verkehrung
der Folgen ins Gegenteil des Beabsichtigten fuhren. Gegen die universalistische
Konzeption begreift der Verfasser Moral als Teil der Identitätsbildung einer Kultur.
Esgeht ihmum einen »rationalen Pluralismus« (153), wobei den Menschenrechten,
die das jeweilige historische Verhältnis zwischen Individuum und Gesellschaft aus
balancieren, und der Sicherung der »Lebensbedingungen« der »konkreten Men
schen« (183) besondere Bedeutung zukommt. Gegen den Utilitarismus fordert
Schwemmer, die »Totalität der Wirkungsdimensionen« (171) zubedenken (Imperativ
der »Extrapolation der potentiellen Totalität«, 172f.).

AmEnde verweist Schwemmer auf den Übergang von »Fragen der Gerechtigkeit«
zu Fragen der »Macht« (184). Eben diese Fragen der »Macht«, ausdenensich doch
erst die ethischen Probleme ergeben, stellt der Autor nicht. Die eingangs angespro
chenen politisch-gesellschaftlichen Probleme behandelt er fast nur unter ethischem
Aspekt. Dabei hätten schon seine eigenen Zielvorstellungen derInterdisziplinärität
(45) und des Praxisbezugs verlangt, auch auf die realen Wirtschafts- und Herr
schaftsmechanismen hinzuweisen, diedergeforderten Umorientierung vonWissen
schaft und Ethik entgegenstehen. Markus Jensch (Berlin)
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Sprach- und Literaturwissenschaft

Meyer, Theodor A.: Das Stilgesetz der Poesie (1901). Mit einem Vorwort von
Wolfgang Iser. Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M. 1990 (284 S., br., 20,- DM)

»Anschaulichkeit«, soformuliert Adorno inseiner Ästhetischen Theorie (150), »ist
keine characteristica universalis derKunst. (...) Davon haben dieÄsthetiker wenig
Notiz genommen; eine der seltenen Ausnahmen ist der so gut wie vergessene Theo
dorMeyer, dernachwies, daß den Dichtungen keinerlei sinnliche Anschauung des
sen, was siesagen, korrespondiert und daß dieKonkretion der Dichtungen in ihrer
Sprachgestalt besteht anstatt inder höchst problematischen optischen Vorstellung,
diesieinGang bringen sollen.« Wäre nicht die prominente Einschätzung des Stilge
setzes derPoesie aufdemUmschlag der Neuausgabe abgedruckt, würde man kaum
auf sie aufmerksam.

Die immerhin schon 1968einmal durch die Wissenschaftliche Buchgesellschaft
nachgedruckte Abhandlung des Gymnasialprofessors Theodor A. Meyer (1859-1936),
der 1914 Professor für Deutsche Literatur und Ästhetik an der Technischen Hoch
schule Stuttgart wurde, stand quer zur herrschenden Ästhetik ihrer Zeit. Meyer
setzte sich hauptsächlich mit dem in der Nachfolge Hegels stehenden Werk von
Friedrich TheodorVischer (1853) auseinander, demdasSchöne nochals »sinnliches
Scheinen der Idee« galt. Ihm gegenüber berief er sich auf Lessings »Lao-
koon«-Schrift von 1766 und bezeichnete sein Buch als »eine Behandlung des Lao-
too/iproblems aufmoderner Grundlage« (24). Lessing hatte Malerei und Dichtung
nachdem Kriterium der Gleichzeitigkeit und Folge unterschieden, während Meyer
nun dasWesen derSprache in der »Wiedergabe desSimultanen durchs Sukzessive«
(28) sah.

Grundlage der modernen Sprachauffassung Meyers ist seine Trennung der
anschauenden sinnlichen Wahrnehmung von der Vorstellung, die immer in einem
»Zertrümmern der lebendigen Erscheinung« (55) besteht. »(D)aß bei dem Wort
'Baum' ein Baum(...) vor unssteht, isteinfachnichtwahr.« (60) StattVehikel für das
Sinnliche istdieSprachvorstellung ein»eigenes Vermögen unseres Geistes« (74), das
ineinem »eigentümliche(n) Wissen« (62) umdenInhalt besteht. Esorientiert sichan
der Struktur des Satzes, wobei die ihr wesentlichenBestimmungen wie Verneinung,
Zeitoder Prozeß völlig unanschaulich sind. Abergerade durch ihre vermeintliche
Beschränkung auf Relationen kann die Dichtung das darstellen, was Leben aus
macht, nämlich dessen»innere Zusammengehörigkeit« (93). Nichtmehrdie Idee ist
Gehalt des Schönen, sondern es ist »Wesen und Inhaltjeder Kunst, Leben als solches
zur Darstellung zu bringen« (32). Nur der »durch Beziehung erborgten Lebendig
keit« (153) gelingt eine»Anteilnahme anfremdem Leben« (152). DieFrage, wiedenn
inder Sprache lebendige Beziehungen anders alsdurchdie bloßeNachahmung ihrer
»Gehaltseindrücke« (199) zum Ausdruck kommen können, reflektiert Meyer nicht
mehr. Sie wird später zu einem zentralen Problem der Adornoschen Ästhetik. Dabei
zeugt schondie Rede vom »Stilgesetz« von derAusrichtung aufdenSprachcharakter,
auf das »Formgesetz« (Adorno) von Dichtung. Ohne die Betonung der Form hätte
eine Autonomie des Kunstwerks, wie sie um die Jahrhundertwende der französische
Symbolismus gegen die »Schilderungswut« (283) des auch von Meyer abgelehnten
Naturalismus vertrat, gar nicht verkündet werdep können.

Das Stilgesetz besaß nicht die Radikalität der gleichzeitig erschienenen Husserl-
schen Phänomenologie, die, statt noch von einem »Wahrnehmungsinhalt« zu
sprechen, ein intentionales Bewußtsein auf intentionale Gegenstände treffen ließ,
nicht die Radikalität der sprachskeptischen Philosophie, die statt vom »sinnfälligen
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Gegenstand« von dersprachlichen Konstitution derWirklichkeit ausging. Sostellt in
seinem Vorwort derKonstanzer Anglist und Rezeptionsästhetiker Wolfgang Iserfest,
daß das Stilgesetz derPoesie folgenlos blieb, da es im Vergleich zu den damals sich
ausprägenden Theorienspezifische Mängel aufwies. Von den Blickwinkeln der Phä
nomenologie, der Semiotik und des Formalismus her gesehen fehlen ihmjeweils
eineSystematik der Beschreibung, eineZeichentheorie undeineAnalyse poetischer
Verfahren. EherhatMeyers Untersuchung durch ihre»Aspektmannigfaltigkeit« (18)
am »Umschlag zwischen Klassikund Moderne« (17) teil. Man fragt sich, welches
Interesseausgerechnetein Theoretikerder Rezeptionsästhetik einemWerkmit »aus-
gebliebene(r) Rezeption« (20) entgegenbringt. Einige Elemente in Meyers Analyse
der Vorstellungsbildung beim Lesen passen aber durchaus in den Kanon der Kon
stanzerSchule, weil diese sich nebender historischen Wirkung vonTexten auf den
»Aktdes Lesens« (Iser, München 1976) konzentriert. Die an der Phänomenologie
Husserls und Ingardens geschulte Ausarbeitung der Rolle des Lesers, der sich mit
seiner Phantasie an der ästhetischen Wirkung von Literatur beteiligt, findet bereits
eine Vorformulierung durch Meyer. Seine Theorie des Nachvorstellens als des
Lesers »Selbsttätigkeit im Beziehungsakt« (46) hob schonden performativen Cha
rakter der Sprache gegenüber ihrem mimetischen hervor und bereitete den für die
Gadamer-Schüler so wichtigen Horizontbegriff vor. Sie deswegen aber in einen
angeblichenZusammenhang »latente(r) Wirkungsästhetik seit der Renaissance« (17)
zu stellen, scheint mir eine Vereinnahmung für eine Literaturtheorie zu sein, die sich
selbst stark auf die von Meyer abgewiesene Anschaulichkeit beruft.

Die Neuherausgabe des Buches wider die Anschaulichkeit fällt in eine Zeit, in der
diese wissenschaftlich wieder hoch im Kurs steht. Eine kürzlich erschienene Unter
suchung(Gottfried Willems,Anschaulichkeit, Tübingen 1989) überrascht den Leser
nicht nur mit der Aufbereitung der Frage: »Was ist Literatur?«, sondern auch mit der
prompten Antwort darauf: »Ist Literatur nicht zunächst und vor allem anschauliche
Rede?« Schlimmer als diese Unbekümmertheit ist der neuerdingserhobene religiöse
Tonder Unmittelbarkeit.Gegendie als »sekundärund parasitär«denunzierte Litera
turkritik zieht der Genfer Literaturwissenschaftler GeorgeSteiner zu Felde. Sein von
BothoStrauß in der ZeitgefeierterEssayRealPresences (London 1989; dt.: Von rea
ler Gegenwart, München/Wien 1990) will die Anschaulichkeit von Sprache im
Sinne der christlichen Eucharistie restaurieren: »Das Wort Baum ist der Baum.«
EinersolchenVormoderne trat Meyers Stilgesetz schonamJahrhundertanfang entge
gen. Carsten Feldmann (Berlin)

Trabant, Jürgen (Hrsg.): Beiträge zur Geschichte der Romanischen Philologie
in Berlin. Colloquium Verlag, Berlin/W. 1988 (312 S., Ln., 68,- DM)

Der Band, der seine »unerwartetrasche« Realisierung dem Geldsegender Berliner
750-Jahr-Feier verdankt (Vorwort, VII), versammelt Bausteine zur Geschichte der
romanischen Sprachwissenschaft in Berlin. Diese Bausteine sind nach Status und
Materialwert außerordentlich heterogen. Der Reprinteines 1910 erschienenen Textes
von Alfred Risop, der die Entwicklung im 19. Jahrhundert behandelt, nimmt ein
gutes Drittel des Bandes ein. Yakov Malkiel behandelt den Zeitraum von 1910 bis
1945. Malkiel konnte, »weil er kein deutscher Staatsangehöriger war« (ebd.), als
jüdischer Student noch 1938,ein halbes Jahr vor der »Kristallnacht«, an der Berliner
Universität promovieren. Beide Texte müssen als wissenschaftsgeschichtliches
Dokument bzw. als Zeitzeugnis gelesen werden; sie können eine kritische Re
konstruktion der Fachgeschichte nicht ersetzen. Der Herausgeber weiß, daß
eine »umfassende Darstellung der Berliner Romanistik in der Nazizeit« (XII) noch
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aussteht. KurtBaldingers Beitragüber den »Wiederaufbau nach 1945« ist wesentlich
Erlebnisbericht: die Weihnachtsfeier der Romanisten 1948 war »einfach und nett, mit
Klavier-, Violin- und Gesangsvorträgen« (86). Eine Beobachtung ist freilich von
ungeahnter Aktualität: »Ein Professor imOstenverdient 1000Mark Ost, ein Profes
sor im Westen 1000 Mark West. (...) In Wirklichkeit verdient der Westprofessor
1000 Mark, der Ostprofessor ... 450 Mark.« (89) Beiträge zum literaturwissen
schaftlichen Zweig der Berliner Romanistikfehlenebenso wie eine »Darstellungder
Romanistik an der Ost-Berliner Humboldt-Universität« (XII). Der Herausgeber ist
sich dieser Lücken bewußt. Die grundlegenden Forschungen u.a. zur Literatur der
französischen Aufklärung, die von Werner Krauss und seinem Kreis an der Akade
mie der Wissenschaften der DDR so erfolgreich betrieben wurden, hat er vergessen
zu erwähnen.

Brigitte Schlieben-Langeund Harald Weydt befassensich mit der Antwort Daniel
Jenischs auf die Preisfrageder Berliner Akademiezur »Vergleichung der Hauptspra
chen Europas« von 1794, und Jürgen Trabant stellt Wilhelm von Humboldts For
schungen zu den romanischen Sprachen vor. Der Zerfall des »kulturellen und politi
schen Modells Frankreich« (4) nach der Französischen Revolution und damit auch
der bisherigen Vormachtstellung des Französischen schafft der Sprachwissenschaft
in Deutschland ihren un/politischen Aktionsraum. Das ist der Hintergrund, vor dem
Jenisch und Humboldt den Gedanken einer »prinzipiellen Gleichheit« (10) aller Spra
chen entwickeln. Aber diese Gleichheit ist zugleich die Form, in der die Gegner
schaft zum republikanischen Frankreich sprachwissenschaftlich eingekleidet auftritt
- ein Zusammenhang, dem die Autoren kaum Beachtung schenken. Indem die Spra
chen nunmehr als spezifischer Ausdruck des Charakters einer Nation (Humboldt
spricht von »geistigen Individualitäten«, 33) gelten, deren privilegierte Repräsentan
ten die »genievollen Schriftsteller« sind (Jenisch, 15), wird die Sprachwissenschaft
aufnahmefähig für die verschobene Artikulation nationaler Gegensätze. Schon bei
Jenisch wird die »Darstellung des Französischen ... vom Gegensatz zum Deutschen
beherrscht« (19). So ist der Sprachwissenschaftler politisch, ohne in der Politik zu
sein. Humboldts Theorem von der »geistigen Individualität« (33) jeder Sprache, die
ihre »Ausbildung« - ihren »Charakter« - in den kulturellen und literarischen Blüte
zeiten erhalte, lieferte einer aus der Vormundschaft der Klassischen Philologie sich
befreienden Romanistik das Stichwort, indem es die Eigenständigkeit der romani
schen Sprachen gegenüber dem Lateinischen postulierte. Zugleich war es nicht
gefeit vor der späteren Inanspruchnahme durch eine völkerpsychologisch verfah
rende Sprachwissenschaft, die den antirepublikanischen Kräften Echo gab.

Alfred Risops faktenreiche Darstellung von 1910 macht deutlich, daß die Genese
des »Faches« auch im Zusammenhang mit dem rasch sich vertiefenden Gegensatz zu
Frankreich begriffen werden muß. Dieser Gegensatz artikuliert sich in der Trennung
zwischen einer als wünschenswert anerkannten praktischen Sprachbeherrschung
und der Ablehnung einer »wissenschaftlich philologischen Behandlung« (22), der
allein die alten Sprachen zugänglich seien. Die Verweigerungdes Wissenschafts-Sta
tus wird 1837 in einem offiziellenSchreibendamit begründet, daß der französischen
Sprache keine»innere Vortrefflichkeit undbildende Kraft« zukomme (38). Komple
mentär dazu wird der Fremdsprachenerwerb durch »äußere Zweckmäßigkeit« defi
niert (59), wodurch sich die Fachvertreter in die Stellung eines bloßen »Sprach
meisters«versetzt sehen, gleichrangig mit dem Tanz- und Fechtmeister. Der einzige
Weg zur Erlangung der Wissenschaftsfähigkeit fuhrt daher über die Abkehr von der
lebendigen Gegenwart der gesprochenen Sprache und die Hinwendung zur histo
risch-vergleichenden Sprachwissenschaft. So beginnt für Risop die eigentliche
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Fachgeschichte mit der Berufung AdolfToblers 1867, einem Schüler von Friedrich
Diez, der wiederum mit seiner Grammatik der romanischen Sprachen (1836-44)
als Gründungsvater der Romanischen Philologie in Deutschland gilt. Risop be
merkt, daßdie Entgegensetzung von praktischem Spracherwerb und»philologisch
wissenschaftlichem Betrieb desFaches« überlagert istvon einerepochalen geistigen
Konjunktur: Mit Humboldts Orientierung auf das »höchste 'Allgemein-Mensch
liche'« (53) sei ein Bildungsbegriff verbunden, der Bildung und »äußere Zwecke«
schroff einander entgegensetzt. Zum »Wesen des Gelehrten* gehört es, daß er »in
stolzer Verachtung abgekehrt von den Bedürfnissen des täglichen Lebens, nicht
rechts noch links blickend, sein ganzesSein in den Dienst der Idee zu stellen bereit
sein muss« (53). Die Ideologie der Nicht-Einmischung war mit gegensätzlichen
Politiken kompatibel: Sie mündete - inder großen Mehrzahl der Fälle - in die fried
liche Koexistenz mit dem Faschismus an der Macht, konnte aber auch, vor allem
wenndie Belangedes Fachesberührt schienen, zur Basiswiderständiger Haltungen
werden.

Es ist, als wollte Yakov Malkiel mit der Darstellung des Lebenswegs von Ernst
Gamillscheg (1887-1971) das Bild einessolchen Gelehrten zeichnen. »Gamillscheg,
seit seiner Jugend ein politisch konservativer Mann und Anhänger großdeutscher
Gedanken, war selbstverständlich mit der Rückkehr der Rechten an die Macht
zufrieden.« (76)Aberals »Vertreter der altenakademischen Garde« habeer geglaubt,
»daß die reine Wissenschaft nicht von der Politik entweiht werden dürfe. Er ver
bannte geschickt politische Propaganda aus seinen Vorlesungen - ja wählte sogar
Themen, die für derartigeGefahren unempfänglich waren.« (77) Als 1937 ein Werk
erschien, das die These vertrat, »daßganz Nordgallien zu einer gewissen Zeit voll
kommen von fränkischen Eroberern germanisiert worden und später mittels eines
langsamen Prozesses der Reromanisierung seiner Zugehörigkeit zu Zentraleuropa
wieder entfremdet worden sei« (77f.), schrieb Gamillscheg eine Gegendarstellung.
»DieBedeutungdes germanischen Einflusseswurde natürlich nicht geleugnet, son
dern auf ein vernünftiges Maß, das von genau analysierten Fakten gestützt wurde,
reduziert.« (78) Warumreagiert Gamillscheg ausgerechnetauf dieses Buch?Warum
gelingt es ihm gerade andiesem Punkt, seine sonstige »Ängstlichkeit« (78) zu über
winden? Das Buch bewegt sich auf einem Feld, in das er selbst ein Jahrzehnt lang
Arbeit investiert hat, deren Ergebnisse in dem dreibändigen, wie Malkiel meint,
»nicht politisch ausgerichteten Werk« Romania Germanica (1934-36) vorliegen.
Gamillschegs Eingriff hält sich strikt an die Regeln des fachlichen Diskurses. Die
Fähigkeit des Sich-Heraushaltens aus »politischen« Fragen konstituiert geradezu den
Fachmann - eine Haltung, die nach 1945 zur Widerstandshaltung stilisiert werden
sollte. Auch Malkiel bemerkt, daß Widerstandund Anpassung sich keineswegs aus
schließen. Aber indem er die beiden Seiten auf Werk und Person, auf den Wissen
schaftler und den Menschen verteilt, geht die Anpassung immer aufs Konto der Psy
chologie und entlastet die Wissenschaft. In dem von den notorischen Nazis verbrei
teten grellen Licht verschwindet die Gamillschegs eigenem Werk innewohnende
Politik im Dunkel. Peter Jehle (Berlin)

Hijiya-Kirschnereit, Irmela: Was heißt: Japanische Literatur verstehen? Suhr-
kamp Verlag, Frankfurt/M. 1990 (210 S., br., 14,- DM)

Die im Titel gestellte Frage beantwortet Irmela Hijiya-Kirschnereit schon aufden
ersten Seiten ihres neuen Buches und bekundet damit die hermeneutisch reflektierte

Ausgangsposition. Verstehenjapanischer Literatur heißt für die Autorin, die fernöst
lichen Texte weder aufdas schon Vertraute zu reduzieren noch sie als ganz Fremdes
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von sich zu weisen. Verstehen gelingt demnach nur auf dem »Mittelweg zwischen
Eurozentrismus und Exotisierung«, als ein »gemäßigterRelativismus« (20f.). Es ist
die Vermittlung vonKenntnissen über die anderenhistorischenBedingungen japani
scher Literatur mit der probeweisen Anwendungeuropäischer Maßstäbe auf sie.

Die Kategorien des Fremden und Vertrauten bleiben auch in den folgenden neun
Arbeiten zur japanischen Prosa und Literaturwissenschaftdes 20. Jahrhunderts prä
sent. Versammeltsind damit Aufsätzeund Vorträge der Trierer Japanologin aus den
letzten dreizehn Jahren. In drei Abschnitten zu je drei Beiträgen macht die Autorin
eingangsbekannt mit Wohlvertrautem in japanischer Literatur, um uns im weiteren
zunehmend mit deren Eigentümlichkeiten zu konfrontieren.

Der »West-östliche Wahlverwandtschaften« überschriebene erste Teil geht in Tex
ten von Tayama Katai, Mishima und Abe Kobo den Bezügen nach, die sich jeweils
zuGerhart Hauptmann, Thomas Mann und Michel Butor herstellen lassen. Über
zeugend wird dargelegt, daß die japanische Moderne zwar - gemäß geläufiger
Ansicht - zu Beginn dieses Jahrhunderts in Anlehnung an den europäischen Natura
lismus einsetzte, sich jedoch mit literarischen Elementen weiterentwickelte, die wie
derum der eigenen japanischen Tradition entstammen. »In dem Maße nämlich, in
dem das reflektierende, vor allem aber das fühlende Subjekt in das Zentrum des
Werks rückt, greift auch eine betont subjektiv-lyrische Schilderung Raum, die sich
literarischer Muster bedient, wie sie sich in Jahrhunderten japanischer Tagebuch-
und Miszellenliteratur ausprägten.« (48f.) Hier wie in allen anderen Beiträgen plä
diert Irmela Hijiya-Kirschnereit für methodologisches Bewußtsein und Differenzie
rung - die sie selber in einem klaren Argumentationsstil pflegt, der ohne überflüs
sige Terminologie auskommt. Fragen nach traditionell Japanischem und euro
päischen Einflüssen mit ad-hoc-Etikettierungen zu beantworten, wirkt doppelt fatal.
Literatur erschiene nicht nur entstellt; den verschiedenen Nationen wäre es darüber
hinaus unmöglich, »sich gegenseitig zu begreifen, damit, wenn schon keine wechsel
seitige Zuneigung daraus entstünde, sie doch einander wenigstens dulden lernten«
(25), wie die Autorin mit Goethe die Idee der Weltliteratur im Blick auf Japan refor
muliert.

Die letzten drei Beiträge vermitteln einen Eindruck von japanischer Japanologie.
Irmela Hijiya-Kirschnereit hat keine hohe Meinung von dem Fach in Japan und
attestiert ihm ironisch eine »hermeneutische Unschuld« (161 u.ö.), in der doch alle
jene Sünden zwischen rastlosem Etikettieren und vager Einfühlung begangen wer
den, zu denen sich auch die europäische Hermeneutik fähig zeigte. Ein exemplari
scher Bericht über die 1977geführte Debatte der beiden namhaften Literaturwissen
schaftler Tanizawa und Miyoshi soll zeigen, wie schwer es letzterer bei seinem Ver
such hat, in einem Klima künstlerisch ambitionierter Intuitions-Interpretation,
gleichsam als »Häretiker« (204) methodologisches Bewußtsein zu schärfen. Wenn
Hijiya-Kirschnereit auch beteuert, nicht polemisch sein zu wollen, wird hier doch
das Unbehagen einer Beobachterin deutlich spürbar, die ihren europäischen Maß
stab einer streng rational orientierten Wissenschaft anlegt.

Damit kommeich zu einigenMängeln vorallem im mittlerender drei Abschnitte.
Im Beitrag über Metaphemgebrauch erstaunt, daß ein sehr herkömmliches Substitu
tionskonzept zugrundegelegt wird - Metaphern erlauben jedoch eigenständige
Erkenntnisweisen und sind nicht nur ersetzbare rhetorische Alternativen zur »eigent
lichen« Begriffssprache. Die Untersuchung zumTraditionsbegriff modernerjapani
scher Literatur stellt ein abstraktes Schema vor, um das Verhältnis eines literarischen
Werkes zur Tradition zu analysieren - für den vorliegenden Band wäre eine konkrete
Analyse der normativen Kraft traditioneller Bestände in der Literatur - zumal im
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Lyrischen - instruktiver gewesen. Und daßwirvon derAutorin, dieauch übersetzt,
kein Wort zudieser Tätigkeit hören, anderdoch Verständnis- und Vermittlungspro
bleme exemplarisch aufzuzeigen wären, ist bei einem so wohldurchdachten Buch
bedauerlich.

Dennoch: isseki ni cho, zwei Vögel miteinem Stein zu treffen, istderjapanische
Ausdruck für das, was Hijiya-Kirschnereit mitdemneuen Buch gelungen ist. Ihre
durchgängige Neigung zur Theoriebildung sowie die letzten Beiträge zur japani
schen Forschung machen es insbesondere für wissenschaftlich Interessierte lohnens-
wert. DemLaienaufdiesemGebiet - den meisten von uns- kannes ein praktischer
Wegweiser durch ein weitgehend fremdes Feldsein. En passanterfahrenwir noch
etwas über japanische Publikationsbedingungen und darüber, in wie hohem Maße
beim Shishosetsu - eine Art autobiographisch inspirierter Bekenntnisroman - die
dem Autor nahestehenden Personen am Verfassen teilhaben können. Ob über der
artige aktuelle Hintergründe in Japan, über dieLiteratur selbst oderihreRezeption
auchjenseitsder Grenzen desEntstehungslandes: injeder Hinsicht zeigtsichIrmela
Hijiya-Kirschnereit profund informiert und bietet so mit ihrem neuen Buch eine ver
läßliche Einführung in die japanische Literatur und die Probleme ihrer Lektüre.

Burghard Damerau (Berlin)

Meyer, Stephan: Kunst als Widerstand. Zum Verhältnis von Erzählen und ästheti
scher Reflexion in Peter Weiss' »Die Ästhetik des Widerstands«. Niemeyer, Tübin
gen, 1989 (320 S., br., 94,- DM)

Der »Ästhetik des Widerstands« hat sich seit einiger Zeit die zuständige Fachwis
senschaft bemächtigt und zwingt sie in ihrenDiskurs. Meyers Untersuchung, orien
tiertanhermeneutischen undrezeptionsästhetischen Paradigmen, richtetsichaufdie
ÄdW als Kunstwerk. Ein Hauptverdienst seiner Arbeit liegt darin, ihre komplizierte
selbstreflexive Strukturaufzuweisen. Exemplarisch zeigter amPergamonfries, dem
er eine inhaltliche und formale »Leitfunktion« (15) fürdieÄdW zuspricht, wiedes
sen Anlage mit der des Romanszusammengeht. Hier wie dort findet sich der Aufbau
in Blöcken, die zu Sequenzen zusammengefaßt werden können. Beide Werke han
deln vom Kampf der Unteren gegen die Oberen. Mit der Auslegung des Frieses
durchdiedrei Protagonisten wirddie Darstellungsstruktur desRomans aber kompli
zierter,denn sie könnennur Fragmente des Kampfes wahrnehmen. Erst retrospektiv
setzen sie das Ganze in der Interpretationzusammen. Analog kann auch der Leser
die ÄdWerst von ihremEnde her in ihrer Gesamtheiterfassen. Da mehrere Personen
den Fries interpretieren,ist eine polyperspektivische Anlagegesetzt, die sich haupt
sächlich als das Nebeneinander widerstreitender Argumente darstellt. Dies
geschieht im Medium eines gedoppeltenIchs, dem Ich-Erzähler und dem Ich-Prota
gonisten, durch »die beständige Einbindung des Erzählten in den 'präsentischen
Bewußtseinshorizont des Erzählers'« (78). So durchdringen sich erlebendes und
erzählendes Ich, und der reflexive Akt findet sich in jeder Romanpassage in die Kon
struktion des Textes eingeschrieben.

Trotz der Fülle treffender Beobachtungen zum Montagebegriff, zum Verhältnis
von Dokument und Fiktion und zur lebenserschließenden sowie handlungsbegrün
denden Funktion derKunst inderÄdW (vgl. 163) verkennt Meyerjedoch eininhalt
liches und politisches Zentrum des Romans. Dies bewirkt seine These von der »my
thische(n) Schreibkonzeption« (155) der ÄdW. Seine Lektüre streicht diejenigen
Strukturelemente einseitig heraus, die auch solche des Mythos sind: die Einbindung
eines Einzelschicksals in ein es umfassendes Geschehen, das Stilmittel der Wieder
holung, die Unterordnung der linearen Handlungsmomente unter die zirkuläre
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Struktur des Romans, die in der ewigenWiderkehrder Motive Unterdrückung und
Widerstand bestehe. Erinterpretiert das »mythische Schreiben« der ÄdW positiv als
»eine qualitative Geschichtsschreibung und Geschichtsdeutung« (252), in der »das
stets Gleichbleibende«(253), das VerhältnisUnterdrückung vs. Widerstand, gegen
überseinenjeweiligen Erscheinungsformen dasWesen der Geschichte unddaherdas
Wahre sei: »zwischen dem versuchten Sturz der Götter, dem Aufstand Spartacus', der
Auflehnung Engelbrekts und dem antifaschistischen Widerstand bestehtein tempo
rärer, aber kein struktureller Unterschied.« (252) Der Text sei als eine »vorwiegend
induktiv angelegte Metaphysik der Geschichte zu begreifen« (253).

Demgegenüber soll hier an die Intention sozialistischen Handelns erinnert wer
den, die Macht des blinden Mythos brechen und die über sich selbst aufgeklärte Ver
nunft an seine Stelle setzen zu wollen. Kein neuer Mythos, der in Strukturgleichheit
zum alten stünde, kann dieses Desiderat einlösen. Eine Geschichtsschreibung der
Unterdrückten muß sich sowohl zur Überlieferung als auch zu den eigenen, von
HerrschaftkorrumpiertenMittelnkritischverhalten. Nur negativkannsie sagen, wo
durch das herrschende Geschichtsbild hindurch etwas von ihm Unterschiedenes
schimmert. Somit ist es kein Epiphänomen, daß Weiss die Debatten im sozialisti
schen Widerstand verortet, wo an der revolutionären Idee einer Umwälzung der Pro
duktionsverhältnisse noch festgehalten wird. Meyer jedoch deutet Widerstand ins
Allgemeinmenschliche, in eine »Zivilisationskonstante« (36) um. Die ÄdW wird
durch diesen Zugriff für ein Weltbild vereinnahmbar, das dem vom Kapitalismus
produzierten Schein verfällt, das Bestehende sei das ewig Gültige, und in dem die
Idee einer grundsätzlichenWandlung keinenPlatz findet. InwieweitTendenzenzur
Ontologisierung des Verhältnisses Herrschaft - Widerstand allerdings schon bei
Weissangelegt sind, oder inwieweitsie durch die komplizierte reflexiveStruktur der
ÄdW immer miteinerhistorisch spezifischen Situation verbunden werden, bleibt im
Lichte dieser provokanten These eingehender zu diskutieren.

Sven Kramer (Hamburg)

Hörisch, Jochen und Michael Wetze! (Hrsg.): Armaturen der Sinne. Literarische
und technische Medien 1870bis 1920. Wilhelm Fink Verlag, München 1990
(312S.,br.,68,-DM)

Trügerisch sind nicht erst die menschenleerenFeuerwerksbilder des Golfkrieges;
die Arbeiten aus dem Umkreis des Kasseler DFG-Projekts zur »Metadisziplinären
Literaturanalyse« konstatieren »Irrungen, Wirrungen der Wahrnehmung« (15) schon
in der »durch neue Medientechniken« (13) geprägten Literatur Victor Hugos, Fonta
nes, der Symbolisten und der Futuristen. Die aus aktuellem Anlaß erneuerte Streit
frage nach der Realität hinter den medienerzeugten Simulakren kann anhand dieses
Materials, mitunter gegenläufig zur eher distanzlosen Präsentationsform, in eine
historische Perspektive gerückt werden. An der Entwicklung optischer Medien, die
Klaus Bartels vom Guckkasten über die Landschafts- und Großstadtpanoramen bis
zur »filmisch inszenierten« (37) Stadtlandschaft verfolgt, läßt sich - quer zur erzeug
ten Illusion - auch der technische wie soziale Aufwand besichtigen, den die Realisie
rung psychischer Traumwelten durch immer perfektere mediale »Innerlichkeitspro
thesen« (20) erforderte. Das Interesse von Medizin und Kriminalistik an medientech
nisch lesbaren Duplikaten des menschlichen Körpers ließ bereits Ende des vergange
nen Jahrhunderts Fingerabdrücke und Phantomphotographien zu operativ einsetz
baren Simulakren und damit 'real* wirksam werden (185). Charles Grivel kennzeich
net die zwiespältige Reaktion der symbolistischen Autoren Huysmans und Villier de
l'Isle-Adam auf die ihnen durch den »Eindringling« (189) Photographie erwachsende
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ästhetische Konkurrenz: In eine Gesellschaft, die sie als von technischen Fiktionen
beherrschte wahrnehmen, intervenieren dieLiteraten mit ihren spezifischen Mitteln,
also gleichfalls fiktiv, indem sie die Künstlichkeit »der mediatisierten Welt« durch
»unmögliche Fiktionen« (189), durch phantastische technische Erfindungen noch
übersteigern. Wie aber reagieren hundert Jahre später die Literaturwissenschaftler
auf die Marginalisierung jener Bestände, auf deren Unvergleichlichkeit das Selbst
verständnisihres Fachesgründete?Villiersde l'Isle-Adams Eva derZukunft wird hier
als Phantasmagorie einer »künstlichen Frau« (38) zur vielfach beschworenen Leit-
Ikone. Überbieten solche literarischen Visionen den medientechnischen Entwick
lungsstand ihrer Zeit, so bezieht das Gros der versammelten Analysen noch den
Impulszur energischenAbkehrvongeisteswissenschaftlichen Positionenaus diesem
ästhetischen Surplus ihrer literarischen Gegenstände.

Von stoffgeschichtlichen Darstellungen zur Technik in der Literatur grenzt sich
der Zugriff dieser Arbeitenab durchdie produktiveHypotheseeinesje »historischen
Apriori der Medialität« (13), das nicht nur die Schreibweise, sondern bereits die
Wahrnehmung determiniere: Die Aus- und Aufrüstung der Sinne durch Photogra
phie, Film, Telekommunikation unterläuft die Trennungslinien einer bloß mechani
schen Mensch-Technik-Verzahnung und »entäußert«Sinnlichkeit »an die Armaturen
medientechnischer Perzeption« (11). Die Herausgeber knüpfen damit an Benjamins
These von der produktiven 'Repräsentation des Menschen durch die Apparatur' (11)
an, die sie jedoch funktional istisch verkürzen; die »ästhetischen und theoretischen
Avantgardebewegungen« gelten ihnen lediglich als Trainingseinheiten in »armierter«
Wahrnehmung,als »choc«-artige»Einübungin die politmediale Kinetik der Neuzeit«
(sie! 12).

Programmatische Verbindlichkeit der zunächst disparat wirkenden Sammlung
entsteht durch die Kombination mediengeschichtlicher Beiträge mit Analysen litera
rischer Texte zueiner Medien-Ästhetik, dieKooperation und Konkurrenz synchro
ner Praxen untersucht. So zeigt Frank Haases Beitrag die Dialektik von kommunika
tivem Zeitgewinn und Zeitverlust an zwei Romanen des 19. Jahrhunderts. Das im
Frankreich der RevolutionskriegeaufgebauteTelegraphensystemsteht bei Alexandre
Dumas für die zentrale Konfliktlinie zwischen Ancien Regime und Bonapartisten.
Der Rachefeldzug des Grafen von Monte Christo gegen die (noch) mit gefälschter
Handschrift und abgefangenen Briefen intrigierende Restauration bedient sich sei
nerseits eines gefälschten Telegramms: Nicht mehr die auf das Medium Schrift
gerichtete Wahrheitssuche, sondern die Exklusivität des Zugangs zur Telekommuni
kation führt zum Erfolg. Fontanes Roman Cecile dagegen gründet das Anknüpfen
zarter Liebesbande auf telekommunikativen Verzicht. Briefe als Medium des Auf

schubs ermöglichen dem Protagonisten Leslie-Gordon, einem nach der Figur Wer
ner von Siemens' gestalteten Nachrichtentechniker, die »Kapitalisierung von Zeit«,
um »im zwischenmenschlichen Bereich Verbindungen aufrechtzuerhalten« (57).
Den medialen Determinanten des Schreibens gelten ferner Jean Maureis in Der-
rida'schem Manierismus vorgetragene (und durch die Übersetzung potenzierte)
Assoziationsketten zu »Victor Hugos Traum von der Telekommunikation« (63) und
Michael Wetzeis Beitrag über den viktorianischen Dichter und Mädchenphotogra
phen Lewis Carroll. Die These der doppelten »Entblößung des Blicks« (165), in der
Carroll nicht nur die abgelichteten kleinen Mädchen, sondern auch das eigene
Begehren »imSchutz der optischen Armatur« (159) exhibiert, macht das Konzeptvon
den »Armaturen der Sinne« plausibel als Wechselspiel von Medium und 'Mediati
sierten'. »Schreiben wie Photographie« (173) folge bei Carroll dem Impuls der Ent
hüllung und Entstellung von Wahmehmungs- und Sprachkonventionen; den auf
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Photoplatten fixierten »Nymphchen« entspricht die im Märchenton angehaltene
Zeit, literarische Ausgestaltung jener abenteuerlichen Manipulationen und Defor
mationen,die Benjaminan den Mickey-Mouse-Trickfilmen als Ablösungder Wahr
nehmung von realer Erfahrbarkeit analysierte.

Einen Gegenakzent setzt Avital Ronells Vorstellung ihres Telephone-Books
(Nebraska 1989), indem sie den (quasi-literarischen) Passionen bei der »Geburt«
(79)des Telephons nachspürt. Statt als geniales Individuum erscheint A.G.Beil als
Teil eines Paares, »am empfangenden Ende einer Leitung« (77), an deren Anfang
sich ein Assistent befand, der nur Watson heißen konnte. Der erste vom neuen
Medium übertragene Satz: 'Watson, come here! I want you!' suggeriere, »daß Begeh
ren inder Leitung sei.« (78) Durch Aufspaltung und Distanz derbeiden Teilnehmer
schafft das Telephon jenen Mangel, dem seine Übertragungsleistung abzuhelfen ver
spricht. Auch die von Wolfgang Scherer dargestellten musikpsychologischen Ver
suchsreihen um 1900 produzieren bei ihren Probanden erst, was sie zu entdecken
vermeinen. Als »Musikalitätstests« (113) getarnte Abrichtungsmaßnahmen bei Kin
dern, seit dem Fortschritt der Siemens-Stromwähler auch die »galvanische Reizung«
(126)von Nervenkranken wecken nicht das gewünschte »Tonbewußtsein«(109), son
dern 'Gehörshallucinationen' (130). Unter dem Zugriff elektroakustischer Experi
mente zieht sich »Musikalität«, etwa in den Komponistenbiographien, ins opake
Innere der »Seele«, in den Wahn und die Taubheit zurück.

Mit den Beiträgen von Bolz und Hörisch rastet der Band auch historisch wieder
beim theoretischen Ausgangspunkt ein. Aus dem Dreigestirn seiner Theorie der
neuen Medien (München 1990) hat Norbert Bolz hauptsächlich den Mittelteil zu
Benjamins Film- und Technik-Analysen extrahiert; die These vom 'Verfall der Aura'
wird - beleuchtet durch die »Fröhliche Medienwissenschaft« (Theorie der neuen
Medien, 111) der Eckfiguren Nietzsche und McLuhan - als »Schwelle zwischen
Gutenberg-Galaxis und neuer Medienwelt« (151) reformuliert. In das von Benjamin
nur geschaute Land »einer vollends ästhetisierten Welt« (151) übernimmt Bolz
das avantgardistische Plädoyer für ästhetische Opulenz auf der Höhe der techni
schen Produktivkräfte. Hinter sich läßt er dagegen Benjamins Projekt einer medial
wirksamen Demokratisierung, dessen Hoffnung, Film und Revolution könnten zu
Synonymen werden. Dem kritischen Einspruch wird in dieser Lesart eine anachro
nistisch-asketische Position zugewiesen, die zur Gegenidentifikation mit den Apolo
geten des »interplay of senses« (154)einlädt, damit aber das medienpolitische Terrain
preisgeben würde.

Die »kritischen Bewußtseine« (146) erscheinen - von übergeordneter Warte? - als
Spätgeborene der obsoleten Gutenberg-Galaxis bei Bolz, als rationalistische Erben
des monotheistischen Schriftmonopols bei Jochen Hörisch. Dessen Beitrag
beschreibt Georg Trakl als Gestalter einer 'Schwellenerfahrung' (213; Begriff von
Benjamin): Das Werk des vom Kriegstrauma in den Suizid Getrieben habe den kri
senhaften Erfahrungsverlust der Moderne durch den poetischen Rückgriff auf »vor
moderne Bestände« artikuliert (203). Das Abendmahlsmotiv Trakls knüpft an die
»ästhetische Kunstreligion« (207) der Hölderlin und Novalis an, deren poetische In
Eins-Bildung von Sein und Sinn in Trakls Gedichten von Brot und Wein nurmehr
»disseminativ«(206), »im Zeichen gesprengter Einbildungskraft« (203) aufgerufen
werden kann. An der Mobilmachung einer Gesellschaft, die 'nicht reif war, die
Technik sich zum Organ zu machen' (Benjamin; 149), scheiden sich die ästhetischen
Geister: Das auftrumpfende »Schonda« (217) der Futuristen, das Manfred Moser am
rabiatenTonfall ihrer Manifesteverfolgt, gewinntder Schulung an Krieg und Fliege
reidiemarktgerechte Ästhetik von Knalleffekt undSkandal ab,ebenso dieObsession
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explosiv gesteigerter Geschwindigkeit bis hin zum proklamierten 'Weltenbrand'
(224). Daß in Kafkas »dieAporiender solipsistischen Existenz« (291) umkreisender
ErzählungPer Bau zugleich die Erfahrungendes Grabenkriegs mitsprechen, zeigt
Wolf Kittlers Vergleich mit Bernhard Kellermanns Kriegsreportagen. Aus ihnen
bezieht der vom 'Landsturmdienste' freigestellte Kafka das Diskursmaterial der
'Kreuz- und Quergänge', des 'Zickzackwerks' und der 'Verschüttung'(297), die in
Kittlers symptomaler Lektüre als Spureneiner vomErfahrungsmangel angetriebe
nen traumatischen Wiederholungsarbeit transparent werden.

»Der Traum der Medien gebiert Ungeheuer« (215),hinter denen die Schrecken des
Krieges lauern: Vom common sense und Fluchtpunktdieser Analysen, die medien
technischen Entwicklungsschübe nur als allumfassendeExpansion des Militärischen
abzubilden (12), nährt sich nicht nur die aktuelle, undifferenzierte Diagnose des
Krieges als Simulation. »Von Informationen, Botschaften und Nachrichten umzin
gelt«(308), betreibendiese Szenarienselbst stilistischeMimikryan den Lakonismus
militärischer Lageberichte- in der vergeistigten Perspektive eines Partisanenkamp
fes der Theorie. Was aber bleibet, stiften die Medien - als Sinn- oder Brandstifter.

Alexander Honold (Berlin)

Kunst- und Kulturwissenschaft

Berking, Helmuth, und Richard Faber (Hrsg.): Kultursoziologie - Symptom
des Zeitgeistes? Königshausen& Neumann, Würzburg 1989 (307 S., br., 58,- DM)

Auf die im Titel gestellte Frage gibt das Buch keine definitive Antwort, sondern
münzt sie in einer Reihe von Beiträgen um, in eine Frage nach Zeitbezug und Selbst
verständnis einzelner nahmhafter Soziologen und Kulturtheoretiker sowie der Erör
terung von Fachgeschichte im historischen Kontext. Dabei geht es in den Aufsätzen,
die aus einer Ringvorlesung der FU Berlin hervorgegangen sind, nicht, wie Berking
in seinem Beitrag schreibt, um die Ausleuchtung eines Arbeitsfeldes »Kultursoziolo
gie«als einer »Bindestrich-Abteilung« (15) der Soziologie, sondern um eine problem-
und erkenntnisbezogene Untersuchung zentraler Ansätze und Positionen. Einbezo
gen wurden dabei auch benachbarte Fächer wie die Volks- und Völkerkunde.

Berking visiert in seinem Beitrag am deutlichsten die sich verändernde Kultur vor
allem der siebziger und achtziger Jahre an, hat also Kultur auch immer selbst mit im
Blick, wodieanderen sie imZirkel der metatheoretischen Überlegungen leicht aus
dem Blick verlieren. Damit gewinnt auch das von ihm vorgestellte Konzept der
»Lebenstile« größere Anschaulichkeit. Als »Lebensstil« versteht er, über Simmeis
Stilbegriff hinausgehend, sowohl »veränderte Individualisierungsformen der Sub
jektivität« als auch »veränderte Formen der Vergesellschaftung« (31).

Im Zentrum der meisten Beiträge stehen jedoch weniger solche auf Gegenwart und
Weiterentwicklung kultursoziolgischer Arbeit ausgerichtete Entwürfe, sondern Kri
tik und Debatte kulturtheoretischer Positionen großer Theoretiker. Die Reihenfolge
des Abdrucks meidet jeden Anschein einer historischen Ordnung. Von der Kriti
schen Theorie (Detlev Claussen) über Jacques Derrida (Rüdiger Hentschel) geht der
Bogenzu Max Weber(H.D. Kittsteiner), GeorgSimmel(Urs Jaeggi), WalterBenja
min (Rudi Thiesen), Siegfried Kracauer (Sigrun Anselm) und Jean Paul Sartre
(Alfred Krovoza). So anregend einzelne Beiträgeauch sind, etwa Kittsteiners Ver
such, Max Weberund Aldous Huxleys»Brave New World« in einem Zusammenhang
zu sehen und daraus einen Ansatz zur Beschreibung bürgerlicher Kultur zu ent
wickeln, so überwiegt doch der Eindruck disparater Zielrichtungen der Beiträge.
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WasKultursoziologie betreibt, wie sie sich versteht, wird allenfalls implizit vermit
telt, wenn man die Prämisse akzeptiert, daß alles, was in den Beiträgen vorgestellt
wird, auch Kultursoziologie sei. Der gemeinsame Fbcus »Kultur« ist offenbar so
unbearbeitet, daß er das Licht der Reflexion eher zerstreut als daß er es bündelt.

Dazu stehen dann einige Beiträge quer, die sich mit der Völkerkunde und hier
besonders mit dem bis in die fünfziger Jahre an der Frankfurter Universität verfolg
ten Ansatz einer »Kulturmorphologie« (Bernhard Streck) und der Entwicklung der
Volkskunde zur »Empirischen Kulturwissenschaft« (Hermann Bausinger) beschäf
tigen.

Überhaupt stellt sich mitFortgang derLektüre verstärkt dieFrage nach denBezie
hungen zwischen den großen, hier dargestellten Theoretikern und der Disziplin
Soziologie, der als Universitätsfach sie offenbar doch mehrheitlich nicht angehören.
Diese Beziehung hätte ein einleitender, übergreifender Beitrag darstellen können. Er
fehlt jedoch; statt dessen hat Manfred Lauermann am Ende des Buches in einem
Dossier über die Sektion »Kultursoziologie«der Deutschen Gesellschaft für Soziolo
gie auf pfiffig-ironische Weise einen Einblick in das Wissenschaftsgefüge gegeben.
So fügt sich schließlich mit den Beiträgen von Lauermann, Perangelo Schiera (über
das Kulturstaatskonzept Karl Lamprechts) und Carsten Colpe (zur Historischen Reli
gionssoziologie) der Band dann doch noch zu einer auch die Disziplinfrage berüh
renden Problemschau. Mehr von den schon bei Berking erkennbaren Gegenständen,
Problemfeldern und gegenwärtigen Konzepten, die dann auch für Dynamik kulturel
ler Prozesse stehen, hätte man sich dennoch vorstellen können.

Knut Hickethier (Berlin)

Frank, Rainer: Kultur auf dem Prüfstand. Ein Streifzug durch 40 Jahre kommu
naler Kulturpolitik. Minerva Publikation, München 1990(Beiträge zur Kommunal
wissenschaft; 34) (374 S., br., 48,- DM)

Titel und Untertiteluntertreiben:Dies ist eine in weitenTeilengültigeDarstellung
der Entwicklung kommunaler Kulturpolitik-Programmatik (ohne Bildungspolitik),
mit breiter interdisziplinärer Basis (fast 50 Seiten Bibliographie), mit intimer Kennt
nis der Aktionsfelderund Akteure. Die Arbeit ist hervorgegangenaus einer Konstan
zer Dissertation im Rahmen »verwaltungs- und politikwissenschaftlicher Kommu
nalforschung«. Darin liegen Schwerpunkte und (unvermeidbare) Begrenzungen.

In der Nachkriegsphase führte das vorhandene »Theoriedefizit« zunächst zum
Anknüpfen an die Kulturpolitik der Weimarer Zeit (55). Als die Städte der BRD sich
1952 in den »Stuttgarter Richtlinien« als die Nachfolger der Mäzene definierten
(61f.), bedeutetedies affirmativeBestätigung bildungsbürgerlicher Kultur. Die fol
gende Reformära wurde in den sechziger Jahren mit der Bildungsdiskussion vorbe
reitet (68). In diesen Jahren erhielt Kultur für die Stadtentwicklungsdiskussion
zunehmend Bedeutung. Für die neuen Inhalte und Formen der Reformära entschei
dend war jedoch die Entwicklung des erweiterten(bald ausufernden) Kulturbegrif
fes, die in ihrer Diffusität, nachgezeichnet wird (20f.). Frank weist hin auf die nicht
eingelöste »Reformrhetorik« (15) der siebziger Jahre und die innerenWidersprüche
der Refbrmpolitik - aber,unddas fällt beimVergleich mitaktuellen Entwicklungen
auf, damals hatte die Kulturpraxis eine beträchtliche soziale Reichweite und konnte
vielen glaubhaft als Bestandteil demokratischer Programmatik gelten, trotz aller
auch integrationistisch ausnutzbarer Widersprüche. Wenn später nur noch privile
gierte Interessen (und seien es die neuer »Lebensstile«) bedient werden, dann ist dies
etwas anderes. Frank kann der Kultur im kommunalen Bereich einen »bescheidenen
Bedeutungsgewinn« (8, 302) bescheinigen - mangels aussagekräftiger Statistiken
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beziehter sich dabei auf die Haushalte,bei denen leichteZugewinneund Umschich
tungen erkennbar sind (310).

Neuere Entwicklungenwerden in der 1987 abgeschlossenen Arbeit nur angedeu
tet: Wenndie in den Siebzigernbegonnene»Rückgewinnung eines Emotionen, Phan
tasie weckenden, auf affektiv-lebendiges Engagement abhebenden Großstadtflui-
dumsals zentralesPostulat kommunaler Kulturpolitik« (298)sich in den Achtzigern
zur Stütze für eine kommunale Gentrifikations- und »Stadtkronen«-Politik ent
wickelt,dann wirddies nichtmehrzumThema.Obaberdie optimistische Zukunfts
prognose für die Kultur (102,313), auchgestütztauf deren Sekundärwirkungen,sich
haltenläßt, oder ob nichtdie Kostender Wiedervereinigung undder Golfkrise neben
veränderten Prioritäten in der Stadtpolitik, wo Wohnen und Umwelt wichtiger
geworden sind, zu einem Verlust der »zivilen« Charakteristika der BRD (wie Tho
mas Schmid befürchtet) und damit zu einem Bedeutungsverlust von Kultur beitra
gen, bleibt zu fragen.

Eine der Thesen Franks ist, daß auch in der Reformphase die Kulturpolitik noch
stark vom Eigengewicht vonTraditionen geprägt war (16), und daher trotz demokra
tischer Reformansätze eine starke Interessenheterogenität den Reformen Grenzen
gesetzt habe. Diese Traditionen, das wird nicht diskutiert, sind jedoch als »Eigen
sinn« des Kulturellen gleichzeitig ein Garant gegen »Instrumentalisierung«. Dieser
Begriff wird unscharfverwendet: Geht es um politischeoder wirtschaftliche Zwecke
- oder um Kultur als Bestandteilgemeinschaftlicher Gestaltung der Lebenswelt? Zu
wenigwird auch, weildie Gesellschaftspolitik im Vordergrund steht, die Eigendyna
mikder autonomen kulturellen Kräfte zum Thema. Über die eigentlich notwendi
gen, aber nicht realisierten neuen Kooperationsformen in der Verwaltung(z.B. zwi
schen Kultur und Sozialem) hätte man gerade von verwaltungswissenschaftlicher
Seite gerne mehr gehört.

Die Reformprogrammatik war nie Ergebnis der Analyse gesellschaftlicher Pro
zesse, sondern folgte politischer Opportunität - deshalb die Schwammigkeit ihrer
Begriffe und die Ambivalenz ihrer Praktiken. Auch Frank gelingt es nicht, die
»Determinanten« der Kulturpolitik aus der Analyse der Strukturen abzuleiten - inso
fern teilt die Arbeit die Schwächen der Kulturpolitik-Diskussion.

Wichtig sind die Passagen über die SPD (die neben den Progammatiken von CDU,
DGB, Deutschem Städtetag, UNESCO und Europarat dargestellt wird): Es gibt bei
ihr zu wenig ernsthafte Zuwendung zur kommunalen Kulturpolitik, trotz der Domi
nanz ihrer Repräsentanten in der Reformphase. Es gibt keinen »Kulturwillen« als
prägende Idee - freilich müßte man die Frage nach diesem auch im Kontext des
Etatismus-Vorwurfes (239) und der unzureichend entwickelten Formen des Umgan
ges mit freien kulturellen Kräften (237) diskutieren. - Zu den Qualitäten dieser
Arbeit gehört es, daß sie weiterführende Fragen, wie sie hier angedeutet sind, auf
der Grundlage einer profunden Darstellung zum Teil erst möglich macht und dazu
anregt. Dieter Kramer (Frankfurt/M.)
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Wehling, Hans G. (Red.): Kulturpolitik. Kohlhammer Verlag, Stuttgart 1989
(140S.,br.,20,-DM)
Kulturpolitische Gesellschaft, Kulturpädagogische Kooperative Köln (Hrsg.):
Kulturlandschaft Stadt. Neue Urbanität und kulturelle Bildung. Kulturpolitische
Gesellschaft, Dokumentation 35, Hagen 1990(208 S., br., 18,- DM)
Münkler, Herfried, und Richard Saage: Kultur und Politik. Brechungen der
Fortschrittsperspektive heute. Westdeutscher Verlag, Opladen 1989
(218S.,br., 39,-DM)

Kulturpolitik als eigenständiger Gegenstandbereich hat - Dieter Kramer berich
tete im Argument 182 darüber - inzwischen eine stattliche Zahl von Publikationen
hervorgebracht, denen allerdings bei weitem nicht solche Aufmerksamkeit zuteil
wird, wie Büchern zu kulturellen Themen, die mit wohlfeilen Begriffen wie »Kultur
gesellschaft«, »Postmoderne Kultur« u.a. im Titel reüssieren. Unter dem schlichten
Titel »Kulturpolitik« ist in der Redaktionvon Hans-Georg Wehling ein kleiner Sam
melband mit acht Beiträgen zu kulturpolitischen Fragen erschienen. Ort (Taschen
buchreihe »Bürger im Staat«), Herausgeber(Bundeszentrale für politische Bildung
Baden-Württemberg) und Art der Beiträge(zwischen 12und 23 Taschenbuchseiten)
verweisenauf die Intentionendes Sammelbandes, eine Einführung in das Thema zu
bieten. In einem einleitenden Beitrag versucht Wolfgang Lipp zu klären »Was heißt
eigentlich Kulturund wozu ist sie gut?« Für ihn ist Kulturvorallemgekennzeichnet
durch»Mehrwertigkeit« und»Spannung«, ineinerzweifachen Aufgabenbestimmung
ist Kultur zum einen »Pflege« (colere) und zum anderen »Steigerung, dramatisch-
kathartische Tat«. Mitdieseretwas eigenwilligen kultursoziologischen Bestimmung
ist allerdings nochüberhaupt nichts über Kulturpolitik gesagt, bzw. Lipp setzt ein
fach da, woer auf die Kultur-Mittler zu sprechen kommt, Kultur und Kulturpolitik
gleich und verwischt damit zentrale Probleme im Verhältnis beider Bereiche zu ein
ander. Drei Beiträge kommen von den Verfassern der IfO-Studie »Die volkswirt
schaftliche Bedeutung vonKunst undKultur«. Marlies Hummel gibt in ihremgleich
namigen Beitrag eine kurze Zusammenfassung der methodischen Voraussetzungen
und Ergebnisse der Studie. Manfred Berger (»Lohnt sich Theatereigentlich?«) refe
riertdie imRahmen der IfO-Untersuchung durchgeführte Theaterstudie mitVerglei
chen der Einnahmen, Ausgabenund sonstigenwirtschaftlichen Effekten der Theater
in München, Essen und Kassel. Unter dem Titel »Wie brotlos ist die Kunst« berichtet
MarliesHummelüberdie Beschäftigungs- und Einkommenssituation vonKünstlern.

Neben diesen direkt ökonomischen Fragen gegenwärtiger Kulturpolitik ist seit
einigen Jahren in kulturpolitischen Begründungszusammenhängen die Rede vom
»Standortfaktor Kultur«. Neben der allgemein einsichtigen Bedeutung kultureller
Infrastruktur fürdenWohnwert derStadt gibtes (imUnterschied zu Untersuchungen
zur ökonomischen Umwegrentabilität von Kulturausgaben) hierzu kaum fundierte
wissenschaftliche Analysen. In Manfred Weilepps Beitrag »Kunst und Kultur als
Standortfaktor« werden zusammenfassend einige Ergebnisse betriebswirtschaft
licherStandortuntersuchungen der letzten zwanzig Jahreerläutert. Zuderenwesent
lichen Faktoren zählten diekulturellen Rahmenbedingungen nicht. Allerdings han
deltees sichdabeiumStandortentscheidungen von traditionellen Industrieunterneh
men, underst amSchlußwirdaufeine Untersuchung zur Medienwirtschaft in Ham
burg eingegangen. Neuere Umfragen, etwa vonverschiedenenWirtschaftszeitschrif
ten, die Dienstleistungsbetriebe und Unternehmen für und mit neueren Technolo
gien/Medien einbeziehen, wurden in dem Artikel nicht berücksichtigt.

In drei weiteren Beiträgen werden nichtökonomische Aspekte der Kulturpolitik
dargestellt. Markus Hug gibt unter der Überschrift »Kommunale Kulturpolitik im
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Wandel?« eine Kurzfassung seiner Untersuchung über die Entwicklung der Kultur
politik in Tübingen und Reutlingen, ohne dabei allerdings verallgemeinerbare Aus
sagen so herauszuarbeiten, daß ein Nichtkenner der Materie ein Bildder Entwick
lungen kommunaler Kulturpolitik bekommt. Gerd Mielke skizziert Komponenten
und Kennzeichen der Soziokultur, und Gustav Schock beschreibt Vereine und
Bürgerinitativen als Kulturträger. Als Einfühningsband inden Problemkreis »Kul
turpolitik« istderBand unzureichend, dawesentliche Aspekte (etwa die inhaltliche
Veränderung von der»Kultur für alle« zum »neuen Interesse an der Kultur«, die ver
änderte Gewichtung im Rahmen kommunaler Politik und des Kommunalhaushaltes,
neue politische Funktionen etc.) fehlen und bis aufdie Beiträge derMitarbeiter des
IfO-Instituts die Artikel nur sehr eingeschränkt den Stand der gegenwärtigen Diskus
sion reflektieren.

Einen guten Einblick in den Diskussionsstand eines Teilbereichs der Kulturpoli
tik, den Umbruchprozeß der Städte und den dadurch bedingten neuen Aufgaben der
Kulturpädagogik, gibt dagegen der von Eva Krings und Wolfgang Hippe herausgege
bene Band »Kulturlandschaft Stadt. Neue Urbanität und kulturelle Bildung«. Dabei
handelt es sich um die Dokumentation der vierten kulturpädagogischen Tagung der
Kulturpolitischen Gesellschaft, dieimFebruar 1989 inZusammenarbeit mitderKul
turpädagogischen Kooperative Köln inKöln stattfand. Hblfgang Zacharias von der
Pädagogischen Aktion München fordert in seinem einleitenden Beitrag ein Sich-
Offnen der Kulturpädagogik für den eigensinnigen Erfahrungs- und Lebensraum
Stadt und belegt die Wichtigkeit des Veriassens bisheriger kulturpädagogischer
Spielorte an vielen Beispielen aus Literatur, Künsten und Alltagsleben. Um zwei
zentrale, einander zumindest teilweise widersprechende Grundpositionen dergegen
wärtigen theoretischen Diskussion kulturpolitischer Strategien geht es in den Bei
trägen von Hermann Schwengel und Karl Homuth. Schwengel (»Neue Urbanität und
Politik der Lebenstile«) - sieht inden »Lebenssstilen« und derdarin implizierten
»Kultur des Wählens« die Verkörperung einer zivilgesellschaftlichen Integration jen
seits von Nation und Klasse und eine neue Stufe derIndividuierung, wodurch auch
bisherigeKonflikte zwischen kulturellen, infrastrukturellen und sozialen Zielen in
einer »Politik der Lebensstile« hinfällig werden. Homuth (»Der soziokulturelle
Markt als Medium gesellschaftlicher Integration«) kritisiert den Kulturbetrieb als
neuen zentralen Neutralisierungsmechanismus von differierenden kulturellen und
gesellschaftlichen Werten und als neuartiges Regulierungsinstrument gesellschaft
licher Hegemonie. Der grundlegende Umbruchprozeß des Städtischen ist Gegen
stand der Beiträge von Irmgard Zepf und Rainer Nachtwey. Bei Zepf (»Zwischen
Container-Supermarkt-Straßen«) steht die zunehmendeImmaterialitätder Stadt und
ihrambivalenterCharakter im Mittelpunkt. Die Stadt istderexponierte Ortdes Fort
schritts und des Verlustes von Traditionen, Ort des Zusammenschlusses und der
Auflösung. Für Nachtwey (»Im Dickicht der Städte. Kulturelles und ästhetisches
Lernen und Lehren im Umfeld der Städte«)ist der Wandelder Verhaltens-und Kom
munikationsformen inderStadt vor allem durch dieVeränderung derZeitrhythmen
und diezunehmende Visualisierung bedingt. DieBeschleunigung der Zeitläßtden
Raum schrumpfen, und dieFülle der Visualisierung erschwert die Entschlüsselung
derBilder, mit denen allerdings dieJugendkulturen dersechziger bis achtziger Jahre
rasch umgehen konnten undderen Verbreitung sie immens vorgetrieben haben. Mit
denStudien von KarlJ. Pazzini (»Der Riß, ausdemdieBilder fluten«) zurVisualisie
rungsübermacht, der Zentralperspektive und der Bedeutung des Spiegels und von
Alexandra Pätzold zum»Geschlechterverhältnis im Paradigma des Blicks« wirddie
ser Diskussionsstrang vertieft und indem abschließenden Beitrag von Vilem Flusser
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nacheinmal in einentheoretischen Rahmen gestellt. Für Flusser (»Das Wellental in
der Bilderflut - die Stadt«) fließen bisher getrennte Stadträume (wirtschaftliche,
öffentliche undsakrale) zunehmend zusammen, undmitdemtraditionellen Stadtbild
verschwindet auch der Mensch als Individuum, die Stadt immaterialisiert sich und
verkommt zu einer Maskenverleihanstalt.

Als Bindeglied zwischen diesen theoretischen Studien zur Stadt sowie den
Umbruchprozessen der Gesellschaft und den eherpraxisorientierten Beiträgen ste
hen die Aufsätze vonRainer Treptow undMax Fuchs zur Kultur in der Sozialarbeit
unddenneuen Bildungskonzeptionen, indenen diebisherige Verbindung von kultu
rellerBildung undsozialer Hilfe wiederZusammenhang von Bildungsvorstellungen
und Kulturpädagogik nachgezeichnet und dieneue Situation dargestellt werden. Bei
träge zur künstlerischen Arbeit mit jugendlichen Banden und Inhaftierten in Los
Angels (Ellen Lampen), zurStadtteil- und Kinderkultur in München (Heimo Lie
bich) und Köln (Stefan Peil) sowie zu Modellen kulturpädagogischer Kooperation
(Dagmar von Käthen und Peter Vermeulen) decken die praktisch-kulturpädagogi
scheSeitedes Buches ab, das so eine gelungene Verbindung von theoretischen und
konkret-praktischen Artikeln darstellt.

Unter dem Titel »Kulturund Politik« haben Herfried Münkler und Richard Saage
einenBand herausgegeben, der bis aufeinenkurzen Beitrag vonHilmarHoffmann
nichts mitKulturpoltiik zutunhat.Eshandelt sichdabei umeineFestschrift zum65.
Geburtstag von Iring Fetscher und versammelt Beiträge, dieimRahmen eines gleich
namigen Kolloquiums im März 1987 in Frankfurt gehalten wurden. Der Band
besteht aus vier Abteilungen. Unter derÜberschrift »Linke Grundströmungen inder
Literatur und ihre Perspektive heute« findet sich ein Beitrag von Frank Benseier
(»Literatur als Kompensationshelfer gegen lebensweltliche Verluste«), dergegen die
vordergründige Einbeziehung von Literatur in Kompensationsaufgaben auf den
Eigensinn der Literatur setzt: »Literatur ist nicht Mittel, sondern Zweck, insofern
das, wovon sie spricht und schreibt, identisch mit dem ist, was sie selber enthält.«
(12) DiezentraleAufgabe vonLiteratur als »erzählende Vergegenwärtigung« histori
scher Erlebniswelt beschreibt er an Christa Wolf und Peter Weiss. Iring Fetscher
unternimmt einenStreifzug durchdie politische Satire in der BRD, undHans Grün-
berger untersucht die Darstellung von Form und Hierarchie des Katholizismus bei
Carl Schmitt und in Schriften von Thomas Bernhard, in denen er auf seine Jugend
zeit in Salzburg (im »deutschen Rom«) eingeht.

Den gewichtigsten Teil nehmen die Beiträge zur »Ästhetik der kritischen Theorie«
ein. Herfried Münkler (»Vom Verlust des revolutionären Subjekts«) faßt in kurzen
Abschnitten zentrale Aussagen derÄsthetiken von Gehlen, Benjamin, Lukäcs, Mar-
cuse und Lyotard zusammen und weist aufDifferenzen zu Adornos »Ästhetischer
Theorie« hin. Bei Adorno betont er, gegen eine verbreitete Lesart, den Doppelcha
rakter der Kunst als Autonom undfait social, als »promessede bonheur« (Stendhal)
und Darstellung»comment c'est« (Beckett). Otwin Massing und Hauke Brunkhorst
gehen vor allem auf Adornos Vorstellung vom »Wahrheitsgehalt des Kunstwerks«,
ihre Erkenntnisfunktion und das dadurch mögliche Potential an Freiheit ein. Bernd
Feuchtnersetzt sich kritisch mit Adornos Fortschrittsbegriff in der Musik und den
dadurch bedingten ungerechten Beurteilungen und Fehlurteilen bei anderer Musik
als der »bürgerlichen im engeren Sinne« auseinander.

Unter der nicht gerade zur Präzision zwingenden Themenstellung »Schriftsteller
und politische Willensbildung in der Demokratie« sind Beiträge zusammengefaßt
von HarryPross, der sich mit den Auswirkungen einer zur »Signalökonomie« ver
kürzten Kommunikationsweise auseinandersetzt, von Wolfgang Michael, dem es,
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anknüpfend an Enzensberger, um die zunehmend bedeutungsloser werdende Rolle
von Politikern und Schriftstellern geht, und von Ralph-Rainer Wuthenow, der histori
sche Aspekte zu dem Thema beisteuert. Hier ist auch ein kurzer Beitrag des Kultur
theoretikers Hilmar Hoffmann abgedruckt, der vor einer kulturpolitischen Praxis
warnt, wieer sieals Kulturdezernent in Frankfurt zumindest teilweise mitzuverant-
worten hatte.

Im letzten Teil geht esum »konservative, neokonservative und postmoderne Zeit
diagnosen«: Kurt Lenk skizziert wichtige Komponenten konservativer Politikkon-
zepte, vor allem deren Ablehnung einer inhaltlichen Demokratiebestimmung und
einer breiteren Demokratisierung; Hans- Gerd Schumann verneint die Frage, ob es
sich in der neokonservativen Prolitik um eine Wende handelt, und sieht in ihr nur
eine Bestätigung des Status quo, und Eike Hennig geht ein aufdieKritik annormati
ven Verfassungsgrundsätzen und offenen Verfahrensregeln durch konservative Wer-
tegemeinschafts-Vorstellungen. Helmut Dubiel referiert im wesentlichen Becks
»Risikogesellschaft«, und Richard Saage diskutiert noch einmal drei zentrale Kriti
ken am Aufklärungsdenken durch die »Postmoderne«, deren Bedeutung erdamit zu
relativieren versucht, daß eraufentspechende selbstkritische Aussagen und Warnun
gen der Aufklärer selbst hinweist.

Nur in wenigen Beiträgen bietet dieser Sammelband mehr als eine Neufassung von
andernorts schon Publiziertem. Wegen der vier recht weit auseinanderliegenden
Themengebiete wird außer dem mit der Festschrift Geehrten und den dort abge
druckten Autoren kaum einer mit dem Buch zufrieden sein.

Bernd Wagner (Frankfurt/M.)

Raphael, Max: Tempel, Kirchen und Figuren. Studien zur Kunstgeschichte,
Ästhetik und Archäologie. Herausgegeben von Hans-Jürgen Heinrichs. Suhrkamp
Verlag, Frankfurt/M. 1988 (533 S., br., 58,- DM)

Das Buch versammelt alseiner derletzten Bände derRaphael-Edition des inzwi
schen inden Suhrkamp-Verlag übergegangenen Qumran-Verlages heterogene »Stu
dien zurKunstgeschichte, Ästhetik und Archäologie«, soderUntertitel des Heraus
gebers. Die meisten Texte stammen aus dem Nachlaß, nur wenige wurden bereits
publiziert. Dieser Sachverhalt bezeugt die fast monologische Form der Selbstver
ständigung Raphaels, der, zwischen depressogenen Skrupeln und selbstgewisser
Uberzeugtheit von derRichtigkeit seiner aufminuziöser Formdeskription aufbauen
den Thesen schwankend, offenbar eine Scheu hatte, seine Untersuchungen der
Öffentlichkeit zu übergeben. Die Kehrseite dieses Solipsismus war Raphaels Sehn
sucht nach kollektiven Lebens- und Arbeitszusammenhängen. IhrerRekonstruktion
und Proklamation galten zahlreiche seiner Untersuchungen. Soauch schon dererste
Text dieses Bandes, »Arbeit und Leben inden Bauhütten« ausdem Jahre 1934, der
sich mit der Teilung und Organisationder Arbeit im mittelalterlichen Bauhüttenbe
trieb befaßt. Im Bauhüttenwesen, in dem rückwärtsgewandte und progressive Ten
denzen sich überlagert hätten, nimmt Raphael einen Modus kollektiver Arbeit, ein
Handeln untergemeinsamen Zielvorstellungen wahr, dienochnichtvondem, wieer
sagt,derKunst feindlich gegenüberstehenden, aufseparierende Konkurrenz bedach
ten Individualismus des kapitalistischen Systems korrumpiert gewesen seien.
Zugleich gewahrt er im Arbeiter der Bauhütte ein Leitbild für den modernen Werktä
tigen, der wieder die kulturelle Hegemonieübernehmen müsse.

In einer vomHerausgeber unterder Überschrift »Architekturtheoretische Anmer
kungen zu Tempeln, Kirchen und anderen Bauten« zusammengefaßten Sammlung
kleinerer Texte finden sich einThesenpapier zuridealtypischen Unterscheidung von
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griechischem Tempel und christlicher Kirche (89ff.) sowie eine Rezension von
M.A. Texiers »Geometriede l'architecte« (Paris 1934),dessen Thesen Raphael seine
theoretische Annahmeeines »Maßfeldes« (95), d.h. eines Komplexes mehrerer ein
Bauwerk konstituierender Proportionen, entgegensetzt. Die Bemerkungen zu den
Architekturtheorien von Perret, Lurcat und Le Corbusier (102ff.) ventilieren die
Frage nach derBeschaffenheit des vom Architekten zugrundezulcgenden Materials
undder künstlerischen Aufgabe desBauens. Lurcats undLeCorbusiers »Radikalis
mus« inder Verwendung desindustriell produzierten Eisenbetons alsprimärem Bau
stoffwird von Raphael noch keine revolutionäre Qualität zugesprochen. Raphael
geht sogar soweit, Le Corbusier in einem Analogieschluß zur Sozialenzyklika des
Papstes Pius XL,dieeine »Entproletarisierung desProletariats« gefordert hatte, als
dessen Parteigänger und nicht des Bolschewismus zu bezeichnen (107).

Der Artikel »Die Aufgabe einer neuen Architektur«, der sich auf B. Jofans Ent
würfe zum Sowjetpalais bezieht, isteinKonzentrat von Raphaels längerer Abhand
lung »Das Sowjetpalais. Eine marxistische Kritik an einer reaktionären Architek
tur«, die bereits in dem Band »Füreine demokratische Architektur« (1976, 53-131)
publiziert wurde. Diesem von Jutta Held herausgegebenen Band sind auch, freilich
ohneNennung der Quelle, die unter großen Forschungsschwierigkeiten wiederent
deckten Fotos (hier HOf.) entnommen worden. (Eine Strategieder Qumran-Edition
war es, die bereits in den siebziger Jahren erschienenen Raphael-Texte mit Still
schweigen zu übergehen oder nur marginal zu erwähnen, um den Eindruck einer
geschlossenen Werkausgabe zuerzeugen, diesie, in vielem unvollständig undtorso
haft, nicht ist; vgl. Das Argument 168, 1988, 286-288). Raphael kritisiert an Jofan
den Eklektizismus und die unzureichende Anwendung dialektischer Prinzipien des
Marxismus auf die Architektur. Gleichwohl schließt er sich nicht der trotzkistischen
These an (114), daß dieser Bau Ausdruckeines bürokratisch-staatskapitalistischen
Systems inder Sowjetunion sei. Vielmehr versucht er, die widersprüchlichen Struk
turen unddie Diskrepanzen zwischenökonomisch-sozialer und ideologisch-künstle
rischer Entwicklung historisch zu erklären.

»Der dorische Tempel«, 1930 bei B. Filser in Augsburg erschienen, bildet eines
der Kernstücke der vorliegenden Edition (119-291). Der griechische Tempel wird
verallgemeinernd bestimmt als »endlicher, konstanter, geometrischer Körper im
Gegensatz zur christlichen Kirche, die ein Weg ins Unendliche« sei (193). In einer
schier unendlichen Beweiskettemathematisch-proportionsanalytischer Hypothesen
versuchtRaphaeldiese Behauptung zu untermauern. Die Faszinationfür diese Maß
verhältnisserührt noch vonRaphaels positivistischerPhase in den zwanzigerJahren
her, als er, im Mathematikstudium festen theoretischen Halt suchend, sich von den
lebensphilosophisch-idealistischen Anschauungen seiner schriftstellerischen
Anfange zu lösen begann. Wie sehr selbst 1930 dieser Ausgangspunkt noch nicht
überwunden war, wird aus seinen Ausführungen zur »Idee« deutlich. Er supponiert
noch ein »Absolutesim Kunstwerk«, das als Symbol, endliche Unendlichkeit und als
System erscheine (213). Die dorische Architektursei eine Methexisdes Bedingten
am Unbedingten (215). Raphael projiziert eleatische (Parmenides), aber auch hera-
klitische Prinzipien in das »Sein«des Baus, das durch den Gegensatz von Kraft und
Last zu definieren sei. Dieser Text ist für Raphaels intellektuelle Biographie insofern
interessant, als er den graduellen Übergang von der idealistischen zur materialisti
schen Theorie dokumentiert. Die Rezeption von Georg Simmeis Soziologie der Ver
gesellschaftungsformen (vgl. 244, Anm. 17) spielte dabei eine vermittelnde Rolle.

Dem Gebiet der Archäologie zuzurechnen ist Raphaels größere zweiteilige Studie
(begonnen 1941) über den »klassischen Menschen«, eine aus Analysen antiker
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Plastik konstruierte Hypostasierung, die ermit besonderer Emphase belegte, diente
ihm doch dieses angeblich auf Dialektik gegründete Leitbild als »Waffe gegen den
reaktionären Irrationalismus derPhänomenologen, Existentialphilosophen, Expres
sionisten und Surrealisten« (298).

Der letzteindiesemBandabgedruckte Texterörtertdie »Monumentalität der Bild
hauerkunst am Beispiel eines Kopfes von der Osterinsel« (463- 526). Begonnen
wurde diese Abhandlung, wie aus einer versteckten Anmerkung des Herausgebers
zu ersehen ist (die chronologischen Daten muß sich der Leser leider gelegentlich
unter einigen Schwierigkeiten zusammensuchen), im Jahre 1951, also ein Jahr vor
Raphaels Freitod. DieStudie belegt Raphaels vielseitige Interessen, die- wie schon
die Untersuchungen zur Wiedergeburtsmagie inder Steinzeit - sowohl vom histori
schen Rahmen her als auch geographisch über den Kanon der »abendländischen«
Kunst, auf den die akademische Kunstgeschichte fixiert ist, weit hinausgingen.
Raphael bemüht sich hier um eine Klärung der weltanschaulichen Grundlagen der
Monumentalität dieser Köpfe (die nichts Äußerliches sei wie bei den modernen
Denkmälern) und, engdamitzusammenhängend, umdie Rekonstruktion der Prinzi
pien ihrer plastischen Gestaltung. Seine letztlich von derpsychoanalytischen Sym
boldeutung angeregte Identifizierung der Nase als Phallus und des Mundes als
Vulva, mithin des Kopfes als Vereinigung und Aufhebung derGeschlechterpolarität
(485) dürfte bei Ethnologen gewiß aufWiderstand stoßen. Gegen manche auf ein
dringlichen Formbeobachtungen basierende Deutungen Raphaels hat es Wider
spruchbereits in seinemengeren Freundeskreis gegeben.

Norbert Schneider (Osnabrück)

Erziehungswissenschaft

Oclkers, Jürgen: Die große Aspiration. Zur Herausbildung derErziehungswissen
schaft im 19. Jahrhundert. Wissenschaftliche Buchgesellschaft, Darmstadt 1989
(270S.,br., 64,-DM)
Hansmann, Otto, und Winfried Marotzki (Hrsg.): Diskurs Bildungstheorie I:
Systematische Markierungen. Deutscher Studien Verlag, Weinheim 1988
(478S.,br.,38,-DM)
Hansmann, Otto, und Winfried Marotzki (Hrsg.): Diskurs Bildungstheorie ü:
Problemgeschichtliche Orientierungen. Deutscher Studien Verlag, Weinheim
!989(590S.,br.,64,-DM)
Kutscha, Günter (Hrsg.): Bildung unter dem Anspruch der Aufklärung. Zur
Pädagogik von HerwigBlankertz. Beltz Verlag, Weinheim 1989
(254S.,br.,46,-DM)
Fischer,Wolfgang, und Dieter-Jürgen Löwisch (Hrsg.): Pädagogisches Denken
von den Anfängen bis zur Gegenwart.Wissenschaftliche Buchgesellschaft, Darm
stadt 1989 (285 S., br., 69,- DM)
Kupffer, Heinrich: Pädagogik der Postmoderne. Beltz Verlag, Weinheim 1990
(142 S., br., 22,- DM)

Wer sich die erziehungswissenschaftichen Veröffentlichungen im Ausklang der
achtziger Jahre betrachtet, für den entsteht - nach der praktischen, theorieinte
grierendenund politischorientierten Entwicklung noch inden sechzigerund siebzi
ger Jahren - eine große Ernüchterung. Die Erziehungswissenschaft ist - zumindest
in dem, wassich in den meisten ihrer Publikationen ausdrückt - Anfang der neun
ziger Jahre in eine Sackgasse geraten, die sich durch hohe Praxisunwirksamkeit,
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Spezialisierung ohne hinreichende Integration, Auflösung klassischer Paradigmen
ohne kritische Beerdigungsarbeit, Entpolitisierung der Diskussion und Historisie
rung der Forschung ohne größeres Zusammenhangsdenken - dies besonders im
Blick auf den Forschungsstand der Nachbarwissenschaften - auszeichnet. Diese
Aussage kann gewiß nicht für alle Erziehungswissenschaftler gelten, aber sie trifft
die anhaltende Flut von Veröffentlichungen, die auf dem Hintergrund des Karriere
druckes und der Profilierungswünsche einzelner Fachvertreter als ein Ergebnis des
Zusammenschreibens längst bekannter Aussagenzu interpretieren sind. Vonsolchen
ärgerlichen Zeugnissen wollen wir hier nicht im Detail handeln, wenngleich es in
den zu besprechenden Büchern durchaus Anlässe hierzu gibt. Indieser Übersicht
über einige pädagogische Neuerscheinungen geht esuns nur um eine knappe Über
sicht über Inhalte und Methoden sowie potentielle Leserkreise.

In der pädagogischen Geschichtsschreibung gab es schon einige Versuche, die
Konstituierung der Disziplinaus Vorgängen des 19. Jahrhunderts zu rekonstruieren.
Naheliegend dabei war ein Blick auf die gesellschaftlichen, ökonomischen und kul
turellen Verhältnisse, um aus einer sozialgeschichtlichen Sicht die Einbindung des
Faches in allgemeinere Zusammenhänge zu reflektieren.

Einen anderen Weggeht Jürgen Oelkers, der die Herausbildung der Pädagogik im
19. Jahrhundert zu beschreiben unternimmt. Dabei wählt er Rousseau und Pesta

lozzi, Philantropen wie Basedow, Trapp und Campe, schließlich Kant als Ausgangs
stationen, die sich über Herbart, Schleiermacher und empirische Pädagogen »kontu-
rieren«, zu denen Alternativen in der Schulpädagogik (vor allem Diesterweg), der
Kinderpsychologie und der christlichen Pädagogik entstehen, um als »Steigerung
und Krise« der Bewegung am Ende seiner Arbeit als experimentelle Pädagogik, als
Reformpädagogik und Kulturpädagogik diskutiert zu werden. Was an diesem Buch
erstaunt, das ist insbesondere der Umstand, daß es in seiner ideengeschichtlichen
Ausrichtung eigentlich nicht sehr viel wesentlich Neues zusammentragen kann, was
der kundige Forscher nicht auch in anderen Quellen und vor allem älteren Publika
tionen finden würde. Was hingegen fehlt ist das, was Norbert Elias treffend als Lang
zeitperspektive der Forschung beschreibt, die sich aus dem engeren ideengeschicht
lichen Kontext so zu lösen versteht, daß die Dialektik von Ideenwelten und sozialen
Bindungen in der Vermittlung mit unseren Erkenntnisintcressen in Form einer Erklä
rung aufhohem Syntheseniveau erscheint. WasElias an vielen soziologischen Theo
rien als Mangel an ungenügender Breite der Herleitung kritisiert, das gilt hier in
übertragener Weise. Eine Grammatik eigener Begriffe kann niemals ohne gravie
rende Verzerrungen bloß aus einer engen Fachperspektive erfaßt werden. Die ent
scheidende Verzerrung bei Oelkers ist der Maßstab, in dem er das 19. Jahrhundert
abzubilden versucht, indem er sich auf das gemeinhin in Fachpädagogenkreisen
bevorzugte Thema der Herausbildung engerer pädagogischer Theorien beschränkt
und so den Blick für fundamentale Entwicklungen, die - um Hauptbezugspunkte zu
nennen - mit Namen wie Fichte, Hegel, Marx und Nietzsche verbunden sind, ver
liert. Beachtet man diese Einschränkungen, dann wird sein Buch vor allem für die
jenigen interessant sein, die sich mit einigen pädagogischen Akzenten des 19. Jahr
hunderts in einer gut lesbaren Zusammenfassung beschäftigen wollen, die sowohl
vom Aufwand als auch Nutzen her über die üblichen zusammenfassenden Pädago
gikgeschichtsschreibungen hinausgeht.

Eine recht umfangreiche Rekonstruktion erziehungswissenschaftlichen Denkens
findet sich in insgesamt systematischer und als Einführung geeigneter Form in den
von Hansmann und Marotzki herausgegebenen Diskursen zur Bildungstheorie.

Im ersten Band wird an Hand der Kontexte Arbeit, Wissenschaft und Politik,
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Subjektivitätskonstitution und Wirklichkeitsverarbeitung, Wertorientierung, Ethik
und Religion versucht, systematische Bezugspunkte von Bildung aufzuweisen und
unterschiedliche Zugänge zudokumentieren. Dazu konnte eingroßes Autorenspek
trum gewonnenwerden. Im thematischen Bezug steckt der Reiz, aberauch die Pro
blematik dieser Aufsatzsammlung, die nurEinstieg in bestimmte und recht hetero
gen unterbreitete Methodologien sein kann. Der erste Band kann hier immerhin auf
Grund seiner sinnvollen thematischen Setzungen vorallem als Einführung in erzie
hungswissenschaftliche Fragestellungen mit dem Schwerpunkt Bildungstheorien
empfohlen werden.

Derzweite Band wendet sich historischen Begründungen zu, wobei der Bereich
der Philosophie nichtausgespart wird. Neben für die Pädagogik bekannten Klassi
kern wie Rousseau, Herbart, Humboldt, Dilthey, Nohl, Flitner undWeniger kom
men auch klassische philosophische Ansätze nach Kant, Hegel und Nietzsche zum
Tragen. Zudem finden sichBeiträge, die in systematischer Form dieReformpädago
gik (A. Rang), die Kritische Theorie (B. Claußen), die Positionen von Heydorn
(G. Koneffke und H. Sünker) und Blankertz (C. Lüth) aufnehmen. Neben anderen
Beiträgen erscheinen auch Frauenprobleme im Blickauf bürgerliche Theorien zur
weiblichen Bildung um 1800 (P. Schmid) undFragen derKoedukation (H. Faulstich-
Wieland). Alle Beiträge sindInterpretationen, sodaß besonders beiden philosophi
schen Ansätzen deutlich bleiben muß, daß essich hier keinesfalls um Einführungen
indiejeweiligen ursprünglichen Theorien handelt. DerBand istallen zu empfehlen,
die sich einen Überblick über die genannten Richtungen in der gegenwärtigen Dis
kussion verschaffen wollen.

Eineganzandere Art derEinführung gewährt dervonGünter Kutscha herausgege
bene Band zu den Arbeitenvon Herwig Blankertz, dessen Werk »Bildung im Zeit
alterder großen Industrie« zu den Klassikern einerpädagogischen Geschichtsschrei
bung zählt, die sich bewußtdem Zusammenhang von Pädagogik und Gesellschaft
widmet. Der Band enthält neben zahlreichen Aufsätzen auch eine wertvolle Biblio
graphie der ArbeitenBlankertz'. In diesemBandwirdam Beispiel einesder namhaf
testen Pädagogen der Nachkriegszeit zugleichviel von der Entwicklung des Faches
aus einem Auslegungshorizont deutlich, was inanderen Überblickseinführungen in
die neuere Erziehungswissenschaft meistzu sehrinsAllgemeine verflüchtigt ist. Ich
empfehle die Arbeit all denen, die einen Einblick in ein erziehungswissenschaftli-
ches Denken nehmen wollen, das Pädagogik und Gesellschaftsentwicklung als Pro
blem zu begreifen versucht, das nicht nur theoretisch beschrieben, sondern auch
praktisch gelöst - und dies nicht in bloß affirmativer Absicht - werden muß. Beson
ders der Beitrag von Peter Zedier, der dem Verhältnis von Kritischer Theorie und
pädagogischen Theorietraditionen bei Blankertz gewidmet ist, und der von Dieter
Lenzen über das geschichtsmethodische Vorgehen, verdeutiichen das Blankertzsche
Anliegen einer Idee der Mündigkeit, die mit den funktionalen Erfordernissen der
heutigen Gesellschaft in Einklang zu bringen versucht wird. In anderen Beiträgen
wird auf spezifische Arbeiten zum Verhältnis von Allgemeinbildungund beruflicher
Bildung, auf Fragen des Kantianismus bei Blankertz, auf seine didaktischen Arbei
ten, auf Probleme der Kollegschule eingegangen. Die Arbeiten spiegeln insgesamt
Reflexionen auf Denkanstöße eines Autors, der nicht nur theoretisch, sondern auch
in praktischen Versuchen Aufklärungsideen umzusetzen versuchte.

Das Buch von Fischer und Löwisch gibt einen Überblick über Klassiker des
pädagogischen Denkens von der Antike bis zur Gegenwart, von Sokrates bis Theo
dor Litt. Die Auswahl ist - wie immer in solchen Fällen - nicht unproblematisch.
Daß aber ausgerechnet Marx einer Streichung zum Opfer fiel und John Locke ganz
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und gar nicht behandeltwurde, erscheintunverzeihlich, wenngleiches den Umstand
spiegelt, daß gerade die Begründung und Kritik bürgerlicher Erziehung in ihren
gesellschaftlichen Kontexten hier zu wenigbeachtetwird. Die Beiträgesind als erster
Einstieg neben dem Standardwerk»Klassiker der Pädagogik«, das von Scheuert her
ausgegeben wurde,aber dennoch sehrgutgeeignet, weilsie die Ideengeschichte kom
primiert nachzeichnen. Allerdings werden nur kurze biographische Angaben zu den
einzelnen Autoren gemacht, und die geistesgeschichüiche Betrachtung überwiegtvor
einer aus sozialgeschichtlichen Kontexten herrührenden Interpretation. Positiv an
diesem Versuch ist, daß die Enge der bloß pädagogischen Autoren zu überwinden
versucht wird. Wäre das Buch in den sechziger Jahren erschienen, so hätte sein
geistesgeschichtlicher Horizont Anerkennung gefunden. In den siebziger Jahren
hätte die Kritik an der mangelnden gesellschaftlichen Einbindung der Analyse im
Vordergrundgestanden. Anfangder neunzigerJahre ist das Erscheinen ein Symptom
für Rückbesinnungen auf die Geistesgeschichte, aber auch für die Entpolitisierung
des Faches, die sich in der Art und Weise der Darstellungen dokumentiert.

Betrachtet man viele neuere pädagogische Veröffentlichungen, dann ist man
schnell geneigt, mit HeinrichKupffer zu dem Fazit zu gelangen, daß die Pädagogik
längst hinter das gesellschaftliche Sein zurückgefallen ist. Für Kupffer meint dies,
daß erst die Rückbesinnung auf die Lebensstile im ganzen uns Aufschluß darüber zu
geben vermag, was Pädagogik ist oder sein könnte. Dabei bezieht er sich auf die
Postmoderne, ein Begriff, dessen schillernde Unklarheit zwar zugestanden, aber
durch sein Buch keineswegs präzisiert werden kann. Man mag mit Kupffer darin kei
nen Mangel sehen, wenn man wie er behauptet, daß es gegenwärtig mehr Fragen als
Antworten gibt. Antworten, die aus den Lagern »progressiv« oder »konservativ«
kommen, haben ihren Sinn für ihn verloren, in einer Art systemischen Denkens gerät
alles in Zirkularität. Kupffer stellt fest, daß sowohl die alten Kausalketten ihre Gül
tigkeit als Begründung von Erziehungsnormen verloren haben, als auch überhaupt
der feste Boden den Pädagogen unter den Füßen weggezogen ist, weil sie weder die
Echtheit ihrer Empfindungen noch eine verläßliche Realebene ausmachen können.
An die Stelle der Frage nach Machbarkeit, nach Zielbezogenheit pädagogisch-funk
tionalen Tuns rückt daher für ihn eine Art Meta-Fragen nach gesellschaftlichen
Funktionen, Assoziationen und Erwartungen, nach Spielräumen, die bleiben.
Getreu dem Vorbild des Begründers der Postmoderne, Lyotard, erscheint hier die
Heterogenität von Diskursarten, eine Pluralität von Aussagearten, die interessante,
neuartige Fragestellungen aufwerfen hilft, um gleichzeitig die Vernunft, die nicht
nur Ordnungen sucht, sondern gewiß auch in ihrer Realitätsabarbeitung massiv vor
findet, zu verwirren. Der kognitive Relativismus wird von Kupffer allerdings nicht
auf die Spitze getrieben, sondern artikuliert sich mit dem alten Ziel der Mündigkeit
in einer Aufklärungsgemeinschaft. Sein postmoderner Anspruch will, daß nicht bes
ser, effektiver und schöner gelernt wird, sondern untersucht werde, »wieder offiziell
angebotene Bildungsstoff assimiliert wird« (17); er will herausfinden, wie sich Ein
stellungen bilden, welchen Ordnungen auf welche Weise geglaubt wird, um dann
antizyklisch gegen das so Gelernte anzugehen, es als Teilwahrheit zu enthüllen.
Damit erscheint allerdings kein neuer Anspruch, denn die »Theorie der Halbbil
dung« nach Adorno hätte bereits von Kupffer Jahre zuvor als ein Ansatz aufgefaßt
werden können, der nicht nur die fremden Mächte der Verdummung, sondern auch
die eigene Beteiligung dabei anfuhrt.

Kupffer entwickelt sein Anliegen in vier Schritten. Zunächst geht er von den
Beziehungsfällen des Familienalltags aus, um zu den Befunden zu gelangen, daß
Familienprobleme tiefer liegende gesellschaftliche Probleme ausdrücken und es
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gegenwärtig eine Suche der Menschen nach Sinngebung und Geborgenheit gibt.
Dann erweitert er seinen Horizont auf Kulturund Gesellschaft, wobei er assoziativ
Problemfragen zur Verbindlichkeit, Verläßlichkeit, Vertrautheit und Verfügbarkeit
inder Dialektik von Wirklichkeit und medialer Wirklichkeitsabbildung zum Aus
gangspunkt kritischer Fragestellungen nimmt, die in demProblem gipfeln, ob es in
einer Massengesellschaft noch persönliche Erfährung gibt. Derdritte Bearbeitungs
schwerpunkt ist dieJagd nach dem Lebenssinn, nach moralischer Orientierung. In
einfachen Worten beschreibt Kupffer Gegensätzlichkeiten normativer Ansprüche,
wie sie einer der Moral nie sehr fernstehenden Pädagogik vertraut sind. Er zieht
gegen Dogmatismus, Stereotypien, geschlossene Weltbilderzu Felde, um dann im
vierten Bearbeitungsschritt, den Zukunttsperspektiven, die. eigenen kritischen
Gedanken dadurch zu relativieren, daßer immerwiedergesellschaftliche Vorausset
zungenzugeben muß,diedie Pluralität der möglichen Zugangsweisen einschränken.
Damit zeigt sicheinSpannungsfeld, dasKupffer in einersehreinfachen Einführung
aufden Begriffbringt, ohnesichselbstdarinstringent begrifflich auszuweisen: die
Pluralität der Wertsetzungen wirdnämlich injedereinzelnen inhaltlichen Bewertung
vonjenen Implikationen des eigenen Weltbildes eingeholt, die es in sich selbst zu
überwinden trachtet. Trotz dieser Einschränkungen scheint mir sein äußerst locker
geschriebenes Buchgeradefürdiejenigen wichtig seinzu können, die inder Pädago
gik immernochdieNähezueinerGefangenschaft in liebenswerter Ordnung suchen,
umeigene Sicherheit zu finden. Kupffer gehört zudenPädagogen, die solcheGefan
genschaften als Widerspruch zu politischem Engagement sehen, undseineBeispiele
sind anregend genug, um hier manches Selbstverständnis zu erschüttern.

Kersten Reich (Köln)
Bracht, Ulla, D. Keiner und Hasko Zimmer (Hrsg.): Intelligenz und Allgemein
bildung 1848-1918. Biographische Zugänge zur Wirkung und Krise gymnasialer
Bildung. Waxmann Verlag, Münster 1990 (219 S., br., 38,- DM)

Mit Rechtweisendie Herausgeber daraufhin, daß in der Erziehungswissenschaft
ein Mangel an Untersuchungen darüber herrsche, wie die exemplarisch mit dem
Gymnasium verkoppelte Allgemeinbildung sich im öffentlichen Leben ausgewirkt
habe. Dieser Mangel ist um so mehr zu bedauern als entscheidende Geschichtsab
schnitte davon betroffen sind, in denen weitreichende bildungspolitische Entschei
dungen zustandekamen. Über siemüssen wir weiteren Aufschluß gewinnen, um die
Gegenwart zu verstehen. Die beiden gescheiterten Revolutionen der jüngeren deut
schen Geschichte wurden als Eckpunkte fixiert: 1848 und 1918. Innerhalb dieser
Spanne mußte sich herausstellen, ob und gegebenenfallswie die damals herangezo
gene Intelligenz sich aufeine republikanische Zukunft einstellen konnte, wie sie auf
Industrialisierung und Imperialismus reagierte, d.h. aber auch, in welcher Weisedie
Allgemeinbildung in ihr Gestalt gewonnen hatte. Mithin dürfte das Gymnasium als
Pflanzstätte der bürgerlichen Intellektuellen wiederum ein ergiebiges Objekt für
Nachforschungen bieten, zumal dieser Schultyp in der zweiten Hälfte des 19. Jahr
hunderts in eine Krise geriet, die mit der Kontroverse über den Vorrang von humani
stischer oder realistischer Bildung gekennzeichnet ist. Mit anderen Worten: Die
Konstitution des bürgerlichen Subjekts kommt in jenem Zeitabschnitt auf dem Hin
tergrund erbitterter Auseinandersetzungen über die richtige Anleitung und Ausbil
dung des Menschen zustande. Diese Frage ist bekanntlich am Ende des 20. Jahrhun
derts nicht weniger strittig als damals, da für unsere Epoche zusätzlich eine Em-
pathie unter globalen Umständen aufgebaut werden soll, sofern an das Überleben
der Gattung gedacht ist.
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Ein Kreis von elf Autoren - darunter eine Frau - hat sich zu diesem Sammelband

vereinigt. Bis auf Georg Hansen, der an der Fernuniversität Hagen lehrt, wirken die
Autoren in Münster und sind mit Anneliese Mannzmann verbunden, deren inzwi
schen dokumentiertes Projekt »Geschichte der Unterrichtsfächer« Anregungen bot,
dem Problem der inhaltlichen Analyse von Allgemeinbildung näherzutreten. So ist
ein Sammelwerk entstanden, an dem sich studieren läßt, wie das Wissen zur Abgren
zung führte, die »gebildeten Stände« keineswegs an der Überwindung der Rohheit
(= Ungebildetheit) der Zeitgenossenschaft arbeiteten, sondern sich im Gegenteil
lediglich von ihnen abgrenzten. Nur so wird die spezifisch deutsche Nomenklatura
verständlich, eine Funktionselite, die unter wechselnden Regimen dienstbar blieb.
Vielleicht läßt sich als deren Produkt Otto Meißner benennen, der ohne Unterbre
chung als Staatssekretär unter Ebert, Hindenburg und Hitler tätig war, die Geschäfte
zur vollen Zufriedenheit der drei Staatsoberhäupter besorgte und sich nach der
Befreiung vom Faschismus als unpolitischer, d.h. als loyaler Beamter erklärte.

Der Sammelband wird eröffnet durch eine Abhandlung von Ulla Bracht: »Allge
meine Bildung und die erste Krise der bürgerlichen Gesellschaft - Lorenz von
Stein«. Die Verfasserin stellt diesen Rechtswissenschaftler und Sozialhistoriker im

Spannungsfeld von Rechts- und Linkshegelianismus vor. Stein läßt sich auch als
einer der ersten Gesellschaftstheoretiker kennzeichnen, denn er bot eine Lehre von
den Klassen, aus der sich der Antagonimus der industriellen Gesellschaft herleitet.
So sah Stein die Erhebung von 1848als soziale Revolution und forderte die Entwick
lung einer Wissenschaft von der Gesellschaft, »die deren Bewegungsgesetze und
Widersprüche begreift«. Dazu ist er der erste Gelehrte des 19. Jahrhunderts, der die
Entwicklung und Struktur der Allgemeinbildung aus dem Spannungsfeld zwischen
Staat und Gesellschaft erklärt; ferner ist ihm die Bedeutung des Berufsbildungs
systems bereits klar. So kann die Verfasserin mit Recht fragen, warum das Werk des
Lorenz von Stein so wenig rezipiert worden ist, ob dies mit der »hegemonialen
Schwäche des deutschen Bürgertums zwischen 1850 und heute« zu tun habe.

Matthiessenbietet den Beitrag:»Der Altphilologe Ulrich von Wilamowitz-Moel-
lendorff. Bildungsgeschichte und Bildungspolitik«. Neben dem Theologen Adolf
von Harnack war dieser Altphilologe der berühmteste Gelehrte der Berliner Univer
sität und repräsentierte sozusagendie deutsche Wissenschaftdes Kaiserreichs. Da er
eine Tochter Theodor Mommsens geheiratet hatte, war die intellektuelle Konzentra
tion perfekt. Matthiessen arbeitet eindrucksvoll heraus, wie der Gelehrte in die Rich
tungskämpfe um die Neugestaltung der Bildung eingriff, nämlich als Klassischer
Philologe etwa bei der Reichsschulkonferenz von 1890 gegen seine Zunftgenossen
imHumanistischen Gymnasium als hochmütiger Spitzengelehrter, der auchmitdem
Zubringerdienst des Realgymnasiums zur Universität einverstanden war, weil diese
ohnehinfür das Studium der Klassischen Philologie neueGrundlagen aufzubereiten
hatte. AnWilamowitz wirdaberauchdienationale Verhaftung der Professorenschaft
exemplarisch deutlich, so die Bejahung des Krieges 1914, das Bekenntnis zur Wis
senschaft undgleichzeitig zumMilitarismus sowie die nachfolgende Skepsis gegen
über der Weimarer Republik.

Hasko Zimmer stellt den Germanisten Rudolf Hildebrand vor, der 1894 verstarb
und dessen Buch »Vom deutschen Sprachunterricht in der Schule« ('1867, 271962)
unzweifelhaft das Bild einer Epoche bestimmte. Hildebrand nämlich gewann den
Streitmitden Altphilologen umdasGymnasium. Ihmgelang es, den Deutschunter
richt gegenüberden altenSprachenerheblichzu verstärken. Dabei kam ihmdas kai
serliche Interesse entgegen, denn Wilhelm II. hatte gefordert, nicht länger junge
Griechen, sondern junge Deutsche zu erziehen, das heißt, der Imperialismus
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wünschte Hilfedurchdie Schule, weltzugewandte Bildung wargefordert, die Flotte
wurdeausgebaut. DeutscheIngenieurewarengefragt.Der Germanistenverband ver
stand die Signale, der Deutschunterricht sollte auch die »unteren Schichten« einbin
den, die Agitation der Sozialdemokratie stillegen. Ein solcher Nationalismus ließ
sich ohne Mühe in den Nationalsozialismus verlängern.

Die anschließenden Aufsätze über »Bildung als Gegennatur« (Norbert Rath), über
den Pädagogen Georg Kerschensteiner (H.-J. Olberg), über einen deutschen Kolo
nialoffizier (Ted Norris) undüberdenNeukantianer Paul Natorp (Wolfgang Sander)
bieten weitere Akzente zum Problem von Intelligenz und Allgemeinbildung zwi
schen 1848 und 1918.

Hervorzuhebenbliebe nochder BeitragvonAnnegretJürgens-Kirchhoffund Mar
tin Jürgens über »Künstlerische Intelligenz. Lebenspathos und Kriegserfahrung -
Otto Dix und Max Beckmann« sowieder abschließende Beitrag von Georg Hansen
über »Die Produktion von Marginalität« an Hand preußisch-deutscher Polenpolitik
im Kaiserreich.

Von diesem Buch waren keine systematisierbaren Ergebnisse über die generelle
Befindlichkeit der Intellektuellen zwischen 1848 und 1918 zu erwarten, dazu ist der
Bereich zu groß. Doch ist es den Herausgebern gelungen, ein Problemgefuge zu
umreißen, das als Krise der bürgerlichen Gesellschaft richtig gekennzeichnet ist.
Die dargestelltenPersonenhaben ihre Allgemeinbildung imhumanistischenGymna
sium empfangen und sind, durch Lebensumstände bedingt, in Schlüsselstellungen
gelangt, haben Entscheidungen treffen müssen. Schulische Herkunft, politische
Option und nationale Bindung gehen darin eigentümliche Verschmelzungenein. Die
Frage nach den Zusammenhängen zu stellen, ist für eine Erziehungswissenschaft
wichtig, die über die Genese des bürgerlichen Subjekts in der gesellschaftlichen
Konstellation Erkenntnisse gewinnen möchte. Dafür schlägt diese Münsteraner Stu
die eine bemerkenswerte Schneise. Hans-Jochen Gamm (Darmstadt)

Soziale Bewegungen und Politik

Evers, Hans Dieter, und Tilman Schiel: Strategische Gruppen. Vergleichende
Studien zu Staat, Bürokratie und Klassenbildung in der Dritten Welt. Dietrich Rei
mer Verlag, West-Berlin 1988 (279 S., br., 29,50 DM)

Der Untertitel dieses Buchs trifft den Inhalt nur ungenau. Das Anliegen der Ver
fasser ist theoretischer Art: die Theorien der gesellschaftlichen Entwicklung, die aus
der Auseinandersetzung mit Marx' (und Max Weber) entstanden sind, sollen kritisch
aufgegriffen und auf einer neuen paradigmatischen Grundlage weitergeführt wer
den, die theoretischen Eurozentrismus vermeidet. Angesichts der Variabilität, der
»lockeren Strukturen«, der »floating mass« usw. (vgl. 21) als Merkmale der südost
asiatischen Gesellschaften, angesichts der Tatsache, daß das »einzig Beständige ...
die beständige Fluktuation von einer Tätigkeit zu einer anderen« ist (63), ist das
Thema des Buchs die Phase der Entstehung von Klassengesellschaften.

Das Marxsche Klassenkonzept wird als abstraktes Modell aufgegriffen, jedoch
mit einer »Sequenzanalysestrategischer Gruppen« auf einer mittleren theoretischen
Ebene verbunden. Als »strategische Gruppen« werden Personen verstanden, »die
durch ein gemeinsames Interesse an der Erhaltung oder Erweiterung ihrer gemein
samen Aneignungschancen verbunden sind.« (10) Sie bilden sich dort, wo sich neue
Aneignungschancen in bezug auf materielle Güter, Macht, Prestige, Wissen oder re
ligiöse Ziele ergeben. Ihr strategisches Handeln ist auf Erhaltung oder Verbesserung
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ihrer Chancen gerichtet, aber - aufGrund der Einbettung in die Gesamtheit der stra
tegischen Kämpfe und der objektiven Gegebenheiten- nur teilweise erfolgreich.
Geschichte wird so als Prozeß »des Zusammenwirkens der objektiven Bedingungen
mit bewußtem Handeln von Subjekten« gesehen (83). Sobald in diesem strategischen
Prozeß bestimmte gesellschaftliche Positionen monopolisiert werden, entsteht Klas
senherrschaft (117ff.). Evers/Schiel unterscheiden zwei Typen von Strategien: die
Hybridisierung (zusätzliche Erschließungneuer Aneignungsquellen)und die Koali
tion bzw. Symbiose mit anderen strategischen Gruppen (10f.). Die erste strategische
Gruppe, die auf Grund neu auftretender Aneignungschancen entsteht, gibt den wei
teren strategischen Gruppen den Rahmen ihres Handels damit bereits vor. Für die
südostasiatischen Länder spielen dabei die Weltmarktbedingungen eine besondere
Rolle (vgl. die Fallschilderungen 181ff.). Das Konzept der strategischen Gruppen
wird zunächst ausschließlich als theoretische Erfassung der herrschenden Gruppen
in einer Gesellschaft verstanden. »Nicht-strategisch handelnde Teile einer Gesell
schaft, d.h. eine »schweigende Mehrheit«, können von einer Theorie strategischer
Gruppen einsichtigerweise nicht erfaßt werden« (13).

Die Verfasser analysieren auch die südostasiatischen Länder mit dem Klassen
begriff, stellenjedoch fest, daß es nicht sinnvoll ist, von nationalen Klassengesell
schaften zu sprechen, da die Klassen nicht aufeinander bezogen sind, die Dialektik
der Klassen »aufgelöst« ist (130). Aber auch als Teil einer Welt-Klassengesellschaft
sind sie nach Evers/Schiel nicht zu verstehen, ja sie bezweifeln sogar, ob man über
haupt zum jetzigen Zeitpunkt eine Welt-Gesellschaft denken kann (130ff.). Die
Theorie der strategischen Gruppen soll auch für die Metropolen die Marxsche Klas
sentheorie nicht-ökonomistisch re-interpretieren (lOlff.): Die Wertrelation ist ein
komplexes gesellschaftliches Verhältnis, das die Zugänge zu den gesellschaftlichen
Ressourcen (also Naturprodukte/Arbeitsmittel sowie die Arbeitskraft, 114f.), und
das Verhältnis von individueller Reproduktion und »sekundärerReproduktion« der
Gesamtgesellschaft in einer Weise festlegt, die das Ausbeutungsverhältnis verdeckt,
die gesellschaftlichen Beziehungen durch dinglich-unpersönliche Normen regelt;
die sekundäre Reproduktion wird durch denauchgegen die herrschenden Gruppen
unabhängigen Staat gewährleistet usw. Die Preisbildung ist ein sozialer Prozeß auf
dieser Grundlage, also eine Folge strategischen Handelns bestimmter Gruppen.
GleicheRevenuequellen entstehen soals Folge gleicherKlassenpositionen (undsind
nicht ihre Grundlage, wie in den unterschiedlichsten marxistischen Schulen).

Die Notwendigkeit des kapitalistischen Staates, repräsentiert durch die Bürokra
tie, leiten Evers/Schiel ausder Notwendigkeit der Funktion des »neutralen Schieds
richters« (111) ab. Im Zusammenhang der separatistischen Privatinteressen muß
deren Kampfgegeneinander begrenzt unddie gesamtgesellschaftliche Reproduktion
gesichert werden (109ff.). Imnicht-kapitalistischen Staatsinddagegen Aufgaben der
gesellschaftlichen Reproduktion mitder Aneignung von Mitteln für eigene Zwecke
unter Umständen gekoppelt (103). Der Staat ist nicht Instrument der herrschenden
Klasse, sondernOrganisationsform der herrschenden Klassen selbst (123). »Privat«
und »öffentlich« sind nichtunterscheidbar, individuelle Aneignung und »offizielle«
Funktionen der gesellschaftlichen Reproduktion sind untrennbar verbunden, die
bürgerliche Vorstellung, Gesellschaftlichkeit werde durch denStaat geschaffen, ist
sinnlos (113).

Für den südostasiatischen kolonialen Kapitalismus unterscheiden Evers/Schiel
persönliche, korporative und kollektive Aneignungsweisen der neu entstehenden
strategischen Gruppen (nach den Einkommensquellen: Honorar/Miete/Pacht von
'Professionals'/ Landbesitzern, Profit eines Unternehmens bzw. Steuern/Abgaben
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an Bürokratie und Militär), die das strategische Feld (mit Poulantzas, 79) für einen
langen Zeitraum prägen (45f. und 50f.). Aus derDominanz kollektiver Aneignungs
formen in der Entstehungszeit erklären die Verfasser die Entwicklung zu einem
bürokratischen Kapitalismus, in demdie gesellschaftliche Mehrarbeitvonden herr
schenden Gruppenkollektiv angeeignet wird, mit Phasen »galoppierender Bürokra-
tisierung« nach Revolutionen als Besitznahme der strategischen Ressourcen durch
die siegreiche herrschende Gruppe. Dabei »galoppiert« nach Evers/Schiel das rein
zahlenmäßigeAnwachsen des Regierungsapparates (Parkinsonierung der Bürokra
tie), was nicht notwendig mit einer zunehmenden bürokratischen Kontrolle (Orwel-
lisierung) und in der Regel nicht mit der Durchsetzung rationeller Organisations
prinzipien (Weberisierung) verbunden ist (230ff.). Die »Bürokratie« in der Dritten
Welt kann also nicht als kapitalistische Bürokratie aufgefaßt werden.

Eine theoretische Lücke des Konzepts haben die Verfasser in der Einleitung selbst
angegeben: Notwendig wäre ein Konzept »konterstrategischer Gruppen« (139), also
der Gruppen, die Gegenstrategien zum Angriff der herrschenden Gruppen ent
wickeln. Schärfer kann man sagen: Die Theorie der strategischen Gruppen ist aus
schließlich eine Theorie der gesellschaftlichen Entwicklung durch herrschende
Gruppen. Sobald jedoch die Frage ihrer Legitimation angesprochen wird, ist schon
die Frage danach gestellt, wie die beherrschten Gruppen die Gesellschaft aktiv mit
reproduzieren. Muß deshalb nicht das Feldder Handlungen aller beteiligten Grup
pen theoretisch gefaßt weiden? Vielleicht hängt die Lücke an dieser Stelle mit dem
eingeengten Verständnis von strategischem Handeln als langfristig angelegtem,
geplantem Handeln (81) zusammen. Muß nicht dagegen jeder Diskurs in einer
beherrschten Gruppe als (konter-)strategische Handlung gesehen werden? Außer
dem möchte ich eine weitere Ausdehnung des Konzepts des »strategischen Feldes«
vorschlagen: Ist nicht auch der kapitalistische Staat ein »strategisches Feld«, aufdem
jedoch der politische Kampf in einer spezifischen Art begrenzt wird (in Westeuropa
z.B. durch die Parteienspaltung), genauso wie der ökonomische Kampf in einer spe
zifischen Art (»untrennbare Einheit von notwendiger und Mehrarbeit«, 161) begrenzt
wird? Mit einem solchen Ansatz käme die Analyse über die bloß funktionale
Beschreibung (der bürgerliche Staat muß »neutral« sein) hinaus zur Untersuchung
der Strukturen des strategischen Kampfes. Jörg-Michael Vogl (Marl)

Senghaas, Dieter (Hrsg.): Regionalkonflikte in der Dritten Welt. Autonomie und
Fremdbestimmung. Aktuelle Materialien zur Internationalen Politik, Bd. 21. Nomos
Verlag, Baden-Baden 1989 (358 S., br., 25,- DM)

Die Dritte Welt, schreibt Dieter Senghaas in der Einleitung des von ihm herausge
gebenen Readers, befindet sich in einer »Umbruchsituation«, die ihr innerhalb der
Strukturen des internationalen Systems ein größeres Gewicht gibt und dem Hegemo
niestreben der Weltmächte entgegensteht. Dieser »Abbau der herrschenden Struktur
internationaler Beziehungen« (12) wird vor allem an Form und Verlauf regionalen
Konfliktedeutlich. Zwei allgemeine Trends lassen sich dabei erkennen: Zum einen
gibt es einen Prozeß »relativer Autonomisierung der Dritten Welt und des dort zu
beobachtenden Konfliktgeschehens« (20), der an Faktoren wie der Zunahme von
Rüstungsproduktion, regionalem Waffenhandel und an bilateralen oder regionalen
Rüstungswettläufen innerhalb der Dritten Welt, der Intervention einzelner Dritt-
Welt-Staaten in Konflikte anderer, der Entstehung regionaler Vormächte und der
Herausbildungvon Doktinen nationaler Sicherheitzur Untermauerungsolch regio
naler Vormachtansprüche deutlich wird. Zum zweiten entsteht mit unangepaßten
Entwicklungsprozessen und dem dadurch bedingten Konfliktpotential in vielen
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Staaten der Dritten Welt dort eine »Chaos-« oder »Verhinderungsmacht«, die der
gezielten Einmischung von außen, also Versuchen der Kontrolle und Manipulation,
entgegenwirkt.

Das vorliegende Buch sammelt 13 Fallstudien zu verschiedenen regionalen Kon
fliktfeldern. Es fällt auf, daß eine einleitendeKlärung zentraler Begriffe genauso
wenigstattfindetwiees eineeinheitlicheFragestellung gibt. Die Autoren- mit weni
gen Ausnahmen Mitarbeiter der Stiftung Wissenschaft und Politik, Ebenhausen -
behandeln mit sehr unterschiedlicher Schwerpunktsetzung die historische Genese
einzelnerKonflikte, die Interessender Großmächte, regionalerVormächte und ande
rer Konfliktbeteiligter und deren Einfluß auf Konfliktverlauf und Konfliktlösungs
versuche, sowie die Frage nach Autonomie oder Fremdbestimmung des Konflikt
geschehens. Autonomie meint, in der Definition von Gudrun Krämer, dabei »die
Fähigkeit regionalerAkteure, innerhalb ihres regionalen Umfelds inner- und über
staatliche Konflikte eigenständig zu regeln, ohneungewollte Einmischung äußerer
Kräfte. Die gezielte Einmischung externer Kräfte ist damit nicht ausgeschlossen.«
(161)

Auf Grund unterschiedlicherFragestellung und methodischerAnsätze - ein Teil
der Autoren ist eher der kritischen Dritt-Welt- und Konfliktforschung, ein anderer
eherder »strategical studies«-Orientierung zuzurechnen - kann von einer verglei
chenden Untersuchung regionaler Konfliktfelder allenfalls ansatzweise gesprochen
werden. Nichtsdestoweniger geben die einzelnen Studien überwiegend aufschluß
reiche Einblicke. Da auf alle Beiträge nicht eingegangen werden kann, sollen drei
Einzelstudien hervorgehoben werden.

Sehr wichtig ist Johannes Reissners Analyse des irakisch-iranischen Krieges,
eines Krieges, der, so Senghaas, im Rückblickvielleicht »als ein frühes klassisches
Beispiel für viele nachfolgende, weitgehend selbstbestimmte Kriege zwischen den
souveränen Staaten derDritten Welt interpretiert werden« wird (19). Reissner analy
siertdenKrieg alsTeil eines »umfassenden Emanzipationsprozesses beider Seiten«
(186) - undwiderspricht damitder westlichen Perzeption vonder besonderen Sinn
losigkeit dieses Krieges. Derrelativ hohe Autonomiegrad des Krieges, so Reissner,
beruhte zum einen darauf, daß Iran und Irak sich »Auf einem Höhepunkt nationaler
Dritt-Welt-Emanzipation (befanden) und ... sowohl über dienotwendigen materiel
len Ressourcen als auch über ausreichende ideologische Mobilisierung (verfugten),
um den Krieg als selbstdefinierten Konflikt durchführen zu können« (200), zum
anderenam geteilten Interesse der Großmächte und der Golfänrainer, die durch den
Landkrieg derGegner ihre eigenen Interessen nicht bedroht sahen und lediglich, als
der Kriegauf die Golfregionübergriff,diesen»einzudämmen«, nämlichihn auf dem
Niveau einer irakisch-iranischen Auseinandersetzung zu halten versuchten (201).
Reissners Beitrag hätte zusätzliches Gewicht bekommen, wenn er neben derpoliti
schen und ideologischen auch die ökonomische Rationalität des Golfkriegs unter
sucht hätte - die imGolfkonflikt 1990 sooffensichtlich zuTage tritt.

Ökonomische Faktoren von Dritt-Welt-Konflikten und Dritt-Welt-Autonomie wer
deninsgesamt nuramRande behandelt. Lediglich derBeitrag von Bernhard Weimer
über den Konflikt im südlichen Afrika unterscheidet bei der Frage nach dem
Zuwachsbzw. Verlust an Autonomie regionaler Akteurezwischen deren ökonomi
scher Autonomie und derAutonomie imaußen- und sicherheitspolitischen Bereich.
Sogilt nachWeimers Einschätzung fürdie Frontlinienstaaten, daßderendurchtiefe
Entwicklungskrisen eingeschränkte ökonomische Autonomie letztlich auch Rück
wirkungen auf ihr Verhalten im Regionalkonflikt hat, so daß insgesamt für diese
Staaten von einem Verlust anAutonomie zu sprechen ist. Weimers Beitrag ist auch
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insofern interessant, als er die gängigen Begriffe der internationalen Politik von
Krise und Konflikt um einen Ansatz ergänzt, der Konflikte als Kommunikations
störungen, als Fehlen von Dialog begreift. Autonomie, so Weimer, setze Dialog
fähigkeit voraus. FürdenKonflikt imsüdlichen Afrika heißt das, daßdieUnfähigkeit
Südafrikas zumDialog mit seinereigenen Bevölkerung wie auchmitder internatio
nalenGemeinschaft dessen Autonomie soweit eingeschränkt habe,daßes schließlich
an den Verhandlungstisch gezwungen worden sei - und daß die Dialogoption der
Frontlinienstaatenzumindest Teillösungen ermöglicht habe wie in Namibia.

Über die Frage der Autonomie von Konflikten oder ihre Fremdbestimmung durch
Großmächte hinaus diskutiert Heinrich Krumwiede in seiner Studie über die zentral-
amerikanische Konfliktkonstellation Inhalt und Chancen regionaler Beiträge zur
Konfliktlösung. Trotzder Hegemonie der USA in der Region, so Krumwiede, gebe
es offenbar eine »relative Autonomie« der zentralamerikanischen Staaten, die sich
insbesondere in der Contadora-Initiative unddem Arias-Plan. zeige; »wohl bei kei
nemanderenRegionalkonflikt (haben) relevante Akteure der Region und regionale
Mittelmächte derartig umfassend Plänezur Konfliktregulierung vorgelegt.« (31f.) Es
wäre erfreulich gewesen, wenn auch in anderen Smdien des Buches mehr über die
Beiträge lokalerAkteurezur Lösungoderzu Lösungsversuchen vonregionalen Kon
flikten zu erfahrengewesen wäre. Diesum so mehr, als aus fastallen Beiträgen, die
den Großmachteinfluß auf Regionalkonflikte thematisieren,deutlichwird - unddies
ist zweifelloseines der wichtigsten Ergebnisse des Buches-, daß dieser Einfluß ver
heerend ist - obwohl die Konfliktursachen lokal und die Großmächte für das Auf
brechen der Konflikte nicht verantwortlich sein mögen. WasVolkerMatthies über
dasKonfliktfeld am HörnvonAfrikasagt,gilt auchfürandereRegionen: »Insgesamt
habenbeideSupermächte ... mehr zur Militarisierung der Politikund Verschärfung
der Konflikte beigetragen als zur politischen Konfliktlösung, wirtschaftlichen Ent
wicklung und Befriedung der Region.« (146)

Dieter Senghaas stellt sicherlich zu Recht fest, daß, wenngleich »die Chancen,
hegemoniale Bestrebungen in verläßliche Kontrolle zu übersetzen«, zunehmend
schwinden, dies»zumindest füreineÜbergangszeit« nicht dasEnde von Großmacht
interventionen bedeutet (23). Die fortgesetzte Intervention von Großmächten in
regionalen Konfliktfeldern kann aber - und dies zeigen sicher auch 1990/91 die
Ereignisse am arabisch-persischen Golf- im allgemeinen nur konfliktverschärfend
wirken. Voraussetzung einer Entspannung regionalerKonflikte, und - wie der Bei
trag von Krumwiede deutlich macht - des Erfolgs regionaler Konfliktlösungsan
strengungenist, so Senghaasundsinngemäßauchandere Autoren(vgl. Will: Südost
asienkonflikt, 120; Matthies, 146), ein »discommitment«der Großmächte, eine »Ab
kopplung der geopolitischen Rivalitäten(der Großmächte) von Regionalkonflikten«
und eine angemessene Entwicklungspolitik (27). Volker Perthes (Moers)

Kloke, Martin W.: Israel und die deutsche Linke. Zur Geschichte eines schwieri
gen Verhälmisses. Schriftenreihe des Deutsch-Israelischen Arbeitskreises für
Frieden im Nahen Osten e.V., Bd. 20. Verlag Haag & Herchen, Frankfurt/M. 1990
(225 S., br., 28.- DM)

Gibt es einen linken Antisemitismus? Von dieser Ausgangsfrageläßt sich Klokes
Darstellung leiten. Sie will das linke Bild vom Zionismus in einen historischen und
geistesgeschichtlichen Kontextstellen, der eine zusammenfassende Würdigung und
Kritik erlaubt, unddabei auch tagespolitisch bedingte Kurzsichtigkeit undideologi
sche Verblendung in manchen Äußerungen bundesdeutscher Linker zum Nahost
konflikt aufdecken.
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Schondie Schriftender Klassikerder Arbeiterbewegung im 19. Jahrhundert waren
nicht frei vonden antijüdischen Klischees ihrer Umgebung. Sie wollten die »Juden
frage« durch den Klassenkampf lösen, hielten die nationalstaatlichen Ambitionen
der Zionisten für bürgerlich undreaktionär. Demgegenüber wurdedurchden Ersten
Weltkrieg vielen Sozialisten der Glaube an den proletarischen Internationalismus
genommen, so daß nun eine positivere Sicht der Siedlungsbewegung in Palästina
möglich wurde (23ff.). Nach dem Zweiten Weltkrieg führte diebewußtseinsmäßige
Zäsur auf Grund des Holocaust zu einer weithin positiven Einstellung zu Israel
(33ff.). Besonders diejenigen Gruppen, die der Bonner Republik in der Adenauer-
Ära die mangelnde Auseinandersetzung mit der Vergangenheit vorwarfen, setzten
sich zunächst fürdiesogenannte »Wiedergutmachung« anden Opfern, später fürdie
diplomatische Anerkennung Israels ein (43ff.).Klokes Verdienst besteht darin, auf
gezeigt zu haben, daß die Nahostpolitik der (bundes)deutschen Linkenhier wie in
späteren Situationen im Zusammenhang mit innenpolitischen Frontstellungen zu
sehen ist. Hing der oppositionelle Pro-Israelismus der frühen Jahre mit einer er
bitterten Restaurationskritik zusammen, so entstand nach der Aufnahme der diplo
matischen Beziehungen und vollends nach dem Sechs-Tage-Krieg eineandere Kon
stellation. Nun stellte sich die Springer-Presse an die Spitze der philosemitischen
Kräfte und feierte den »Blitzkrieg« Israels, während die linken Studentengruppen
sich von dem zionistischen Staat immer mehr distanzierten (65ff.). Kloke belegt die
sozialpsychologischen Hintergründedieser Wende durch aufschlußreiches Material
ausdem Nachlaß des SDSundZitateausjournalistischen Berichten und Kommenta
ren des Jahres 1967. In der Folge kam es im Bereich der Neuen Linken zu einer
immer stärkeren Identifizierung mitden Anliegen der Palästinenser. Die Solidari
täts-Komitees ausdemUmfeld der K-Gruppen gingen so weit,dendirekten Schulter
schluß mitdenkämpfenden Fedajin zusuchen. Die spannend geschriebene Darstel
lung des radikalen deutschen Antizionismus ist mehr als ein Beitrag zurpolitischen
Sektenkunde der siebziger Jahre. Die beunruhigende Ausgangsfrage nach einem
»linken Antisemitismus« mußte spätestens hier wieder auftauchen und den Leser
auch während der Lektüre des Abschnittes über die Reaktionen auf den Libanon
krieg beschäftigen. Wenn Israel von deutschen Journalisten vorgeworfen wurde, ein
»faschistischer Staat« zu sein und die »Endlösung derPalästinenserfrage« zubetrei
ben, so lag doch wohl die Frage nahe, ob mit einer derartigen Qualifizierung -
bewußt oder unbewußt - nicht eine späte eigene Entlastung vorgenommen werden
sollte. Und wenn besonders eifrige »Solidaritäts-Kämpfer« in ihrem antiisraelischen
Zorn auch noch gleich dieJuden im allgemeinen mitattackierten oderjudenfeind
liche Stereotype verwandten, so war die Grenze vom Antizionismus zum offenen
Antisemitismus überschritten (103ff.). Klokes Buch versteht sich als ein Appell, den
Nahostkonfliktvonseinen tragischen historischen Wurzeln her zu verstehenundeine
vorschnelle Parteinahme für eine der beiden Seitenzu vermeiden. Mit seiner soliden
Verarbeitung der Quellen und einer umfangreichen Bibliographie schließt es eine
Lücke aufdem Forschungsgebiet zurdeutschen Nahostpolitik.

Matthias Morgenstern (Tübingen)

Leif, Thomas: Die strategische (Ohn)macht der Friedensbewegung. Westdeut
scher Verlag, Opladen 1990 (355 S., br., 58,- DM)

Leif untersucht in seiner Frankfurter Dissertation die Binnenstruktur der West
deutschen Friedensbewegung und fragt nach den Gründen, die ihren politischen
Niedergang beschleunigten. Er versucht dabei, die partizipatorischen Leistungen
und Öffentlichkeitserfolge der größten sozialen Bewegung der Bundesrepublik zu
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bilanzieren und in Verbindung mit möglichen Perspektiven und anderen sozialen
Bewegungen zu bringen. Sein Hauptaugenmerk gilt dem Organisationszentrum der
Friedensbewegung, dem sogenannten Koordinationsausschuß, der sich am 29. Sep
tember 1989 aufgelöst hat. Dieser, von etwa 30 sehr heterogenen Gruppen getragene
Ausschuß prägte entscheidend die Entwicklung derFriedensbewegung. Er akzen
tuierte die Themen und war fürdieStrategiebildung verantwortlich. Leifkonzen
triert seineAnalyse u.a. deshalb aufden Koordinationsausschuß, weiler an diesem
Beispiel die in denneuen sozialen Bewegungen viel beschworene Basisdemokratie
als politischen Mythos beschreiben kann.

Vor dem Hintergrund moderner soziologischer Erklärungsmodelle zurDeutung
sozialer Bewegungen diskutiert LeifdieOrganisationsstruktur, Geschichte undkon
krete Politik des Koordinationsausschusses sowie dessen Entscheidungsstrukturen.
Er beschreibt ihn als einen konkurrenzlos wirkenden, abgeschotteten, effektiven
Kommunikations- und Arbeitszusammenhang, der die Kreativität und Mobilisie
rungsfähigkeit der Friedensbewegung mitder professionellen Arbeitsweise traditio
neller politischer Organisationen verband.

Trotz aller Erfolge der Friedensbewegung sieht Leif auch ihre strukturellen
Schwächen, die für ihnu.a. in ihrem reaktiven Charakter liegen. Will dieFriedens
bewegung in der Bundesrepublik ein politischer Zukunftsfaktor bleiben, so müsse
sie ihren Charakter als Veränderungsmacht in den einer Gestaltungsmacht verän
dern.

Das Buch lehrt,daßzwischen dem Anspruch eineregalitär strukturierten Basisde
mokratie und der Organisationslogik von Massenbewegungen strukturelle Diskre
panzen bestehen, dieallein durch gut gemeintes Engagement und friedenspolitische
Emphase nicht zu lösen sind.

Ein fest 50seitiger kommentierter Anhang dokumentiert die Geschichte der
Aktionskonferenzen der Friedensbewegung zwischen 1982 und 1986.

Peter Dudek (Frankfurt)

Kiper, Manuel, und JürgenStreich: Biologische Waffen: Diegeplanten Seuchen.
Gene, Gifte und Mikroben gegen Menschen. Rowohlt Verlag, Reinbek 1990
(160S.,br.,9,80DM)

Vielleicht sogar gefahrlicher als die atomaren und chemischen Waffensind die bio
logischen, die »B-Waffen«: Tausende tödlicher Substanzen, von »herkömmlichen«
Pest- oderMilzbranderregern übergentechnisch manipulierte Schlangengifte bishin
zu im Labor völligneu entwickelten »Super-Viren«. Das Buchdes Molekularbiolo
gen Kiper und des Journalisten Streich gibt einen guten Überblick über dieses wenig
beachtete Thema. Biologische Kriegführung, also die gezielte Verbreitung von
Krankheitserregern, gab es schon im Altertum - Stichwort Brunnenvergiftung.
Wegen der Gefährlichkeitsolcher Versuche für die Angreiferselbst blieben sie aber
- auch in den Kriegen unseres Jahrhunderts - seltene Ausnahmen. In verschiedenen
internationalen Verträgen (z.B. dem »Genfer Protokoll« von 1925 oder der »B-W-
fen-Konvention« von 1972) habensichdie meisten - längst nichtalle - Staaten zum
Verzicht auf B-Waffen verpflichtet. Welche Staaten tatsächlich über solche Waffen
verfügen, ist nicht bekannt und unter den gegenwärtigen Bedingungen auch nicht
kontrollierbar. Vertraglich erlaubt blieb die Forschung zur Abwehr biologischer
Waffen. Solche Forschung wird, wie das Buch ausführlich dokumentiert, in vielen
Staaten, auch in der Bundesrepublik, in großem Maßstab betrieben. In der Praxis ist
freilichdie »defensive« Forschung nurschwervon»offensiver« Forschung undder B-
Waffen-Produktion selbst zu unterscheiden. Zur Entwicklung von Medikamenten
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oder Impfstoffen muß man unvermeidlich mit den Bio-Kampfstoffen experimentie
ren oder sie sogar selbst herstellen. Da für den B-Waffen-Krieg nur relativ kleine
Mengen von Mikroorganismen oder Giften benötigt werden, wäre ein Übergang von
der »Abwehr-Forschung« zur Produktion einsatzfähiger ^fcffen rasch möglich.

Dank der Fortschritte der Gentechnik haben die B-Waffen - die ja schon immer
den Vorzug hatten, »nur« Menschenzu töten, aber keineSachwertezu zerstören- in
den achtziger Jahren unerwartet wieder das Interesseder Militärs gefunden. Der bio
logische Krieg ist zum ersten Mal für den Angreifer kalkulierbar geworden. So
könnten neuartige, durch Genmanipulation entwickelte Krankheitserreger zugleich
mit entsprechenden Impfstoffen für die eigene Bevölkerung eingesetzt werden.
Zudem sind moderne biologische Waffen billig zu produzieren, von zivilen Stoffen
nicht ohne weiteres zu unterscheiden und daher unauffällig zu lagern. Schließlich ist
ihr Einsatz nur schwer nachweisbar, da es sich ja immer auch um eine »natürliche«
Seuche handeln könnte. In die »Nähe der Machbarkeit« gerückt (wenn auch noch
keine akute Bedrohung) sind darüber hinaus Kampfstoffe,die nur bestimmte »gene
tisch definierte« Menschengruppen - etwa mit anderer Hautfarbe - infizieren bzw.
töten würden. Auch von einer ausschließlich »zivil« orientierten B-Waffen-Abwehr-

Forschung geht, so zeigt das Buch, ein erhebliches Risiko aus. Vorallem die unbeab
sichtigte Freisetzung neugeschaffener, sich selbst vermehrender Krankheitserreger
könnte katastrophale Folgen haben. Ohnehin ist Abwehr-Forschung längst sinnlos
geworden, da wegen der zahllosen möglichen Kampfstoffeein wirksamer Schutz der
eigenen Bevölkerungdurch Impfstoffe oder Medikamente nicht mehr vorstellbar ist.

Hauptproblem einer Rüstungskontrolle bei B-Waffen sind die fließenden Grenzen
zwischen ziviler und militärischer Biotechnologie. Selbst bei einem weitgehenden
Verzicht auf die jetzige »defensive« Forschung und umfassenden internationalen
Kontrollen, wie Kiper und Streich es fordern, bliebe immer eine »Grauzone«. Ver
dienst des Buches ist es, auf ein allzu lange übersehenes militärisch-technologisches
Risiko aufmerksam zu machen - nicht nur auf die schreckliche Perspektive eines
biologischen Krieges. Auch vom Alltag der B-Waffen-Abwehr-Forschung zur Kata
strophe ist es nur ein kurzer Schritt. Winfried Roth (Berlin)

Bordiert, Jürgen: Innenweltzerstörung. Sozialreformen in die Katastrophe.
Fischer Taschenbuch Verlag, Frankfurt/M. 1989 (149 S., br., 12,80DM)

Mit der These, »daß die Probleme der Umwelt und der Innenwelt dieselben Ur
sachen haben und nur gemeinsam gelöst werden können« (7), leitet Bordiert, Rich
ter am Hessischen Landessozialgericht in Darmstadt, sein Buch ein und weckt die
Erwartung, auf den folgenden 142Seiten würden diese Ursachen offengelegt und das
aus ihnen resultierende Gesamtproblem gelöst. Um es vorwegzunehmen: diese
Erwartung wird enttäuscht. Im Kern geht es um die Kritik der Rentenversicherung
und ihrer laufenden Reformierung, wobei das Zusammenfallen ökologischer und
sozialpolitischer Probleme sich in der Titulierung der Rentenreform als »'Busch
haus' der Gesellschaftspolitik«(91) und dem das Verursacherprinzip in bezeichnen
der WeiseneufassendenVorschlag der Koppelung vonAltlastenaufwandund Renten
alter erschöpft: »wennerster steigt, muß die erhöhte Belastungdurch Anhebung des
Rentenalters kommunizierend ausgeglichen werden.« (117)

Bordiert beklagt die wachsende Asymmetrie der gesellschaftlichen Wert- und Ver
teilungsordnung, wobei das Verhängnis mit der Rentenreform von 1957 beginnt:
»Der Nutzen von Kindern - ökonomisch gesehen, der Ertrag ihrer Arbeitskraft -
wurde seit 1957 vergesellschaftet, während die Kindererziehung weiterhin Privat
sache blieb.« (21)Sodann folgt ein ausführliches Referat der auf Adam Smith zurück-
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geführten These von Gerhard Mackenroth (1952), wonach aller Sozialaufwand aus
dem laufenden Volkseinkommen zu bestreiten ist, Kapitalansammlung und/oder
interperiodische Übertragung zur Rentenfinanzierung somit realitätsferne Fiktionen
sind (26ff.). »Fazit: Das einzige Deckungskapital auch für die gesellschaftlich orga
nisierte Altersversorgung sind Kinder - im Grunde genau so wie in der vorindu
striellen Epoche.« (29) Hieraus folgt wiederum die Frage nach derCharakteristik
des notwendigen Generationenvertrages, in dem, so Bordiert, Rentenbeiträge die
»Abtragung unserer Jugendschulden an die Elterngeneration« (33) darstellen. Statt
derAufrechterhaltung einer symmetrischen Drei-Generationen-Solidarität zwischen
Kindern, Aktiven und Alten findet nun immer mehr »Transferausbeutung« (36) sei
tens der Kinderlosen zu Lasten der »richtigen« Familien statt, wobei das gesamte
Sozial(versicherungs)- und Steuerrecht noch problemverschärfend wirkt (62f.). Die
Lösung soll nun - wiederum per Rekurs aufden von Mackenroth u.a. 1957 vorgeleg
ten »Deutschen Sozialplan« - das Konzept »ökosozialer Symmetrie« (HOff.) bringen:
eine Umstrukturierung zu Lasten Kinderloser, die mit »Familienausgleichskassen«
(119) und einem dualen, Produktions- und Reproduktionsleistungen bei der Alters
versorgung gleichwertig berücksichtigenden Rentensystem (120) eine »Vollversor
gungfür Elternpaare ab 2 Kindern« (121) liefern soll, wobei bestehende Rentenan
sprüche halbiert werden.

So richtig die von Bordiert selbst mehrfach geäußerte Einschätzung des Renten
versicherungssystems als ein »vergesellschaftetes« ist, so wenig ist die Umsetzung
dieser Erkenntnis in der Problemanalyse und dem Lösungsvorschlag erkennbar. An
keiner einzigen Stelle werden die wichtigsten Verursacher sowohl der ökologischen
Probleme, Katastrophen und Altlasten als auch der Finanzierungskrise der Renten
versicherung genannt: auf maximalen Profit und somit geringstmögliche
Umweltschutz- und »Lohnnebenkosten« bedachte Unternehmen sowieein »Sozial
staat«, dersich seiner ordnungspolitischen wie finanziellen Verantwortung inbeiden
Problemfeldern mit Hilfe neoliberaler Markt- und Freiheitsideologien entzieht. Und
so richtig einzelne Problembefunde Borcherts zum Steuer- und Sozialsystem sind,
die Zusammensetzung und die Konsequenz des »Puzzles« zeugen letztlich - exem
plarisch hervortretend in dem Vorschlag, Rentner für die während ihrer Erwerbs
phase von anderen angerichteten Schäden zubestrafen (117) - davon, daß derAutor
die gesamten Dimensionen »seines« Problems nicht erfassen konnte oder wollte.
Allerdings läßt Bordiert auch wenig Hoffnung auf Umsetzung seiner Lösungsvor
schläge erkennen, wenn er seinen Hoffnungsträger verrät: »nur ein Machtwort des
Bundesverfassungsgerichts könnte das Ruder also noch herumreißen« (128), jedoch
»betoniert ausgerechnet die staatliche Institution, diedasethische Gewissen unseres
Gemeinwesens darstellen soll,diese alsgemeingefährlich identifizierten Strukturen
und verleiht dem Besitzstandsdenken neue Schubkraft« (133). Dagegen seien die
»grün-alternativen Konzepte der Sozialreform von der Lösung der wirklichen Pro
bleme am weitesten entfernt« (11). Näher dran erscheint Bordiert das »Schwarz-
Schilling-Modell« (Rentenbeiträge nach Kinderzahl, Wiedereinführung des Kapital
deckungsverfahrens, 102ff.). Wenn uns als gesellschaftlicher Akteur der Durchset
zung ökologischer und sozialer Reformen bzw. der Verhinderung falscher »Refor
men« nur eine staatliche Institution als ethisches Gewissen bleibt, dann ist es um
Um- und Innenwelten schlecht bestellt. Peter Gitschmann (Hamburg)
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Filmer, Werner, und Heribert Schwan: Norbert Blüm. Econ Verlag, Düsseldorf,
Wien, New York 1990 (352 S., Ln., 39,80 DM)

Norbert Blüm, der CDU-Politikerdes linkenFlügels,der von seiner Werzeugma-
cher-Vergangenheit zehrt und die ganz normale Interessenpolitik derCDU mit reli
giös-sozialen Werten zuschmücken sucht, derWiderstandslinien verteidigt, wenn es
um Menschenrechte geht und der als Arbeitsminister in den achtziger Jahren ent
sprechend liberaler Angebotspolitik nichts wesentliches gegen die Massenarbeits
losigkeit, dafür aber etliches bei der rigiden Umverteilung von unten nach oben und
an der Beschneidung von Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrechten auf den Weg
gebracht hat, hätte andere Bearbeiter verdient als diese beiden Fernsehjournalisten.

Keine Begebenheit imvon Blüm eigens für dieMedien ausgedachten Lebenslauf
wird genau geprüft, seiesdievom explodierenden Weihrauchkessel bei derBeerdi
gung (für Nicht-Katholiken: Kaum eine am Stammtisch erzählte Meßdienerbiogra
phie kommt ohne diese Geschichte aus), seien esseine angeblich radikalen und muti
gen kurzen Jahre als Gewerkschafter und Jugendvertreter. Ein Zeitzeuge, aufden
FilmerundSchwan nicht gekommen sind,schrieb vorJahren in der Mitgliederzeit-
schrift der IG Metall von Blüms damaligem Schaffensdrang: So entpuppte sich der
sichspäter alsaufden Barrikaden kämpfender Interessenvertreter stilisierende Blüm
als jemand, der mangels Streikteilnahme auch kein Streikposten sein konnte. Im
übrigen hätte er sich damals bei derBetriebsleitung um die Förderung von Seifen-
kistenrennen bemüht und zum 1. Mai mit seinem komödiantischen Talent das »Bei
programm« erfolgreich gestaltet.

Die Autoren geben sich keine Mühe, wenigstens an einem Sachverhalt über die
Hintergründe, Rahmenbedingungen, Folgen, Begleitparolen sowie Interessenbezüge
des HandelnsvonBlüm, seiner ParteiundseinerKoalition gründlichzu informieren.
BlümsPosition zur Massenarbeitslosigkeit z.B. undsein Verniedlichen und Subjek-
tivierendes Problems hätteda nahegelegen. Oder der § 116 des Arbeitsförderungs
gesetzes, bei demdann auch die unrühmliche Rolle von Blüms Sozialausschüssen
deutlich geworden wäre. Ein dutzendmal wird der§ 116 von politischen Mitstreitern
undGegnern erwähnt, nirgendwo kann sichder Leserüberdie Einzelheiten dieser
von Unternehmerintessenten eingebrachten und von der CDU und Blüm willfährig
durchgeführten Verschlechterung der Streikbedingungen der Gewerkschaften infor
mieren (skizzenhaft noch am besten in den Beiträgen von Farthmann und Fuchs).
Allerdings ist Filmer und Schwan klar, daß es auch bei Blüm um Macht für seine
Gruppeund für ihnselbstgeht. Unddaßdas Instrument dafür weniger die behaup
tete vorausschauende und Gerechtigkeit anstrebende Politik ist, sondern die ober
flächliche Akzeptanz beimPublikum, woSpaße besserankommen als Arbeit,wobei
im Falle Blüm bei zeitweiligerErnsthaftigkeit der Verdacht, daß das eigens einstu
diert worden ist, nicht von der Hand zu weisen ist.

Fazit: Für Sammler von Blüm-Anekdoten bringt das Buch einige Ergänzungen.
Für Theoretiker der hiesigen Staatsgesellschaft, die von der Dominanz von Wirt
schaftsinteressen, der Illuminationsfunktion des linken Flügels der CDU und einer
relativ harmonisch miteinander auskommenden politischen Klasse der Bundesrepu
blik ausgehen, finden sich etliche Belege. Hans-Dieter Bamberg (Berlin)
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Ellwein, Thomas, Joachim Jens Hesse, Renate Mayntz und FritzW. Scharpf
(Hrsg.): Jahrbuch zur Staats- und Verwaltungswissenschaft. Band 2. Nomos
Verlag, Baden-Baden 1989 (494 S., Ln., 79,- DM)

Mit dem Jahrbuch ist der anspruchsvolle Versuch unternommen worden, die auf
unterschiedliche Disziplinen verteilten Diskussionen zu bündeln und in ein verwal
tungswissenschaftliches »Paradigma« zu integrieren. Die Gliederung des zweiten
Bandes umfaßt längere Abhandlungen, Berichte ausdemAusland, ein(Diskussions-)
Forum, Forschungsberichte und Literaturübersichten. Die 21 Beiträge verbinden
methodische und theoretische Überlegungen mit empirischem Material sowie prak
tischen Problemen.

Substanzielle Fragen der Staats- und Verwaltungsforschung werden in Unter
suchungen zur Entwicklung der öffentlichen Verwaltung in Deutschland (Becker),
staatliche Institutionenpolitik im internationalen Vergleich (Hesse/Benz), Theorie
undEmpirie des »Dritten Sektors« (Ronge) undzur Neuorientierung des Führungs-
begriffs (Siedentopf) behandelt. So überprüft Becker den Gemeinplatz, daß die
öffentliche Verwaltung einProdukt historischer Entwicklung sei. Dazu greift er auf
organisations- und innovationstheoretische Erkenntnisse zurück und stellt die Ent
wicklung institutioneller Muster der Verwaltungen von Bayern, Preußen, Hamburg
und auf nationaler Ebene dar. Daraus gewinnt er eine Typologie von historischen
Entwicklungen (31ff.), die zwischen radikaler Neukonstruktion, graduellen Refor
men und Zerstörung ein breites Spektrum an Ausprägungen erfaßt. Dabei ergibt
sich, daß Neukonstruktionen meistam Anfang von Entwicklungslinien stehen,oder
dann auftreten, wenn der Verwaltungszustand bzw. ein institutionellesMerkmal ein
hohes Alter erreicht hat; mit beiden Fällen korreliert das Vorhandensein eines Inno
vators. Evolutionäre Innovationen sind dagegen verbunden mit: »Schlechterfüllung
als Auslöser und dem Nichtvorhandensein eines Innovators und ambivalenten
Kultur- undSupport-Zuständen und nicht wahrnehmbaren Kostenfolgen und kriegs
losen Zuständen und einem relativen Alterder jeweils veränderten Verwaltungszu-
ständevonunter20Jahren« (61). Hesse/Benz vergleichen die »public sectorpolitics«
(75) in Großbritannien, den USA und der Bundesrepublik; im Mittelpunkt steht die
Modernisierung der territorialen Komponente der Staatsorganisation. Dabei ent
deckensie divergierende Dezentralisierungsverständnisse: In Frankreich gehtes um
eine erweiterte politische Selbstverwaltung der dezentralen Gebietskörperschaften,
inden USAundGroßbritannien eher umdie Förderung nicht-staatlicher Formender
Selbsthilfe; »inder Bundesrepublik vermischen sichbeideInterpretationsrichtungen
zu einer kaumgreifbaren, abstrakten Formel« (81). SolcheModernisierungsansätze
sind vor dem Hintergrund institutionellerAusgangsbedingungen (hier: Unitarismus
versus Föderalismus) zu sehen, und sie stehen im Kontext von unterschiedlichen
politischen Auseinandersetzungen und Strategien. So hat in Großbritannien die
Regierung Thatcher eine Machtstrategie verfolgt, um besonders die Kommunen an
die Kandare zu nehmen, während in den drei anderen Ländern eine stärkere
Konsensorientierung aufzufinden ist (89ff.).

ImMittelpunkt desForums steht die»Ökologische Modernisierung desIndustrie
staates«. Die Beiträge der Umweltminister Töpfer und Matthiesen beschreiben die
wichtigsten politischen Maßnahmenbündel und Instrumente, während von Lersner
auf rechtliche und verwaltungspraktische Aspekte eingeht. Von Fürst/Henke wird
die Fragestellung verallgemeinert zu einer »Auseinandersetzung mit dem Staat«
(305), die über die Umweltproblematik hinausreicht. Die Voraussetzungen und Her
ausforderungen staatlicher Politik haben sich grundlegend gewandelt: Neue Knapp
heiten, Ängste, dieNotwendigkeit neuen Denkens (insystemischen, vernetzten und
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synergetischen Kategorien) sowie Organisationsbedarfe in komplexen Handlungs
feldern kennzeichnen das Terrain (306ff.). Dabei reicht eine Modernisierung des
Staates in Anlehnungan die Privatwirtschaftnicht aus, denn für den »politisch-admi
nistrativen Bereich haben immaterielle Faktoren wie Vertrauen, Motivation zur Mit
wirkung von Betroffenen, Erwartungssicherheit, symbolisches Problem-Manage
ment etc. eine kaum zu überschätzende Bedeutung« (310). Die sich abzeichnenden
Steuerungsformen wie kooperativer Staat, Selbststeuerungssysteme und neue
Kontroll- und Ordnungsfunktionen sind vor allem durch Dialog und Kommunikation
gekennzeichnet, situativ angelegt und erzeugen keine generellen Problemlösungen;
sie sind allerdings auch nicht frei von Widersprüchen und Problemen. Insgesamt
betrachtet, stellt nach Ansicht der Autoren der Wandel zum »Orientierungsstaat«
(318) nicht nur die Praxis, sondern auch die Staatstheorie vor neue Herausforde
rungen.

Die weiteren Beiträge des Jahrbuchs gehen auf die längerfristigen Wirkungen der
Reformen unter Präsident Reagan (Heclo), der Verwaltungspolitik Margaret That
chers (Rose) und die politisch-administrativen Veränderungen des Jahres 1987 in
Polen (Letowski) ein. Ebenso werden das Max-Planck-Institut für Gesellschafts
forschung (Scharpf), das Zentum für interdisziplinäre Forschung (Kocka/Sprenger)
vorgestellt. In Form von Sammelbesprechungen wird schließlich versucht, den
Ertrag von Politikbereichsanalysen zu sondieren. Behandelt werden wichtige Neu
erscheinungen in den Feldern Wirtschafts- und Industriepolitik (Schlieper), Arbeits
und Arbeitsmarktpolitik (Keller), Infrastrukturpolitik (Roters), Umweltpolitik
(Zimmermann), Sozialpolitik (Murswieck), Informations- und Kommunikations
politik (Lückefett) sowie Kulturpolitik (Pankoke).

Das Jahrbuch informiert über wichtige Arbeiten und Ansätze in der Verwaltungs
forschung; es bietet Anknüpfungspunkte für Politologen und Soziologen, die sich
mit Staat und Politik beschäftigen. Die Gliederung und das präsentierte Themen
spektrum des zweiten Bandes sind repräsentativ für den Forschungszweig.

Josef Schmid (Bochum)

Moses labfci

DERMARXBMUS-
UNINISMUS

Dementeeiner Kritik
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Georges Labica
Der Marxismus-Leninismus

Elemente einer Kritik

Wie hängen die stalinistischen Leiden mit dem
Marxismus-Leninismus zusammen? Die offi

ziellen Lehrbücher schweigen sich darüber aus.
Labica rekonstruiert die philosophischen und
politischen Kämpfe, aus denen der Marxismus-
Leninismus als staatlicher Offizialdiskurs hervor
ging. Die Analyse der historischen Konstellation
von Philosophie, Wissenschaft, Partei und Staat
liefert einen Schlüssel für das Verständnis heu
tiger Kontroversen im Marxismus.
144 Seiten, br., 18,- DM
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A: = Arbeitsgebiete, V: = Veröffentlichungen, M: = Mitgliedschaften

Anderson, Benidect, 1936; Professor für Government undAsian Studies undDirektor desSouth-East
Asian Program an der Cornell University, New York. V: Die Erfindung derNation (1988)

Auernheimer, Georg: sieheArgument 185

Bialas, Mlfgang, 1954; Dr. sc.phil.,Wiss. Mitarbeiter beimInstitut fürdeutsche Geschichte ander
Akad.d. Wiss. derDDR.RedakteuraasArgument. A: Kritische Theorie, Klassische deutsche Philo
sophie,Geschichtsmethodologie

Bidet, Jacques, 1945; Maitre deConferences (Philosophie) an der Universität Paris-X, Mithrsg. der
Zeitschrift Actuel Marx. V: Que faire duCapital? (1985); Thiorie de lamodemiti (1990)

Bamberg,Hans-Dieter, 1942; Prof. Dr., Hochschullehrerfür Sozialwiss. an der FH für Sozialarbeit
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Norbert Blüm (1987)

Damerau, Burghard, 1961; Studium der Literaturwiss. und Philosophie an der FU Berlin. A:
Erkenntnistheoretisches und ethisches in der Literatur

Dinner, Werner, 1957; Dr. phil., Wiss. Assistent an der Univ. Leipzig, Sektion Philosophie. V:
Einige Aspekte derGesellschaftstheorien von Kam undHegel (Mitautor, 1988); Einige Bemerkungen
zurFormel von derAusdehnung des Materialismus aufdasGebiet derGesellschaft im Prozeß der
Herausbildung des Marxismus (1989).

Feldmann, Carsten, 1962; M. A. A: Moderne französische Literatur, Adorno

Frank, Andre Gunder, 1929; Dr. Dr., Prof.f.Entwicklungsökonomie und Sozialwissenschaften an
derUniv. van Amsterdam. V:Kapitalismus und Unterentwicklung inLateinamerika (1961); Krisen in
derkapitalistischen Weltökonomie (1978); Widerstand immitsystem (1990). A: Dritte Welt, Latein
amerika (»Entwicklung von Unterentwicklung«); Geschichte des Weltsystems; Krisentheorie

Galander, Ehrenfried, 1949; Dr. sc, Prof. f. Politische Ökonomie an der Univ. Halle. A: Marx-
Engels-Forschung. M: GEW

Grimm, Hans-Jochen, 1925; Dr.phil., Prof. f.Erziehungswiss. anderTH Darmstadt. V:Allgemeine
Pädagogik (\919);Das pädagogische Erbe Goethes (1980); Materialistisches Denken und pädagogi
sches Handeln (1983). A: Allgemeine Pädagogik/Historische Pädagogik

Gehrmann, Thomas, 1952, M. A., Volkskundler imFaunprojekt Frankfurt a. M.. A: Sportethnolo
gie, Psychohistorie. M: Deutsche Gesellschaft für Volkskunde

Haug, Wolfgang Fritz, 1936; Dr. phil., Prof. f. Philosophie ander FU Berlin.V: Kritikder Wiren-
ästhetikQSm, 1983); \brlesungen zurEinführung bis»Kapital' (1974,1975); Hbrenästhetik undkapi
talistische Massenkultur (1980); Der Zeitungsroman (Realsatire. 1980); Pluraler Marxismus
(1985/87); DieFaschisienmg desbürgerlichen Subjekts, AS 80(1986); \bmhilflosen Amifaschismus
zur Gnade der späten Geburt (1987); Gorbatschow - Versuch über den Zusammenhang seiner
Gedanken (1989); Versuch, beimtäglichen Vertieren des Bodens unterden Füßen neuen Grund zu
gewinnen; Das Perestrojka-Journal (1990)

Hickethier, Knut, 1945; PDDr.,Hochschullehrer f. Medienwiss. anderPhilipps-Univ. Marburg. V:
Filmgeschichte schreiben (Hrsg., 1988); Fernsehtheorien (Hrsg., 1991); Medien/Kultur (Mithrsg.,
1991). A: Medienwissenschaft

Honold, Alexander, 1962; M. A., Wiss. Mitarb. anderFUBerlin.V:Diskursanalytische Überlegun
gen zu Musik »Der Mann ohne Eigenschaften' (1988); AufSpurensuche im Medienmüll: Thomas
Pynchons Roman»Die Versteigerung vonNo. 49* (Mitautor, 1991). A: Literaturtheorie,Geschichts
darstellung im Roman

Jehte, Peter: siehe Argument 185
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Jensch, Markus, 1968; Studium der Philosophieund der Romanistik an der FU Berlin

Kaldor, Mary, 1946; Friedensforscherin anderScience Pölicy Research Unit,University of Sussex. V: The
Imaginary Wir. Undersumdig the East West Conflict(1990)

Kmmer,Dieter, 1940; Dr., Univ. Doz., Oberkustosam Museum fürVölkerkunde Frankfurt/M., Privatdo
zent inWien. V: Freizeit undReproduktion derArbeitskraft (1975); Theorien zurhistorischen Arbeiterkul
tur (1987); Tourismuspolitik (1990). A: Kulturtheorie und -politik,europäische Ethnologie, Tourismus

Kramer, Sven, 1961; M.A. V: Ästhetik Revolte Widerstand (Mithrsg., 1990)

Laugstien, Thomas: siehe Argument 185

Morgenstern, Matthias, 1959; wiss. Ass. anderUniv. Tübingen. V: KampfumdenStaat - Religion und
Nationalismus in Israel (1990); Syrien zwischen Golfkrise undPerestrojka (1991); ArabischerAnnjudais
mus (1991). A: Judaistik, jüdisch-christl. Dialog, Nahostkonflikt, Staat und Religion in Israel

Perthes, \blker, 1958; Dr.sc.pol.,V: StaatundGesellschaft in Syrien, 1970-1989 (1990). A: NaherOsten.
Dritte Well

Reich, Kersten, 1948; Prof. Dr., Prof. f. Allgemeine Pädagogik ander Univ. Köln. V: Häuserder Vernunft
- Gespräche mitPhilosophen desAbendlandes (1988); Zweifeln biszumTorder letztenHerrschaft - Chinas
Intellektuelle zwischen Demokratie und Despotismus (Milaulor/Mithrsg., 1989). A: Philosophie der Er
ziehung, Vergleichende Pädagogik (China), Allg. Pädagogik

Roth, Winfried, 1952; Dipl.-Volkswirt, freier Journalist. V: Orlando Hbrdones: »Mensch, du lebst noch!'
Ein Chileneerzählt (Hrsg., 1989). A: Politik, Wirtschaft, Kulturgeschichte

Schmid, Josef, 1956;Dr.rer.soc.;wiss. Ass an der RU Bochum. V: Die CDU (1990); Aufbruche:Zukunfts
diskussion in Parteien, Verbänden und Kirchen (Mithrsg., 1990). A: Parteien, Verbände, Vergleichende
Politikfbrschung, Neue Technologien

Schneider, Michael, 1943; Dr. phil., freier Schriftstellerund Publizist. V: Den Kopf verkehrtaufgesetzt
(1981); Nur tote Fische schwimmen mit dem Strom (1985); Das »Unternehmen Barbarossa' (1990). A:
Geschichte des 2. Weltkrieges, Sowjet. Geschichte, deutsche Literatur(u. Kritik). M: Deutsches PEN-Zen-
trum, Deutsche Gesellschaft, Deutsch-sowjetische Gesellschaft

Schneider, Norben, 1945;Dr. phil., Prof. f. Kunstgeschichte und ihre Didaktik an der Univ. Münster. V:
Jan van Eyck, Der GenferAltar (1986); Studienzum Werk des Petrarcameisters(1986);Stilleben, Realität
und Symbolik der Dinge (1989). A: Kunstgeschichte, Ästhetik, Kulturtheorie

Suny, Ronald, Professor für Geschichte an der University of Michigan, USA. V: The Baku Commune,
1917-1918. Class and Nationality in the RussianRevolution (1972)

\bgl, Jörg- Michael, 1954;Gesamtschullehrer. A: Parteientheorie

Wagner, Bernd, 1948,Journalist. A: Kulturpolitik, Kulturtheoric

Heberling, Anja, 1965; Studium der Geschichte und Psychologie. V: Politikder Frauen in der Französi
schen Revolution, in: Argument 176(1989)

Willing, Gunter, 1953;Dr. sc., wiss. Oberass. an der Univ. Halle. A: Marx-Engels-Forschung. M: GEW

Zapata, Martha Isabel, 1957; Lehrerin, z.Zl. Studium der Philosophiean der FU Berlin
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IV

Die Neue
Gesellschaft

Frankfurter
Hefte

2'91
Aktuelles

Th. Krapf: Israel zwischen Intifada und
Golfkrise

D. Boden: Der KSE-Vertrag

T. Lessing: Rrrausverkauf im Ostladen

H. Kern: Die Transformation der östlichen

Industrien

Diegefährdete Modernisierung-Parteien'91

Gespräch mit W. Zhierse: »Dolmetscher
zwischen West- und Osteuropa«

Gespräch mit H. Wieczorek-Zeul: Solidari
tät und Zivilität

D. Roth: Ein Parteiensystem im Wandel?

P. Läpp: die ehemalige DDR-CDU - die
»Abteilung Christen« der SED?

K. Schacht: Der Rechtsextremismus hat eine
Zukunft

Th. Schiller: Die FDP nach dem Beitritt:
Gestärktauf wackligen Beinen

G. Nowakowski: Wer schützt die Grünen vor
sich selbst?

Kontrovers

H. Brücker: Im Osten nichts Neues?

Kultur

R. Weiland: Naturrecht und Rechtsstaat

N. Rälhzel/R. Miles: Migration und Natio
nalstaat

D. Castner: Ein Predigerdes Fleischesliebe

38. Jg. 1991

Hrsg, fürdie Friedrich-Eben-Stiftung vonHolger Borncr,
Waller Dirks, GünterGrau. Johannes Rau. Carola Stern,
Hans-Jochen Vbgel, Redaktion: Peter Glotz (Chefredak
teur).UlrikeAckermann, Norbert Sein (beideverantw.) -
Erschein! mortui. Einreihen: 12,80 DM frei Haus; Jahre
sabo90 DM freiHatts. -VerlagJ.H.W. DietzNachf., Inder
Raste 2, 5300 Bonn I
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Zeitschriftenschau

kultuRRevolution
Zeitschrift für angewandte diskurstheorie

1'91
HistorischeAnalogien
i. Link: Historische Abalogien: Strukturen
und Funktionen

J. Schulte-Sasse: Saddam Hussein als Hitler

R. Parr: Bismarck-Mythen - Bismarck-Ana-
logien
R. Faber: Zur Rekonstruktion des Brecht-
schen »Cäsar«-Romans

M. Schuller: Wiederholen, Vergessen. Der
achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte
von Karl Marx. Randnotizen

D.S. Milo: Für eine experimentelle
Geschichte oder Die fröhliche Geschichte

N. Wagner: Teuflische Geschichte(n). Zur
politischen Logik der Wiederkehr der Wei
marer Republik
Th. Illscheid: Völkische Germanistik in

Deutschland 1933-45 und ihr Bild der Goe
thezeit

L. Schulte-Sasse: Friedrich der Große und
Hitler

Materialien: Die Bundeswehr vor dem
Durchbrach in die Dritte Welt. Ein Lehr-

>stück über Operativität und Prognostische
Kapazität der » »kultuRRevolution«
Plädoyer für eine neue Friedensbewegung
»No germans to the front« in 9 Thesen
J. Link: Vorschlag zu Handlungsmöglich
keiten beim Problem Bundeswehr in die
Dritte Welt

M. Schuller: Zeitmaschine. Zum Ende der
DDR

F. Becker: Sachlichkeitund Sport. Politische
Kulturforschung am Beispiel der Weimarer
Republik

Hrsg.: JürgenUnk und Ulla Link-Heer. Redaktion: rühr-
VALK <- Ruhr-Verbund angewandte Literatur-und Kul
turtheorie). - Erscheint zweimal jährlich. Einzelnen 15
DM, Jahresabo27 DM. - Redaktion: KampstraBc II, 4320
Haningen 16- Klartext \fcrtagGmbH, Viehofer Platz 1,
4300 Essen I



Zeitschriftenschau

PSYCHOLOGIE &
GESELLSCHAFTS
KRITIK

4'90

I. Ebberfeld: Alterssexualität oder 78 Jahre
Sexualität einerFrau. Eine Fallgeschichte

W. Mader: Der Mythos des Narziß und das
Altern

H. Dießenbacher/M. Wambach: Sollen wir
unserer Pflicht, gehorsam zu sterben, in
jedem Falle nachkommen? Ein Dialog über
Sterbevarianten

G.A. Straka/Th. Fabian/J. Will: »Berufsver
bot« mit 65? Plädoyer für flexible Alters
grenzen

Th. Fabian/G. Straka/K. Karayilmaz/J.
Will: Rückkehr in die Heimat oder Verbleib
in der Bundesrepublik? Deutschland alszen
trales Lebensthema älterer Türken

1'91

G. Zurhorst: Die Erneuerung der philoso
phisch-anthropologischen Grandlagen der
Psychologie

H. Leggewie: Krise der Psychologie oder
Psychologie der Krise?

E. Jaeggi: Der kritisch forschende Praktiker

J.Körner: Für eineRückkehr derPsychoana
lyse in die Psychologie!

P. Mattes: Institutionelle Bedingungen para-
digmatischen Beharrens

G. Rexilius: Theoretische Grandlagen und
Perspektiven einer kritischen Psychologie

Herausgeber: initiative kritischer Psychologinnen und Psy
chologen e.V.- Redaktion: RuthGroBmaB, Siegfried Gru-
bitzsch, Peter Mattes. Frank Nestmann. Christiane
Schmerl. - Erscheint ruh 4 Heften im Jahr. Einzelne« wc
DM, Doppelheft Ig DM. Jahresabo 40 DM (Stud. u.a. 34
DM)- Redaktien: Borgcrbuschweg 47,2900Oldenburg

Zeitschrift für

Sozialistische

Politik & Wirtschaft

1'91

U. Briefs: Herausforderungen für die Linke
und die PDS?

R. Krämer: Opportunismusgegenüber neo-
konservativem Zeitgeist

J. Schuster: Startschuß füreine neueQualität
der EG-Integration?

O. Brosch: Die Rock'n'Roll-Populisten
Bericht zum Vereinigungskongreß

Interview mitE. Fehrmann: Können Yuppies
solidarisch sein ?

Debatte

K. Dörre: Zivilgesellschaft und demokrati
sche Frage

S. Kebir: Die Internationalisierung der
»Zivilgesellschaft«

K.H. Tjaden: Wir brauche eine Politische
Ökonomie der Stoff- und Energieströme
D. Albers: 1989-1917: Diesseits des Sozia
lismus

O. Brosch: Replik zu Hilgers/Sauer in spw
56

Interview mit W. Janka

14. Jg. 1991

Hrsg.: Detlev Alben. Heinz Albrecht. Oliver Bosch. Jür
gen Egert, Katrin Fuchs. Josef Hindels t. Klaus Peter Kis-
ker, Heinrich Lienkcr, Susi Mobbeck. Ursula Pausch-Gni-
ber, KurtWand. Klaus-PeterViblf, Burkhard Zimmermann,
Birgit Zoeroer. — Redaktion: Ingo Arend, FloreneGues-
ne«.Uwe Kremer, Mathias Machnig. — Erscheint zweimo
natlich. Jahresabo51 DM, erm. 42 DM, Ausland 54 DM.
Redaktionund Verlag: Kieler Str. 13,5000 Köln SO
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VI

Vorgänge
Zeitschrift für Bürgerrechte

und Gesellschaftspolitik

6'90
Zeitfragen, Kommentare
A.-A. Guha: Die Golf-Krise oder die Unzu

länglichkeit des politischen Denkens
K. Naumann: Können Völker glücklich sein?
Von der demokratischen Revolution zum

demokratischen Alltag
M. Furet/J. Holzapfel: Die Eingliederung
der ostdeutschen Landwirtschaft in die EG

K.-D. Hoffmann: Kokainproduktion und
Unterentwicklung
A. Pfahl-Traughber: Der Rechtspopulismus
des Jörg Haider
P. Ciupke/N. Reichling: »Neuaufbau deut
schen Geisteslebens«? Stationen historischen

Bewußtseins und politischer Bildung nach
Auschwitz

Essay
C.-W. Macke: Wegräumen und vergessen.
Über nachwirkende Kindheitsmuster

Thenut: Tlieorie am Scheideweg?
J. Seifert: Fragmentierte Politik. Ein Ent
wurf

W.-D. Narr: Klimmzüge der Ethik
D. Runze: Theorie ohne Perspektive?
S. Papcke: Gesellschaft ohneSubjekt? Über
die Systemästhetik von Niklas Luhmann
M. Buckmiller: Sozialismus - das Ende
einer Utopie?

Hcrautgegcbcr: Vorgängee.V.. in Zusammenarbeit mit der
Gusbv-Hcinemann-Initiative. der Humanistischen Union
und dem Komitee für Grundrechte und Demokratie. —
Redaktion: Dieter Hoffmann. — Erscheint zweimonatlich.
Einzelheit 13DM (Doppelheft 20 DM); Jahrcsabo 58 DM
zuzgl. Versand. — \fcrlag:VtorgängecV., Kurfurstenilr. 22.
RIX» Manchen 40
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Zeitschrifienschau

Berliner Debatte

INITIAL
Zeitschrift für Socialwlssenschaftlichen Diskurs

2'91

Umstrittene Geschichte. Beiträge zur Ver
einigungsdebatte der Historiker
Hrsg. für den Heftscherpunkt: W. Geßner

K.H. Jarausch: Das Versagen des ostdeut
schen Antifaschismus

G.G. Iggcrs: Geschichtswissenschaft und
autoritärer Staat

J. Kocka: Die Geschichtswissenschaft in der

Vereinigungskrise
C.KIeßmann: DDR-Historiographie aus
bundesrepublikanischer Sicht
W. Küttler: Zum Platz der DDR-Historio

graphie inder»Ökumene derHistoriker«
B. Florath: Mnemosyne war die Pille ver
schrieben oder über die Schwierigkeiten der
Historiker, sich selbst zu begreifen
P. Hübner: Zur zeitgeschichtlichen DDR-
Forschung in den neuen Bundesländern
P. Schafe: USA-Geschichte in der früheren

DDR

R. Possekel: Strategien im Umgang mit dem
Dogma: Die geschichtsthcoretische Diskus
sion in der DDR

F.Hauer: Max Weber-Rezeptionun Kritik in
der DDR-Geschichtswissenschaft

J. Peters: Über Historiker-Verhalten
Erklärung des Verbandes der Historiker
Deutschlands

S. Wolle: Das Versagen der Historiker
R. Eckert/J. John: Über Anpassungs- und
Veränderungstendenzen in der DDR-Ge
schichtswissenschaft

F. Klein: Ist Zerschlagung Erneuerung?
J. Rüsen: Gedanken zum Umgangder Histo
riker miteinander

Hrsg. vom Verein Berliner Debatte INITIAL e.V.. Ono-
Nuschkc-Str. 10/11. OIOS5 Berlin. Erscheint zweimonat
lich. Jahres-Abonncment 7,- DM pro Heft. Redaktion INI
TIAL: Postfach 1333. 0-W86 Bertin



Zeitschriftenschau

Zeitschrift tür marxistische Erneucrunc

2'90

H.J. Sandkühler: Marxismus?

G. Labica: Kritische Bilanz

K. Peters: TheoriedcrBefreiung
G. Fülberth: Radikale Linke

J. Hetscher: DKP: Hängen im Schacht?
F.O. Wolf: Grüne Politik

G. Hesselbein: Erkundungen und Optionen
H. Zander: Die Nacht der Bleistifte
H. Jung: Die DDR und wir
W. Jantzen: Subjekt und Kollektiv

Marxismus: Erneuerung undAktualisierung
J. Reusch: Golf-Krieg und deutsche Linke
J. Reusch/A. Leisewitz: Zusammenbruch

des »realen Sozialismus« und marxistische
Theorie

F. Deppe: Der Zusammenbruch des Sozia
lismus und Perspektiven der marxistischen
Theorie

H. Sandkühler: Zum Status marxistischer

Theorie heute

J. Bischoff: Sozialistische Vergesellschaf
tung: Markt statt gesellschaftlich-planmä
ßige Regelung der Produktion?
W. Goldschmidt:Vergesellschftung
M. Menard: Gesellschaftliche Steuerung
und Privatinteresse

K.H. Tjaden: Marx, der Müll und der Fort
schritt

Th. Mies: Die Kategorieder doppelten Pro
duktion des Lebens

U. Beer: Vergesellschaftungsprozcß und
Subjektivität
L. Peter: Marxismus und Subjektfrage
H. Jung: Gorbatschowismus, »neues Den
ken« und die Realität

Herausgegeben vom ForumMarxistische Erneuerung e.V.
(Wiesbaden). Redaktion:A. Engelhard!. H. Jung.Erscheint
viermal jährlich. Einzelheft 15 DM, Jahreubo 45 DM.
Redaktion und \enrieb: 7. - Zeitschrift für Marxistische
Erneuerung. Kainer Str. 66. 6000 Frankfurt/M. 1
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KunstundAntifaschismus

Der Spanische Bürger
krieg und die bildenden
Künste
Hrsg. von Jutta Held
Schriften der

Guernica-Gesellschaft

Bd. 1

Dieser Band ist der erste einer

Schriftenreihe der Guernica-Ge

sellschaft im Argument-Verlag.
Antifaschistische Kunst und An-

tikriegskunst werden an keinem
Ort der BRD systematisch gesam
melt oder dokumentiert. Deswe

gen sind viele Künstler vergessen,
die im Widerstand gegen den Fa
schismus oder im latenten Konflikt

zu ihm leben und arbeiten mußten.

Ziel der Guernica-Gesellschaft ist

es, sich der inVergessenheit gera
tenen oder in Vergessenheit ge
brachten antifaschistischen Kunst

anzunehmen, sie zu erforschen

und zu dokumentieren. Gilt es

doch, die Traditionen und Erfah
rungen eines Kunstschaffens le
bendig zu halten, das aus dem Wi
derstand gegen Krieg und Fa
schismus hervorgegangen ist.

In diesem Verständnis hat der

erste Band der Reihe programma
tischen Charakter: Der Spanische
Bürgerkrieg, Guemica zumal, sig
nalisierte weltweit die drohende

Gefahr des Faschismus. Wohl

kaum ein anderes Ereignis des 20.
Jahrhunderts hat die Künstler des

wegen so herausgefordert.
Erst aufgrund sehr genauer Re

konstruktionen lassen sich Fragen
sinnvoll stellen, beispielsweise die
nach einer Logik der Reaktionen
auf die Bedrohung durch Faschis
mus und Krieg, danach, in welcher
Weise die Künstler diese Bedro

hung reflektierten und ihr gegen
über Widerstand leisteten.

Der vorliegende Band kann
hierbei nur einen Anfang markie
ren. Versammelt sind Forschun

gen unterschiedlicher Richtung.
Einen Schwerpunkt bilden neue
Analysen und Materialien zu Pi-
cassos Werken zum Spanischen
Bürgerkrieg, insbesondere zu sei
nem »Guernica«-Bild.

Autoren des Bandes sind — ne

ben der Herausgeberin — u. a.
Reinhard Kühnl, Harald Olbricht,
Peter H. Feist, Reiner Rumold,
Walther L. Bernecker.

67 Abb., ca. 250 S., DM 34,-
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IX

Summaries

Mary Kaldor: War of Imagination
The cold war was a way oforganising global relations. The Fordist variant ofcapitalism and the
Stalinist, or post-stalinist, variant ofsocialism nurtured each other by means ofanimaginary war.
The military technology and the concepts developed within this era(and used inthe Gulfwar), reflect
the style and missions ofthe second world war, yet the balance ofthe world economy and, with the
collapse ofcommunism, the political regulation ofglobal relations has changed dramatically. Thus,
the Gulfwar can bedescribed asastruggle to establish a form ofpolitical regulation ofthe post- For-
dist worldeconomy that retains Fordist political institutions.

Andre Gunder Frank: Political Economy of the Gulf War
The United States rushed into War inthe Gulf in a probably vain attempt toshore up its declining
power on the world stage one last time by the only means it has left and knows how to use - its
military power. However, without anadequate economic base, military power isinsufficient tokeep
a greatsuperpowerafloat.It isnotfornothing thatPaul Kennedy became a bestseller whenhe wrote
thatfoolish military overextension beyond the economy's means tosupport it is thebasis ofThe Rise
and FALL ofthe GreatPowers.

Benedict Anderson: The Making of Nations by the ColonialState
The modern nation states in Southeast Asia derived their modeis of nationalism not so rauch from
Europe butfrom certain ideological institutions ofthecolonial states which were theirpredecessors.
Consensus, map and colonial achaeology formed apattern which dissolved traditional categories and
boundaries oftheprecolonial eraandguaranteed theimaginary identity oftheemerging modern na
tion states.

Ronald Suny: Socialism and Ethnic Conflict in Transcaucasia
Intheearly partofthisCentury both Bolshevism and Menshevism hadmany thousands ofadherents
in the Transcaucasus. Revolutionary Opposition to the Tsars channelled theaspirations both of a
vigorous young worker's movement and of the region's mosaic of various oppressed nationalities.
Nearly seven decades of Soviet rule have forged a militant sense of nationhood. Partly in conse-
quence, theformer strongholds ofprolctarian cosmopolitanism have now beenburied byincreasingly
homogeneous national groupings.

Thomas Gehrmann: Soccer and Nationalism

Soccer in itspolitical expressions often is nationalist andracist. But the ideaof rightwing political
ideology being brought into the football-scenefrom outside misses the essential link between both.
Thekey of understanding thehidden Contents of football in general andparticularly its nationalist
political expressions is towatch out forthemostobvious: thefact, thatfootball supporters area male
peeigroup.

MichaelSchneider: From the State Enterpriseto the DeutschmarkColony
The author compares the official political lies about the German reunification with their obscene
results: The preeipitated »Economic and Financial Union« leads to a destruetion of East German in-
dustry. While an increasing number of East Germans, who have lost their Jobs, is menaced by
pauperisation, theproperty andreal estate «owned bythePeople« ofthe former GDRisexpropriated
by WestGerman banks and big corporations.

Wolfgang Bialas: GDR National Identity in Turmoil
Evenafteritceasedtoexist, theGDRcontinues to liveon inthebiography of itspeople. Fundamental
change and reunification are symptomatically traced through the psycho-social effects of the
upheaval. The articlefocuses on various ways ofconfronting one'sownhistoryand theconsequences
thereof.The discussion includes the identity crisescharacteristic of East-German sociologists.

Anja Weberling: Criticizing Technology and The Relationship Between the Sexes
Analyzing the debate on rationalizationduring the WeimarRepublic the article focuses on how both
thecollapsofthe euphoriasurroundingrationalization andthe absolutefaithin technologyweredealt
withat the timeof a worldwide economic crisis. It raisesthe question of how women's aspirations
and experiences havefound their way intodistinetforms of technology criticismeven today.
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